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Als Oesterreich-Ungam den Berliner Vertrag mit den 
übrigen Signatarmächten abgeschlossen hatte, da geschah es, 
da SS dieser Vertrag im Innern des Reiches eine Erscheinung 
hervorrief, wie sie bei keiner der anderen contrahirenden 
flächte zu Tage trat. Es entstand in diesem Reiche OesteiTeich- 
Ungam ein heftiger theoretischer Kampf der politischen Par- 
teien und zum Theile der Organe des Staates selbst darüber, 
ob dieser Berliner Vertrag, um rechtsgiltig zu sein, der Gre- 
nehmigung der Volksvertretung bedürfe oder nicht. Die Frage, 
welche Theoretiker wie Praktiker , Regierung und Volksver- 
tretung auf das Lebhafteste beschäftigte, in den Organen der 
öffentlichen Meinung vielfach erörtert und verschieden beant- 
wortet wurde, ist eine rein staatsrechtliche Frage. 

Fast hatte der völkerrechtliche Inhalt des Berliner 
Vertrages — so folgenschwer für Europa und Asien — erzeugt 
durch das Absterben eines einst mächtigen Reiches und den 
neuen Lebenstrieb erwachter Völkerschaften nach selbständiger 
Staatsbildung — die Gemüther in Oesterreich-Ungarn nicht so 
in Erregung versetzt, als diese rein staatsrechtliche, 
formale Frage. Sie kann nur nach dem positiven (iffentlichen 
Rechte Oesterreich-Üngams entschieden werden. 

Die Beantwortung dieser staatsrechtlichen Frage nun, ob 
der Berliner Vertrag zu seiner völkerrechtlichen und staats- 
rechtlichen Giltigkeit für Oesterreich-Ungarn der Genehmigung 
der Volksvertretung bedurfte, nach dem positiven Staatsrechte 
Oesterreich-Ungams — also die Beantwortung de lejfc 
lata — ist die Aufgabe der folgenden EWirterungen. *SV/i^' tra 
et MtuJio, nicht gefärbt durch irgend eine politische Tendenz, 

B. Dan tu eher- D. BondesHtaat OdRiorrnicU-Uiigarii. \ 



muss diese Entscheidung aus dem geltenden Rechte allein ge- 
geben werden. 

Der Sache nach schliesst sich daran die staatsrechtliche 
Beleuchtung der Regierungsvorlage betreffend die Verwaltung 
Bosniens und der Herzegowina. 

So wichtig nun die Entscheidung einer derartigen Frage 
sein mag, vom Standpunkte des geltenden Rechtes, der Selbst- 
bestimmung eines Volkes, oder des internationalen Einflusses 
und der Handlungsfähigkeit eines Staates — für Oesterreich- 
Ungarn erhält diese Frage eine besonders hohe Wichtigkeit 
durch ein Moment — und dieses ist die grosse TJngewisslieit, 
die weitgehende Meinungsverschiedenheit über die staats- 
rechtliche Natur dieses Oesterreich-Ungam. Denn die 
Entscheidung über die Competenz der Volksvertretung in 
Oesterreich-Ungarn zur Behandlung des Berliner Vertrages 
und der bosnischen Verwaltungsvorlage bedingt und setzt 
nothwendig voraus die Entscheidung einer Vorfrage, das ist 
die Bestimmung der staatsrechtlichen Natur der 
„österreichisch-ungarischen Monarchie" aus dem 
Staatsrechte dieser Monarchie, de lege lata. Zuerst muss fest- 
stehen oder festgestellt werden, welche Staatsform — oder 
vielleicht Staatsformen — Oesterreich-Ungarn darstelle, wie 
sein Staatswille entstehe, in absoluter oder constitutioneller 
Weise , und welches die Factoren dieser Willensbüdung sind ; 
dann erst kann man an die Untersuchung herantreten, ob der 
seitens Oesterreich-Ungarns im Berliner Vertrage ausgesprochene 
souveräne Wille durch die Krone allein verfassungsmässig er- 
zeugt wurde, oder ob er der Volksvertretung als des zweiten 
nothwendigeh Factors seiner Entstehung bedurfte. 

Auch hat diese Vorfrage noch dem staatsrechtlichen Cha- 
rakter der österreichisch-ungarischen Monarchie und ihre Ent- 
scheidung de lege lata noch Interesse und Werth für die 
Gegenwart , während die parlamentarische Behandlung des 
Berliner Vertrages in Oesterreich-Ungarn — wie der Berliner 
Vertrag selbst — schon ein Stück in die Vergangenkeit zurück- 
gesunken ist. 

Wahrhaft , unsere Gegenwart ist eine staatsrechtlich 
ausserordentlich interessante Zeit! 
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Sie zeigt der beobachtenden Staatslehre den Untergang 
eines grossen Staates, dessen Hinsiechen auch durch das Heil- 
mittel der politischen Freiheit — das grosse Erziehungsmittel 
der Völker — nicht gehindert werden konnte. Wir sehen vor 
uns das Entstehen neuer, kleinerer und mittlerer Staaten, wir 
erlebten vor kaum mehr als einem Decennium die Bildung 
zweier grosser Staaten — Italiens und Deutschlands. — auf 
nationaler Grundlage. 

Und nicht genug daran , diese auch in den Staaten so 
schnell lebende Zeit rollt alle Staatsfonnen vor der empirischen 
Forschung auf! 

Die absolute Monarchie in Russland, wie zahlreiche con- 
stitntionelle Monarchien im übrigen Europa, entstanden durch 
<lip Vereinigung und Verwirklichung zweier grosser Ideen, der 
Idee des Königthums und der Idee der politischen Freiheit 
des Volkes; die Republik, sowohl die absolute Demokratie in 
kleinen Bergeantonen der Schweiz , als die repräsentative 
Demokratie in dem grossen Frankreich. Und nicht zufrieden 
mit dem Entstehen und Vergehen und den mannigfachen Formen 
des einfachen Staates , zeigt die staatenbildende Gegenwart 
auch die sogenannten „zusammengesetzten Staaten" , die Per- 
.««onalunion — Schweden und Norwegen — und namentlich 
den Bundesstaat. Ja sie zeigt diesen Bundesstaat in allen 
drei Formen der alten trias politica AHstotdis, als Republik, 
Aristokratie und Monarchie. 

Die Schweiz ist der Bundesstaaat in der Form der Re- 
publik. In Mitteleuropa stehen zwei grosse Staaten , entschei- 
dend für das Schicksal des alten Europa — Deutschland und 
Oesterreich-Ungarn. Herrscht bei dem einen Ungewissheit über 
.seine Verfassungsform, bezweifelt man am andern vielfach 
seine einheitlich -staatliche Existenz. 

Dass Deutschland ein Staat, — ein Bundesstaat ist — , 
wird allseitig anerkannt. Aber in Betreif der Verfassung des 
deutschen Reiches, namentlich in Betreif des Innehabers der 
deutschen Staatsgewalt — des deutschen Souveräns — herrscht 
grosse Ungewissheit. Bald erklärt man die Verfassung des 
deutschen Reiches als eine republikanische, bald wendet man 
tleu Begriff der constitutiouellen Monarchie auf siti an. 

l* 



Ohne Zweifel ist der Souverän in Deutschland eine Ge- 
sammtpersönlichkeit, bestehend aus 25 Gliedern. 22 dieser 
Glieder sind in den anderen deutschen Staaten — in den 
Sonderstaaten — Monarchen ; dazu kommen die Repräsentanten 
der drei freien Städte Bremen, Lübeck und Hamburg. Jeder 
der 22 in den deutschen Sonderstaaten regierenden Fürsten 
ist in einer anderen, zweiten Staatsangehörig- 
keit, in seiner deutschen Reichsangehörigkeit 
Theil des deutschen Souveränetätskörpers, wobei demjenigen 
Mitgliede, das in einer anderen staatsrechtlichen Eigenschaft 
— als Preusse — die Krone Preussens trägt, besondere Vor- 
rechte zustehen. Sämmtliche Glieder des deutschen Souveräne- 
tätskörpers üben dann die ihnen nach der Reichsverfassung 
zustehenden politischen Rechte durch instruirte und verant- 
wortliche Stellvertreter aus. Dieses CoUegium der Vertreter 
der Souveränetätsglieder ist der Bundesrath. Hält man daher 
an dem Eintheilungsprincipe für die verschiedenen besonderen 
Staatsformen fest, welches in der Zahl der Innehaber der höch- 
sten Staatsgewalt das unterscheidende Merkmal erblickt, dann 
ist Deutschland der Bundesstaat in der Form der Aristokratie. 
Deutschland ist eine Aristokratie, und zwar eine politisch- 
freie, eine constitutionelle Aristokratie. Daher der Ausspruch des 
Fürsten Bismarck : „Die Souveränetät ruht nicht beim Kaiser, 
sie ruht bei der Gesammtheit der verbündeten Regierungen". 
(Stenogr. Bericht d. Reichstages, I, Sitzungsper. 1871, S. 299.) 

Eine besonders merkwürdige Erscheinung nun dieser 
staatsrechtlich so formenreichen Zeit ist es, dass bei dem zweiten 
grossen Bundesstaate — Oesterreich-TJngarn — die völker- 
rechtliche Existenz allseitig anerkannt ist, die staats- 
rechtlicheExistenz aber eines Staates Oesterreich-Ungam 
von Vielen in Frage gestellt wird. 

Die Thatsache, dass gegenüber den anderen Staaten eine 
souveräne Gesammtpersönlichkeit Oesterreich-Ungam existire, 
steht ausser Frage. Alle Tage äussert ja Oesterreich-Ungam 
seinen einheitlichen Reichswillen durch seine Gesandten gegen- 
über den anderen Staaten, schliesst mit ihnen Verträge ; es hat 
bei der bisherigen schrittweisen Lösung der Orientalischen 
Frage als eine der meist interessirten Mächte seinen entschei- 



denden Willen auf dem Berliner Congresse verkündet. Das 
ßeieb Oesterreich-Ungarn bethätigt sein Dasein und verwirk- 
liebt diesen seinen Willen durch seine einheitliche kräftige 
Tbat. Mit altösterreichischer selbstloser Hingebung und Tapfer- 
keit hat die neue österreichisch-ungarische Armee den Reichs- 
willen in Betreff der Occupation Bosniens und der Herzegowina 
vollzogen. Die einheitliche Kraft dieser Monarchie zur See ist 
noch die Flotte von Lissa. Erwartungsvoll blickten die euro- 
päischen Mächte auf die neue positive Action des alten Ost- 
reiches, sie Hessen es sich nicht träumen, dass darin zwei 
Staaten handelnd aufträten! 

Und doch — fast scheint es nicht glaublich — wird die 
Existenz desselben Eine n Reiches Oesterreich-Ungarn, die gegen- 
über anderen Staaten anerkannt ist — nach Innen, gegenüber 
den eigenen Angehörigen, vielfach bezweifelt, ja es wird sogar 
die Existenz Eines Staates Oesterreich-Ungarn nach Innen ge- 
läugnet von der Theorie und einem Theile der Reichsangehörigen 
selbst. Oesterreich-Ungarn, Ein Staat nach Aussen, soll nach 
Innen zwei Staaten sein. Man anerkennt sogar noch die be- 
sondere Staatsform dieses Oesterreich-Ungarn, dass es eine 
Monarchie sei, aber man läugnet, dass diese selbe Eine Mon- 
archie nach Aussen auch Eine Monarchie nach Innen sei, dass 
der Eine Staat, der für das Gebiet der gemeinsamen Angelegen- 
heiten nach Aussen existirt, auch für denselben Competenz- 
kreis nach Innen existire. Man steht in diesem Widerspruche, 
ohne sich darüber Rechenschaft abzulegen. 

Ist bei Deutschland die einheitliche staatliche Existenz 
ausser Frage, die Staatsform aber und Verfassung bestritten, 
so ist bei Oesterreich-Ungarn die Staatsform und Verfassung im 
Klaren, und man bezweifelt nur, dass diese Eine Monarchie Oester- 
reich-Ungarn auch nach Innen Ein Staat sei, oder vielmehr, 
man zweifelt fast nicht, dass Oesterreich-Ungarn nicht Ein 
Staat sei, man glaubt zu wissen, dass Oesterreich-Ungarn 
zwei Staaten sind. 

Welche Verwirrung, welche Unsicherheit in der Theorie 
über dieses Oesterreich-Ungarn ! Welche staatsbegrifFlichen, 
logischen Unmöglichkeiten verkündet man, welche positiv-staats- 
rechtlichen Unrichtigkeiten behauptet man! 
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Als Personalunion wird die Oesterreichisch-Unga- 
risehe Monarchie erklärt, als ein Staatenbund, man nennt 
sie vielfach ein s t a a t s r e cli 1 1 i c h e s Gr e b i 1 d e sni (jenerts, 
das unter keinen der herkömmlichen Schulbegriife passe Am 
meisten verbreitet ist die Anschauung, dass die Monarchie eine 
ßealunion sei. Aber seltsam genug — die Bekenner der 
Realunion lösen selbst die Bande, durch welche die Realunion 
bestehen soll, auf; sie zerfallen die Cisleithanien und Ungarn 
gemeinsamen Organe, welche nach der bisherigen Auifassung 
der Realunion eben als Ausdruck einer für ihren Competenz- 
kreis bestehenden einheitlichen Staatsgewalt erscheinen müssten, 
wieder in je zwei Organe der Sonder Staaten '*), und vernichten 
somit die Gremeinsamkeit dieser staatlichen Organe. 



^) Jurascliek: Personal- und Realunion (Berlin 1878), S. 116, 117: 
„Wenn man aber den ganzen Charakter des Gesetzes, sowie der gemeinsamen 
Einrichtungen erwägt; wenn man bedenkt, dass auch die Organisation der 
Regierungsorgane beruht auf deh Sonderrechten des einen und des anderen 
Staates, die Foim der Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten zu be- 
stimmen; wenn man endlich findet, dass die Minister den Delegationen, also 
indirect dem österreichischen Reichsrathe und dem ungarischen Reichstage, ver- 
antwortlich sind, denn die Delegationen üben nur das Recht dieser 
Körperschaften aus: so wird man über das Wesen der gemeinsamen Mi- 
nister nicht in Zweifel sein. Sie sind in der That Minister des einen und des an- 
deren Staates, jeder Minister repräsentirt in seiner einen physisclien Person recht- 
lich einen österreichischen und einen ungarischen Minister, sie haben n i c h t den 
Willen eines Staates, sondern zweier Staaten zu vollziehen... 
Die gemeinsamen Minister sind eben nur der Reflex des gemeinsamen 
Souveräns, die Uebertragung der Einrichtung von den beiden Regenten- 
personen in der einen physischen Person auf den Kreis der vollziehenden 
Gewalt, den beiden Regentenpersonen in der einen leiblichen Person des Souveräns 
stehen immer die beidsn Minister in dem einen leiblichen Minister gegenüber." 

Damach aber bestünde kein gemeinsames staatliches Organ, nicht der 
Minister, nicht das Ministerium ist dann gemeinsam, sondern das i)hy- 
sische Substrat (der Mensch) ist für die gleichen Organe zweier Staaten dasselbe. 
Ein und derselbe Mensch ist zwei Organe zweier Staaten. 

U 1 b r i c h : „Die rechtliche Natur der österreichisch-ungarische u Monarchie" 
(Prag 1879), S. 60: „Letztere* (die gemeinsamen Minister) und die ihnen unter- 
geordneten Verwaltungsbehörden sind nur ein Reflex des gemeinsamen Souveräns 
und sind Minister b e i d e r Staaten (vgl. Juraschek, Personal- and Realunion, 
S. 117). Seite 56: „Die Gesandten des Kaisers und Königs sind rechtlich 
gemeinsame Beamte, d. h. Organe des einen und des anderen Staates , deren 
TUätigkeit (jinnih den gemeinsamen Minister des Aeussern geleitet wird". 



Das gemeinsame Ministerium — Ein Ministerium — soll 
zwei Ministerien sein, ein cisleithanisches und ein ungarisches 
Ministerium, jeder gemeinsame Minister soll rechtlich zwei 
Minister seines Ressorts — den cisleithanischen und ungarischen 
Minister des Auswärtigen, des Krieges, der Finanzen — 
vorstellen. 

Das gemeinsame Ministerium, sobald die fremden Staaten 
und deren Diplomaten dasselbe betrachten und mit ihm amtlich 
verkehren — das gemeinsame Ministerium von vorne und 
aussen gesehen — ist Ein Ministerium ; wenn die eigenen Staats- 
angehörigen und Staatsorgane, z. B. die Delegationen, dieses 
Ministerium betrachten und mit ihm in amtliche, organische 
Berührung treten — das lifinisterium von rückwärts und innen 
gesehen und nach Innen gewendet — soll zwei Ministerien sein ! 

Die Delegationen — ein Körper — der Stellvertreter des 
gemeinsamen Reichstages — werden als nicht gemeinsame 
Organe erklärt, sie sollen nur Organe sein für die Erzeugung 
eines cisleithanischen und ungarischen Sonderstaatswillens mit 
identischem Inhalte; sie werden insbesondere als Ausschüsse 

Die Delegationen werden gar nicht als „gemeinsame Organe" erklärt, ob- 
wohl sie die „gemeinsamen Angelegenheiten" verfassungsmässig behandeln. 

So Juraschek, S. 115: „In ihrer Existenz zufolge von Gesetzen, 
welche die l>eiderseitigen Volksvertretungen näher organisiren, in ihrer Zusammen- 
setzang ans Mitgliedern des Beichsrathes und Reichstages, endlich in ihrem 
Wirkungskreis, der eine Ausübung reichsräthlichen, resp. reichstäglichen Rechtes 
ist, erwiesen sich die Delegationen als Ausschüsse der einen und wiederum 
der andern Volksvertretung; in ihrem Rechte definitive Beschlüsse zu fassen, 
erschienen sie als höher orgauisirte Ausschüsse und in der Art dieser 
Beschlnssfassung als einander entgegengestellte Organe verschie- 
dener Staaten. Ihnen klebt kein einziges Merkmal an, welches sie zu dem 
Ausdruck eines die zwei Staaten umfassenden und neben denselben existirenden 
Staates stempeln würde, sie fassen zwei verschiedene Willen, sie beruhen auf 
zwei gesonderten Staatswillen und sie sind der Ausdruck zweier neben und mit 
einander wirkender Staatswillen." 

Ulbrich, S. 60: „Damit ist aber der Kreis der gemeinsamen Organe 
abgeschlossen. Die Delegationen sind kein gemeinsames Organ, sondern 
nur relativ selbständige, durch Instnictionen nicht beschränkte Ausschüsse der 
]»eiderseitigen Volksvertretungen, welche nach dem Verfassongsrechte beider 
Staaten zur Mitwirkung bei Fassung von Societätsbeschlüsseu im Kreise der 
gemeinsamen Angelegenheiten und zur Controlle dor gemeinsamen Ven^'altung 
b«»tellt sind.** 
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der Parlamente der beiden Sonderstaaten Cisleithanien und 
Ungarn erklärt! Obwohl die Delegationen verfassungsmässig 
die gemeinsamen österreichisch - ungarischen Angelegenheiten 
behandeln, wozu die Parlamente der Staaten Cisleithanien und 
Ungarn nicht fähig -und competent sind , werden sie dennoch 
in dieser ihrer staatsrechtlichen Eigenschaft (als Organe für 
die Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten) als Aus- 
schüsse der Sonderparlamente staatsrechtlich definirt! 

Wohl gibt es Nichts — wie sich aus der Darstellung 
ergeben wird — das weniger wahr wäre, als diese staatsrecht- 
liche Behauptung von der Ausschussnatur der Delegationen ! Die 
Delegationen sind nicht Ausschüsse der Parlamente der Sonder- 
Staaten, weder nach ihrer Entstehung oder ihrem Ende, noch 
nach ihren Functionen und ihrem Competenzkreise. Wie eine 
mouche volante schwebt dieser Delegationsausschuss in dem Ge- 
sichtsfelde so vieler staatsrechtlicher Theoretiker und Praktiker ! 

Ausnahmslos verwechselt man den ßeichsrath 
und Reichstag als selbständige Parlamente der 
Sonderstaaten, mit dem zu einander gehörenden 
Reichstage und Reichsrathe als den „Vertretungs- 
körpern der beiden Reichshälften" , also mit dem 
Reichsrathe und Reichstage als identischen Thei- 
len des Reichsvertretungskörpers! Der hochwichtige 
staatsrechtliche Unterschied zwischen Reichstag und Reichsrath 
als selbständigen Parlamenten der Sonderstaaten und als 
untrennbaren Theilen des Parlamentes der ge- 
meinsamen Monarchie ist nicht einmal in das Bewusst- 
sein getreten. 

Von anderen gemeinsamen Organen, von einer gemein- 
samen österreichisch-ungarischen Krone für diese gemeinsame 
österreichisch-ungarische Monarchie , oder von gemeinsamen 
Staatsbürgern , österreichisch - ungarischen Reichsangehörigen, 
ist nach dieser herrschenden Theorie gar keine Rede. ^) Wollte 

') Juraschek, §. 10, so S. 107: „Wenn man dieser Titeländerung" 
(durch das Allerh. Handschreiben vom 14. November 1868) „eine Bedeutung 
beilegt, und das muss doch, insbesondere nach den Eingangsworten, Jeder, der 
das Handschreiben überhaupt berücksichtigt, so kann sie doch nur darin ge- 
funden werden, dass bei den bezeichneten Acten auch schon durch die Form an- 
gedeutet werde, es vertritt die eine physische Person zwei Rechts- 



I 
I 



man daher selbst die Reahmiün hI^ ein« nonnale Verbindung 
von Staaten anerkennen — was nach d«ni organischen Staats- 
begriffe diircbaiis nnznläseig ist — wodurch sollte in Oeaterreich- 
Ungam nach der herrschenden Theorie bei dem Fehlen aller 
gemeinsamen Organe diese Verbindung begründet sein V Worin 
sollte diese wirkliche Union noch bestehend 

Aber noch mehr, man hat sogar die gemeinsamen An- 
gi'iegenheiten selbst — gegen den klaren Wortlaut aller Ge- 
setze") — in Abrede gestellt und geläugnet! Man erklärte — 
fast acheint es unglaublich — die gemeinsamen Angelegenheiten 
bestünden in einer gemeinsamen Geschäftsführung.*) 

poTionea, Wo diese Formel ia Antrsnilim^ kommt, da ist swar nur ein 
ph^-sischer Witte erklärt, aber dei'selLe gilt als Wille der beiden Begenten- 
pMSODea, es ist soviel, als wäre gesagt : vir beide, der Kaiser von Oeaterreicb 
nod der Eüajg von Ungarn wollen .... Da uun der oHterreichische Kaiser 
alHtraH den angefahrten Titel ^brancht wiMsaa will. 30 setzt er UWrall an Stelle 
der früheren, die Gesanimtheii der Länder umfassenden Ilegentenperson die 
Bwai Personea und beseitigt dadarcli jene umfassende Begenteniierson gänzlich." 
Ulbrich, S.49— 52. so insbesondere S. 51; Der IIT. ungarJHche Geseli- 
Kftikol 1848 dankt die StaaUgowalt in der Person das Königs vereinigt, und 
ebenso stellt das Qsterr. Stoategraudgesetz vom 2i. Docember 1867 fiber die 
BeEitirongs- nud Vollxngsgewalt den Kaiser als Träger der Staatsgewalt hin, 
in keinem dieser beiden Gesetze ist von einer dritten , vum Kaiser und König 
votschiedenen Ueiammtherrscherpersönliehkeit die Rede. Auch die Ansgleiuhs- 
«esetse (XU. ung. Ges.-ÄrUkel 1867 and Ges. vom 21. Decemlier 1867) kennen 
eine solche UemmmtherrEcbecpersonlichkeit nicht, und es ist eine nnbewiesene 
Behauptung, dass von dieser in dem §. 10 des nug. Ges.-Art 1867 und den 
§. 3 und 5 des österr. Ges. vom 2[. Decemlier 18t>7 die Eede sei. Ebenso 
bricht, wie Bidermann selbst sugeljen mnss, der Wortlant der Aoagleichs- 
gesetze in Betreff der gemeinsamen Minister und der Delegationen und auch 
der Vorgang bei Vereinbarung der Aasgloiehsgesetae gegen diese Theorie. 
Seite 52: »Es gibt kein dieser t'entralgKwali unterworfenes Gesammtvolk, da 
CS nur Üslerreicbiscbe nnd unj^orische Staatsbürger gibt." 

•) Geaetivom 2!. December 1867, Nr, 146, „betreffend die allen Ländern 
der Sstarrciubi sehen Honurehie gemeinsamen Angelegenheiten und die Art üirer 
Bebvidinng, §g. I, 3. 5, 6, 13, 15, 16 n. s. f. UDgarischer Gesetiartikel XII 
von Jahre IStiS/ü?" aber die zwischen den Ländern der ungarischen Krone und 
den Bürigeu unter der Hegicrang Seiner Majestät stehenden Ländern obschwe- 
beoilen gemeiusamen Angelegenheiten und über den Modus ihrer BehandluDg", 
H- 8, 9—11. 15, 16, 18. 27, 28, 37, 38 n s f. 

*) Ulbrich, S. 52: „Die gemeinsamen Angelegi'nheiten beider Staaten 
gini] vielmehr auf eine gemeinsame GeschäftsfÜhrnng beschränkt, die 
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Und möchte man es für möglich halten; dass die Existenz 
der österreichisch-ungarischen Monarchie und die 
Existenz der ganzen Verfassung der österrei- 
chisch-ungarischen Monarchie von berufenster Seite 
zur Wahrung der Verfassung, von der Volksvertretung selbst 
durchaus in Abrede gestellt wird ? In dem Berichte des Straf- 
gesetzausschusses vom 5. November 1877 über die Regierungs- 
vorlage betreifend ein neues Strafgesetz über Verbrechen, Ver- 
gehen und Uebertretungen, welcher Ausschuss aus 15 hervor- 
ragenden Mitgliedern des Abgeordnetenhauses bestand, heisst 
es in der Begründung der vom Ausschusse beantragten Ab- 
änderungen zu §. 93 der Regierungsvorlage: „Die Worte 
„Oesterreichisch-Ungarische" vor „Monarchie" wurden hier und 
dem entsprechend im ganzen Gesetze gestrichen ... Zudem hat 
der Ausdruck „österreichisch - ungarische Mon- 
archie" keine Basis im Gesetze, sondern ist eine 
Schöpfung der Praxis." 

Ein Ausspruch, ebenso räthselhaft als unrichtig ! Ist denn 
das Gesetz vom 21. December 1867, betreffend die allen Län- 
dern der österreichischen Monarchie gemeinsamen Angelegen- 
heiten und die Art ihrer Behandlung (R. G. B. 1867, Nr. 146), 
ist der seinem Inhalte nach identische ungarische Gesetz - 
artikelXII vom Jahre 1865/67 „über die zwischen den Ländern 
der ungarischen Krone und den übrigen unter der Regierung 
Seiner Majestät stehenden Ländern obschwebenden gemeinsamen 
Angelegenheiten und über den Modus ihrer Behandlung" kein 
Gesetz und nicht die gesetzliche Basis der gemeinsamen 
Monarchie? Oder wurde der Bestand und das Wesen der 
gemeinsamen, damals noch „österreichischen" Monarchie etwa 
dadurch alterirt, dass 1 1 Monate später durch das Allerhöchste 
Handschreiben vom 14. November 1868 die Umtaufe der 



aber ihre Grenzen stets durcli den materiell übereinstimmenden Gesetzeswillen 
beider Staaten empfängt und bei Geltendmachung obrigkeitlicher Befugnisse, z. B. 
der Militärpflicht, Naturalleistungen für das Heer, den Unterthanen gegenüber au 
die Rechtsnormen und Organe eines jeden dieser beiden Staaten gewiesen ist." 
Freilich zählt Ulbrich selbst dann als „gemeinsame Angelegenheiten" 
die auswärtigen Angelegenheiten, Heer und „gemeinsames Finanzwesen" auf. 
(S. 56-59.) 
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„r^sterreichisehen" Monarchie in die „österreichisch-ungarische" 
Monarchie erfolgte? 

Und weiters heisst es in dem Berichte zu §. 90 der Aus- 
scliuösan träge (§. 89 der ßegieriingsvorlage) wörtlich: „Es 
wurden aber auch die Worte: „Die Verfassung der öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie" gestrichen, der Ausschus» 
konnte in seiner Mehrheit nicht finden, dass es 
eine Verfassung der österreichisch-ungarischen 
Monarchie gibt (!). Die Monarchie besteht aus zwei Keichs- 
liälften, deren jede ihre eigene Verfassung hat." Man ver- 
wechselt fortwährend die zwei österreichisch - ungarischen 
Reichspro vinzen Cisleithanien und Ungarn mit den beiden 
souveränen Staaten Cisleithanien und Ungarn! 

So will man auch die gemeinsamen Angelegenheiten 
auflösen in cisleithanische Staatsangelegenheiten 
und in ungarische Staatsangelegenheiten, welche nur 
nach dem Ausgleichsgesetze in identischer Weise zu regeln 
seien ! Auch auf dem Gebiete der gemeinsamen Angelegenheiten 
soll keine gemeinsame österreichisch-ungarische Monarchie exi- 
stiren , sondern ebenfalls nur die beiden souveränen Sonder- 
staaten. Die selbständigen Staaten Cisleithanien und Ungarn 
sollen die Theile des Reiches, die Hälften der Monarchie sein, 
die Reichsverfassung soll gleich sein den beiden Verfassungen 
der souveränen Sonderstaaten. Die eine österreichisch-unga- 
rische Monarchie soll gleich sein zwei Monarchien, Cis- 
leithanien und Ungarn ; sie ist die Summe dieser Sonderstaaten 
Cisleithanien und Ungarn, entstanden durch deren Addition ! 

Manches Jahr nach dem ersten Ausgleiche lebten diese 
Anschauungen und Behauptungen stillschweigend und unaus- 
gesprochen in den Geistern, man hatte eine gewisse Scheu, sie 
zu präcisiren und schlummerte fort in einer Art dogmatischen 
Schlummers ! Allgemach wurzelten sie ein , diese staatsrecht- 
lichen Ueberzeugungen, verbreiteten sich, seit der Wiederholung 
des Ausgleiches aber werden sie auch von der Theorie 
offen bekannt und wissenschaftlich zu begründen versucht. ''*) 

*) Insbesondere Jura sehe k, Personal- und Realuniou, mit einem An- 
bange: Das rechtliche Verhältniss zwischen Oesterreirh und Ungarn (Berlin, 
1878). — Ul brich, Die rechtliche Natur der österreichisch - ungarischen 
Monarchie (Prag, 1879). 
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Mit der Erneuerung des Ausgleiches erhob diese Theorie ihr 
Haupt, sie ward gross und geht jetzt auch bei Tage bloss! 

Aber diese Theorie, indem sie die gemeinsamen Angelegen- 
heiten als 1. ungarische Staatsangelegenheiten und 2. cislei- 
thanische Staatsangelegenheiten aufrecht erhalten und für die 
Sonderkronen die Regelung dieser „gemeinsamen Sonderstaats- 
angelegenheiten" gewinnen will, greift dadurch gerade die 
Souveränetät der Einzelstaatskronen an; sie nimmt 
z. B. der Krone des heiligen Stephan das Recht, eine unga- 
rische Staatsangelegenheit — in diesem Falle die gemeinsame 
Angelegenheit — allein und unabhängig zu ordnen. Sie 
gestattet 1. einem anderen Staate -r- Cisleithanien — auch 
diese in den Competenzkreis der Krone des heiligen Stephan 
fallende Angelegenheit zu regeln; sie macht 2. die Bestimmung 
der ungarischen Krone über die gemeinsame Angelegenheit 
von der Zustimmung Cisleithaniens abhängig. Dasselbe ist der 
Fall rücksichtlich der Krone Cisleithaniens. 

Diese Theorie, die als ihre klare Quelle und ihren sicheren 
Boden das positive Staatsrecht nennt, verstosst ferner gegen den 
Wortlaut und Sinn dieses positiven österreichisch-ungarischen 
Staatsrechtes; ja sie macht durch ihre Interpretation dieses 
Staatsrecht zu einem in sich widerspruchsvollen; sie setzt es 
in Zwiespalt mit dem Staatsrechte der Sonderstaaten, sie 
zwingt es endlich in einen unvereinbaren und unlöslichen Ge- 
gensatz mit der unveränderlichen Natur des Staates selbst 
und verwandelt so das österreichisch-ungarische StaatsrecJ^ 
— das Ausgleichsgesetz — in ein unmögliches und daher un- 
erfüllbares Recht. Als ob das Staatsrecht Alles dictiren 
könnte und das Dictirte dann sofort die Kraft der Wirklich- 
keit erlangte, als ob nicht auch beim Staatsrechte sein Inhalt 
gesetzt und vorgezeichnet wäre durch die unveränderliche Natur 
des Staates und seines Lebens, wird das Ausgleichsgesetz flüchtig 
betrachtet und rasch interpretirt, ohne Rücksicht auf das staats- 
begrifflich und staatsrechtlich Mögliche; es wird interpretirt 
und soll wirken, als ob das Unmögliche keine Schranke wäre 
für den österreichisch-ungarischen Gesetzgeber und das öster- 
reichisch-ungarische Gesetz. 

Nicht davon kann hier die Rede sein, dass diese herr- 
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Kcbende Auffassung des Auagleiehsrechtes im Widerspriiclie 
steht mit der liistorisclien Entwickhing des Reiches und dem 
traditionellen Geiste Oesterreicha, mit dem Gefühle der Einheit 
auf dem Gebiete der gemeinaamen Angelegenheiten , das noch 
lebt und grünt in den Herzen der Bürger dießseits und jenseits 
der Leitha ; ea soll nicht hingewiesen werden , wie sehr diese 
Theorie verstösst gegen das emate BewusRtsein , dass die 
tbatsächliche Machtstellung der Monarchie die Einheit ihrer 
beiden Theile gebieterisch fordert, und dass die glückliche 
Tjöjmng der mit iinerbittlicher Nothwendigkeit nahenden Ereig- 
nisse der ganzen Kraft der Reicliseinheit bedürfen wird. 

Aber dagegen rauss Einsprache erhoben werden , wenn 
diese Theorie in snbjeetiver "Weise und mit heroischer Ruhe 
erat das Unmögliche in das Gesetz liineinlegt und dann aus 
(lern Gesetze herauanimmt. 

Denn wahrlich, wenn es möglich ist, dass Eine Monarchie 
^= zwei Monarchien, und ein Minister = zwei Ministern ist; 
wenn das Parlament eines Staates A auch die Angelegen- 
heiten eines Staates B — gemeinsame Staatsangelegenheiten — 
bIs seine eigenen öffentli chen Angelegenheiten 
berathen und beschliessen kann ; wenn es eine österreichisch- 
ungarische Monarchie gibt, ohne einen Österreichisch -ungarischen 
Monarchen und ohne Menschen , welche Angehörige dieser 
Monarchie sind; wenn es geschehen kann, dass der nach Aussen, 
gegenüber anderen Staaten einheitliche iisterreichiseh-ungarische 
Wille nach Innen — gegenüber den Staatsangehörigen — zwei 
Willen ist, und ihe auswärtige Politik eines Staates A sich 
für die Angehörigen dieses Staates in zwei auswärtige Poli- 
tiken zweier anderer Staaten B und C auflöst; wenn ein von 
der Monarchie A mit anderen Staaten abgeschlossener Ver- 
trag zerbricht in zwei Verträge zweier anderer Staaten B 
and C, — dann wahrhaft ist auf dem Gebiete des Staates und 
seines Lebens Alles möglich , dann gibt es keinen Staat und 
keine Natur des Staates mehr! Und dann ist keine geistige 
Arbeit weniger nöthig , und minder fruchtbringend , als die 
nach der Erkenntniss des Wesens und des Lebens der sou- 
veränen menschlichen Gemeinschaft! Dann mag die Staats- 
lehre und jede Staatswiswen^^ihaft, empiriacht^ wie deduetive. 
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die Feder aus der Hand legen und zur ßuhe gehen ; denn sie 
hat kein irdisches Object mehr für ihre Untersuchung! 

Es ist aber nur eine natürliche Erscheinung, dass die 
grossen Irrthümer der herrschenden staatsrechtlichen 
Doctrin, weiche mit dem ersten Ausgleiche emporschössen 
und Hand in Hand gingen, auch schwere Fehler der 
Praxis zur Folge hatten. Jener Intellectualismus der Griechen, 
wonach die richtige Erkenntniss immer und mit Nothwendig- 
keit auch das richtige Handeln erzeugt, fand hier seine Be- 
wahrheitung e contrario. 

Dreizehn Jahre sind verflossen, seit dem ersten Aus- 
gleiche, und 13 Jahre wird die gemeinsame Verfassung, das 
österreichisch-ungarische Reichsrecht, fortwährend verletzt — 
wenn auch bona fide — durch die Sonderstaaten Cisleithanien 
und Ungarn! Während sich allseitig eifrige und patriotische 
Hüter der Sonderstaaten und ihrer Verfassung fanden, erhob 
sich keine Stimme und kein Wächter für den gemeinsamen 
Staat und das gemeinsame österreichisch-ungarische Reichs- 
staatsrecht gegenüber den Sonderstaaten ! Es fand sich Niemand, 
der namentlich die Competenz und Rechte der Reichsvolksver- 
tretung geschirmt hätte gegenüber dem Anstürme der Sonder- 
staaten und der Prätension ihrer Parlamente, an der Bildung 
des österreichisch-ungarischen Reichswillens , . an der Reichs- 
gesetzgebung, selbst als Sonderstaaten und Sonderparlamente 
mitzuwirken. 

Alle gemeinsamen österreichisch - ungarischen Staatsver- 
träge , wirthschaftlichen und politischen Inhaltes — gewiss 
gemeinsame Angelegenheiten — wurden seit dem Ausgleiche 
und werden heute von den Ministerien der Sonder- 
staaten, den Parlamenten der Sonderstaaten be- 
hufs Grenehmigung vorgelegt , von diesen berathen und be- 
schlossen und den beiden Kronen der Sonderstaaten unter Haf- 
tung der Sonderministerien zur Ratification unterbreitet, als 
wären die gemeinsamen Staatsverträge cisleithanische 
und ungarische Staatsverträge. Die Gesetzgebung über 
die gemeinsamen Angelegenheiten, z. B. über die Quote , über 
die gemeinsame Bank etc. wurde dem Reiche entzogen und 
wird von den Sonderstaaten und deren Parlamenten besorgt ! Die 
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Delegationen — der Stellvertreter des gemeinsamen 
Reichstages, welcher Stellvertreter einen Theil der ge- 
meinsamen Angelegenheiten verfassungsmässig zu erledigen hat 
— werden bis heute von den Parlamenten der Sonderstaaten, 
und zwar angeblich als deren Vertreter gewählt! Ja, immer 
mehr greift beim Abschlüsse gemeinsamer Staatsverträge wirth- 
sehaftlichen Inhaltes die Anschauung um sich, als ob die 
Sonderstaaten Cisleithanien und Ungarn und deren Vertreter 
den Inhalt des österreichisch-ungarischen Staatsvertrages erst 
zu vereinbaren und festzustellen hätten, und dann das gemein- 
same Ministerium des Auswärtigen diesen Vertrag als Ver- 
treter der beiden Sonderstaaten, in deren Namen und 
Aufti'ag abzuschliessen hätte. Immer mehr greift beim Abschlüsse 
von österreichisch-ungarischen Handelsverträgen, Eisenbahnver- 
trägen etc. eine Art des praktischen Vorgehens Platz, als 
ob nicht eine einheitliche österreichisch- ungarische 
Politik des Auswärtigen auf dem Grebiete des wirth- 
schaftlichen Lebens Oesterreich-Ungams gegenüber den anderen 
Staaten gesetzlich bestände, sondern als ob es eine 1. cislei- 
thanische und 2. ungarische Politik des Auswärtigen gäbe. 
Alle österreichisch-ungarischen, alle gemeinsamen Angelegen- 
heiten, welche von dem Ausgleichsgesetze „denVertretungs- 
körpern der beiden ßeichshälften" unmittelbar zur 
Behandlung zugewiesen sind, werden heute von den beiden 
selbständigen Parlamenten der souveränen Sonderstaaten be- 
handelt! Schon verwalten — dem Anscheine nach — und 
verwalteten — wenn es möglich wäre — die Ministerien der 
Sonderstaaten gemeinsame Angelegenheiten! 

Und die gemeinsamen Gesetze, wie werden sie verkündet ! 
Ist denn diese Art der Verkündigung der gemeinsamen Gresetze 
überhaupt rechtlich noch eine Gesetzesverkündigung? Die 
Reichsgesetze, die sanctionirten Beschlüsse des weiteren 
Reichstages und der Delegation , sie werden von den Sonder- 
staaten publicirt durch ihre Gesetzblätter und durch ihre 
Amtsblätter! Die Sonderstaaten verkünden einen ilinen frem- 
den Willen, den Reiohswnllen Oesterreich- Ungarns — nicht 
einmal ein gemeinsames Organ für die Publikation seiner (je- 
setze hat man dem Reiche gegönnt. 
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Und wie es Leute gibt und rechtsphilosophische Schulen 
zu allen Zeiten gab, welche den Staat als ein Uebel für die 
Menschheit erklärten , für die Freiheit und die Individualität 
des Einzelnen — schon die Encyklopädie des classischen Alter- 
thums, die Sophistenschule Griechenlands huldigte zum grossen 
Theile dieser Auffassung des Staates — so betrachten Manche 
auch heute den österreichisch-ungarischen Staat als ein Ueber- 
flüssiges , fast als ein Uebel ; man erklärt die Gesammt- 
monarchie, — die man als eine freie schuf, in der vollen Ueber- 
zeugung ihrer absoluten Nothwendigkeit für die Existenz und 
Erhaltung der Sonderstaaten — als gefährlich und nachtheilig für 
die Freiheit, für die Selbständigkeit eben dieser Sonderstaaten ! 

Und sollte je der Strafgesetzentwurf Cisleithaniens in 
der vom Strafgesetzausschusse festgesetzten Textirung zum 
Gesetze werden, es wäre die praktische Folge davon eine neue 
schwere Schädigung des Reiches und die Schaffung eines höchst 
gefährlichen staatlichen Zustandes ! Das Reich , die öster- 
reichisch-ungarische Monarchie, würde dadurch vom Strafrechte 
schutzlos preisgegeben allen verbrecherischen Versuchen und 
Angriffen sowohl seitens eines Theiles ihrer Angehörigen, als 
auch der Ausländer ! Alle Verbrechen gegen den österreichisch- 
ungarischen Staat und dessen Organe, Hochverrath, Staats- 
verrath, alle Verbrechen gegen die Wirksamkeit und das An- 
sehen der österreichisch - ungarischen Staatsgewalt u. s. f., 
sie werden in diesem Strafgesetzentwurfe ausdrücklich — wenn 
auch bona fide — als straflos erklärt. Und so würde dadurch 
der gegenwärtig bestehende anomale Zustand der Straflosigkeit 
aller Verbrechen gegen die österreichisch-ungarische Monarchie 
— der sich unbewusst und ungewollt herausgebildet durch 
den Ausgleich — ausdrücklich und mit Bewusstsein anerkannt. 
Denn in allen Gesetzesstellen der Regierangsvorlage, welche 
die Staatsverbrechen gegen den Staat Cisleithanien und auch 
gegen die österreichisch-ungarische Monarchie definiren, und 
deren Bestrafung festsetzen, wurden vom Ausschusse die Worte : 
„Die Verfassung der österreichisch - ungarischen Monarchie" 
gestrichen. „Der Ausschuss konnte in seiner Mehrheit nicht 
finden , dass es eine Verfassung der österreichisch-ungarischen 
Monarchie gibt." In Ungarn hingegen hat man in richtiger 
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Erkenntniss der Nothwendigkelt des strafrechtliclien Schutzes 
der österreichisch - ungarischen Monarchie — da diese selbst 
kein Strafgesetz hat — das österreichisch-ungarische ßeichs- 
strafrecht in das neue Strafgesetz (V. G-esetzartikel vom Jahre 
1878) mit aufgenommen. Für diejenigen Oesterreicher-Ungam, 
welche zugleich ungarische Staatsbürger sind, bestehen die 
Staatsverbrechen gegen die österreichisch-ungarische Mon- 
archie ; das ungarische Strafgesetz, respective das im ungarischen 
Gesetze enthaltene österreichisch-ungarische Strafrecht, setzt 
die Strafen fest für diese Staatsverbrechen, begangen gegen 
die österreichisch-ungarische Monarchie: Hochverrath ®), gegen 
den österreichisch-ungarischen Staat (§. 127), Staatsverrath 7), 
(§.142, 143, 144, 146), Aufstand») (§.,152), Gewaltthätig- 



•) V. Gesetzartikel, das ungarische Strafgesetzbuch über Verbrechen und 
Vergehen. § 127. Das Verbrechen des Hochverrathes bildet auch eine solche 
Handlung, welche unmittelbar darauf gerichtet ist, damit: 1. Die gesetzliche 
Thronfolgeordnung gewaltsam geändert, 2. die Verfassung des ungarischen Staates, 
die Staatsgemeinschaft zwischen den Ländern des ungarischen Staates oder der 
Verband zwischen dem ungarischen Staate und dem andern 
Staate der österreichisch-ungarischen Monarchie gewaltsam 
geändert, 3. das Gebiet des ungarischen Staates oder des anderen Staates 
der österreichisch-ungarischen Monarchie, oder irgend ein Theil 
dieser Gebiete einer fremden Macht gewaltsam einverleibt, oder von jenem 
Staate, zu welchem derselbe gehört, gewaltsam losgerissen werde. 

^) §. 142. Derjenige ungarische Staatsangehörige, welcher sich mit der 
Regierung einer auswärtigen Macht verbindet oder mit derselben unmittelbar 
oder mittelbar in Berührung tritt, um sie zu einer feindseligen Handlung gegen 
den ungarischen Staat, oder gegen die österreichisch-ungarische 
Monarchie zu veranlassen; desgleichen auch Derjenige, welcher eine aus- 
wärtige Macht zu einem Kriege gegen die österreichisch-ungarische 
Monarchie zu bewegen sucht, begeht das Verbrechen des Staatsverrathes 
und ist mit Zuchthaus von zehn bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen. Wenn 
die Kriegserklärung erfolgt oder der Krieg ausgebrochen ist, so muss der Staats- 
verrath mit lebenslänglichem Zuchthaus bestraft werden. 

*) §. 152. Die Zusammenrottung zu dem Zwecke, um: 1. den Reichstag, 
eines der beiden Häuser oder einen Ausschuss desselben ; die mitderVer- 
handlung der gemeinsamen Angelegenheiten betrauten Dele- 
gationen, einederselben oder einen Delegationsausschuss ; 3. die ungarische 
Regierung gewaltsam oder durch gefährliche Drohung in der freien Ausübung 
ihrer (seiner) "Wirksamkeit zu hindern, oder zu einem Beschlüsse, einer Ver- 
fügung oder einer Unterlassung zu zwingen, bildet das Verbrechen des Aufstandes 
und ist mit Staatsgefängniss von zehn bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen. 
B. D a n 1 8 c h e r. D. Bandesstaat Oeaterreich-Ungam. 2 
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keit^) gegen österreichisch-ungarische Behörden (§.165), Auf- 
reizung i<*) gegen die österreichisch - ungarische Verfassung, 
Gesetze, Behörden etc. (§. 173), Verläumdungi*) der öster- 

®) §. 165. Des Verbrechens der Gewaltthätigkeit gegen Behörden macht 
sich schuldig und ist mit Kerker bis zu drei Jahren zu bestrafen, wer eine 
Delegation , einen Ausschuss , eine Oommission , einen Beamten oder ein 
sonstiges Organ einer Behörde, oder ein Mitglied, oder Organ der Delegation, 
des Ausschusses oder der Oommission in dem Vollzüge des gesetzlichen oder 
behördlichen Auftrages durch Gewalt oder gefährliche Drohung hindert, zu einer 
Verfügung zwingt oder aber während der Amtsverrichtung thätlich beleidigt. 
Eben dieselbe Strafe ist zu verhängen, wenn die Handlung gegen die zum 
Schutze der obgenannten Corporationen oder Jfersonen bestellten oder erschie- 
nenen Personen begangen wird. 

^®) §. 173. Mit Staatsgefängniss bis fünf Jahren ist zu bestrafen, wer 
auf die im §. 171 bezeichnete Art die Unverletzlichkeit der Person des Königs, 
die gesetzliche Thronfolgeordnung, die verfassungsmässige Eegierungsform oder 
die verbindende Kraft des Gesetzes angreift; ebenso auch derjenige, welcher 
gegen einzelne Institutionen der Verfassung, gegen den Verband mit dem 
anderen Staate der Monarchie oder gegen die Staatsgemeinschaft 
zwischen jenen Ländern, welche den ungarischen Staat bilden, oder gegen die 
gesetzlichen Bechte des Königs, des Reichstages, der Beichstags-Ausschüsse, 
oder der zur Verhandlung der gemeinsamen Angelegenheiten 
berufene-n Delegation aufreizt. 

") §. 269. "Wenn die Verläumdung oder Ehrenbeleidung gegen den 
Reichstag, eines der beiden Häuser desselben, den kroatisch-slavonisch-dalmati- 
nischen Reichstag, einen Ausschuss dieser Körperschaften, gegen die zur Ver- 
handlung der gemeinsamen Angelegenheiten entsendeten 
Delegationen, oder eine dieser Delegationen, oder einen Ausschuss 
derselben gerichtet ist, so wird das Strafverfahren von Amtswegen, allein nur 
über Ermächtigung jenes Reichstages oder jener Delegation eingeleitet , welcher 
(welche) beleidigt worden ist, oder welcher (welche) den beleidigten Ausschuss, 
beziehungsweise die beleidigte Delegation gewählt hat. §. 270 Das Straf- 
verfahren ist von Amtswegen einzuleiten: 1. wenn in Bezug auf die Amts- 
pflichten einer Behörde oder einer Oommission derselben (§. 271) oder 
2. hinsichtlich der Amtspflichten eines öffentlichen Beamten eine solche That- 
sache behauptet wurde, welche — falls sie wahr wäre — eine Oriminal- 
oder Disciplinarstrafe nach sich ziehen würde; 3. wenn die Verläum- 
dung oder Ehrenbeleidigung gegen die gemeinsame Armee, die Kriegsmarine, 
die Landwehr, oder gegen eine selbständige Abtheilung derselben gerichtet 
ist. Wenn die Verläumdung oder Ehrenbeleidigung gegen einen königlich unga- 
rischen Minister oder gegen einen kais. und königl. gemeinsamen 
Minister hinsichtlich seiner amtlichen Thätigkeit gerichtet ist, so kann das 
Strafverfahren nur über Ermächtigung des beleidigten Ministers — wenn aber 
die Verläumdung oder Ehrenbeleidigung gegen die ganze Regienmg gerichtet 
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reichisch-ungarischen Staatsbehörden (§. 262, 269, 270), Ver- 
brechen und Vergehen gegen die bewaffnete Macht ^^) Oester- 
reieh-Ungams (Hauptstück XLI., §. 449 — 460). 

Und erst in der jüngsten Zeit wurde neuerdings eine 
gemeinsame Angelegenheit, eine österreichisch-ungarische ßeichs- 
angelegenheit von den Sonderstaaten an sich gerissen — es ist 
die Gesetzgebung über die Verwaltung in den von der Ge- 
sammtmonarchie occupirten Provinzen Bosnien und Herze- 
gowina! 

Die Ursache nun dieser grossen theoretischen und prak- 
tischen Verwirrungen liegt zum Theile allerdings darin, dass 
das Ausgleichsgesetz — an manchen Stellen wenig präcise — 
dem blossen Wortlaute nach eine doppelte Auslegung zu ge- 
statten scheint. Mehr als bei jedem anderen objectiven Rechte 
wird es bei dem österreichisch- ungarischen Staatsrechte noth- 
wendig sein, fortwährend die Natur des Staates im Auge 
zu behalten, um an diesem Leitsterne für die Irrsale der 
Praxis und der Auslegung das staatsbegrifflich Mögliche zu 
erkennen, um mittelst dieses Correctivs das staatsbegrifflich 
Unmögliche zurückzuweisen. Wie bei jedem Rechte, so ist ja 
auch nothwendig im Staatsrechte die Natur der thatsächlichen 
Verhältnisse, d. i. die Natur des Staates und seines Lebens, 
der Inhalt des Rechtes. 

Und daraus ergibt sich der hohe Werth einer richtigen 
Vorstellung und demgemäss einer wahren Definition des Staates, 
dieser sesshaften, zur Persönlichkeit organisirten , souveränen 
menschlichen Gemeinschaft. 

Man versuche an dem österreichisch - ungarischen Staats- 
rechte die Ej'aft all' der tönenden Namen vom Wesen des 
Staates , er sei eine Rechtsinstitution , eine Erfindung , ein 
Ganzes, eine Vereinigung , Verbindung , eine beseelte Gesell- 



ist, nur über Ermächtigung des Ministerrathes — in den unter 3 angeführten 

F&llen dagegen nnr über Ermächtigung des gemeinsamen Kriegsministers, 

beziehungsweise des Ministers für Landesvertheidigung eingeleitet werden. 

") §. 450. Wer sich der Wehrpflicht dadurch zu entziehen sucht, dass 

er das Gebiet der österreichisch-ungarischen Monarchie verlässt 

oder sich während der Rekrutirung ausserhalb der Grenzen der örtcrreichisch- 

nngarischen Monarchie aufhält, ist mit Gefängniss bis zu einem Jahre und an 

6«ld bis sn tausend Gulden zu bestrafen. 

2* 
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Schaft, eine Anstalt , ein System von Gesellungen, eine Art 
Körper , eine organische Gliederung , ein factischer Zustand, 
ein Gemeinwesen etc.; man prüfe den Werth all dieser Defini- 
tionen, welche höchstens immer nur ein Moment des Staats- 
begriffes richtig bezeichnen und irrthümlich alle zu erfassen 
glauben, hier für das wirkliche Leben! Man erprobe an dem 
österreichisch-ungarischen Staatsrechte — einem hiezu nicht 
untauglichen Versuchsobjecte — die Fähigkeit dieser Defini- 
tionen, dieses Recht zu erhellen und verstehen zu machen! 
Man entscheide mittelst dieser Namen, ob Oesterreich-Ungarn 
Ein Staat ist oder nicht, ob die österreichisch-ungarischen 
Delegationen Ein Körper sind oder nicht, ob die Regelung der 
Quote ein Staatsvertrag ist oder ein österreichisch-ungarisches 
gemeinsames Gesetz ! 

Die vorliegenden Erörterungen , ruhend auf der festen 
Grundlage der Natur des Staates, geben in der Beantwortung 
der Frage, ob der Berliner Vertrag nach dem positiven öffent- 
lichen Staatsrechte Oesterreich-Ungams der Volksvertretung 
vorzulegen waT oder nicht , die Bestimmung des staatsrecht- 
lichen Charakters der Monarchie. Sie enthalten in der Lösung 
der Competenzfrage, wem — den Delegationen oder den Par- 
lamenten der Sonderstaaten — die Behandlung der bosnischen 
Verwaltungsvorlage der Natur der Sache und dem positiven 
Rechte nach zustand, die Entscheidung der Cardinalfrage , ob 
Oesterreich«-Ungarn Ein Staat ist oder zwei. 

Das Resultat dieser Untersuchungen de lege lata, im 
Gesetze enthalten und nicht ausserhalb des Gesetzes gefunden, 
es lautet: Die österreichisch - ungarischeMonarchie 
ist ein Staat, sie ist der Bundesstaat in der Form 
der Monarchie. 

Und so ist die Zahl der ^aristotelischen Staatsformen 
durch die europäischen Bundesstaaten erfüllt, und die seltenere 
Form des Bundesstaates — die Monarchie — repräsentirt der 
monarchische Bundesstaat Oesterreich-Ungarn 

Wohl ist diese Anschauung vereinzelt, sie steht im Gegen- 
satze zur Meinung des Tages und der grossen Mehrheit der 
Theoretiker. Von den Staatslehrern bekennt nur Bidermann 
sich im Allgemeinen zur Ansicht , Oesterreich-Ungani sei ein 
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Staatenstaat. (Die rechtliche Natur der österreichisch-unga- 
riächen Monarchie, Wien 1877.) 

Allein unsere Anschauung, entsprechend der historischen 
Entwicklung der Monarchie und dem in ihren Angehörigen 
lebenden ßewusstsein und Gefühle der Einheit, sie ist nicht 
nur allein in TJebereinstimmung mit dem Wortlaute und dem 
Sinne des Gesetzes , sie allein ist auch in Harmonie mit der 
unveränderlichen Natur des Staates. 

Und daraus mögen ihi*e Bekenner den Muth des Bekennt- 
nisses und die Kraft zu ihrer Vertheidigung schöpfen. 

Es ist der Begriff des Bundesstaates, der in die Aus- 
gleichsgesetzgebimg Oesterreich-TJngams gefasst ist. Mit dieser 
aus dem Gesetze folgenden Auffassung des staatsrechtlichen 
Charakters Oesterreich-TJngarns wird das Gesetz wieder ein 
logisches, ein staatsbegrifflich mögliches, ein erfüllbares! Die 
Widersprüche, die ihm die Anschauung der Dogmatiker von 
der Existenz zweier Staaten auf dem Gebiete der 
gemeinsamen Angelegenheiten eingepflanzt, sie lösen 
sich auf, das Unmögliche ist daraus verschwunden, das Aus- 
gleichsgesetz ist wieder ein objectives Recht geworden für eine 
wirkliche Form des Lebens der menschlichen Gemeinschaft. 

Vielleicht wird man einwenden, diese hier gegebene Aus- 
legung des Ausgleichsgesetzes sei, wenn auch durch den Wort- 
laut und den Sinn des Gesetzes nicht ausgeschlossen, doch 
niemals vom Gesetzgeber beabsichtigt gewesen; er habe nie- 
mals daran gedacht, die Verbindung Ungarns mit den übrigen 
Königreichen und Ländern in der Form des Bundesstaates zu 
realisiren. 

Aber steht dieser Begriff des Bundesstaates überhaupt 
fest, hat man ihn je übereinstimmend zu Ende gedacht? Ist 
es nicht Thatsache, dass man noch heute vielfach nicht die 
Menschen als Glieder und Theile des Bundesstaates — also 
des Staates — erklärt, sondern die einzelnen Staaten? 
Und dass man den Begriff des Bundesstaates vorwiegend nur 
in der Form der Republik verwirklichungsfahig und in die 
Erscheinung tretend denkt ? Der Staat ist die Einheit der 
Menschen und der Bundes s t a a t soll die Einheit v o n 
Staaten sein? Und wenn er es wäre, niüsste dann nicht diese 
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Einheit der Staaten mit einem anderen Begriffe bezeichnet werden, 
könnte man sie als Staat definiren, so lange man noch unter 
Staat die Einheit der Einzelpersönlichkeiten , der lebendigen 
Menschen begreift? „Mitglieder des Reiches — sagt Lab and 
(Staatsrecht des deutschen Reiches, I. Band, Tübingen 1876, 
S. 88) — sind nicht die einzelnen Bürger und sie sind auch 
nicht zusammengenommen Träger der Reichsgewalt; Mitglie- 
der des Reiches sind vielmehr die einzelnen Staaten und sie 
sämmtlich sind an der Reichsgewalt mitbetheiligt , gerade so 
wie in der Demokratie die vollberechtigten Staatsbürger an 
der Staatsgewalt. Das deutsche Reich ist nicht eine juristische 
Person von 40 Millionen Mitgliedern, sondern von 25 Mit- 
gliedern!" 

Dann kann man auch die Familie als „Bundesmenschen" 
definiren, dessen Glieder und Theile nicht Kopf, Hand, Fuss etc. 
sind, sondern die einzelnen, der Familie angehörenden und sie 
bildenden Menschen, wie beim Einzelmenschen Kopf, Hand 
Fuss etc. diese Glieder sind! Ebensosehr oder ebensowenig 
gibt es einen aus Menschen bestehenden Menschen, als es 
einen aus souveränen Staaten bestehenden Staat gibt! 

Und ist diese Einheit der Staaten mit bestimmten selbst- 
gesetzten Zwecken, die Einheit, deren Theile Staaten sind und 
deren Wille durch die Staatspersönlichkeiten als Factoren 
dieser Willensbildung erzeugt wird, nicht der Staatenverein, 
der Staatenbund? 

Aber absehend davon, dass der Begriff des Bundesstaates 
heute keinen klaren und festen Inhalt hat, so dass er als 
sichere Form des staatlich zu Schaffenden dem Gesetzgeber 
vorschweben könnte — wird doch dieser Begriff „Bundesstaat* 
von Manchen, so z. B. von Max Seydel^**), gänzlich ver- 
worfen und ward diesem Begriffe erst wieder von L a b a n d 
ein neuer, verwirrender Inhalt gegeben ^*) — woraus erschliesst 



**) In den Annalen des norddeutschen Bundes 1876, p. 641 ff. In der 
Tübinger Zeitschrift für die gesammte Staatswissenschaft, 1872, S. 185 ff. 

") L ab and, Das Staatsrecht des deutschen Reiches p. 70 : „Der zusammen- 
gesetzte Staat unterscheidet sich hievon (vom einfachen Staate) dadurch, dass 
eine doppelte oder mehrfache Gliederung stattfindet. Land und Leute sind zu- 
4s^chst einer Unterstaatsgowalt unterworfen und die Staaten einer Oberstaats- 
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man die Absicht des österreichisch - ungarischen Gesetzgeberg, 
die beiden Staaten auf dem Gebiete der gemeinsamen Angele- 
genheiten nicht Eins sein zu lassen ? Woher nimmt man den 
Beweis, . dass der Gesetzgeber für das Gebiet der österreichisch- 
ungarischen Angelegenheiten nicht die Eine und einheitliche 
österreichisch-ungarische Monarchie, den Einen Staat als einen 
politisch freien forterhalten wollte? Etwa aus der allerhöchsten 
Aufforderung Seiner kaiserlichen und königlichen apostolischen 
Majestät bei Eröffiiung des ungarischen Reichstages an den 
Reichstag**), „dass derselbe, ausgehend von den Principien der 
als gegenseitige Rechtsbasis anerkannten pragmatischen Sanction 
für Modalitäten sorgen möge, mittelst welcher sowohl die, auch 
durch die pragmatische Sanction gewährleistete staatsrecht- 
liche und innere administrative Selbständigkeit 
Ungarns und seiner Nebenländer, als auch die 
Lebensbedingungen der Sicherheit und des Fort- 
bestandes der Monarchie unversehrt gewahrt werden, 
zugleich aber einerseits den Ländern der ungarischen Krone 
und anderseits den übrigen Ländern und Provinzen 
Sr. Majestät die constitutionelle Einflussnahme auf die ver- 
fassungsmässige Behandlung der oben erwähnten gemeinsamen 
Angelegenheiten gesichert werde P'* Oder aus der Versicherung 
des Reichstages, dass er „mit aufrichtiger Freude diese AJler- 
höchste Entschliessung Seiner Majestät begrüsste, durch welche 
Allerhöchstdieselben das constitutionelle Regierungssystem in 
der ganzen Monarchie zu begründen und hierdurch den 
Glanz Ihres Thrones und die Kraft und Macht der 



gewalt, welche wir mit dem Ausdruck Reichsgewalt bezeichnen. Das directe 
anmittelbare Object der in der Reichsgewalt enthalteneu Herrschaftsrechte sind die 
Staaten ; die Staaten als Einheiten, als juristische Personen des öffentlichen 
Rechtes sind die Mitglieder, die Unterthanen desReiches, die Gebiete der 
Gliedstaaten sind mittelbar Reichsgebiet, die Bürger der Gliedstaaten sind 
mittelbar Reichsnnterthanen. Das Wesen des Reiches besteht in der Media- 
tisimng der Staaten, nicht in ihrer Unterdrückung oder Auflösung. Der Glied- 
staat ist nach unten Herr, nach oben Unterthan. S. 71 : „Das wesentliche Merk- 
mal des Begriffes (nämlich des zusammengesetzten Staates) besteht darin, dass 
zwei (oder mehrere) Staatsgewalten übereinander aufgebaut sind, so dass die 
Reichsgewalt Staaten zu Unterthanen haf^ ! ! 

ib) Einleitung zum ungarischen Gesetzartikel, Xil, v. J. 1865/67. 
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Monarchie auf die Betheiligung aller Ihrer Völker an den 
öffentlichen Angelegenheiten, als auf die naturgemässe , somit 
festeste Grundlage zu basiren wünschten?" 

Ist die Absicht des Gesetzgebers nicht klar zum Aus- 
drucke gebracht durch die Schaffung eines gemeinsamen Mini- 
steriums, durch die Zuweisung (gemeinsamer) österreichisch- 
ungarischer Angelegenheiten an den Reichsrath und Reichstag 
als „Vertretungskörpem der beiden Reichshälften", und an 
deren Stellvertreter die einheitlichen Delegationen? Wurde 
dadurch, dass dem Reichsrathe und Reichstage zusammen das 
Recht der Mitwirkung an der gemeinsamen, österreichisch- 
ungarischen Gesetzgebung gesetzlich zuerkannt wurde , nicht 
dieser Reichsrath und Reichstag auch gesetzlichverbunden 
und zur gemeinsamen, österreichisch-ungarischen 
Volksvertretung creirt? 

Aber selbst wenn diese Behauptung erhärtet wäre, wenn 
der Gesetzgeber nicht die Einheit auf dem Gebiete der ge- 
meinsamen Angelegenheiten gewollt oder sich über die staats- 
rechtlichen Consequenzen des ausgesprochenen Gesetzesinhaltes 
nicht vollkommen klar gewesen wäre — es würde dennoch 
das durch den klaren Wortlaut und Sinn des Gesetzes staats- 
rechtlich Geschaffene dadurch nicht alterirt oder beseitigt. 
Denn dieser klare Sinn und Wortlaut des Gesetzes kommt in 
erster Linie in Betracht und nicht das, was der Gesetzgeber 
wollte, aber nicht aussprach. Was der Gesetzgeber sagt mit 
klaren Worten und zusammenhängendem Sinne, ist das Erste 
für die Auslegung des Gesetzes. 

Und hätte dieser Einwand von der — verborgenen — 
Absicht des Gesetzgebers auch Kraft, im vorliegenden Falle 
wäre er dennoch entkräftet; denn man steht vor der Alter- 
native, durch die hier gegebene Auslegung, die allein die 
Souveränetät der Sonderstaaten und ihrer Kronen 
für den ganzen ihnen zustehenden Competenzkreis unversehrt 
erhält, die allein dem Wortlaute und dem Sinne des Gesetzes 
entspricht, und allein in Harmonie ist mit der Natur des 
Staates, und der inneren und äusseren Geschichte Oesterreichs, 
dieses österreichisch-ungarische Staatsrecht zu einem vernünf- 
tigen , logischen und erfüllbaren zu machen , oder aber durch 



I eine Auelegiing und Aiiffasannp; , welc}ie dem Wortlaute und 

I Sinne des Gesetzes widersprieht, der historischen Entwicbliing 

I unseres Reiches und der imveränderlichen Natur des Staates 

entgegen ist, dieses StaatsrecLt selbst, welches den constitii- 

tion eil -monarchisch eu Bundesstaat aufgerichtet hat, zu einem 

unlogischen, unhiatoriachen und unerfüllbaren zu stempeln. 

Würden also selbst Sinn und Wortlaut des Gesetzes eine 
zweifache Auslegung des Gesetzes zulassen, eine Herauslegiing 
des staatsbegrlfl'licli Möglichen und eine Auslegung des staats- 
rechtlich Unmöglichen, die Wahl wäre leicht und nothwendig. 
Es wäre diejenige Auslegung zu ergreifen, die das Gesetz 
überhaupt erhält und das Reich rettet vor Vernichtung durch 
die Sonders taaten. 

Dieses österreichisch-ungarische Staatsrecht, das Aua- 
gleichegesetz, es birgt nur ein grosses Geheimniss in sieh, und 
dieses liegt in dem Gegensatze zwischen der Form, in der es 
spricht und der grossen hiatori sehen Thatsache, welche es 
rechtlich zum Ausdrucke bringen will. 

Das Ausgleichsgesetz bedient sich einer staatlich unor- 
ganischen, ungewöhnlichen Äusdrucksweise. Es geht immer — 
wie die Vertragstheorie vom Indi\'iduum — von den un- 
trennbaren Theilen des Reiches aus; statt vom 
Reiche zu handeln , redet das Ausgleichsgesetz von den 
beiden Beichshälften, Reichstheilen (Provinzen); es 
spricht von „den Vertretungskörpern beider Beichshälften", also 
von den beiden halben Vertretungskörpern des Rei- 
ches und begreift und versteht darunter die einheitliehe 
Reichsvertretung, 

Dadurch wird leicht die Vorstellung erweckt , als ob 
diese Reichshälften Oesterreicb-Ungarns , Cisleithanien und 
Transleithanien , für sich, individuell existent waren 
gegenüber dem Reiche, als ob die sie bewohnenden 
Theüe des Österreichisch-ungarischen Volkes selbstatändig wol- 
lende und handelnde GesanimtpersÖnlichkeiten wären gegen- 
, fiher dem Reiche, welchen zusammen die Regelung der Reichs' 
angelegenheiten obläge. Es entsteht leichter die irrige Idee, 
■iftls ob die Bnichtheile des ReichsvertretungskÜrpers, di<i „Ver- 
■"tretuiigskörper der Reichshälften "* ■ — also die halben Reichs 
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Vertretungskörper — selbstständig willensfällige Organe wären 
für die Regelung der gemeinsamen Angelegenheiten. Und wir 
glauben nicht zu irren, wenn wir ein diesen Irrthum förderndes 
Moment noch in der officiellen staatsrechtlichen und völker- 
rechtlichen Titulatur *^) des gemeinsamen Staates als „öster- 
reichische Monarchie" oder „österreichisch-ungarisches Reich" 
erblicken ; es ist , als sollte damit den fremden Staaten und 
den eigenen Staatsangehörigen gegenüber zum Ausdrucke ge- 
bracht werden, dass diese „österreichisch-ungarische Monarchie" 
aus zwei Monarchien bestehe, aus der cisleithanischen Mon- 
archie und aus der ungarischen Monarchie, dass sie die durch 
Addition dieser beiden Staaten gewonnene Summe sei. 

Aber auch dem Inhalte nach, wer erkennt es nicht, dass 
dieses Reichsstaatsrecht ein äusserst dürftiges ist, dass Vieles 
lückenhaft ist in dieser Ausgleichsgesetzgebung, unfertig, nicht 
zu Ende gedacht? Und wer empfindet es nicht, dass sogar für 
gewisse äusserste und wichtigste Fälle objective 
Rechtsnormen gänzlich fehlen, z. B. für den Fall des nicht 
freiwilligen Einswerdens der Theile der österreichisch-ungari- 
schen Reichsvertretung? Denn es ist kein rechtliches Mittel 
direct enthalten in der österreichisch-ungarischen Verfassung 
zur Erlangung irgend einer Willensäusserung der gemeinsamen 
Volksvertretung, wenn deren Theile, der die gemeinsamen An- 
gelegenheiten berathende und beschliessende Reichsl^ath und 
Reichstag absolut einander entgegentreten! 

Aber wer kann bezweifeln , dass trotzdem die Existenz 
des Reiches Oesterreich-Ungarn — die Reichseinheit — 
klar und deutlich in diesem Staatsrechte enthalten liege? 
Und dass dieses österreichisch-ungarische Staatsrecht wenigstens 
den Vorzug besitze, die Grundidee des „Bundesätaates"- rein 
zum Ausdrucke zu bringen, und also Cisleithanien und Ungarn 
als wirkliche souveräne Staaten zu erhalten? Oesterreich- 



^®) So heisst es im Allerh. Handschreiben Seiner kaiserlichen nnd könig- 
lichen Apostolischen Majestät vom 14. November 1868: „Ferner haben zur Be- 
zeichnung der Gesammtheit aller unter Meinem Scepter verfassungs- 
mässig vereinigten Königreiche und Länder die Ausdrücke: „Oesterreichisch- 
Ungarische Monarchie" und „Oesterreichisch-Üngarisches Reich" alternativ 
gebraucht zu werden." 
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Ungarn allein ist ein monarchischer Bundesstaat 
in Europa. 

Ist nun das Ausgleichsrecht der Gegenwart in Vielem 
unbestimmt und unvollendet, so ist es die Aufgabe der Zu- 
kunft, das heute nicht zu Ende gedachte zu Ende zu denken, 
und die Consequenzen des logischen Gedankens und die Forde- 
rungen des heute staatsrechtlich Bestehenden auch in 
die Form des objectiven Rechtes zu kleiden. Soll die öster- 
reichisch-ungarische Monarchie fortleben und sich entwickeln 

— und damit indirect die Sonderstaaten — so bedarf auch 
die Gesammtmonarchie'^eines selbstständigen, festen und klaren 
öffentlichen Rechtes und seiner offenen, sicheren und gerechten 
Anwendung. 

Die Zurücksetzung des Reiches und seines Rechtes gegen- 
über den Sonderstaaten und deren Verfassungen auszugleichen 

— ist die Aufgabe des kommenden Ausgleiches. 

Te semper anteit saeva Necessitas clavos trabates et cuneos 
manu gentans ahena ; nee severus uncus abest, liquidumque 
plumbum. 



A. Der Berliner Yertrag. 

Die Frage, welche hier zu erörtern ist, lautet : 

War der am 13. Juli 1878 zu Berlin zwischen Oester- 
reich-Ungam, Deutschland, Frankreich, Grossbritannien, Italien, 
Eussland und der. Türkei abgeschlossene Staats vertrag , der 
Berliner Vertrag, Seitens Oesterreich-Ungams nach dessen 
positivem Staatsrechte der Volksvertretung behufs Genehmigung 
vorzulegen oder nicht? 

Die Ansichten hierüber waren, namentlich was die Fac- 
toren betriift, welchen thatsächlich die Entscheidung zukam, 
sehr verschieden. In Cisleithanien *') standen sich im Parla- 



^') Es möge gestattet sein, den Staat, welchen die im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreiche und Länder bilden , mit dem Namen „Cisleithanien" hier 
zu benennen, namentlich der Kürze wegen. Der oMcielle Titel dieses Staates 
lautet: Die imReichsrathe vertretenen Königreiche undLänder" 
Dieser Titel findet sich in allen Gesetzen, Staatsgrundgesetzen, in den amtlichen 
Akten, im Reichsgesetzblatte, welches seit dem Jahre 1870 den Titel hat: 
„Reichsgesetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder" ; 
die Bezeichnung „Cisleithanien" hat auch schon eine gewisse praktische Geltung 
erlangt. Der Titel „Kaiserthum Oesterreich" kommt diesem Staate, welcher aus 
den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern besteht, in keinem 
Falle staatsrechtlich zu. Das frühere Kaiserlhum Oesterreich bezeichnete nach 
dem kaiserlichen Patente vom 11. August 1804 den Staat, welcher aus sämmt- 
lichen Königreichen und Ländern, die zu jener Zeit unter dem österreichischen 
Scepter vereinigt waren, lur das Gebiet der ihnen allen gemeinsamen Angelegen- 
heiten bestand. Da die Gesammtmonarchie damals eine absolute war, 
stand dem Staatsoberhaupte dieser Monarchie allein die Entscheidung zu. 

„Wir sehen Uns demnach — heisst es in diesem Patente über die Annahme 
des Kaisertitels — zur dauerhaften Befestigung dieser vollkommenen Rangsgleich- 
heit veranlasst und berechtigt, nach den Beispielen, welche in dem vorigen Jahr- 
hundert der russisch kaiserliche Hof und nunmehr auch der neue Beherrscher 
Frankreichs gegeben hat, dem Hause von Oesterreich in Rücksicht auf dessen 



imente dip Anschauungen der beiden grossen politischen Par- 
en gegenüber. 

Die sogenannte Verfassuagapartei bezweifelte nicht 
Hindesten die Competenz des Parlamentes zur Behand- 
dea Berliner Vertrages. Der Bericltt und Antrag der 
[ajorität sowohl , wie der der Minorität des Ausschusses, 
tr eichen das Abgeordnetenhaus zur Vorberathung dieses 
rStaatavei-trages einsetzte , ruhen auf dieser Ueberzeugung 
rvwn tier zweifelloflen Comi»etenz des Parlamentes zur Behand- 
Inng des Berliner Vertrages. „Sonnenklar seien" in diesem 
Falle — so behauptete man — „die Bestimmungen der 
Verfassung", so sonnenklar, dasa man „über den Wortlaut 
f dietier Verfassungsbeatlmmungen gar nicht hinauskommen könne." 
I Und zwar ergebe sich aus diesen VerfasHungshestimmungen 
mit zweifülloser Siclierheit, dasa der Berliner Vertrag zu seiner 
Giltigkeit der Genehmigung des Keichsrathes bedürfe. Merk- 
würdiger Weise stützte sich die Verfassungspartei bei diesem 
ihrem Beweise, dass dieser österreichisch-ungarische 
Staatsvertrag — um reclitsgiltig zu sein — nach dem 
inneren Staatsrechte der Genehmigung der Volksvertretung 



unabhängige Staatea den erblichen Kaisertitel ebenfalls IjeiKuIngf^ti. In Gemäss- 
lunt degsen haben Wir nach gepflogsDer reiflicher Uvberlegimg lieachloaaen , filr 
Uns und ansere Nachfolger in dem onzertrennticlien Beititz Unserer unabliäugigen 
Königreiche nnd Staaten den Titel und di« Würde eines erblichen Kaisera von 
Oeslurreidi (ak den Namen Unseres Erabausea) dergestalt feierlichst anzunehmen 
and festZDsetzen , dtiss Üiiaere sämtntlichen Königreiche, Fürstenthbmer und 
Provinzen ihre lisherigsn Titel , Verfaasangen , Vorrechte nnd Verhältnisse 
fernerhin unverändert beibehalten sollen". 

Die Bezeichnung der titaatsangehörigkeit an „die im Beichsratba 
Tertretenen Königreiche nnd Länder" als einer „Österreichisch an" 
ist daher eine ätaalarechtlich incorrecl«. So heisat es z. B. im StaatBgmnil- 
gesetxe vom 2t. December 18Ö7 tiber die allgemeinen Rechte der Staatabiii^er 
fBr „die im Reic^hsrathe vertretenen Käaigreiche nnd Länder" — also nicht 
Kr Oesterreich — im Artikel l: 

Ffir alle Angehörigen der im Beichsratbe vertretenen KUnigreiche und 
' Ländor besteht ein atlgemcinee Qstorr aich iitehes ätaatsbiirgerrecht. Dax 
l'Gesetx tieetimmt. unter welchen Bedingungen das risterreichische Stafttn. 
I -hflrgfin'echt erworben, ausgeübt nnd verloren wird". Desgleichen Artikel 3: 

Die öffentlichen Aemtt.r sind für alle Staalxbilrgsr gleich zugänglich. 
r Ans&nder wirtl der Eintritt in dieselben von der Erwerbung dos östor- 
IchiHchen StaatsbürKPrreHites nbhiingiK scmncht. 
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bedürfe, vorwiegend auf Bestimmungen und Paragraphe 
des cisleithanischen Staatsrechtes; so namentlich 
auf den §. 11 lit. a des Gesetzes vom 21. December 1867, 
„wodurch das Grundgesetz über die Reichsvertretung vom 
26. Februar 1861 abgeändert wird«,(R. G. Bl. 1867, Nr. 141), 
welcher §. 11 den Wirkungskreis des Parlamentes von 
Cisleithanien (des Reichsrathes) bestimmt, und insbesondere 
unter lit. a festsetzt, welche vom Staate Cisleithanien 
abgeschlossenen Staatsverträge — also welche cisleithanischen 
Staatsverträge — der Prüfung und Genehmigung dieses Parla- 
mentes bedürfen ; so auf Artikel 6 des cisleithanischen Staats- 
grundgesetzes vom 21. December 1867 „über die Ausübung 
der Regierungs- und der Vollzugsgewalt" (R. G. Bl. 1867, 
Nr. 145); endlich berief man sich wohl auch auf einenPara- 
graph des österreichisch - ungarischen Staats- 
rechtes — auf den §. 1 des Gesetzes vom 21. December 1867, 
betreffend die allen Ländern der österreichischen Monarchie 
gemeinsamen Angelegenheiten und die Art ihrer Behandlung" 
(R. G. Bl. 1867, Nr. 146) — aus dem aber natürlich eine solche 
gesetzliche Berechtigung des Staatsparlamentes Cis- 
leithaniens — seines Reichsrathes — zur Genehmigung 
gemeinsamer, österreichisch-ungarischer Staatsverträge nicht 
abgeleitet werden kann. 

Die sogenannte Rechtspartei hingegen erklärte, dass 
nach ihrer Anschauung der Berliner Vertrag zu seiner Giltig- 
keit der Genehmigung des Parlamentes nicht bedürfe. Der 
Reichsrath sei gar nicht competent zur Behandlung eines Staats- 
vertrages, den die österreichisch-ungarische Monarchie abge- 
schlossen habe. Die Rechtspartei erklärte daher, dass sie den 
Berliner Vertrag blos zur Kenntniss nehme. Im Herrenhause 
des Reichsrathes fand keine Debatte statt rücksichtlich des 
Berliner Vertrages. 

Was die Regierung betrifft, schien zunächst die kai- 
serliche und königliche gemeinsame Regierungeben- 
falls den Standpunkt zu vertreten, dass der Berliner Vertrag 
dem Reichsrathe und dem Reichstage nicht vorzulegen sei. 

Die kaiserlich cisleithanische Regierung gab dann 
ihrer principiellen Anschauung dahin Ausdruck, dass derBer- 
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liner Vertrag zu seiner Gfiltigkeit der Geiielmiigung des Reicha- 
I rathes nicht bediiri'e; es sei eine Prärogative der Krone im 
' conötitutionell-monarehischen Staate die auswärtige Politik zu 
leiten und daher internationale politische Verträge ohne vor- 
hprige Zustimmung des Parlamentes abzuaehliensen. Die Ge- 
nehmig ang des Berlijier Vertrages werde überdies indirect 
I erfolgen durch die Annahme des Gesetzentwurfes, betreffend 
I die Einverleibung Spizzas in Cisleithanien. Schliesslich erklärte 
es die Regierung geradezu nicht als unzulässig, wenn der 
t-£eichsrath dem Berliner Vertrage seine Genehmigung ertheUen 
\ wolle. 

Conform diesen Ausführungen der cisleitbanischen Regierung 
waren die Erklärungen der königlich ungarischen Re- 
gierang im Abgeordnetenhause de^ ungarischen Reichstages. 
Die Regierung erklärte entschieden, dass nach ihrer Anschauung 
von der Krone abgeschlossene internationale politische Verträge 
hinsichtlich ihrer Giltigkeit nicht von der Annahme oder Ab- 
lehnnng derselben seitens der Legislative abhängig seien oder 
sein könnten. Der Berliner Vertrag bedürfe daher zu seiner 
Giltigkeit der Zustimmung dea Reichstages nicht. 

Im ungarischen Parlamente selbst hielt die Regierungw- 
partei diese Anschauung der Regierung aufrecht und enthielt 
ach der Annahme oder Ablehnung des Inhaltes des Ber- 
liner Vertrages. Die Opposition hingegen behauptete, zur 
Rechtsgiltigkeit internationaler Verträge sei die Zustimmung 
des Parlamente» nothwendig — und sie berief sieh hiebei zum 
Tbeile auf antiquirte ungarische Gesetze, Diese ßenrtheilung 
internationaler Verträge sei ein Cardinalrecht der Legislative. 
Im Oberhanse fand keine Debatte über den Berliner Vertrag statt. 
Welche von diesen verschiedenen Ansichten ist nun die 
richtige, wer hatte Recht? War der Berliner Vertrag in 
Oesterreich- Ungarn nach dem inneren Öffentlichen Staatsrechte 
der Volksvertretung vorzulegen beliufa Genehmigung oder nicht ? 
Bedurfte der von dem Contrahenten „Oesterreich-Ungarn" im 
Inhalte des Berliner Vertrages auRgesprochene Willensinhalt, 
□in Staatewille zu sein — also um völkerrechtlich und staats- 
rechtlich giltig zu sein — der Genehmigung der Volksvertre- 
tung oder nicht V 
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Denn die völkerr echtliche Giltigkeit kann natür- 
lich von der staatsreehtlichenGiltigkeit nicht getrennt 
werden. 

Ist wirklich der Staatswille bei einem Staatsvertrage 
seitens eines Staates ausgesprochen worden, verpflichtet und 
berechtigt er eben den Staat gegenüber den anderen Contra- 
henten — völkerrechtliche Giltigkeit — und gilt den eigenen 
Staatsangehörigen gegenüber als souveräner, ihnen übergeord- 
neter und sie zum Gehorsam verpflichtender Wille des Staates 
— staatsrechtliche Giltigkeit. Ist wirklich der Staatswille 
geäussert, dann ist er dies nach Aussen und Innen. 

Wie nun dieser Staatswille entstehe, welche Factoren 
zusammenwirken müssen zu seiner Erzeugung, das ist eine 
Frage des inneren Staatsrechtes, des Verfassungsrechtes. Das 
Verfassungsrecht bestimmt eben, wann ein vom Staatsoberhaupte 
ausgesprochener Wille der Wille der Gesammtpersönlichkeit, 
wann er der Staatswille ist. Nach dem Principe der politischen 
Freiheit wird der Staatswille in der constitutionellen Monarchie 
durch zwei Factoren erzeugt, durch den Willen des Volkes 
und den Willen der Krone. Dies gilt ausnahmslos für alle 
Acte des Staatswillens gegenüber den Staatsangehörigen, welche 
z. B. die Staatsangehörigen berechtigen oder verpflichten, für 
die Acte, welche das Staatsgebiet betreffen, welche eine 
Handlung des Staates selbst gegenüber seinen Angehörigen 
zu ihrem Inhalte haben etc. — für alle Acte der Gesetz- 
gebung; dies gilt auch für die Entstehung und Aeusserung 
mancher mit einem anderen Staatswillen behufs Schaffung 
eines Rechtsverhältnisses übereinstimmender Willensacte des 
Staates nach Aussen — es gilt bezüglich bestimmter Staats- 
verträge, z.B. der Handelsverträge. In Betreff* der Handels- 
verträge ist in allen politisch-freien Monarchien die Entstehung 
des Staatswillens an das Zusammenwirken zweier Factoren, 
Krone und Volksvertretung, gebunden. Wird nun durch ein 
der Krone und dem Volke verantwortliches Staatsorgan — 
Ministerium — vorläufig der Inhalt des abzuschliessenden 
Vertrages mit dem Organe des anderen Staates vereinbart, 
bedarf eben dieser Vertragsentwurf, diese provisorische Willens- 
erklärung, um Staatsvertrag, um übereinstimmender Staats- 
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Wille zu werden, der Zustimmung 1. der Volksvertretung 
((4enehmignng) und 2. der Krone seihst (Ratification). Schreibt 
die Verfassung eines Staates rücksichtlich bestimmter Ver- 
träge dieses Staates mit anderen Staaten die Bildung des 
ixditisc'h-freien Staatswillens vor , dann ist eben , wenn einer 
der beiden Factoren für die politisch-freie Willensbildung fehlt 
— sei es der Wille des Volkes (Genehmigung des Vertrages), 
sei es der Wille der Krone (Ratification) — gar kein Staats- 
wille entstanden. Es kann dann ebensowenig von einer völker- 
rechtlichen Giltigkeit des Vertrages die Rede sein, als von 
einer staatsrechtlichen Giltigkeit. 

Wenn daher der seitens Oesterreich- Ungarns geschlossene 
Berliner Vertrag nach dem inneren öffentlichen Staatsrechte 
der Genehmigung der Volksvertretung bedurfte , um staats- 
rechtliche Giltigkeit zu erhalten, dann bedurfte er dieser Ge- 
nehmigung auch zur völkerrechtlichen Giltigkeit. 

Und ist nach dem Staatsrechte Oesterreich-Ungarns der 
Abschluss internationaler politischer Verträge ein Recht der 
Krone allein, bedarf sie dazu nicht der Mitwirkung der Volks- 
vertretung (Genehmigung des Vertrages), dann war dieser 
von der Krone allein abgeschlossene Berliner Vertrag durch 
die einfache Publikation in Oesterreich-Ungam auch staats- 
rechtlich giltig. 

Nicht davon soll hier die Rede sein, ob der Berliner 
Vertrag etwa vor Ausw^echslung der Ratificationen der Volks- 
vertretung vorzulegen gewesen sei, ob er hätte unter dem 
Vorbehalte der verfassungsmässigen Genehmigung geschlossen 
werden sollen etc. ; hier soll die rein staatsrechtliche Frage 
beantwortet werden, ob er nach dem inneren öffentlichen 
Staatsrechte behufs völkerrechtlicher und staatsrechtlicher 
Giltigkeit der Genehmigung der Volksvertretung bedurfte 
oder nicht. 

Allein hier mit der ersten Frage beginnen auch schon 
die ersten und ernsten Schwierigkeiten. „Nach dem positiven 
Staatsrechte" soll die Entscheidung gegeben werden , ob der 
Berliner Vertrag in Üesterreich-Ungarn der Volksvertretung 
vorzulegen gewesen sei? 

Nach welchem positiven Staatsrechte? 

K. Du u tKciier. I>. BundesHtaat Oedlonoioh ru^arn 3 
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Nach dem cisleithanischen Staatsrechte? Nach dem 
ungarischen Verfassiingsrechte ? Oder nach beiden zu- 
sammen? Oder aber ist vielleicht nach dem österreichisch- 
ungarischen, d. h. nach dem gemeinsamen Staatsrechte — 
nach dem Ausgleichsgesetze — die Entscheidung zu fällen ? 

Offenbar nun wird die Frage, ob ein vom Staate A be- 
dingt geäusserter Vertragswille behufs völkerrechtlicher und 
staatsrechtlicher Giltigkeit der Volksvertretung im Staate 
A vorzulegen sei, damit diese Volksvertretung dem vorläufig 
geäusserten Vertragswillen ihre Zustimmung (Genehmigung) 
ertheile , nach dem inneren öffentlichen Staatsrechte dieses 
Staates A, nach dem Verfassungsrechte des Contrahenten A 
zu entscheiden sein. Es handelt sich ja darum, ob in diesem 
Falle nach der Verfassung des Staates A dessen Staatswille 
von der Krone allein erzeugt wird, oder ob der Staatswille 
von A von zwei Factoren, dem Willen der Krone und dem 
Willen des Ansehen Staatsvolkes, gebildet werde. Die Frage 
also, ob der Seitens Oesterreich-Ungarns in seiner Eigenschaft 
als Contrahent des Berliner Vertrages durch seinen Bevoll- 
mächtigten geäusserte und erklärte Wille ausser der Genehmi- 
gung durch die Krone Oesterreich-Ungarns (Ratification) auch 
noch der Genehmigung der Volksvertretung Oesterreich-Ungarns 
bedürfe, wird und muss nach dem inneren öffent- 
lichen Staatsrechte dieses „Oesterreich-Ungarn** 
entschieden werden. Diese Frage kann allein gelöst 
werden auf Grund derjenigen Normen, welche, bestimmen, wie 
in Oesterreich-Ungarn der Staats wille oder Reichswille ge- 
bildet wird , also nach dem Verfassungsreclite Oesterreich- 
Ungarns. Dieses Verfassungsrecht muss gefragt werden, ob 
der Staats wille Oesterreich-Ungarns beim Abschlüsse von Ver- 
trägen politischen Inhaltes mit anderen Staaten durch die 
Krone Oesterreich-Ungarns allein erzeugt und gebildet wird, 
oder ob auch der Wille der Volksvertretung mit ein nothwen- 
diger Factor für das Zustandekommen dieses österreichisch- 
ungarischen Vertragswillens ist. 

Die erste Frage geht also dahin : Wer ist staatsrechtlich 
dieses „Oesterreich-Ungarn" ? 



I. 

Oesterreich-Ungarn — der monarchische Bundesstaat — 
der Contrahent des Berliner Vertrages. 

Welcher Staat — oder vielleicht müssen wir sagen — 
welche Staaten haben nnter diesem Namen „Oesterreich- 
Ungam" den Staatsvertrag — genannt Berliner Vertrag — 
abgeschlossen ? Wer ist diese haute partie contractänte ^^AiUriche» 
Uongrief^y diese Signatarmacht „Oesterreich-Ungarn'*, welche mit 
Deutschland, Russland, Frankreich, England, Italien und der 
Türkei den Berliner Vertrag am 13. Juli 1878 abgeschlossen 
hat, und um deren inneres Staatsrecht es sich handelt? 

Diese siebente Signatarmacht des Berliner Vertrages ist 
die „österreichisch -ungarische Monarchie" oder das „öster- 
reichisch-ungarische Reich" , welche Titel für den Gesammt- 
staat, fiir den Cisleithanien und Ungarn auf dem Gebiete der 
gemeinsamen Angelegenheiten umfassenden Staat nach dem 
Allerhöchsten Handschreiben vom 14. November 1868 an den 
Freiherm von B e u s t „alternativ gebraucht zu werden haben". ^^) 

*^) Das Allerhöchste Handschreiben Sr. k. und k. Apostol. Majestät 
lautet (Wiener Zeitung vom 15. November 1868): „Lieber Freiherr von Ben st! 
Nai-hdem es den neuerlich geordneten Verfassungsverliältnissen entspricht, dass 
l»#ri Hf*inen souveränen Acten und insbesondere bei den in Meincmi Namen mit 
answärtigen Mächten zu schliessenden Staatsverträgen die angemessenen Titulaturen 
lind Bezeichnungen angewendet werden , so ist Mein Wille , dass im Eingang 
dieser Verträge, wo Meine Person als vertragschliessender Theil und als Voll- 
machtgeber aufzuführen ist, künftig Mein Titel in folgender Fassung zur Anwen- 
dung komme: ^Kaiser von Oesterreich, König von Böhmen u. s. w. und 
Apf>stolis«:her König von I ngarn" , wonach in weiteren Context des Vertrages 
fine der diplomatischen Uebung anzupassende, abgekürzte Form gebraucht werden 

3* 
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Denn für dieses Gebiet der gemeinsamen Angelegenheiten — 
für die Eine auswärtige Politik, für die Eine Armee und die 
hierfür nöthigen Geldmittel — sind die beiden Staaten nicht 
vorhanden, sondern bilden dieselben physischen Personen, welche 
auch die souveränen Staaten Cisleithanien und Ungarn be- 
wohnen — ein wollendes und handelndes Volk — Ein Staats- 
volk. Für das Gebiet der gemeinsamen Angelegenheiten er- 
scheinen die Länder gebiete , welche andererseits das Staats- 
territorium der souveränen Staaten Cisleithanien und Ungarn 
sind, als Ein einheitliches Staatsgebiet. Das dieses öster- 
reichisch-ungarische Land bewohnende, ansässige Volk ist das 
Eine österreichisch- ungarische Staatsvolk, welches durch das 
Eine österreichisch-ungarische Staatsoberhaupt als österreichisch- 
ungarische souveräne Gesammtpersönlichkeit, als österreichisch- 
ungarischer Staat erscheint. Das einheitliche Territorium, auf 
welchem dieses österreichisch-ungarische Staatsvolk ansässig 
ist, ist das österreichisch-ungarische Reichsland. Es gibt für 
das Gebiet der auswärtigen Politik, es gibt für die Beziehungen 
zu den anderen Staaten keinen Staat Cisleithanien und keinen 
Staat Ungarn. Die auswärtige Politik ist Eine auswärtige 
Politik, Eine österreichisch-ungarische Politik des Auswärtigen ; 
sie ist nicht etwa eine 1. cisleithanische Politik des Auswär- 
tigen und eine 2. ungarische Politik des Auswärtigen, welche 
beide Politiken identisch zu führen und zu leiten wären. 
Cisleithanien war und ist kein Contrahent des Berliner Ver- 



möge, namentlich der Titel: „Kaiser von Oesterreich und Apostolischer Köni^ 
T^on Ungarn, dann die Bezeichnung: „Se. Majestät der Kaiser und König" oder 
„Se. k. und k. Apostolische Majestät". Ferner haben zur Bezeichnung der 
Gesammtheit aller unter Meinem Scepter verfassungsmässig vereinigten König- 
reiche und liänder die Ausdrücke: „Oesterreichisch-Ungarische Monarchie" und 
^Oesterreichisch-Ungarisches Reich" alternativ gebraucht zu werden Sie haben 
diese Meine Entschliessung sowohl dem Ministerrat!! Meiner im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreiche und Länder, als Meinem ungarischen Ministerium zu 
eröffnen und das Weitere zu veranlassen , damit die dem abgeänderten Titel 
entsprechenden Ausdräcke und Bezeichnungen durch Meine Missionen in den 
auswärtigen Staaten notilicirt uiid gleichförmig in den staatsrechtlichen und 
diplomatischen Actenstüokon eingeführt werden. 

Wien, am 14 November 1868. 

Franz Josef m p. Ben st m. p. 
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träges, desgleichen Ungarn nicht. Nicht die Krone Cisleitha- 
ni»*ns und <lie Krone des lieiligen Stephan sind seitens „Oester- 
reich-Ungarns" die zwei Contra henten des Berliner Vertrages ; 
nicht der Wille des Staates Cisleithanien bezüglich der Ord- 
nung der orientalischen Angelegenheiten wurde gegenüber den 
sechs anderen Staaten als Contrahenten des Vertrages ge- 
äussert . nicht der souveräne Wille des Staates Ungarn in 
Betreif der theilweisen Lösung der orientalischen Frage für 
die Gegenwart. 

Auf dem Berliner Congresse wurde vielmehr von diesem 
Contrahenten Oesterieich-Ungarn ein einziger Wille, der öster- 
reichisch-ungarische Reichswille, ausgesprochen und mit dem 
Willensinhalte der sechs anderen Signatarmächte in Ueberein- 
stimmung gebracht. Oesterreich - Ungarn ist Ein Contrahent 
gewesen , es hat Einen Berliner Vertrag abgeschlossen ; es 
wurden nicht etwa unter diesem Titel „Oesterreich-Ungarn" 
zwei Berliner Vei*träge von den Sonderstaaten Cisleithanien 
und Ungarn eingegangen. Oesterreich-Ungarn ist nach Aussen 
und überhaupt für das Gebiet der gemeinsamen Angelegenheiten 
nicht die Summe von Oesterreich (Cisleithanien) -f- Ungarn, 
.^on<lern das österreichisch - ungarische Reich ist 
eine von den beiden Sonderstaaten verschiedene, 
seihständige souveräne Gesammtpersönlichkeit, es ist 
ein selbständiger Staat — ein Bundesstaat. Cislei- 
thanien und Ilngarn sind für dieses Gebiet der gemeinsamen 
Angelegenheiten — wie dies des Näheren unten sub II noch 
bewiesen werden soll — die untrennbaren und u n u n t e r- 
s c h e i d b a r e n Theile dieser Einen Gesammtpersönlichkeit, 
dieses Staates Oesterreich-Ungarn. 

Denn zwei Staaten können alle Güter und Objecte dieser 
Erde gemeinsam haben, soweit als es Güter für die Gesammt- 
per.^önlirhkeit gibt — mit Ausnahme ihrer eigenen Persönlichkeit, 
ihres eigenen Körpers (Land und Staatsvolk) und ihrer tiigentm 
p.<ychi.<clien Acte — ihres Willens. Zwei Staaten können alle 
ausserhalb ihrer Persönlichkeiten liegende Güter gemeinsam 
haben . sich selbst aber oder Theile ihres eigenen Organismus 
können sie nicht gemeinsam haben und bezüglich dieses ge- 
nieins.iinen Theiles, dieser gemeinsamen Sphäre des Organismua 
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noch als zwei selbständige Staaten fortexistiren. Zwei Staaten 
können nicht das ganze Staatsgebiet oder ein Stück desselben 
gemeinsam haben und rücksichtlich dieses gemeinsamen Staats- 
gebietes noch zwei selbständige Staaten sein. Zwei Staaten 
können nicht das ganze Staatsvolk oder Theile desselben, oder 
einzelne Staatsbürger oder Staatsorgane gemeinsam haben, und 
bezüglich dieses Einen Staatsvolkes und Einen Organes noch 
zwei selbständige Staaten sein. In dem Augenblicke, als die 
G-emeinsamk eit den Staatskörper, oder Theile 
und Organe desselben ergreift, wird dadurch für den 
gemeinsamen Theil der Bestand der beiden Staaten selbst 
alterirt, angegriffen, d. i. die beiden Staaten hören für den 
ihnen gemeinsamen Theil des Organismus und für das Gebiet 
der gemeinsamen Angelegenheiten nothwendig zu existiren auf. 
Es entsteht und besteht dann iür dieses Gebiet der gemein- 
samen Staatsangelegenheiten und Staatstheile eine einzige 
Gesammtpersönlichkeit — Ein Staat. Das gemeinsame Organ 
zweier Staaten A und B, d. h. das Organ C, welches Organ, 
daher Staatsangehöriger des Staates A und zugleich Organ, 
daher Staatsangehöriger des Staates B ist -^ ist daher noth- 
wendig nur der Ausdruck der für seine Function und seinen 
Competenzkreis bestehenden einzigen und einheitlichen Staats- 
gewalt gegenüber dem Lande und den Bewohnern der beiden 
Staaten A und B. Es ist C dann ein Organ des beide Staaten 
für diesen Kreis der öffentlichen Angelegenheiten umfassenden 
Staates C , gegenüber welchem A und B als selbständige 
Staaten fortbestehen für ihre Sonderangelegenheiten ; A und B 
bleiben als selbstständige, von C unabhängige und souveräne 
Persönlichkeiten existirend, soweit nicht der Kreis der gemein- 
samen Angelegenheiten ihre Existenz verzehrt und sie zu einem 
neuen lebendigen ethischen Organismus C gemacht hat, zu einer 
neuen aus wollenden und handelnden Theilen (Menschen) be- 
stehenden Einheit. Zwei Staaten können möglicherweise eben 
Gesetze mit identischem Inhalte haben, gleich organisirte 
Armeen, gleiche auswärtige Politik, sie können dieselben mate- 
riellen Mittel für ihr staatliches Leben festsetzen und ver- 
brauchen; sie können also möglicherweise zwei Gesetze mit 
gleichem Inhalte, zwei gleichorganisirte Armeen, zwei gleiche 
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auswärtige Politiken, zwei gleiche Staatshaushalte haben, aber 
nii*lit Ein gemeinsames Gesetz , Eine Armee u. s. f. Zwei 
Staaten können nicht eine gemeinsame Krone oder gemeinsame 
Minister, Parlamente, Staatsbürger undStaatsunterthanen haben, 
keine gemeinsame Armee oder, gemeinsame Flotte. Bestehen 
solche gemeinsame Organe, dann sind sie die Organe 6ines 
dritten gemeinsamen Staates. 

Oesterreich-Ungarn also als Contrahent des Berliner Ver- 
trages ist der Bundesstaat Oesterreich-Ungarn, es ist die öster- 
reichisch-ungarische Monarchie. Und hier darf daher der Name 
-CJesterreich-Ungarn" nicht zum Irrthume verleiten, dass dieser 
Eine Staat Oesterreich-Ungarn aus zwei Staaten — Oesterreich 
(Cisleithanien) und Ungarn bestehe. Denn ein Staat — 
auch der Bundesstaat — kann nicht aus mehreren 
Staaten bestehen. Die Sonderstaaten als solche sind 
im Bundesstaate nicht T he i 1 e des Bundesstaates. Vielmehr sind 
es die Bewohner aller dieser Sonderstaaten , welche für das 
Gebiet der öffentlichen Angelegenheiten, welche allen diesen 
Bewohnern identisch sind — das einheitliche Staatsvolk bilden. 
Das Gebiet der Sonderstaaten erscheint in einer anderen staats- 
rechtlichen Qualität als ein Theil (Verwaltungsgebiet) des 
Bundesstaates, als Provinz. Die Sonderstaaten sind für das 
Gebiet und den Kreis der Bundesstaatsangelegenheiten keine 
selbstständigen Individuen , keine wollenden und handelnden 
Persönlichkeiten. Und das Staatsterritorium des Bundesstaates 
besteht nicht staatsrechtlich aus den zwei Staatsgebieten der 
Sonderstaaten. Vielmehr hat der Bundesstaat ein einheitliches 
und untrennbares Staatsgebiet, wie jeder Staat, welches aller- 
dings seinem Umfange nach gleich gross ist, wie die beiden 
Staatsgebiete der Sonderstaaten zusammen. 

Daher sind auch im Bundesstaate Oesterreich- 
Ungarn nicht die Sonderstaaten Cisleithanien 
und Ungarn etwa die beiden wahrnehmbaren, 
abgegrenzten gleichen Theile des gemeinsamen 
Staates. Es bestehen vielmehr die für ihren Competenzkreis 
souveränen Staaten (-isleithanien und Ungarn. Ausserdem 
existirt und lebt, will und handelt der Bundesstaat Oesterreich- 
Ungarn, die österreichisch-ungarische Monarchie mit einer Ein- 
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wohnerzahl von STV'a Millionen Menschen, und einem Staats- 
gebiete von 11.338 Quadratmeilen. 

Die Bezeichnung Oesterreich-Ungarn bringt dem Auslande 
— den übrigen Staaten nur zur Kenntniss und zum Bewusst- 
sein, dass die Theile, die Provinzen Cisleithanien und Ungarn 
dieser österreichisch-ungarischen Monarchie für einen anderen 
Competenzkreis zwei souveräne Staaten bilden: 

den Staat Cisleithanien bezüglich aller Angelegen- 
heiten, welche den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern gemeinsam sind; 

den souveränen Staat Ungarn bezüglich aller 
Angelegenheiten der Krone des heiligen Stephan. Wollte man 
den zweiten grossen Bundesstaat in Mitteleuropa — das deutsche 
Reich — analog benennen, müsste dieses deutsche Reich, dessen 
Competenzkreis eben die allen 25 deutschen Ländern gemein- 
samen Angelegenheiten umfasst, Preussisch-Baierisch-Sächsisch- 
Würtemberg-Badensisches etc. Reich genannt werden. 

Die österreichisch-ungarische Monarchie , also das öster- 
reichisch-ungarische Reich, hat den Berliner Vertrag abge- 
schlossen. Er ist kein 1. cisleithanischer und kein 2. unga- 
rischer Staatsvertrag, sondern er ist Ein österreichisch- 
ungarischer, ein gemeinsamer Staatsvertrag. 

Ob nun für das Zustandekommen dieses österreichisch- 
ungarischen Staatswillens, welcher den Berliner Vertrag ge- 
schlossen, die Mitwirkung auch des Volks willens noth wendig 
ist, oder ob das österreichisch-ungarische Staatsoberhaupt allein 
diesen staatlichen Vertrags willen erzeugen und äussern konnte, 
ist einzig und allein nach dem inneren öffentlichen Staatsrechte 
dieser Monarchie zu beantworten und zu entscheiden. 

Die Frage also, ob dieser österreichisch-ung irische Staats- 
vertrag zu seiner völkerrechtlichen und staatsrechtlichen Giltig- 
keit der Genehmigung der österreichisch-ungarischen Volks- 
vertretung bedarf — der Zustimmung des einheitlichen gemein- 
samen Volkswillens als zweiten Factors — ist nach dem in 
allen untrennbaren Theilen und Orten dieser Monarchie gelten- 
den inneren Staatsrechte, d. h. nach dem in beiden Theilen, 
Cisleithanien und Ungarn, geltenden, bei(len Theilen gemein- 
samen Staatsrechte zu entscheiden. 
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Dieses Sta atsrecht Oesterreich-Ungarns aber 
ist (las A 11 sgleiclisgese tz des Jahres 1867. 

Sonach ist die Entscheidung, ob der von Oesterreich- 
Ungam gefiyphh)ssene Berliner Vertrag der Österreich isch-unga- 
risi»hen Volksvertretung vorzulegen war oder nicht behufs 
(icnehmigung — n^ch den Bestimmungen des Aus- 
gleichsgesetzes zu fällen. 

Die mit geringen Ausnahmen völlig identischen ^^) jedes 
die Verfassung des ganzen Reiches (beider Theile) enthalten- 
den Gesetze vom 21. December 1867, betreffend die allen 
Ländern der österreichischen Monarchie geraeinsamen Angele- 

^') Nicht identischen Inhaltes sind uui* wenige Gesetzesbestimmungen so 
1. in Betreff der Regelung der Quote. Es sind die §§. 3 und 36 des deutschen 
Ausfjleichsgesetzes und 19 - )i^2 des Gesetzartikels XII. Zunächst ist die Zeit 
liir welche eventuell die Krone das absolute Gesetz über die Quote gibt, im 
d»-utscben Gesetze mit einem Jahre anberaumt ; im ungarischen Gesetze dagegen 
ist im §. 21 keine Zeitbestimmung angegeben, oder, wenn man den § 22 an- 
wendet, eine „bestimmte Zeit" für die Dauer des absoluten Gesetzes über die 
ilxutte festgesetzt Da nun ein Jahr auch „eine bestimmte Zeit" ist, und noth- 
wendig das Reichsgesetz über die Quote in allen Theilen der Monarchie dieselbe 
<riltigkeitsdauer haben muss, so ist wohl 1 Jahr auch als Zeitbestimmung des 
ungarischen Textes für die Dauer des absoluten Quoiong:.?setzes anzunehmen. 
Dessgleichcn ist die Bestimmung des §. 2 L des Gesetzartikels XII, dass eventuell 
das Gutachten eines jeden Theiles (der Deputationen) beiden Reiclwtagen vor- 
gfli'St wird, im deutschen Texte nicht enthalten. 

2. Ferner hannoniren nicht: §. 20 des Ausgleichsgesetzes und §. 3"^ des 
(fcsetzartikf'ls XII in Betreff der zur Beschlussfähigkeit jeder Delegation nöthigen 
Mitgliederzahl. Der §.20 des deutschen Ausgleichsgesetzes sagt: „Zur Beschlus.««-. 
fähigkeit der Delegation des Reichsrathes ist ausser dem Vorsitzenden 
die Anwesenheit von wenigstens dreissig Mitgliedern und zur 
tlilti^rkeit eines Beschlusses die absolute Stimmenmehrheit der An- 
wesenden erforderlich". Nach dieser (iesetzesbestimnnuig wäre daher ein Be- 
•«i-hluss dieses (cisleithanischen) Delegationstheiles zu Stande gekommen, wenn 
;»1 heIegation.»*niitgIieder in der Sitzung anwesend gewesen wären und li) für einen 
Antrag ge.*Jtimmt hätten. Nach dem Artikel XII i^. 33 wäre für die IJesehluss- 
lahi;rkeit des cisleithanischen wie des ungarischen Delegations- 
theiles die Anwesenheit sämnitlicher 60 Deh*girter (oder der Krsatznüuuu'r) 
ni»ihwendig. und zur Erzeugung eines Delegationsbeschlusses die Zustimmung von 
M Delegirten. Der §. 33 schreibt vor: „Jede Delegation hält gesonderte 
Sii/j:ngeii nnd beschliesst in denselben mit Abslimmung nach I\«>plen und der 
a li .* o 1 n t e n S t i m m e n m e h r h e i t s ä m m 1 1 i c h e r 1) e 1 e g a t i o n s m i t g 1 i e- 
der. und was die Majorität beschloss, ist als Besrhlns-; der ganzen D'.'legatioi 
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genheiten und die Art ihrer Behandlung (R. G. Bl. 1867, 
Nr. 146) und der ungarische Gresetzartikel XII vom Jahre 



anzusehen". Und wenn nun Ungarn einen in der cisleithanischen Delegation bei 
Anwesenheit von 31 cisleithanischen Delegirten mit 16 Stimmen gefassten Beschluss, 
nicht anerkennen würde? Welches dieser beiden, über die Bescblussfähigkeit und 
Beschlussfassung der cisleithanischen Delegation bestimmenden Gesetze ist pun 
anzuwenden? Ohne Zweifel ist vom Standpunkte der Parität und wegen der 
UnVollständigkeit des §.20 — handelt er doch nur von der cisleithanischen 
Delegation — der §. 33 des Gesetzartikel XII als der diese Fragen entschei- 
dende anzusehen und anzuwenden. 

3. Die Bestimmung des §. 49 des Gesetzartikels XII, betreffend die Be- 
urtheilnng der Wichtigkeit der Gründe zur Abdankung der österreichisch- 
ungarischen Kaiserkrone seitens der Delegation, eventuell Annahme der Ab- 
dankung der Krone durch die Delegation, fehlt im deutschen Texte gänzlich. 

4. Endlich stimmen nicht überein §. 1 des deutschen Gesetzes und 
§. 8 des Gesetzartikels XII in Betreff der Mitwirkung der österreichisch- 
ungarischen Volksvertretung beim Znstandekommen gemeinsamer Staatsverträge. 
Im Gesetzartikel Xu findet sich gar keine Bestimmung, ob 
österreichisch-ungarische Staatsverträge der Volksvertre- 
tung vorzulegen seien oder nicht. Denn der Passus des §. 8 „die 
internationalen Verträge wird jedes Ministerium seiner eigenen Legislatur mit- 
theilen" enthält , wenn unter den „internationalen Verträgen" Staatsverträge 
zwischen der österreichisch-ungarischen Monarchie und anderen Staaten ver- 
standen werden, dann nur indirect die Bestimmung, dass das Kelch diese 
Staatsverträge den Ministerien der Sonderstaaten Cisleithanien und Ungarn 
mittheilen müsse. Denn die Reichsverfassung — das gemeinsame Ausgleichsgesetz — 
kann keine Vorschriften für die Organe der souveränen Einzelstaaten enthalten. 
Würden hier aber — trotz der Stellung dieses §. 8 als eines Paragraphen 
der österreichisch-ungarischen Reichsverfassung — nicht gemeinsame Staats- 
verträge, sondern cisleithanisch-ungarische Staatsverträge verstanden werden, 
internationale Verträge zwischen den beiden Staaten Cisleithanien und Ungarn, dann 
wäre diese Bestimmung des §. 8 eine Bestimmung des cisleithanischen und unga- 
rischen Staatsrechtes. Dann findet sich im ungarischen Texte der Reichsver- 

. fassung eben gar keine gesetzliche Bestimmung betreffs gemeinsamer Staatsverträge 
und daher auch keine über die Mitwirkung der Volksvertretung bei der Ent- 
stehung österreichisch-ungarischer Staatsverträge. 

Bezüglich dieser nur i n e i n e m Texte der Reichsverfassung, also 
im deutschen Ausgleichsgesetze allein oder nur im ungarischen Ausgleichsgesetze 
enthaltenen Gesetzesbestimmungen ergibt sich nun folgende Alternative: Ent- 
weder sie werden — ihrem ganzen Inhalte nach — als Reichs- 
gesetze anerkannt, also in beiden Theilen der Monarchie in Kraft stehend, 
d. h die nur imdeutschenGesetze enthaltenen, Cisleithanien und Ungarn zum 
Objecte habenden Gesetzesbestimmungen werden auch alsfürdenuntrennbaren 
Reichstheil Ungarn giltig anerkannt, und die nur im ungarischen 
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l>^(i5'67 sind dieses innere öffentliche österreichisch-ungarische 
Staatsrecht. Sie sind die in deutscher und ungarischer 

Texte enthaltenen Gesctzesbestimmimgen auch fürCisleithauien — oder 
iliese sanctionirten Gesetzesbestimmungen sind gänzlich wir- 
kuu^rslos, sie sind unmöglich und unerfällbar. Denn würdensienur 
als für eine Reichshälfte giltig uud wirksam erklärt, wären sie in dieser Eigenschaft 
objective Rechtsnormen für die Bildung eines halben Staats- 
willens, fär die Bildung des Willens eines Staatstheiles, eines Staats- 
stückes, welches Staatsstück natürlich selbständig, individuell gar nicht existirend 
ist. «laher gar keinen Willen hat Eine Verfassungsbestimmung aber über die Bil- 
dung eines halben Reichswillens oder eines halben Volkswillens — z B. über die 
Bildung des Willens des halben Reiches, des österreichisch-ungarischen Staats- 
theiles Cisleithanien bezüglich eines österreichisch-ungarischen Staats Vertrages — 
und die Sanction eines halben Volkswillens ist eine Unmöglichkeit. Diese Gesetzes- 
b«*stimmungen wären — nur für je eine Reichsliälfte als giltig anerkannt — 
l'aragraphe und Gesetzesbestimmungen einer halben Reiohsverfassnng ; dann sind 
sie einfach nichtig, im Ausgleichsgesetze gar nicht vorhanden. Denn der §. 1 
z. H des deutschen Ausgleichsgesetzes würde dann bezüglich des für Ungarn 
nicht giltigen Passus über die Staatsverträge lauten: „wobei jedoch die Geneh- 
migung der internationalen^ (d. h. der gemeinsamen, von Oesterreich-Ungarn 
mit andern Staaten abgeschlossenen) „Verträge, in so weit eine solche ver- 
fassungsmässig nothwendig ist, dem Vertretungskörper einer Reichshälfte (dem 
Reichsrathe . . . . ) vorbehalten bleibt". Das wäre eine widersinnige und 
daher unmögliche Bestimmung. Auch die praktische Folge einer solchen — 
natürlich unstatthaften — Eliminiruug dieser angeführten Gesetzesbestimmungen 
wäre von grosser Bedeutung Das Ausgleichsgesetz — die Reichs Verfassung — 
würde dadurch noch lückenhafter ui'd ungenügender, das ohnedies grosse in 
•lerselben befindliche Gebiet des Unfertigen, des nicht zu Ende Gedachten, würde 
noch mehr ausgedehnt. Dasselbe gilt von den andern hier aufgeführten nur 
einseitigen Gesetzesstellen. Werden aber diese nur in einem Texte der Reichs- 
verfassung enthaltenen Gesetzesbestimmungen nicht eliminirt, sondern erhalten, 
und belassen als objective K et htsnormen , welche Geltung haben und daher 
erfüllt und vei*^'irklicht werden müssen nach ihrem ganzen Inhalte, dann gelten 
sie wie erwähnt, weil sie die Bildung und die organische Thätigkeit von 
^t-meinsamen Organen aller — beider — Theilu zu ihrem Inhalte haben, weil 
>ie objective Normen sind für die Bildung der Reichsorgane und für das Leben 
•l«*sö.»iterreichisch-ungarischen Reiches durch diese Organe. -• eben für das ganze 
R »• ich . d. i. für dieTheile Cisleithani en und Tugarn als untrennbare Einheit 
Die bezüglichen Gesetzesbestimmungen müssen dann aurh als öst« rreichisch- 
ungar.si'he Gesetzesbestimmungen anerkannt werden, in beiden Reiehstheilen in 
Kraft stehend, als Reichsgesetze. Dies wird dadurch noch wesentlicli erleiclitert, 
'l:i>s «lie betrett'enden (Jesetzesbestiinniungen, die theils nur im deutsclien. theiM 
im ungarischen Gesetze enthalten sind, keinen Witierspruch dieser beiden Texte 
hervorrufen, vielmehr die in dem einen Texte enthaltene Gesetzesbestimmung 
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Sprache verfasste österreichisch - ungarische 
Reichsverfassung. Das deutsche Gesetz wie das unga- 

nur die über diesen Punkt im anderen Texte enthaltene Lücke ausfüllt, den 
anderen Text der.Reichsverfassung ergänzt. 

Können nun diese nur einseitig enthaltenen Bestimmungen des Ausgleichs- 
gesetzes als Gesetzesbestimmungen und daher als Bestimmungen der Reichs- 
verfassung erhalten werden? 

Die Entstehung des Ausgleichsgesetzes erfolgte in der "Weise, da ss man den 
Reichsrath und den Reichstag und zwar in ihrer Eigenschaft als Theile der öster- 
reichisch -ungarischen Volksvertretung — wie dies im Folgenden nach- 
gewiesen werden wird — die gemeinsamen Gesetze berathen Hess. Da man also 
der einheitlichen Willensbildung der österreichisch-ungarischen Volksvertretung 
die übereinstimmende "Willenserklärung der Theile dieser Volksvertretung — 
Reichsrath und Reichstag — substituirte , waren nur formell diejenigen 
Gesetzesbestimmungen des Ausgleiches als ausgesprochener gemeinsamer Volks- 
wille bezüglich gemeinsamer Angelegenheiten der Sanktion durch die — 
(natürlich gemeinsame , einheitlich österreichisch - ungarische) — Krone 
fähig, welche von allen — beiden — Theilen der gemeinsamen Volksvertretung, 
dieser Volksvertretung, welche über die beiden Ländern gemeinsamen Angelegen- 
heiten und die Art ihrer Behandlung berieth, angenommen waren Allein 
gleichzeitig mit der "Wiederherstellung der ungarischen Verfassung sanctionirte 
Seine Majestät — und zwar natürlich als österreichisch - ungarischer , gemein- 
samer Monarch — auch den XII. Artikel, d. i. den ungarischen Original- 
Text der gemeinsamen Verfassung, in welchem vorbehaltlich 
der constitutionellen Zustimmung der diesseitigen Länder jene 
Angelegenheiten, welche künftig zwischen diesen und den Ländern der unga- 
rischen Krone gemeinsam sein sollen, bezeichnet und die Art der Behandlung 
dieser gemeinsamen Angelegenheiten bestimmt wurde. „Jene Verfügungen dieses 
Gesetzartikels jedoch" — sagt die Schlussbestimmung des Gesetzartikels XI 1 — 
„welche sich auf die Behandlungs weise der gemeinsamen Angelegenheiten 
beziehen, werden thatsächlich erst dann in Wirksamkeit treten, 
wenn die übrigen nicht zur ungarischen Krone gehörigen Länder Sr. Majestät 
dem Inhalte derselben auch ihrerseits auf constituti onell em 
Wege beigetreten sein werden". 

Die Sachlage stand also so, dass eiuTheil de r gern einsam enVolk s- 
vertretung seinen Willen über den Competenzkreis des gemeinsamen Staates 
und dessen Verfassung bereits ausgesprochen hatte — nämlich der ung arische 
Reichstag in seiner anderen staatsr echt liehen Eigenschaft, als 
Theil der die gemeinsamen Angelegenheiten berathen den ge- 
meinsamen Volksvertretung. Und merkwürdigerweise — eh vor noch 
der andere Theil der Volksvertretung Oesterreich- Ungar US — der 
Reichsrath ebenfalls in J^einer zweiten staatsrechtliehen Eigenschaft, als das die 
gemeinsamen Angelegenheiten gesetzlich berathende Theilorgan, gefragt worden 
war, also ehvor noch ein durch die identischen Willenserklärungen aller Theile ent- 
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risohe Originalgesetz enthält die Verfassung beider Theile — 
tles ganzen Reiches. 

staiidenor gemeinsame Volkswille rUcksichtlicli der gemeinsamen Reichsverfassung 
vorlag — wurde der halbelWiUe dieser Volksvertretung, — der Theil- 
wille dps ungarischen Theiles der gemeinsamen Volksvertretung allein — der alle r- 
höchsten Sanction des üs tcrreichisch -u ngarischen Monarchen 
unterbreitet — und vorbehaltlich der constitutionellen Zustimmung der im 
K4M('hsrathe vertretenen Königreiche und Länder, d. h. des anderen Reichstheiles, 
sanctionirt (Schlussbestimmung des Artikels Xu). 

Wurde nun diese Zustimmung des Reichsrathes ertheilt 
und die unter ein er Bedingung ertheilte Sanction durch Ein- 
treten dieser Bedingung eine unbedingte Sanction? Wurde dann 
wirklich der gemeinsame Volkswille sanctionirt? Diese Frage muss bejaht 
werden. 

Der Reichsrath — der zweite halbe Theil der Volksvertretung — erkannte 
wohl, dass hier jede sachliche Modiftcation des Inhaltes des Gesetzartikels XII über- 
haupt eine Unmöglichkeit sei (die „Zwangslage^ traf daher nicht das cisleitha- 
nische Staatsparlament „Reich srath'^, sondern den Reichsrath als Theil der gemein- 
samen Volksvertretung) Der Wille dieses Theiles der Volksvertretung ging aber 
zweifellos auf sachlich unveränderte Annahme des ganzen Inhaltes 
des Gesetzartikel XII. (Nur die Dauer der Bestimmung der Quote durch 
den gemeinsamen Monarchen allein wurde absichtlich auf ein Jahr festgesetzt.) 
Die übrigen wenigen im deutschen Texte nicht enthaltenen Bestimmungen des 
Gesetzartikels XII : die genauere Regelung des Vorganges im Falle die beiden 
Depntationstheile sich über einen Vorschlag bezüglich der (^note nicht einigen 
können: die Bestimmung des §. 49 über die Beurtheilung der Gründe zur 
AlMlanknng seitens der gemeinsamen Krone durch die österreichisch - ungarische 
Volksvertretung, eventuell deren Stellvertreter — die Delegation — wurden nur 
höchstens noch im Detail anzuführen übersehen. Der Wille des Reichsrath 
ging auf unveränderte Annahme des ganzen Inhaltes des 
(rcsetza r tikels XII. So heisst es im diesbezüglichen Ausschussberichte 
(Protokolle des Abgeordnetenhauses des Reichsrathes. IV. Session, 1867—69, 
Band '^. Seite 1320): „Die in diesem Gesetzartikel (XII) enthaltenen Bestim- 
mungen bedürfen selbstverständlich der Zustimmung des Reichsrathes und hat 
auch die Regiernnr, in.soweit es sich um die die Art der Behandlung der gemein- 
same Angelegenheiten be rettenden Bestimmungen, d. i. um das Institut diT 
Delegationen handelt, einen Gesetzentwurf vorgelegt, welcher von Einem hohen 
Hause dem Verfassungsiiusschusse zur Berichterstattung zugewiesen wurde. Ilin- 
;regeu hat es die Regierung unterlassen, einen (lesetzentwurf vorzulegen, durch 
welrhen bestimmt würde , welche Angelegenheiten als mit l-ngarn gemeinsame 
zu behandeln sein werden. Da nun aber die gemeinsamen Angelegenheiten vor- 
erst gesetzlich f<*stgestellt .sein niiissen , ehe das (Jesetz über die Art ihrer 
Behandlung in Wirksamkeit treten kann , so glaubte der Vtirtus.sungsau.sschuss 
di**se l»eiden <TegenHtände nicht von «'inander trennen, sondern tlen von der 
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Bevor man daher in schwerem Kampfe und in langer 
Debatte darum rang, ob nach §. 11 und Artikel VI des cis- 



Regierun^- vorgelegten Gesetzentwurf dahin ergänzen zu sollen, dass nebst dem 
Behandlungsmodus auch der Umfang der gemeinsamen Angelegenheiten darin 
festgesetzt werde, so dass das Gesetz gleich dem ungarischen Gesetzartikel 
alle auf die gemeinsamen Angelegenheiten Bezug habenden Bestimmungen ent- 
halte. Hiebei musste sich der Ausschuss vor Allem die Frage 
vorlegen, ob die Bestimmungen des ungarischen Gesetzartikels tiber den 
Umfang der gemeinsamen Angelegenheiten einfach anzunehmen oder ob 
und welche Modificationen etwa vorzunehmen seien. Der 
Auss chuss .konnte jedoch nicht verkennen, dass bei der gegen- 
wärtigen Sachlage von jeder Modification der einschlägigen B e- 
stimmungen des ungarischen Gesetzartikels abgesehen werden 
müsse, soll anders der Ausgleich mit Ungarn und mit ihm die so dringend 
nothwendige Ordnung unserer staatlichen Verhältnisse nicht gefährdet oder 
mindestens auf eine lange Zeit hinausgeschoben werden. . . . Der Ausschuss 
hat sich daher in dem von ihm verfassten Gesetzentwurfe, dessen Annahme er 
Einem hohen Hause empfiehlt, sachlich genau an die Bestimmungen 
des ungarischen Gesetzartikel Xn, insoweit es sich um die Fest- 
setzung der gemeinsamen Angelegenheiten handelt, gehalten und glaubte nur, 
was die Form betrifft, von der an vielen Stellen historische Anführungen und 
Motive enthaltenden Fassung des ungarischen Gesetzes abweichen zu sollen. 
Was nun die im ungarischen Gesetze vorgeschlagene Art der 
Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten durch Delega- 
tionen, welche Behandlungsart auch in dem von der Regierung vorgelegten 
Gesetzentwurfe vollständig angenommen wurde, anlangt, so konnte der Ausschuss 
nicht verkennen, dass dieselbe keineswegs als eine zweckmässige angesehen 
werden könne, ja dass sich vielmehr gegen dieselbe sehr ernste Bedenken 

geltend machen Trotz aller dieser ernsten Bedenken glaubt aber der 

Ausschuss dennoch aus denselben Gründen, welche ihn bestimmten, 
Einem hohen Hause die Annahme der Bestimmungen über den Um- 
fang der gemeinsamen Angelegenheiten zu empfehlen, gleichfalls 
auch auf die Annahme derBestimmungen über die Delegationen 

in der Erwartung antragen zu sollen Der von dem Ausschusse 

verfasste Gesetzentwurf ist daher durc hgehends und in allen 
wesentlichen Bestimmungen mit dem ungarischen Gesetze 
übereinstimmend und nur in einem einzigen Punkte, wo das 
nngarische Gesetz lückenhaft ist, glaubte der Ausschuss eine Ergänzung bean- 
tragen zu sollen". 

Es muss daher wohl angenommen und anerkannt werden , dass die 
Zustimmung des anderen Theiles der die gemeinsamen Angelegenheiten be- 
rathenden gemeinsamen Volksvertretung zu dem ganzen Artikel XIT erfolgte. 
Die Bedingung der Schlussbestimmung des Art. XII wurde erfüllt, „die übrigen 
nicht zur ungarischen Krone gehörigen Länder Seiner Majestät sind dem Inhalte 



leitbatiis chen Staaterechtea der Berliner Vertrag dem 
kaiserlich cialeithanischen Staatsparlamente ziir verfassungs- 

der VerTC^ngen dieses tiesetzarl.ikela itiinli ihreraeite auf constitiiUoDellein 
Wege bei geirrten". Daln-r ist dieBer Orif;inalt<<x der Hcicbsvurfasaung — dnr 
ßenttutrtjkcl XTI vmn Juhre 1866.'67 — ab in allen seinen BpatiniiBonBeQ 
iM fnuueD Reiche in 6»int»oakraft stehenJ, Kweifellos anauerkennen. Gowina 
wird niHD jetzt uuch 13 Juhreu die Reehtskrfift nnd Reuiitsgiltigkeit irgend 
einer Bnetimmnng dieses Genetzartikels Xn, z. B. des§. 49, nickt angreifen kilanen. 
P-r^kennt man §. 49 alwr älierhnnpt als bestellend an , dann ist er für lieiile 
Thviltt der Monareliie Gesetz. Er sprii'ht Ja aiach Tnn der gemeioxamen Krone -^ 
deno nur aber gemeinsame Angelegeokeiten kann die Delegaliuu beratben and 
ratni^helden : er spricht in erster Linie vom „lietrefTenden Reichstage', d. h, vnm 
DDgRrischen, oder vom cisleithnnischen VcrtretangsbOrper einer Rsi rJiHhälfta — 
vum Reichstage oder Reiebsrathe als den über die gemeiiuiune Erone («rathen- 
den Theilkerperscbancu, Gewisa erkennt anch die staatHche Praxis die 
Brehtagiltigkeit aller Bestimninogen des Artikels XIT — and damit iliren 
Charakter als gemeinsame Gesetzesbestimmiingen — an. Sicher würde man sich 

F Mch in der cisiejth an i sehen Reichshälfte, wenn s. B, der Fall des %. 21 G. A. XII 

^^H tingetreten väre, venn „beide Deputationen sich heKÜglich des Vorschlages 

^B (Aber die Qnote) nicht hätten einigen künnen" , nach dem S^entlichen Recht« 

IBr gesetzlich verpflichtet hallen, jetzt „das Gutachten eines jeden Tbeilea" 

(der De(intationen) dem Rcichsrathe vorznlegen; zweifeUos würde man diea von 

nngirisEber Seite gegenüber dem Reichstage selbst thnn. d. h. nueh „das Gut- 

• kchtMi'' dea cisleithnnischen Deputationsthelles demselben vorlegen; gewiss würde 
■lan ea anch von Cisleithanien verlangen, dass es seinerseits den g. 21 erfdlle, 
d. b. du „Gntachtvn" des ongariscben Deputationstbeiles anch seinem Reiehsrathe 
tniterbreite. Und man miisste es auch angarischer Seit s verlangen, 
Bod wärdemil Recht darauf bestehen, ans dem einfachen Grunde, weil 
durch Nicht«rfäUung des ^. 'il von Seite Cisleithaniens dieser Paragraph auch 
für Ungarn unerfüllbar wäre — CisleithanJen also für Ungarn das gemeinsame 
äeaetz in diesem Falle aufgehoben hatte. 

Wenn nun alter auch die Gesetzeskraft de« Artikels XII für beide un- 
trennbaren Beichiiiitlften theoretisch und praktisch angenommen nnd anerkanut 
wird, wie verhält es sich mit der Gesetzeskraft derjenigen 
Beatlmmangen des cr^t nach dem Gesetzartikel XU entstan- 
I denen deutschen AnsgleichHgesetzes, die nnr in diesem deutacben 

^^^H Tnte rnthalteu sind und liuide Reichehälften znm Inhalte haben 7 Und 
^^^B ftwar i»t dint die BeKtimmung des §. 1 des dentschen Ausgleichgesetzes, 
^^^^B-daw .die GeDi'liniigung der internationalen Verträge den Vertretnngakörpcm 
^^^B -«ler beiden Reichshalfteo (dem Reiclisrathe nnd dem ungarischen Reichsruge) 
Toriwhnllen bleibt". Ist diese Bestimtnang nnch fSr Cnguro giltigV 
Ist d>r ungariHrhe ReicbHtag l»^rechligt nnd verpHic^htet, als Theilorgan fUr die 
Berathnng der gemeinHamen Angelegenheiten die gemeinsumen, die ihiterreicliisc^h- 
^^^H Bnguriwhen Staatsvi-rtrüiff parlnDii'DtnriKcli zu behandeln V Denn beKütcli<'h 
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massigen Genehmigung vorzulegen sei oder nicht , ehe man 
kraft der Auslegung dieser cisleithanischen G-esetzesbestim- 

dieses §. 1 wird man nicht behaupten können, dass nachträglich 
noch die Zustimmung des Rei chstage s zu diesem den Inhalt 
des Artikels XII überschreitenden Passus des deutschen Textes 
erfolgt sei. Nun ist aber gerade diese Bestimmung des §. 1 bei Beurtheilung 
der Frage, welcher Volksvertretung eventuell der Berliner Vertrag vorzulegen 
gewesen wäre, von hoehstcu' Wichtigkeit. Besteht er für Oisleithanien und für 
Ungarn in Kraft dieser Passus des §. l — oder besteht er für keine der 
Reichahälften in Kraft V Bedarf es rücksichtlich dieser Bestimmung des §. 1 — 
damit sie für beide Theile Rechtskraft habe — heute noch der Zustimmung des 
Reichstages — als Theiles der gemeinsamen Volksvertretung — zu ihrem Inhalte? 
Denn aus dem Passus des §. 8, G. A. XII: „die internationalön Verträge wird 
jedes Ministerium seiner eigenen Legislatur mittheilen", folgt nicht, dass der 
Reichstag und Reichsrath als Theilorgane der gemeinsamen Volksvertretung, 
sei's zur Kenntuissnahme, sei's zur Genehmigung gemeinsamer Staats- 
verträge berufen und berechtigt seien. 

Diese rechtliche Thatsache nun, dass der Reichsrath und Reichstag 
zusammen die gemeinsamen, Österreichisch-ungarischen Staatsverträge parla- 
mentarisch zu behandeln haben, dass sie nach dem Gesetze diejenigen Theil- 
organe — zusammen dasjenige Organ — sind, wodurch der gemeinsame Volks- 
wille bezüglich der österreichisch-ungarischen Staats vertrage gebildet wird, 
ergibt sich unzweifelhaft aus andere n Gesetzesbestimmungen. 
Dieser wesentliche Inhalt des im deutscheu Texte allein enthaltenen Passus 
des §. 1, dass „die Genehmigung der internationalen Verträge den Vertretungs- 
körpern der beiden Reichshälften (dem Reichsrathe und dem ungarischen 
Reichstage) vorbehalten bleibt", wird für beide Reichshälften, also 
insbesondere auch für Ungarn, indirect als Gesetz ausge- 
sprochen und hingestellt durch den XX. Gesetzartikel vom 27. Juni 
1878 und das Gesetz vom 27. Juni 1878, R. G. Bl. Nr. 62. Und zwar 
ist es der Artikel III dieses ungarischen und cisleithanischen identischen Gesetzes 
„über das zwischen den Ländern der ungarischen Krone und den übrigen 
Königreichen und Ländern Seiner Majestät geschlossene Zoll- und Handels- 
bünduiss" , aus welchem sich die rechtliche Thatsache ergibt , das Reichsrath 
und Reichstag zusammen diejenige Volksvertretung sind, welche die gemein- 
samen Staatsverträge verfassungsmässig zu behandeln hat. Dieser beiden 
Gesetzen identische Artikel III, welcher österreichisch-ungarische Staatsrechts- 
normen enthält und ausspricht, verordnet (mit Rücksicht auf Artikel II: „Die 
mit fremden Staaten abgeschlossenen Verträge, welche die Regelung wirthschaft- 
1 icher Beziehungen zum Auslande bezwecken , insbesondere Handels- , Zoll-, 
Schifl'fahrts- , Consular- , Post- und Telegraphenverträge , haben sowohl für die 
Länder der ungarischen Krone als für die im Reichsrathe vertretenen König- 
reiche und Länder gleich bindende Kraft) folgender Massen: „Die Negociirung 
und der Abschluss neuer derartiger Verträge geschieht vorbehaltlich 
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mimgen das hohe Gut der Verfassungstreue für sich in An- 
spruch nahm und die schwere Beschuldigung der Verfassungs- 

der verfassungsmässigen Genehmigung beider Legislativen 
durch den Minister des Aeussern auf Grundlage der Vereinbarungen, welche 
xwischen den betreffenden Kessortministern beider Theile stattzufinden haben^. 
Ans dieser Gesetzesbestimmung, welche formell sowohl als ungarisches Gesetz, 
wie als cisleithanisches Gesetz erscheint — ihr Inhalt ist freilich österreichisch- 
ungarisches Staatsrecht — ergibt sich unzweifelhaft die gesetzliche Gel- 
tung dieser Bestimmung des §. 1 des deutschen Textes, und damit 
— da ihr Inhalt gemeinsames, österreichisch-ungarisches Recht enthält — ihre 
Geltung und Anwendung für Ungarn als Theil (Provinz) dieses „Oesterreich- 
i'ngarns". Es steht somit staatsrechtlich ausser Frage, dass in Oesterreich-Ungam 
das Volks Vertretungsorgan, welchem nach diesem gemeinsamen Staatsrechte die 
Mitwirkung bei der Schaffung österreichisch-ungarischer Staatsverträge, eventuell 
deren Genehmigung zusteht, der Reichsrath und der Reichstag sind. Es kann 
hier nicht der Einwand gemacht werden, der Artikel III berufe zur Genehmigung 
der Staatsverträge „die beiden Legislativen", also die beiden selbständigen 
Staatsparlamente ; er weise die Genehmigung derartiger „mit fremden Staaten 
abgeschlossener Verträge , welche die Regelung wirthschaftlicher Beziehungen 
zum Auslände bezwecken" , somit nicht — wie §.1 — „den Vertretungs- 
körpern der beiden Reichshälften (dem Reichsrathe und dem ungarischen Reichs- 
tage)** zu. Es kann nicht die Behauptung aufrecht erhalten werden, Artikel m 
berufe den Reichsrath und Reichstag in einer anderen staatsrecht- 
lichen Qualität, als Parlamente und Organe der Staaten Cisleithanien 
und Ungarn, während §. 1 des deutschen Ausgleichstextes Reichsrath und 
Reichstag in ihrer staatsrechtlichen Qualität als Theile der 
österreichisch-ungarischen (gemeinsamen) Volksvertretung, 
also als „österreichisch-ungarische Organe" zur Genehmigung „internationaler 
Verträge bestimme*'. Denn diese — staatsrechtlich allerdings ungenaue — 
Benennung „Legislativen" kann hier dennoch keinen Zweifel über die Gesetzes- 
bestimmung aufkommen lassen. Denn 1. kann weder Ungarn noch Cisleithanien 
„Verträge, welche die Regelung wirthschaftlicher Beziehungen zum Auslande 
bezwecken, mit fremden Staaten abschliessen'' ; es können daher niemals etwa 
ungarische oder cisleithanische Staats vertrage derartigen Inhaltes der ungarischen 
„Legislative", d. h. dem Reichstage als königlich ungarischem Staatsparlamente 
-zur verfassungsmässigen Genehmigung" zustehen; desgleichen können solche 
Staats vertrage wirthschaftlichen Inhaltes auch niemals der „Legislative" Cis- 
leithaniens, d. h. dem Reichsrathe als selbständigem Staatsparlamente zu- 
kommen. Es kann also in diesem Sinne niemals von „der verfassungsmässigen 
Genehmigung beider Legislativen" die Rede sein. Es ist jede Möglichkeit aus- 
jTbSchlosseD , dass Artikel III von der Genehmigung cisleithanischer Staatsver- 
trage oder ungarischer Staatsverträge wirthschaftlicihen Inhaltes durch die Parla- 
mente der I>eiden Staaten handle. 2. Artikel III spricht einzig und allein von 
den gemeinsamen, österreichisch-ungarischtm Staats vertrage n , „welche die 
R. Dante eher. D. Bundesstaat Oe^t.erreinh -Ungarn. 4 
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untreue erhob, war eine kleine, aber desto wichtigere Vorfrage 
erst zu erledigen und klarzustellen : die Frage , ob §. 1 1 und 
Artikel VI im vorliegenden Falle auch zur Anwendung kommen, 
ob sie dasjenige Staatsrecht seien, nach welchem in Betreff der 
parlamentarischen Behandlung des gemeinsamen Berliner 
Vertrages die Entscheidung zu fällen sei. Bevor man also 
entschied, ob der Berliner Vertrag dem Reichsrathe nach dem 
Inhalte der angeführten Gesetze vorzulegen sei oder nicht, 
war zuerst die Competenzfrage zu lösen , die Frage , ob der 
Reichsrath , dessen Rechte diese Gesetze bestimmen, ob der 
Reichsrath als Staatsparlament das zur Behandlung gemein- 
samer, österreichisch-ungarischer Angelegenheiten überhaupt 
fähige und competente Organ sei. 

Und jetzt ergibt sich eine Reihe theoretisch hoch inter- 
essanter und praktisch folgenschwerer Fragen auf Grtind 
dieser beiden rechtlichen Thatsachen, dass 



Regelung wirthschaftlicher Beziehungen zum Auslande bezwecken". Er kann 
nur österreichisch - ungarische Staatsverträge meinen. Diese „gemeinsamen" 
österreichisch-ungariüschen Staats vertrage aber können der Natur der Sache nach 
niemals von „beiden Legislativen" der Staaten Cisleithanien und Ungarn „ver- 
fassungsmässig" genehmigt werden. Denn es ist unmöglich, dass einen Staats- 
vertrag, welchen ein Staat A abgeschlossen hat, die Parlamente zweier anderer 
Staaten B und C genehmigen. Es können daher unter den . beiden Legislativen" 
des Artikels 111 nur der Reichsrath und Reichstag als identische Theile der 
österreichisch - ungarischen Volksvertretung, d. h. als „Vertretungskörper der 
beiden Reichshälften" verstanden werden. Ihnen zusammen — als österreichisch- 
ungarischem Staatsorgane — steht „die verfassungsmässige Genehmigung" der 
von Oesterreich-Ungarn „mit fremden Staaten abgeschlossenen Verträge zu, 
welche die Regelung wirthschaftlicher Beziehungen zum Auslände bezwecken**. 
Reichsrath und Reichstag zusammen — als österreichisch- unga- 
risches Organ — sind somit gesetzlich berufen zur parlamenta- 
rischen Behandlung gemeinsamer Staatsverträge. 

Sonach müssen, zweifelsobnje alle Bestimmungen der beidenAus- 
gleichsgesetze soweit sie wirklich die gemeinsamen Angelegenheiten und die 
Art ihrer Behandlung zum Gegenstande haben, als für beide untrennbaren Theile 
•des österreichisch-ungarischen Reiches geltend anerkannt werden. Es sind auch 
die Gesetzesbestimmungen, welche nur im deutschen Texte, sowie diejenigen, 
welche nur im ungarischen Texte enthalten sind, gemeinsames Staatsrecht. 
Die identischen Ausgleichsgesetze — theilweise sich ergänzend — 
sind das österreichisch - ungari sehe Reichsstaatsrecht. Sie sind 
das österreichisch-ungarische Verfassungsrecht in deutscher und ungarischer 
Sprache. 
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1. Die österreichisch-ungarische Monarchie den Berliner 
Vertrag abgesclilossen, dass der Contrahent „Oesterreich-Ungam" 
die gemeinsame Monarchie ist, und dass 

2. Die beiden Ausgleichsgesetze des Jahres 1867 das innere 
öffentliche objective Recht dieser Monarchie — das öster- 
reichisch-ungarische Verfassungsrecht — sind. Diese Fragen, 
die nun in Folgendem des Näheren zu beleuchten und klar zu 
lieantworten sind, lauten im Anschlüsse an die Frage 

I. Wer hat unter dem völkerrechtlichen und staatsrecht- 
lichen Titel „Oesterreich-Ungam" den Berliner Vertrag abge- 
schlossen ? 

(Antwort: Der monarchische Bundesstaat Oesterreich- 
Ungarn.): 

U. Ist die „österreichisch-ungarische Monarchie" eine ab- 
solute Monarchie oder eine constitutionelle ? 

Antwort: Die „österreichisch-ungarische** Monarchie ist 
eine politisch freie Monarchie, d. h. der souveräne österreichisch- 
ungarische Staatswille — der Reichswille — wird durch zwei 
Factoren constituirt. 

X) durch den gemeinsamen, den österreichisch-ungarischen 
Volkswillen ; 

Ji) durch den Willen der gemeinsamen, der österreichisch- 
ungarischen Krone. 

lU. Schreibt das positive innere öffentliche Recht dieser 
„österreichisch - ungarischen Monarchie" oder dieses „öster- 
reichisch-ungarischen Reiches" , schreibt das österreichisch-un- 
garische Reichsstaatsrecht vor, dass österreichisch-ungarische 
Staatsverträge der Volksvertretung behufs Mitwirkung oder 
behufs Genehmigung vorzulegen seien? 

Antwort: Ja. 

IV. War daher der am 13. Juli 1878 mit den übrigen 6 
Signatarmächten zu Berlin abgeschlossene Staatsvertrag — 
der Berliner VeHrag — den österreichisch-ungarischen Volks- 
vi^rtretungskörpern vorzulegen? 

Antwort: Nein. 

Und zwar muss diese IV. Frage, damit dieses „Nein" 
sich fest und vollständig an sie schliesse, noch genauer foimulirt 

4* 
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werden, sie muss in eine theoretische und in eine prak- 
tische Unterfrage zerfällt werden; diese theoretische Frage 
lautet : 

a) War der Berliner Vertrag nach dem österreichisch- 
ungarischen Reichsstaatsrechte der Volksvertretung vorzulegen 
oder nicht? 

Antwort: Diese Frage kann nach dem österreichisch-un- 
garischen Verfassungsrechte absolut nicht entschieden werden. 
Diese Frage ist nach dem positiven Rechte unbeantwortbar. 

Die praktische Frage lautet: 

ß) Konnte der Berliner Vertrag — unter der Voraus- 
setzung, dass nach dem österreichisch-ungarischen Staatsrechte 
die Genehmigung solcher politischer Staatsverträge durch die 
Volksvertretungskörper nothwendig ist, unter der Voraussetzung 
also, dass dieses Recht der Genehmigung der Volksvertretung 
concedirt würde — den Vertretungskörpern der Reichshälften 
— dem Reichsparlamente — vorgelegt werden oder nicht? 

Diese Frage nach der factischen Möglichkeit der Vor- 
legung des Berliner Vertrages muss mit einem entschiedenen 
„Nein" beantwortet werden. 

Endlich bietet sich die Frage dar: 

V. Welche staatsrechtliche Bedeutung ist dem factischen 
Vorgange der Behandlung des Berliner Vertrages im cisleitha- 
nischen Reichsrathe und im ungarischen Reichstage beizu- 
legen ? 



's 



n. 



Die österreichisch-ungarische Monarchie ist eine 

constitationelle Monarchie. 

Der österreichisch-ungarische Reichswille, dessen Object 
die gemeinsamen , die österreichisch-ungarischen öffentlichen 
Angelegenheiten sind, wird nicht durch den österreichisch-un- 
garischen Monarchen allein erzeugt, der Organismus für die 
Bildung des souveränen gemeinsamen Willens bezüglich der 
gemeinsamen Angelegenheiten besteht vielmehr aus zwei 
Factoren , 

1. aus der gemeinsamen Krone, und 

2. aus dem Organe für die Erzeugung eines gemeinsamen 
Volkswillens. 

Ein solcher Factor für dieErzeugung des ge- 
meinsamen Volkswillens sind nun zunächst unzweifel- 
haft nach dem Ausgleichsgesetze die Delegationen. Die 
Delegationen erzeugen den gemeinsamen Volkswillen, welcher 
dann durch die Sanction des Monarchen zum gemeinsamen 
Staatswillen erhoben wird. „Zu allen Gesetzen in Angelegen- 
heiten des Wirkungskreises der Delegationen — sagt §. 15 
des deutschen Ausgleichsgesetzes — ist die üebereinstimmung 
beider Delegationen oder bei mangelnder Üebereinstimmung 
der in einer gemeinschaftlichen Plenarsitzung beider Delega- 
tionen gefasste zustimmende Beschluss und in jedem Falle die 
Sanction des Kaisers erforderlich." Und §. 43 des Gesetz- 
artikels XII bestimmt: „Ein ähnliches Vorgehen gilt auch für 
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alle anderen Angelegenheiten, welche als gemeinsame Angele- 
genheiten in den Kreis der erwähnten Delegationen gehören. 
Auch sie legt das gemeinsame Ministerium jeder Delegation 
separat vor; die Delegationen behandeln sie separat, theilen 
sich ihre Ansichten schriftlich mit, und wenn sie sich auf 
diese Weise nicht einigen könnten, dann beschliessen sie, wie 
oben bemerkt wurde, in einer Abstimmungs-Gesammtsitzung. 

Es versteht sich von selbst, dass ihre Beschlüsse, inso- 
ferne sie der fürstlichen Sanction unterliegen, Seiner Majestät 
zu unterbreiten sind ; wurden sie von Seiner Majestät sanctio- 
nirt, so werden sie bindende Kraft besitzen." 

Die Delegationen sprechen also den gemeinsamen Volks- 
willen aus, und das Object ihres Willensinhaltes sind die ge- 
meinsamen Angelegenheiten. „Der Wirkungskreis der Delega- 
tionen umfasst alle Gegenstände, welche die gemeinsamen An- 
gelegenheiten betreffen. Andere Gegenstände sind von der 
Wirksamkeit der Delegationen ausgeschlossen." ^o^ 

Die Delegationen also sind ein Organ für die Erzeugung 
des Volkswillens rücksichtlich der gemeinsamen Angelegenheiten. 
Sind sie deshalb auch ein Parlament? 

Und sind diese Delegationen in Oesterreich- 
üngarn das einzige Organ für die Erzeugung des 
(gemeinsamen) Volkswillens? 

Diese — befremdende Frage , sie ringt sich empor aus 
dem Ausgleichsrechte und drängt sich demjenigen unabweisbar 
auf, der einen flüchtigen Blick auf dieses objective Recht des 
Ausgleiches wirft. Denn das Ausgleichsgesetz, es macht 

1. viele gemeinsame Angelegenheiten namhaft 
die in constitutionel 1er Weise zu erledigen sind, 
und die es nicht den Delegationen verfassungs- 
mässig zuweist, z.B. die österreichisch-ungarischen Staats- 



^'^) §. 13 des deutschen Aiisgleichsgesetzes. Ebenso Gesetzartikel XII, 
§. 37 : „In den Wirkungskreis dieser Delegationen können nur jene Gegenstände 
gehören, die in diesem Beschlüsse ausdrücklich als gemeinsam diesen Delegationen 
zugewiesen werden. Ueber diese Gegenstände hinaus dürfen diese Delegationen 
ihre Thätigkeit nicht erstrecken und in die dem ungarischen Reichstage und 
der ungarischen Regierung vorbehaltenen Angelegenheiten sich nicht mengen". 
-^ Ebenso* §. 38, 43, 44 
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v**rträge^^), die Aufnahme eines gemeinsamen Darlehtjns *2), 
die Regelung des ßeitragsverhältnisses der Länder der Mon- 
archie zum Staatshaushalte der Monarchie ^3) etc.; und das 
Ausgleichsgesetz erklärt 

2. ausserdem, dass die Delegationen in ihrer 
Function der Erzeugung des gemeinsamen Volks- 
willens und der Controle seiner Verwirklichung nur die 
Functionen eines andern versehen, dass sie fremde 
Rechte ausüben. 

Wer ist nun — so muss die Staatslehre fragen — dieser 
Fremde, dieser Unbekannte und Erstberechtigte zur Erzeu- 
gung des österreichisch-ungarischen Volkswillens? Wer dele- 
girt die Delegirten? 

Und wenn die Delegationen, die nach dem Inhalte der 
ihnen zustehenden politischen Rechte und nach der Form 
der Ausübung dieser Rechte als ein Parlament erscheinen, nur 
fremde Rechte ausüben, wenn die Delegationen nach 
dem Ausgleichsgesetze nicht das originär berechtigte Organ 
sind für die Erzeugung des gemeinsamen österreichisch-ungari- 
schen Volköwillens , sind diese Delegationen dann noch ein 
Parlament ? 



•') Deutsches Aus^leichsgesetz §. 1 : „wobei j<Mloch die Genehmigung der 
internationalen Verträge, in so weit eine solche verfassungsmässig nothweudig 
ist. den Vertretungskörpern der beiden Reichshälfte u (dem 
Reirhsrathe und dem ungarischen Reichstage) vorbehalten bleibt". 

*-) §. 3: Die Entscheidung über die Frage, ob ein gemeinsames Anlehen 
aufzunehmen ist, bleibt jedoch der Gesetzgebung jeder tler beiden Reichshälft^n 
vorliehalten. — G. A. XII, 5$. 56. 

*') Deutsches Aiisgleichsgesetz §. 3: Die Kosteu der gemeinsamen An- 
p*leg»*nheiten (§. 1) sind von beiden Re ich sth ei Im nach einem Verhälfniss 
zu tragen, welches durch ein vom Kaiser zu sauctionirendes lIeber<'inkonunen 
der l»eiiierseitigen Vertretungskörper (Reichsrath und Reichstag) vt>n Zeit zu 
Zi-it festgesetzt werden wird. §. 36. G. A. XII, §. 1'.)—^^. So §. '^0: Diesen 
Vors««*hlag (nämlich der DeputJitionen) unterbreitet jeib's Ministerium dem be- 
treffenden Reichstage, wo derselbe ordnung^^gemäss behandelt wird. Ein 
Jwler Reichstag theilt seine Beschlüsse im Wege der betreffendt'n Ministerien 
dfm andern Reichstage . mit und die dergestalt zu bewirkenden Fest- 
A t e 1 1 u n g e n beider T h e i 1 e wenlen Sr. Majestät zur Sauctionirung unter- 
lifeitet werden. 
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Wer ist die^e zur Behandlung der gemein- 
samen Angelegenheiten erstberufene und ei^en- 
berechtigte Volksvertretung? 

In der That , diese Frage ist von der ausser- 
ordentlichsten Wichtigkeit, sie ist entscheidend 
für das österreichisch- ungarische Staatsrecht. 
Von ihrer richtigen Beantwortung hängt Sein oder Nichtsein 
eines logischen , organischen und erfüllbaren österreichisch- 
ungarischen Staatsrechtes ab. Denn wer hier irrt in der Be- 
antwortung dieser Cardinalfrage, er nimmt Irrthum und Wider- 
spruch mit in das ganze Ausgleichsgesetz. 

Aber gerade über das Verhältniss der Delega- 
tionen zu demjenigen öffentlichen Organe, dessen 
Rechte sie ausüben — das Ausgleichsgesetz nennt 
als solchesOrgan den Reichsrath und ungarischen 
Reichstag^*) — herrscht die grösste Verwirrung der An- 
schauungen; dieses Verhältniss der Delegationen zu „den Ver- 
tretungskörpern der beiden Reichshälften (dem Reichsrathe und 
dem ungarischen Reichstage) '^ — wie der §. 6 des deutschen 
Ausgleichsgesetzes sagt — liegt noch ganz in der Nacht der 
Ungewissheit und Unkenntniss. Es bedarf der grellsten con- 
centrirten Beleuchtung durch die Natur des Staates, es bedarf 
der staatsbegrifflich vollkommen correcten Auslegung der es 
regelnden Gesetzesbestimmungen, um in seiner staatsrechtlichen 
Richtigkeit erkannt zu werden. 

Und die heute ausnahmslos herrschende Theorie über 
dieses Verhältniss der Delegationen zu den Vertretungskörpern 
der Reichshälften (Reichsrath und Reichstag)? Sie ist sich 
nicht einmal bewusst der staatsbegrifflichen Unmöglich- 
keiten, die sie behauptet, der gegen Wortlaut und Sinn 
des Gesetzes verstossenden Auslegung, die sie dem 
•Ausgleichsgesetze in diesem entscheidenden Punkte zu Theil 
werden lässt! Diese Theorie ist noch nicht einmal dahin ge- 
langt, das Parlament der Sonderstaaten Cisleithanien und Un- 
garn von „den Vertretungskörpern der Reichshälften" zu 
unterscheiden! Da das Ausgleichsgesetz feststellt, dass „die 



24 



) Ausgleichsgesetz §. 6, XII, §, 38. 
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VtM-tretungskörper der beiden ßeichshälften (Reichsrath und 
Reichstag)" durch die Delegationen, welche nur oöterreichiöch- 
ungarische gemeinsame Angelegenheiten verfassungsmässig be- 
handeln dürfen, diese gemeinsamen Angelegenheiten berathen 
und beschliessen , zieht die herrsehende Theorie daraus den 
raschen Schluss und stellt ihn ruhig als Behauptung hin, dass 
es die selbständigen Staatsparlamente Cisleitha- 
niens undUngarns seien, das kais erlich cisleitha- 
nische Parlament und das königlich - unga rische 
Parlament, welchen in dieser staatsrechtlichen 
Eigenschaft verfassungsmässig die mittelbare 
Behandlung der gemeinsamen, derösterreichisch- 
nngarischen Angelegenheiten zustehe. Die beiden 
Parlamente also — der ehemalige engere Reichsrath und der 
ungarische Reichstag — sind nach der herrschenden Lehre 
<lipjenigen Organe, welche die im constitutionell-monarchischen 
Staate der Volksvertretung zustehenden politischen Rechte in 
Oesterreich-Ungarn in Betreff der gemeinsamen österreichisch- 
ungarischen Angelegenheiten ausüben. Und zwar sollen die 
beiden Parlamente der Sonderstaaten dieses ihnen zustehende 
Recht der Mitwirkung an der Gesetzgebung über die gemein- 
samen Angelegenheiten und der Controle der Verwaltung der 
gemeinsamen Angelegenlieiten durch Parlamentsausschüsse aus- 
üben — die Delegationen. Als Parlamentsausschüsse werden 
nämlich diese Delegationen feierlich erklärt. Ja , diese Dele- 
gationsausschüsse scheinen das Wesen eines Parlaments-Aus- 
schnsses noch prägnanter und deutlicher darzustellen , da sie 
nach dieser Auffassung als „Ausschüsse höheren Ranges", also 
als höher entwickelte Formen des Typus ^ Pari amen ts- Au s- 
schiisse*^ definirt werden. 

Diese fast schon Dogma gewordene Anschauung und 
Lehre nun, dass die gemeinsamen, die österreichisch-ungarischen 
Angelegenheiten, von dem cisleithanischen und ung.irischen 
Staatsparlamente theils unmittelbar, tlieils mittelbar — durch 
die Delegationen — behandelt werden , ist a) e i n (*- staats- 
begrifflich unmögliche; sie ist der Natur der Sache 
nach eine absolute Unmöglichkeit. Diese Behauptung ist aber 
f*j auch im Widerspruche mit demSinne und Wort- 
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laute des positiven österreichisch-ungarischen 
Staatsrechtes, sie ist e ine staatsrechtlich voll- 
kommen unrichtige. 

a) Die Natur des Staates. 

Es ist der Natur der Sache, der Natur des Staates nach 
eine Unmöglichkeit, dass die gemeinsamen, d. h. die öster- 
reichisch-ungarischen Angelegenheiten von - 

1. dem cisleithanischen Staatsparlamente und, 

2. von dem königlich ungarischen Parlamente behandelt 
werden. 

Das cisleithanische Parlament — die Vertretung des 
cisleithanischen Staatsvolkes — kann in dieser Eigenschaft, 
eben nur die öffentlichen Angelegenheiten dieses Volkes und 
dieses Staates Cisleithanien berathen und beschliessen. Des- 
gleichen kann das ungarische Parlament nur die öffentlichen 
Angelegenheiten des Staates Ungarn in den Bereich seiner 
Berathung und Beschlussfassung ziehen, es kann nur rücksicht- 
lich der öffentlichen ungarischen Staatsangelegenheiten den 
Volks willen erzeugen. Diegemeinsamen,österreichisch- 
ungarischenAngelegenheiten bestehen aber nicht, 
wie erwähnt, etwa zur Hälfte oder zu einem anderen 
aliquoten Th eile aus cisleithanischen öffentlichen 
Staatsangelegenheiten, also aus solchen öffentlichen 
Angelegenheiten, welche ausschliesslich ihrem Begriffe nach nur 
dem Staate Cisleithanien zukommen ,undzuranderenHälfte 
oder zum anderen aliquoten Theile aus öffent- 
lichen Angelegenhe iten des Staates Ungarn. Die 
gemeinsamen Angelegenheiten sind vielmehr öffentliche 
Angelegenheiten Cisleithaniens, welche zugleich 
öffentliche Angelegenheiten Ungarns sind. Das ist 
das Wesen der gemeinsamen, der österreichisch-ungarischen An- 
gelegenheiten. Die österreichisch-ungarischen Angelegenheiten, 
sagen wir, sind nicht solche öffentliche Angelegenheiten, welche 
zur Hälfte oder zu einem anderen aliquoten Theile aus cislei- 
thanischen Staatsangelegenheiten, und zur Hälfte oder zu einem 
anderen aliquoten Theile aus ungarischen Staatsangelegenheiten 
bestehen, so da38 den cisleithanischen Theil der 
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r»sterreichisch-ungarisclien Angelegenheiten das 
8e Ibständige Parlament eben des Staates Cislei- 
thanien, und den ungarischen Theil der öster- 
reichisch-ungarischen Angelegenheiten das selb- 
ständigeParlament des Staates Ungarn behandeln 
könnte, nnd etwa bezüglich dieser auch in den Competenz- 
kreis der Sonderstaatsparlamente fallenden aliquoten Theile 
<ler österreichisch-ungarischen Angelegenheiten das öffentliche 
Staatsrecht beider Staaten nur vorschreiben würde, dass die 
beiden Parlamente identische Beschlüsse fassen müssten. 

Die auswärtige österreichisch-ungarische Politik ist nicht 
1 . eine auswärtige cisleithanische und 2. eine auswärtige unga- 
rische Politik. Die österreichisch-ungarische Armee ist nicht 
1. eine cisleithanische Armee etwa von 400.000 Mann und 2. 
eine königlich ungarische Armee — die Armee des Staates 
Ungarn — in der Stärke von 400.000 Mann. Die eine öster- 
reichisch-ungarische Armee besteht nicht aus zwei Armeen, 
deren eine Se. Majestät in seiner Eigenschaft als cisleithani- 
sches Staatsoberhaupt , und deren andere Se. Majestät als 
Träger der Krone des heiligen Stephan organisiren und com- 
mandiren würde 

Ebenso besteht der österreichisch-ungarische Staatshaus- 
halt nicht aus einem cisleithanischen und einem ungarischen 
Staatshaushalte. 

Die österreichisch-ungarische Bank — eine neue gemein- 
same Angelegenheit seit 1«78 — ist nicht zwei halbe Banken, 
sie ist auch nicht zwei Banken, eine cisleithanische und eine 
selbständige ungarische Bank. 

Die österreichisch-ungarischen Angelegenheiten sind viel- 
mehr solche Angelegenheiten, welche zugleich die öffentlichen 
Angelegenheiten beider Länder sind. Die auswärtige öster- 
reichisch-ungarische Politik ist eine solche auswärtige Politik, 
welche die Eigenschaft hat, die auswärtige Politik Ungarns, 
und gleichzeitig und nothwendig die auswärtige Politik Cis- 
leithaniens zu sein. Die auswärtige Politik Ungarns kann 
aber nur dann vernünftiger Weise die auswärtige Politik 
Cisleithaniens sein, wenn Ungarn und Cisleithanien 
für diese auswärtige Politik identische Grössen 
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sind, wenn Cisleithanien für Ungarn und Ungarn für Cis- 
leithanien gesetzt werden kann. Dies ist aber nur dann der 
Fall — und der Satz , „die auswärtige Politik Ungarns ist 
die auswärtige Politik Cisleithaniens — die auswärtige Politik 
ist gemeinsam", hat nur dann einen Sinn, wenn Ungarn und 
Cisleithanien alsTheile eines Ganzen (eines Körpers) 
erscheinen; wenn Cisleithanien und Ungarn Theile eines 
Körpers sind, dessen auswärtige Angelegenheiten 
die österreichisch-ungarischen auswärtigen An- 
gelegenheiten sind; d. h. also staatsrechtlich, wenn Un- 
garn und Cisleithanien bezüglich der auswärtigen 
Angelegenheiten als Theile eines Staates, d.h. als Pro- 
vinzen erscheinen, wenn und insoferne sie Provinzen 
Eines Staates sind — Oesterreich-Ungarns. 

Nur dann ist die auswärtige Politik — die österreichisch- 
ungarische auswärtige Politik — die auswärtige Politik Cis- 
leithaniens und zugleich die auswärtige Politik Ungarns. Die 
Beziehungen des Staates zu den anderen Staaten sind die 
Beziehungen aller seiner (Theile) Provinzen — als Einheit — 
zu diesen auswärtigen Staaten. 

Dasselbe gilt nun bezüglich aller gemeinsamen , aller 
österreichisch-ungarischen Angelegenheiten. Sie sind die allen 
— beiden — Provinzen (Ländern) der österreichisch-ungarischen 
Monarchie gemeinsamen Angelegenheiten , welche , wie das 
ungarische Ausgleichsgesetz sagt, Art. XII §. 27, „als in der 
That gemeinsam weder unter die gesonderte Regierung der 
Länder der ungarischen Krone , noch der übrigen Länder 
Seiner Majestät gehören". 

Wenn a und b einen gemeinsamen Wagen haben, so 
besteht dieser a-b'sche Wagen nicht' zur Hälfte aus einem 
Wagen des a und zur anderen Hälfte aus einem Wagen des b, 
bezüglich welcher beiden Wägen nur bestimmt wäre, dass sie 
ganz dieselben Wege gefahren werden müssen. 

Aus diesem Inhalte des Begriffes „gemeinsame 
Angelegenheiten" folgt nun nothwendig, dass der cis- 
leithanische Eeichsrath in seiner Eigenschaft als 
selbständiges Parlament — in welcher Eigenschaft er 
eben nur die allen im Reichsratbe vertreteneu Königreichen 
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unil Ländern gemeiiiRamen Angel esfinheiten zu beratlien hat und 
be»cliliestien kaiiii - dae« er als Organ für den cisleitliaiiiacLeii 
Volks willen — unmöglich auch aolche öffentliche 
Angelegenheiten berathen und beschliessen kann, 
welche den im Reicharathe vertretenen König- 
reichen und Ländern nnd dem Lande Ungarn ge- 
meinsam sind. Diea iyt eine offenbare i-imtradictio inaiJjecto, 
ein baarer Widersinn. Er« ist, als ob man behaupten würde, 
die Körperschaft a als Vertretung dea Staates A , in 
welcher staatsrechtlichen Eigenschaft eben a die öifentHchen 
Intercösen und Angelegenheiten des Staate» A zu erledigen 
hiit, ist in dieser Eigenschaft, a]s Organ für den Willen des 
A'schen Staatavolkes — bezüglich seiner öffentlichen Angele- 
genheiten — Organ fiir die öffentlichen Angelegenheiten dea 
Staates A nnd dea Staates B ! Sonach wäre Ä := A -f B. 

Dieselbe Argumentation ergibt sich natürlich auch be- 
züglich dea kijnigl. ungarischen Parlamentea. Das u ng a - 
rieche Parlament als solclies, als Körperschaft, welche 
die öffentlichen Interessen und Angelegenheiten eben dea 
Staates Ungarn der Natur des Staates nach zu berathen und 
zu beechliessen hat, kann unmöglich in dieser Eigen- 
schaft die öffentlichen Interessen und Angele- 
genheiten von Ungarn und noch einem Staate — 
Cialei th anien — berathen und beechliessen. Denn 
die gemeinsamen Angelegenheiten sind solche, welche nicht 
„unter die gesonderte Regierung der Länder der ungarischen 
Krone' gehören. (Xll, g. 27.) 

Ist aber das selbständige Parlament des Staates Cislei- 
thanien der Natur der Sache nach incompetent für die Be- 
handlung der Österreichisch-ungarischen Angelegenheiten ; ist 
desgleichen das ungarische Parlament als solches hiezu incom- 
petent nnd unfähig, so folgt nothwendig, dass auch die 
beiden Parlamente neben einander, so lange sie 
eben nur in dieser staatsrechtlichen Eigenschaft 
erscheinen, — jedes als selbständige, von dem anderen 
anabhängige Volksvertretung der beiden Sonderstaaten — also 
I dat» die beiden je fiir die gemeinsamen Angelegenheiten incnm- 

^^H Petenten Parlamente, wenn sie als solche zwei die Öaterrelchiach- 
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ungarischen Staatsangelegenheiten berathen und besehliessen 
wollten — hiezu natürlich ebenfalls incompetent 
sind. Sie sind hiezu ebenfalls vollständig incompetent, können 
der Natur der Sache nach die untheilbaren österreichisch - 
ungarischen Staatsangelegenheiten nicht behandeln, auch wenn 
sie gleichzeitig jedes die Berathung und Beschliessung dieser 
österreichisch-ungarischen Angelegenheiten in Angriff nehmen 
würden. Ist das staatliche Organ a incompetent für die öffent- 
lichen Angelegenheiten C'i und ist das öffentliche Organ h 
incompetent hiefür, so sind auch a und 6, so lange sie dieselben 
selbständigen zwei Grössen (Organe) bleiben, für die Behand- 
lung der öffentlichen Angelegenheiten G^ absolut incompetent, 
und unfähig. Denn a ist eben nur competent für die öffent- 
lichen Angelegenheiten Ay^ und h für die öffentlichen Angele- 
genheiten i?i. Nur in dem Falle, wenn die Angelegenheiten G^ 
(österreichisch-ungarischen) = -4i + 5i wären, d. h. wenn die 
gemeinsamen Angelegenheiten sich aus den gleichen und cor- 
respondirenden cisleithanischen und ungarischen öffentlichen 
Staatsangelegenheiten summiren , zusammensetzen würden, 
könnten diese aus A^ und B^ bestehenden Angelegenheiten G^ 
durch die Parlamente a und h behandelt und erledigt werden. 
Dann würde dadurch, dass nicht nur der eine Theil derselben, 
z. B. A^ von a behandelt würde, sondern auch der andere 
Theü von G^ nämlich B^ jetzt vom Parlamente h in Angriff 
genommen und besorgt wird, eine Aenderung herbeigeführt 
worden sein gegenüber dem früheren Zustande, wo nur ein 
Staatsparlament a oder h einen Theil der Angelegenheiten von 
(7, nämlich A^ oder B^ berieth, dieselben sonach nicht voll- 
ständig zur Behandlung und Erledigung gekommen wären. 

Die Parlamente a und h können daher beiderUntheil- 
barkeit der öffentlichen Angelegenheiten G^ die- 
selben nur dann berathen und besehliessen, wenn sie sich ver- 
wandeln in eine einheitliche Körperschaft c, in das 
Organ c desjenigen Staates, dessen öffentliche 
Angelegenheiten eben (7| sind. Wenn also a und 6 
gegenüber dem Staate G und dessen Angelegenheiten G^ auf- 
hören, Organe des Staates -4 für dessen öffentliche Angelegen- 
heiten Ay^ und des Staates B für dessen Angelegenheiten B^ 
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zn sein; wenn sie beide sich in gleichartige Theile eines 
< >rganes c von C verwandeln , dann sind sie in dieser ihrer 
nenen Eigenschaft als Theile von c competent und 
fähig für die Behandlung der öffentlichen Angelegenheiten Üj. 

Die cisleithanische und ungarische Volksvertretung sind, 
wie erwähnt, auch beide neben einander thätig, absolut incom- 
petent für die verfassungsmässige Behandlung der österreichisch - 
ungarischen Angelegenheiten — so lange sie in dieser staats- 
rechtlichen Eigenschaft als selbständige Parlamente der beiden 
Sonderstaaten verharren Sie sind ebenso incompetent für die 
österreichisch-ungarischen Angelegenheiten, als die neben ein- 
ander tagenden selbständigen Parlamente von Preussen, Baiern, 
Sachsen, Würtemberg, Baden u. s. f. der Natur der Sache nach 
incompetent sind für die Behandlung der Preussen, Baiem, 
Sachsen, Baden, Wüitemberg u. s. f. gemeinsamen öffentlichen 
Angelegenheiten, also der preussisch-baierisch sächsich-baden- 
sisch-würtembergischen u. s. f. Angelegenheiten, d. h. der 
deutschen Reichsangelegenheiten. Setzt man — zur Ver- 
deutlichung — statt „österreichisch-ungarisch" den Ausdruck 
«österreichisch" für die Cisleithanien und Ungarn gemein- 
samen Angelegenheiten, so springt es sofort in die Augen, 
dass sowohl das Parlament Cisleithanien s . als das Parlament- 
Ungarns, als auch beide Parlamente zugleich die östierreichi- 
schen Angelegenheiten nicht berathen und beschliessen können. 

Sollen nun durchaus die öffentlichen Ange- 
legenheiten C\ von denselben Körperschaften a 
und b — also von denselben physischen Personen — behan- 
delt werden, welche die Organe a und b bilden; 
will man durchaus nicht, was das physische Substrat 
betrifft, besondere, selbständige von a und b verschiedene, nur 
zur Behandlung der öffentlichen Angelegenheiten (7i allein 
berufene Organe schaffen, erübrigt also nur Eines: 

a und b müssen jedes in einer neuen, staats- 
rechtlichen Eigenschaft als Theile der Volksver- 
tretung c mit derBerathung der öffentlichen An- 
gel egenheiten Ol betraut werden, d. h. Reichsrath 
und Reichstag b müssen jeder in einer neuen zweiten 
staatsrechtlichen Eigenschaft — als Theile einer 
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österreichisch - ungarischen Volksvertretung mit 
der Berathiing der österreichisch-ungarischen Angelegenheiten 
betraut werden. Die Volksvertretung Cisleithaniens und die 
Volksvertretung Ungarns können in dieser ihrer zweiten staats- 
rechtlichen Eigenschaft nicht mehr als selbständige Parlamente 
der Staaten Cisleithanien und Ungarn erscheinen, sondern als 
die Vertretungen Cisleithaniens und Ungarns in deren Eigen- 
schaft als Theilen (Provinzen) Oesterreich-Ungarns. Nur in 
dieser staatsrechtlichen Eigenschaft, wenn die 
Volksvertretung Cisleithaniens als Theil der österreichisch- 
ungarischen Volksvertretung erscheint — und demgemäss Cis- 
leithanien als österreichisch-ungarische Provinz — berätb und 
beschliesst Cisleithanien, indem es die österreichisch- 
ungarischen Angelegenheiten behandelt — seine 
eigenen Angelegenheiten. Die gemeinsamen Angelegen- 
heiten aber sind ja als gemeinsame — die eigenen öffentlichen 
Angelegenheiten Cisleithaniens und Ungarns. Und soll Ungarn, 
indem es — respective seine Volksvertretung — die öster- 
reichisch-ungarischen Angelegenheiten behandelt 
und beschliesst, damit seine eigenen öffentlichen Angelegen- 
heiten berathen und beschliessen und nicht dadurch zugleich 
die Angelegenheiten eines anderen fremden Staates — Cis- 
leithaniens — so muss es als (Theil) Provinz desjenigen Ganzen 
(Staates) erscheinen, dessen öfPentliche Angelegenheiten eben 
die österreichisch-ungarischen Angelegenheiten sind ; und 
seine Vertretung kann nur und muss als Theil der Vertretung 
dieses Staates Oesterreich-Ungarn erscheinen. Denn die öffent- 
lichen Angelegenheiten eines Staates sind die gemeinsamen 
Angelegenheiten jeder seiner Provinzen. 

Der Reichsrath und der ungarische Reichstag können 
sonach nur in einer zweiten staatsrechtlichen Eigenschaft, als 
Vertreter des Ganzen, die österreichisch-ungarischen Angele- 
genheiten berathen: in der staatsrechtlichen Eigen- 
schaft als unselbständige Theile der österrei- 
chisch-ungarischen Volksvertretung, welche Theile, 
von den beiden österreichisch-ungarischen Provinzen Cisleithanien 
und Ungarn gewählt, eben rücksichtlich der ihnen gesetzlich 
zur verfassungsmässigen Behandlung zustehenden gemeinsamen 
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Angelegenheiten den gemeinsamen (österreichisch-ungarischen) 
Volkswillen erzeugen müssen. B,eichsrath und Reichstag in 
dieser Eigenschaft — als „Vertretungskörper beider Reichs- 
hälften" — haben aufgehört, Organ des Staates Cisleithanien 
und des Staates Ungarn zu sein , sie sind das Organ eines 
anderen Staates geworden — Oesterreich-Ungarns, dessen öffent- 
liche Angelegenheiten sie jetzt berathen. Jeder Theil ist der 
Vertreter der beiden Länder Ungarn und Cisleithanien, da er 
Eine Angelegenheit als die öffentliche Angelegenheit Cislei- 
thanien s und Ungarns beräth und behandelt. Daraus folgt nun : 

Wenn das österreichisch - ungarische öffentliche Recht, 
wenn das Ausgleichsgesetz wirklich dem Reichsrathe und dem 
Reichstage eine oder mehrere gemeinsame Angelegenheiten 
zur verfassungsmässigen Behandlung zuweisen sollte, würde 
sich dadurch mit Na turnoth wendigkeit der gesetzliche Be- 
stand dieses Reichsrathes und Reichstages in dieser anderen 
staatsrechtlichen Qualität — als Theile der österreichisch- 
ungarischen Volksvertretung — und sonach der recht- 
liche Bestand einer österreichisch-ungarischen 
Volksvertretung ergeben. Reichsrath und ungarischer 
Reichstag sind dann — soweit sie gesetzlich die gemeinsamen 
Angelegenheiten berathen und beschliessen — nicht mehr Organe 
der Sonderstaaten, nicht mehr cisleithanisches Parlament und 
ungarische Volksvertretung, sondern gemeinsame Organe, sie sind 
zusammen das einheitliche Organ Oesterreich-Ungarns, 
sie sind die österreichisch-ungarische Volksvertretung. 

Es sind die Cisleithanier und die Ungarn, welche die 
von beiden als gemeinsam anerkannten Angelegenheiten par- 
lamentarisch behandeln , welche dieselben ö ff entlichen 
Angelegenheiten als ihre eigenen Angelegenheiten 
parlamentarisch erledigen. Die Angelegenheiten, welche also 
der Reichsrath und der ungarische Reichstag, oder — wie das 
ungarische Ausgleichsgesetz sagt — „die beiden Reichstage" 
(Gesetz.-Art. XU, §§. 20, 21, 43 2^), 46, 47, 48, 49) — mit- 



*^) §. 43 wurde hier auch angeführt, weil die „beiden Reichstage" hier — 

mit der Bedeckung des österreichisch-ungarischen Finanzgesetzes betraut, für diese 

Bedeckung als Organe des Reiches erscheinen. Es sind die im Dienste des 

Reiches verwendeten Organe der Sonderstaaten. Allerdings nennt das ungarische 

R. Dantsc her- D. Bundesstaat Oesterreich-Ungarn. 5 
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einander erledigen, «ind der Qualität nach solclte Angelegen- 
heiten, „welche sich auf Rechte, Pflichten und Interessen be- 
ziehen, die allen" — d. h. jetzt zweien — „Königreichen und 
Ländern gemeinschaftlich sind." Diese Angelegenheiten aber, 
welche den Cisleithaniern und Ungarn gemeinschaftlich sind, 
gehörten nach dem Wortlaute einer österreichisch-ungarischen 
— damals noch österreichischen Reichsverfassung --- wer 
erinnert sich nicht an den §. 10 der Februarverfassung? — in 
den Wirkungskreis des gesammten, des weiteren Reichsrathes. 

Und so würden also — unter der Voraussetzung, dass 
das öffentliche Recht dem Reichsrathe und Reich s- 
tage gemeinsame, österreichisch-ungarische An- 
gelegenheiten zur Behandlung zuweist — diese 
beiden Körperschaften zusammen dasselbe Organ 
bilden, welches einst der „weitere Reichsrath" 
war; „die betreffenden Reichstage" — um mit dem ungarischen 
Gesetze zu sprechen — „würden zusammen einen Reichstag 
bilden, welcher die österreichisch-ungarischen Angelegenheiten 
beräth und beschliesst — den gemeinsamen oder weiteren 
Reichstag. 

Sollte also das Gesetz die beiden Reichstage zur Behand- 
lung gemeinsamer , österreichisch-ungarischer Angelegenheiten 
berechtigt erklären, so erklärt das Gesetz dadurch die beiden 
Reichstage als österreichisch-ungarische Organe; das Gesetz 
würde dadurch aussprechen, die beiden Reichstage (Reichsrath 
und Reichstag) sind auch Organe der österreichisch-ungarischen 
Monarchie, und in dieser zweiten staatsrechtlichen Eigenschaft 
nothwendig zusammen Ein Organ, ein öffentlich-rechtlicher 
Körper. 

Reichsrath und Reichstag hätten sonach jeder eine dop- 
pelte staatsrechtliche Angehörigkeit; sie wären 
jeder Organ zweier Staaten, und ihre öffentliche Thätigkeit 
und Stellung wäre durch das öffentliche Recht zweier 
Staaten normirt; Reichsrath und Reichstag erschienen 

1. als selbstständiges Staatsparlament der 
souveränen Staaten Cisleithanien und Ungarn, 



Ansgleichsgesctz auch die beiden Parlamente „Reichstage", so z. B. im 
§. 65 und 66. 



2. als unselbstständige, von einander abhän- 
gige Theile des österreichisch- ungar ischen Par- 
lamentes; als unselbstständige Theile der Reichs- 
vertretung. 

Nun schreibt das öifentliche österreichisch - ungarische 
Staatsrecht — die übereinstimmenden Ausgleichsgesetze — wirk- 
lich dem Reichsrathe und dem Reichstage solche gemeinsame, 
österreichisch-ungarische Angelegenheiten zu, daher die oben 
angegebenen staatsrechtlichen Consequenzen eintreten. 

Sonach sind in der That der Reichsrath und Reichstag durch 
das (isterreichisch-ungarische Staatsrecht als Theile der öster- 
reichisch-ungarischen — einer gemeinsamen — Volksvertretung 
gesetzlich geschaffen und existent. Es existirt rechtlich der 
österreichisch ungarische Reichstag, der gemeinsame Reichstag, 
dem natürlich als verantwortliches Ministerium das gemein- 
same , das k. und k. österreichisch - ungarische Ministerium 
amtlich gegenübersteht. 

In Oesterreich- Ungarn sind somit die Dele- 
gationen nicht das einzige Organ für die Erzeu- 
gung des Volkswillens. Es existirt vielmehr als 
österreichisch- ungarische Volksvertretung der 
gemeinsame, weitere Reichstag. 

Dieses österreichisch-ungarische Parlament besteht aus 
denselben physischen Personen, welche (in einer anderen 
staatsrechtlichen Qualität) das cisleithanische Staatsparlament 
und das königlich ungarische Parlament bilden. 

Dieser österreichisch-ungarische Reichstag ist die zur 
Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten 
erstberufene und originär berechtigte Volks- 
vertretung. 

Gemeinsame Angelegenheiten, welche das österreichisch- 
ungarische Gesetz den „betreffenden Reichstagen (Reichsrath 

und Reichstag)" zuweist, sind: 

1. Bestimmung des Verhältnisses, in welchem die beiden 
Länder Cisleithanien und Ungarn zum Staatshaushalte der 
österreichisch-ungarischen Monarchie beizutragen haben, d. h. 
der österreichisch-ungarischen Quote (g. 1 c) des Gesetzes vom 
21. December 1867, „betreffend die allen Ländern der öster- 

5* 
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reichischen Monarcliie ! gemeinsamen Angelegenheiten und die 
Art ihrer Behandlung (R G. Bl. 1877, Nr. 146) und §. 3 26); 
ungarisches Ausgleichsgesetz, Art. XII vom Jahre 1866/&7, 
§§. 16, 18, 19, 20, 21, 22). 

2. Aufnahme eines österreichisch-ungarischen Darlehens ^7) 
(Entscheidung hierüber), Delegationsgesetz §. 3, XII, §. 56. 

3. Die Grenehmigung der österreichisch-ungarischen Staats- 
und Handelsverträge ^s), insoweit eine solche verfassungsmässig, 
d. h. nach dem österreichisch-ungarischen Staatsrechte, noth- 
wendig und vorgeschrieben ist (§. 1 des citirten Delegations- 
gesetzes). 

3. Wahl des Vertreters des weiteren Reichstages, der 
Delegationstheile (Delegationsgesetz §.6, 7, 8, 9, 10, Art. XII 
§. 29, 38, 48). 

4. Oesterreichisch-ungarische Bank für 10 Jahre. 

Eine solche österreichisch -ungarische Bank wurde — 
nach vorausgehendem stillschweigenden Vertrage 2») der beiden 

**) Delegationsgesetz §. 3: „Die Kosten der gemeinsamen Angelegen- 
heiten (§. 1) sind Ton beiden Reichstlieilen nach einem Verhältnisse zu tragen, 
welches durch ein vom Kaiser zu sanctionirendes Uebereinkommen der beider- 
seitigen Vertretungskörper (Reichsrath und Reichstag) von Zeit zu Zeit festgesetzt 
werden wird.« Auch §. 36. XH, §. 19—22. 

Die Parlamente zweier Staaten aber können keinen Vertrag, kein 
„Uebereinkommen" schliessen. 

^) §• 3 : „Die Entscheidung über die Frage, ob ein gemeinsames Anlehen 
aufzunehmen ist, bleibt jedoch jeder der beiden Reichshälften vorbehalten." 
XII, §. 56 : „Die vorläufige Bestimmung dessen jedoch , ob irgend ein Anlehen 
gemeinsam aufgenommen werden soll, gebührt bei allen einzelnen Fällen in 
Hinsicht Ungarns dem ungarischen Reichstage". 

***) §. 1 definii-t als gemeinsame Angelegenheiten in lit. a: „die auswärtigen 
Angelegenheiten, mit Einschluss der diplomatischen und commerciellen Vertretung 
dem Auslande gegenüber, sowie die in Betreff der internationalen Verträge etwa 
nothwendigen Verfügungen , wobei jedoch die Genehmigung der internationalen 
Verträge, insoweit eine solche verfassungsmässig nothwendig ist, den Ver« 
tretungskörpern der beiden Reichshälften (dem Reichsrathe und dem 
ungarischen Reichstage) vorbehalten bleibt." 

*•) Ein solches Uebereinkommen war nothwendig zwischen den Staaten 
Cisleithaniens und Ungarn Die beiden Staaten verpflichteten sich gegenseitig 
für die nächsten 10 Jahre keine selbständigen Zettelbanken zu errichten, sondern 
die Errichtung einer Bank und die damit verbundene Regelung des Geldwesens 
an den gemeinsamen Staat — an das Reich — abzutreten. Hierauf bedurfte 
es eines Vertrages zwischen dem Reiche und Cisleithanien, und eines Vertrages 
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Staaten Cisleithanien und Ungarn, für 10 Jahre eine geraein- 
same Bank zu schaffen — wirklieh geschaffen. Das österrei- 
chisch ungarische Bankgesetz — das Gesetz über die gemein- 
same Bank — wurde in der österreichisch-ungarischen Provinz 
Cisleithanien kundgemacht mittelst Reichsgesetzblattes vom 

mit identischem Inhalte zwischen dem Reiche und Ungarn, in welchem jeder 
Einzelstaat das Bankwesen auf 10 Jahre in die Eeichscompetenz abtrat und 
das Reich diese Anpele^euheit übernahm. Diese beiden Verträge hätten jedenfalls 
der Mitwirkung des Reichsrathes und des ungarischen Reichstages bedurft. 

Hierauf erst konnte die Reichsgesetzgebung — der weitere Reichstag 
untfT Intervention der gemeinsamen Regierung und in Verbindung mit der ge- 
meinsamen Krone — nunmehr das österreichisch-ungarische Bankgesetz über die 
Errichtung und Organisation dieser gemeinsamen Reichsbank erlassen. In Folge 
der Venn-echslung der beiden Staatsparlamente „Reichsrath" und „Reichstag** 
mit dem Reichsrathe und Reichstage als Theilen des gemeinsamen Reichstages 
geschah es, dass — formell — der cisleithanische Reichsrath und der ungarische 
Reichstag an dem östeiTeichisch-ungarischen Reichsgesetze über die Errichtung 
Einer österreichisch-ungarischen Bank mitwirkten, und die beiden Regierungen 
der Einzelstaaten als verantwortlich für die Erfüllung dieses gemeinsamen 
Gesetzes contrasignirt erscheinen. 

Der Natur der Sache nach konnten der cisleithanische Reichsrath und 
der ungarische Reichstag höchstens zwei identische Gesetze über die 
Errichtung einer cisleithanischen Bank und über die Errichtung einer gleichen 
ungarischen Bank erzeugen helfen. 

Da diese beiden Staatsverträge der Einzelstaaten mit dem Reiche formell 
nicht abgeschlossen wurden, erscheint der identische Inhalt dieser beiden, nicht 
formell ausgesprochenen Verträge, in dem ersten Artikel des gemeinsamen Bank- 
gesetzes vor den „Statuten" ; er erscheint merkwürdiger Weise im Gesetze 
betreflTend die Errichtung und das Privilegium der österreichisch-ungarischen 
Bank; dieses Gesetz konnte doch erst vom Reiche gegeben werden. 

Dieser Artikel — natürlich gleichlautend im deutschen und ungarischen 
Texte des Bankgesetzes — welcher erst der österreichisch-ungarischen Monarchie 
das Recht zur Errichtung einer Bank schuf — lautet : „Indem für die nächsten 
10 Jahre von dem beiden Theilen der Monarchie zustehenden und gegenseitig 
anerkannten Rechte kein Gebrauch gemacht wird, selbständige Zettelbanken zu 
errichten, wird bestimmt, dass für die Zeit vom 1. JuU 1878 bis 31. December 
18S7 eine österreichisch-ungarische Bank errichtet werde". 

Es zeigt sich hier, wie — auch in der unscheinbaren Form — das Wesen 
der Sache zum Ausdrucke kam. 

Diese Verträge der Sonderstaaten mit dem Reiche — Inhalt des Artikels I 
— haben der Reichsrath und Reichstag noch als Parlamente behandelt und 
angenommen. 

An dem folgenden österreichisch-ungarischen Bankgesetze — den Statuten — • 
haben sie als Theile des weiteren Reichstages mitgewirkt. 
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28. Juni 1878 (in Ungarn Gesetzartikel XXV vom Jahre 1878). 
Dieses — in diesem Falle im Dienste der österreichiscli-unga- 
rischen Monarchie verwendete Reiehsgesetzblatt des Staates 
Cisleithanien (Nr. 66, J. 1878) — enthält das „Gesetz vom 27. Juni 
18*8, betreffend die Errichtung und das Privilegium der 
österreichisch -ungarischen Bank." 

5. Würdigung der Gründe zur Abdankxmg der gemein- 
samen, der einheitlichen österreichisch- ungarischen Krone und 
eventuell Annahme dieser Abdankung (Art. XII, §. 49). ^®) 

6. Ausübung der der österreichisch-ungarischen Volks- 
vertretung zustehenden Rechte behufs Wahrung der politischen 
Freiheit Oesterreich-Ungarns — d. h. behufs Wahrung der 
freien Aeuö^erung des österreichisch-ungarischen Volkswillens 
in Rede und Abstimmung. (Wahrung der TJnverantwortlichkeit 
und Unverletzlichkeit derjenigen Mitglieder des weiteren Reichs- 
tages, welche Delegirte des betreffenden Reichstages sind. 
Del. G. §. 23, Art. XII, §. 47.) ^i) 



*^) XII, §. 49: „Für den FaU einer Abdankimg wird der betreffende 
Reichstag, oder , falls er nicht versammelt ist , die betreffende Delegation über 
die Wichtigkeit der Gründe zur Abdankung und über die Annahme der Ab- 
dankung urtheilen". 

Da die Delegation nur gemeinsame Angelegenheiten behandeln darf, kann 
hier nur die gemeinsame, österreichisch-ungarische Krone verstanden werden. 

Und diese „gemeinsame Angelegenheit'* : Beurtheilung der Gründe zur 
Abdankimg seitens des gemeinsamen Monarchen , eventuell Annahme der Ab- 
dankung ist in erster Linie den „Vertretungskörpern beider Reichshälften" 
vorbehalten. 

^^) §. 23: „Die Delegirten des Reichsrathes gemessen in dieser Eigenschaft 
die nämliche ünvetletzlichkeit und Unverantwortlichkeit , welche ihnen als Mit- 
glieder des Reichsrathes kraft des §. 16 des Gnmdgesetzes über die Reichsver- 
tretung zusteht. 

Die in diesem Paragraphe dem betreffenden Hause eingeräumten Befug- 
nisse kommen, in soferne nicht der Reichsrath gleichzeitig ver- 
sammelt ist, rücksichtlich der Delegirten der Delegation zu." 

XII , §. 47. „Die Mitglieder der Delegationen können für Aeusserungen, 
die sie bei Behandlung der nach dieser Feststellung als gemeinsam bezeichneten 
Angelegenheiten gethan , niemals zur Verantwortung gezogen weixien ; ja , sie 
können bis zum Aufhören ihres Amtes weder einer gerichtlichen Klage, welche 
eine persönliche Dentention nach sich ziehen kann, noch eines Vergehens oder 
Verbrechens wegen, ausgenommen den Fall, wo sie auf der That ertappt werden, 
ohne vorhergehe nde 16ustimmung des betreffenden Reichstages, 
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7. Abänderung der österreicMsQh-ungarischeii Reichs Ver- 
fassung — der Ausgleichsgesetze. Diesbezüglich kann zwar 
kein Gesetzesparagraph citirt werden. Allein dies ist eine 
selbstverständlich in den Wirkungskreis der beiden Theile des 
weiteren Reichstages fallende Angelegenheit. In dieser 
Eigenschaft — als weiterer Reichstag — haben 
Reichsrath und Reichstag einst auch die Aus- 
gleichsgesetze berathen und angenommen; beide 
Theile haben und zwar jeder bezüglich der Verfassung des 
ganzen Reiches einen identischen Willensinhalt sich gesetzt, 
sie haben den übereinstimmenden Willen aller Theile der 
Volksvertretung, also der Volksvertretung selbst, erzeugt be- 
züglich der gemeinsamen, d.i. der österreichisch ungarischen 
Reichsverfassung, welcher Volkswille dann vom gemeinsamen 
Monarchen sanctionirt wurde. 

Dies sind die wesentlichsten gemeinsamen Angelegenheiten, 
welche von dem weiteren Reichstage selbst und unmittelbar 
behandelt werden. 

Bezüglich eines anderen Theiles der gemeinsamen 
Angelegenheiten, z. B. Controle der österreichisch- 
ungarischen Verwaltung , österreichisch - ungarisches Finanz- 
gesetz etc., übt der weitere Reichstag die der Volksvertretung 
im Constitutionen monarchischen Staate zustehenden Riechte 
durch seinen Stellvertreter, durch die — einen Körper bildende 
— Delegation aus. Denn die Delegationen vertreten 
natürlich nicht die beiden selbstständigen Parla- 
mente — den engeren Reichsrath und das königlich 
ungarische Parlament — sondern sie vertreten 
die Theile des gemeinsamen Reichstages. 

Diese so ausserordentlich wichtige Thatsache , dass der 
Reichsrath und der Reichstag in einer doppelten staatsrecht- 
lichen Stellung, jeder als selbstständiges Parlament, und dann 
jeder als Theilorgan der österreichisch-ungarischen Volks ver- 



oder für den Fall , dass dieser nicht versammelt ist , jener Delegation , deren 
Mitglieder sie sind , weder verhaftet noch unter Anklage gestellt werden. In 
Bezug auf die Fortdauer oder Aufhebung der Haft eines auf der That ertappten 
Mitgliedes hat für den Fall, dass der betreffende Ecichstag nicht versammelt 
ist, ebenfalls die betreffende Delegation Bestimmungen äu treffen." 
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tretung thätig sind, diese Thatsache, welche mit einem Male 
das scheinbar so verworrene österreichisch-ungarische öffent- 
liche Staatsrecht erhellt und verstehen lässt, ergibt sich ferner 
aus dem positiven österreichisch-ungarischen Staatsrechte — 
aus dem Ausgleichsgesetze. 

b) Das österreichisch-ungarische Staatsrecht. 

Es ist ja nur die Natur der Dinge — somit in vorlie- 
gendem Falle des Staates — welche in einer vernünftigen und 
erfüllbaren Gesetzgebung zum Ausdrucke gelangt. 

Diese Thatsache, dass nicht das Staatsparlament „Reichs- 
rath" und das königlich ungarische Parlament „Reichstag" die 
gemeinsamen Angelegenheiten berathen und beschliessen, 
sondern Reichsrath und Reichstag als unselbstständige Theile 
des weiteren Reichstages, folgt 

a) aus dem deutschen Ausgleichsgesetze. 

Der §. 1 des Delegationsgesetzes sagt: „Nach- 
folgende Angelegenheiten werden als den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern und den Ländern der 
ungarischen Krone gemeinsame erklärt: 

a) Die auswärtigen Angelegenheiten mit Einschluss der 
diplomatischen und commerciellen Vertretung dem Auslande 
gegenüber , sowie die in Betreff der internationalen Verträge 
etwa nothwendigeii Verfügungen , wobei jedoch die Genehmi- 
gung der internationalen Verträge , insoweit eine solche ver- 
fassungsmässig nothwendig ist, den Vertretungskörpern 
der beiden Reichshälften (dem Reichsrathe und dem 
ungarischen Reichstage), vorbehalten bleibt." 

Das Gesetz erklärt hier ausdrücklich und bestimmt, dass 
die parlamentarische Behandlung der österreichisch- 
ungarischen Verträge (nicht den Delegationen zufällt, sondern) 
den „Vertretungskörpern der Reichshälften" vorbehalten bleibt. 
Denn die Genehmigung eines gemeinsamen (öster- 
reichisch-ungarischen) Vertrages ist natürlich eben so eine 
gemeinsame Angelegenheit wie der Vertrag selbst. Es ist 
absolut unmöglich, undenkbar, den Vertrag als eine ge- 
raeinsame Angelegenheit zu betrachten und anzu- 
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erkennen, als einen österreichisch-ungarischen Staatsvertrag, 
die Genehmigungdesselben aber als keine gemein- 
same Angelegenheit zu erklären, sondern als Ange- 
legen heitd erbeidensouv er an enSonderstaaten Cis- 
leithanien und Ungarn. Diese Anschauung, welche der Natur des 
Vertrages nach eine ünmögli(;hkeit ist , wurde von dem Bericht- 
erstatter "'ä) der Minorität des zur Berathungdes Berliner Vertrages 

^■') Der Berichterstatter der Miaorität des Berliner Ausschusses des 
Abgeordnetenhauses sagte als Berichterstatter der Majorität des Budgetaus- 
schusses der Delegation des Reichsrathes bei Gelegenheit der Verhandlung der 
Reichsrathsdelegation über den Bericht des Budgetausschusses dieser Delegation 
betreffend die Vorlage des gemeinsamen Ministeriums, womit der Voranschlag 
über das ausserordentliche Heereserf ordern iss für die Occupation Bosniens und 
der Herzegowina im Jahre 1879 zur verfassungsmässigen Behandlung eingebracht 
wurde (Stenograph. Protokoll der Delegationsverhandlungen Seite 306, 307): 
„ . , . und da werde ich natürlich zuerst den Antrag und die Anschauungen des 
Herrn Delegirten aus Galizien zu bekämpfen haben , Anschauungen , die nach 
meiner Meinung gar nicht möglich wären, wenn er von der entscheidenden Stelle, 
nämlich §. 1, lit. a des Gesetzes über die Behandlung der gemeinsamen An- 
gelegenheiten nicht gerade den entscheidenden Passus, der wörtlich das Gegen- 
theil von dem sagt, was er ausgeführt hat, voi'zulesen unterlassen hätte. Es 
heisst nämlich im g 1 — ich will die Verlesung dieses Paragraphen jenes 
Gesetzes vorausschicken — folgendermassen (liest) : „Nachfolgende Angelegen- 
heiten werden als den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern 
und den Ländern der ungarischen Krone gemeinsame erklärt : o) Die auswärtigen 
Angelegenheiten mit Einschluss der diplomatischen und commerciellen Vertretung 
dem Auslande gegenüber, sowie die in Betreff der Internationalen Verträge 
etwa noth wendigen Verfügungen". . . . 

So weit hat der Herr Delegirte den Paragraph vorgelesen : Jetzt kommt 
aber die entscheidende Stelle, und die hat er nicht vorgelesen, sie lautet (liest); 
^wobei jedoch die Genehmigung der internationalen Verträge , insoweit eine 
solche verfassungsmässig nothwendig ist, den Vertretungskörpem der beiden 
Reichshälften ^dem Reichsrathe und dem ungarischen Reichstage) vorbehalten 
bleibt.« 

Wäre letzterer Absatz nicht vorhanden, dann wäre die entwickelte Ansicht 
noch immer unrichtig, oder zum Mindesten zweifelhaft; aber es steht eben 
darin und spricht ausdrücklich das Gcgentheil von dem aus, was uns der 
p«*ehrte Delegii*te in einer lang^^n Deduction zu beweisen unternommen hat. Es 
handelt sich einfach darum : W a s i s t e i n e g e m e i n s a m e Angelegenheit? 
Was gemeinsam ist, das ist in dem Gesetze über die gemeinsamen Angelegen- 
heiten wortwörtlich umschrieben. Dann fallen alle die Argumente weg, die aus 
dem Eingang des §.11 des Gesetzes über die Reichsvertretung gefolgert werden. 
Dort heisst es nämlich wieder wortwörtlich wie folgt (liest): „Der AVirkungskreis 
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vom Abgeordnetenhause eingesetzten Ausschusses ausgesprochen, 
um den berechtigten Einwand zu widerlegen, dass der Berliner 

des Reichsrathes umfasst alle Angelegenheiten, welche sich anf Rechte, Pflichten 
und Interessen beziehen, die allen im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern gemeinschaftlich sind, insoferne dieselben nicht in Folge der Verein- 
barung mit den Ländern der ungarischen Krone zwischen diesen und den übrigen 
Ländern der Monarchie gemeinsam zu behandeln sein werden", d. h. insoferne 
sie nicht gemeinsame Angelegenheiten sind, und der vorgelesene Paragraph sagt 
eben, was gemeinsam zu behandeln ist und sagt ausdrücklich, die Genehmi- 
gung der internationalen Verträge, insoweit sie verfassungs- 
mässig noth wendig ist, ist keine gemeinsame Angelegenheit. 
Darauf bezieht sich der Eingang des §.11 nicht, weil er eine Ausnahme macht 
lediglich in Betreff desjenigen, was gemeinsam zu behandeln ist und weil in 
Folge der Vereinbarungen mit den Ländern der ungarischen Krone die Geneh- 
migung der internationalen Verträge eben nicht gemeinsam zu behandeln ist. 
Daher entfällt ebenso vollständig auch die Berufung auf den §. 6 des gedachten 
Gesetzes, denn §. 6 handelt von dem an die Delegationen übertragenen Mandate 
und da heisst es (liest): „Das den Vertretungskörpern beider Reichshälften (dem 
Reichsrathe und 'dem ungarischen Reichstage) zustehende Gesetzgebungs recht 
wird von denselben , insoweit es sich um die gemeinsamen Angelegenheiten 
handelt, mittelst zu entsendender Delegationen ausgeübt". 

Das Recht der Delegationen beschränkt sich also auf die gemeinsamen 
Angelegenheiten; keine gemeinsame Angelegenheit ist die Geneh- 
migung internationaler Verträge, insoferne sie verfassungsmässig 
erforderlich ist, daher hat die Delegation kein Recht, internationale Verträge, 
deren Genehmigung von der Verfassung gefordert wird, zu genehmigen" .... 
Die Delegationen haben Nichts, als was gemeinsame Angelegenheit ist, in den 
Bereich ihrer Competenz zu ziehen; die Genehmigung internationaler 
Verträge gehört aber nach dem wörtlichen Wortlaut des §. 1, 
lit a., welche Stelle allerdings nicht vollständig vorgelesen 
wurde, nicht zu den gemeinsamen Angelegenheiten, sie ist 
vielmehr von denselben ausdrücklich ausgenommen, daher kann 
die verfassungsmässige Genehmigung solcher Verträge nicht von der Delegation 
ausgesprochen werden". 

Wesentlich dieselbe Argumentation in Betreff der Trennung des Be r 1 i n e r 
Vertrages selbst als einer gemeinsamen Angelegenheit, von der Genehmi- 
gung dieses Vertrages, als einer Angelegenheit der beiden Sonderstaaten, 
enthält der Bericht des Biidgetausschusses der Delegation des Reichsrathes vom 
24. November 1878 über die Vorlage des gemeinsamenMinisteriums wegen Bewilli- 
gung eines Nachtragscredites zu dem für das Jahr 1878 bewilligten ausserordent- 
lichen Credite von 60 Millionen Gulden. Der Budgetausschuss stellte den Antrag 
auf Uebergang zur Tagesordnung über diese Regierungsvorlage. Unter den zur 
Begründung des Antrages auf Uebergang zur Tagesordnung aufgeführten Gründen 
erscheint als ein Hauptgrund die noch nicht erfolgte Genehmigung des Berliner 
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Vertrag als eine gemeinsame Angelegenheit nicht in die Com- 
petenz des cisleithanischen Parlamentes fallen könne, da § 11 

Vertrage« durch dasStaatsparlament Cisle ithaniens. Der Bericht sagt: 
^Dagegen verlangt die gegenwärtig zu bjrathende Vorlag) einen Credit „zur Bestrei- 
tung der ansserordentlichen Anslagen aus Anlass der Occupation Bosniens und der 
Herzegowina^. Unter diesem Ausdrnck ist aber nicht blos das Heeresertbrderniss, 
sondern auch ein etwaiges Erfordemiss für die Civilverwaltung jener Länder 
l>egriffen. Durch das Eingehen in die Vorlage würde daher ein bedenkliches 
Präjudiz geschaffen und in die Competenz der beiden Legislativen 
übergegriffen. Denn die nicht zu den gemeinsamen Angelegenheiten 
gphiirende administrative Organisation der gedachten Länder kann der Competenz 
der beiden Legislativen nicht entzogen und es kann von der Delegation der 
Entscheidung der letzteren nicht vorgegriffen werden. Auch noch in anlerer 
Bf'ziehung würde das Eingehen in die Vorlage die Competenz der Delegation 
überschreiten und einen Eingriff in die verfassungmässig dem Reichsrathe 
zustehenden Rechte enthalten. 

Die Credit- rücksichtlich Indemnitätbforderung soll nämlich durch die im 
Einklänge mit den Bestimmungen des Congresses, also des am 13 Juli 1878 zu 
Berlin geschlossenen Vertrages, nntemommene Occupation begründet und gerecht- 
fertigt werden. 

Allein dieser Vertrag bedarf erst der Genehmigung des 
Reichsrathes. 

Das Grundgesetz über die Reichsvertretung vom 2\. December 1867 
(R. (i. B. Nr. 141) erklärt, nämlich §. 11, lit. a. als zum Wirkungskreis des 
Reichsrathes gehörig: „Die Prüfung und Genehmigung der Handelsverträge und 
Jener Staatsverträge, die das Reich oder Theile desselben belasten oder einzelne 
Bürger verpflichten oder eine Gebietsänderung der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder zur Folge haben'*. 

Damit im Einklänge und noch bestimmter erklärt Art. 6 des Staats- 
grundgesetzes vom 2\. December 1^67 (R. G. B. Nr. 145): „Der Kaiser schliesst 
die Staatsverträge ab*^. 

Zur Giltigkeit der Handelsverträge und jener Staatsverträge, die das 
Reich oder Theile desselben belasten oder einzelne Bürger verpflichten, ist die 
Zustimmung des Reichsrathes erforderlich. 

Der Vertrag von Berlin wurde in der That am 4. November dem Ab- 
g«*ürdnetcnhause vorgelegt, dasselbe war jedoch wegen der eingetretenen Ver- 
tagung nicht in der Lage, denselben der geschäftsordnungsmässigen Behandlung 
zu unterziehen. Es hat daher bis jetzt die Prüfung und (Jenehmigung des 
gedachten Vertrages durch den Reichsrath nicht stattgefunden. 

Nun gehört es. selbstverständlich zu den ersten Pflichten jeder Körper- 
schaft . sirh die Grenzen ihrer Competenz gegenwartig zu halten. Cmsomehr 
ist es aber Pflicht der Delegation keinen Beschluss zu fassen, wodurch d.?n 
Rechten des Reichsrathes präjudicirt werden könnte und mit der Veberschreitung 
der eigenen Competenz in <lic Befugnisse des letzteren überzugreifen. Denn 
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des Gesetzes vom 2L December 1867 , wodureli das Grund- 
gesetz über die Reichs Vertretung vom 26. Februar 1861 abge- 

die Delegation ist lediglich der Mandatar des Reichsrathes , durch welches 
derselbe das ihm zustehende Gesetzgebungsrecht, insoweit es sich um gemeinsame 
Angelegenheiten — aber auch nur insoweit es sich um solche handelt, austlbt. 
(§. 6 des Gesetzes vom 21. December 1867 R. G. B. Nr. 146 betreflfend die 
allen Ländern der österreichischen Monarchie gemeinsamen Angelegenheiten und 
die Art ihrer Behandlung.) 

Zu den gemeinsamen Angelegenheiten gehört jedoch die Genehmigung 
der internationalen Verträge nicht, dieselbe bleibt vielmehr, insoweit eine solche 
verfassungsmässig nothwendig ist, den Vertretungskörpem der beiden Reichs- 
hälften vorbehalten (a. a. 0. §. 1, lit. a.)." 

Die ganze Argumentation beruht : 

1. Insoweit sie den §. 11, lit. a. des Reichsrathsstatutes betrifft, auf 
der Verwechslung eines cisleithanischen Staatsvertrages derartigen 
Inhaltes mit einen gemeinsamen ös terreichisch-ungarischen Staa t e- 
ver trage. Einen cisleithanischen Staats vertrag mit dem in §. 11 angegebenen 
Inhalte — und ein solcher Vertrag könnte vom Staate Cisleithanien mit dem 
Staate Ungarn geschlossen werden — wäre vom Reichsrathe als Parlamente 
dieses Staates Cisleithanien „verfassungsmässig zu genehmigen". 

1^. Die weitere Deduction verwechselt die Staatsparlamente Reichs- 
rath und Reichstag mit „den Vertretungskörpern der beiden Reichs- 
hälften (Reichsrath und Reichstag)"'; denn diese letzteren werden von der 
Delegation vertreten ; dieses österreichisch,-ungarischen Reichsrathes und Reichs- 
tages „Mandatar" ist die Delegation. 

Reichsrath und Reichstag als Theile der gemeinsamen 
österreichisch-ungarischen Volksvertretung hatten eventuell den 
Berliner Vertrag zu genehmigen — dann nämlich, wenn das Ausgleichsgesetz 
politische Staatsverträge, „welche das Reich oder Theile desselben belasten oder 
einzelne Bürger verpflichten oder eine Gebietsänderung der im weiteren 
Reichstage vertretenen Königreiche und Länder zur Folge haben'*, der 
Genehmigung „der Vertretungskörper der beiden Reichshälften vorbehalten" sollte. 

Eine staatsbegriffliche und positiv - staatsrechtliche Unmöglichkeit aber 
war es für den Budgetausschuss eines österreichisch-ungarischen Volksvertretungs- 
Theilorganes — des deutschen Delegationstheiles — zu beantragen : 

Das österreichisch-ungarische, das gemeinsame Staatsorgan : „Delegation" 
möge die Gelder für eine in Folge der Durchführung eines Österreichisch- 
ungarischen Staatsvertrages vorgenommenen Action des Staates Oesterreich- 
Ungarn — Occupation Bosniens und der Herzegowina — nicht bewilligen, weil 
die Parlamente zweier anderer Staaten Cisleithanien und Ungarn, die der Ver- 
trag und dessen Durchführung rechtlich gar nicht berührt — den österreichisch- 
ungarischen Staatsvertrag noch nicht „verfassungsmässig genehmigt" hätten. 

Wahrhaft — kein Antrag war mit Rücksicht auf seine Begründung 
staatsrechtlich weniger möglich, als der Antrag des Budgetaus- 
schusses derDelegation desReichsrathesvom 24. November 1878 
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ändert wird (R. G. Bl. Nr. 141, J. 1867), die geraeinsamen 
Angelegenheiten ausdrücklich als nicht in die Competenz des 
cisleithanischen Reichsrathes gehörig bezeichne. Denn dieser 
§.11 sagt: „Der Wirkungskreis des Reichsrathes umfasst alle 
Angelegenheiten, welche sich auf Rechte , Pflichten und In- 
teressen beziehen, die allen im Reichsrathe vertretenen König- 
reichen und Ländern gemeinschaftlich sind, insoferne dieselben 
nicht in Folge der Vereinbarung mit den Ländern der unga- 
rischen Krone zwischen diesen und den übrigen Ländern der 
Monarchie gemeinsam zu behandeln sein werden." 

Aber ist es denn möglich, die Genehmigung des 
Vertrages in dieser Weise vom Vertrage zu trennen? 
Was Ist denn diese Genehmigung eines Staatsvertrages seitens 
der Volksvertretung? Sie ist nichts Anderes als die Erklä- 
rung des Volksvertretungskörpers, dass der von dem Organe, 
welches zunächst zum Abschlüsse von Staatsverträgen ver- 
fassungsmässig berufen ist, als Volkswille ausgesprochene Ver- 
tragsinhalt wirklich auch der Wille der Volksvertretung sei. 
Diese Genehmigung seitens der Volksvertretung ist nichts 
Anderes, als der vom Volke selbst, resp. von seinem Ver- 
tretungskörper ausgesprochene Vertrag. Die Genehmigung 
seitens des Volkes besteht in der Erklärung gegenüber der 
Krone, dass der von der Krone durch das — der Krone un4 
dem Volke verantwortliche — Ministerium ausgesprochene Ver- 
tragsinhalt auch der Wille des Volkes ist. 

Die Genehmigung ist der seitens der Volksvertretung 
wiederholte Vertrag. Sie ist die nachträgliche Gutheissung 

„über die Vorlage des gemeinsamen Ministeriums wegen Be- 
willigung eines Nachtrags credites zu dem für das Jahr 1878 
bewilligten ausserordentlichen Credite von 60 Millionen Gul- 
den" zur Tagesordnung überzugehen, weil „das Abgeordnetenhaus 
wegen der erfolgten Vertagung des Reichsrathes noch nicht in der Lage war, 
den Berliner Vertrag der verfassungsmässigen Behandlung zu unterziehen". 

Niemals war es für eine Regierung leichter , die staatsrechtliche Unhalt- 
barkeit und Unrichtigkeit eines Antrages nachzuweisen und dessen schleunige 
Zurückziehung zu erzwingen! 

Und wenn die k. und k. gemeinsame Regierung dennoch ihre Vorlage zurück- 
zog (in der 7. Sitzung der XI Session am 28. November 1878) — war es wahrhaft 
nicht die staatsrechtliche Kraft dieses Antrages, welche sie dazu bewogen hatte. 
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des Vertrages von derselben Persönlichkeit, als deren Willens- 
Inhalt auch der Vertragsinhalt durch das Organ des Staates 
vorläufig ausgesprochen wurde gegenüber dem anderen Staate. 
Es ist unmöglich , dass der vom Staate . A vorbehaltlich 
der Genehmigung des Staatsvolkes a abgeschlossene Vertrag 
jetzt behufs dieser Genehmigung durch das Volk a vom 
Volke b und c genehmigt werde. Es ist daher unmöglich, 
dass der von der österreichisch-ungarischen Krone in Vertre- 
tung des österreichisch-ungarischen Staatsvolkes vorbehaltlich 
der Genehmigung des Vertrages durch eben das 
österreichisch - ungarische Staatsvolk bedingt ab- 
geschlossene Staatsvertrag — hier der Berliner Vertrag 
— durchdas cisleithanische Staatsvolk und durch 
noch ein Staatsvolk, durch das ungarische Staats- 
volkgenehmigt werde. Setzt man für den Ausdruck „öster- 
reichisch-ungarisch" die Bezeichnung „österreichisch" , ist es 
sofort klar , dass ein österreichischer Staatsvertrag nicht be- 
hufs Genehmigung desselben seitens der österreichischen Volks- 
vertretung den Parlamenten zweier Staaten Cisleithanien und 
Ungarn vorgelegt werden könne. 

Wenn der Vertrag eine gemeinsame Angelegenheit ist, 
ist zweifelsohne die Genehmigung des „gemeinsamen 
Vertrages aucheine „gemeinsame Angelegenheit". 
Ein österreichisch-ungarischer Staatsvertrag kann also behufs 
Erwirkung der Genehmigung dieses Vertrages seitens des 
Volkes immer nur von dem österreichisch - ungarischen Volke, 
resp. von der österreichisch-ungarischen Volksvertretung ge- 
nehmigt werden. Es liegt auf der Hand , dass eine Sache, 
ein Object, nicht nach einer Seite Eins, nach einer anderen 
Seite Zwei — zwei Sachen, zwei Objecte sein könne. Der 
Eine österreichisch-ungarische Berliner Vertrag kann nicht 
wenn der Minister des Aeussern oder eine auswärtige Macht 
ihn betrachtet. Ein Vertrag sein, für die Staatsbürger aber und 
für den Staat nach Innen zwei. Der Eine Vertrag kann, von 
den Reichsangehörigen betrachtet und für sie nicht in zwei 
Verträge auseinander gehen, deren einen dann Cisleithanien, 
den anderen Ungarn verfassungsmässig genehmigen würde; er 
kann nicht in einen Staatsvertrag des Staates Cisleithanien und 
in einen ungarischen Staatsvertrag sich spalten. 
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Die notliwendige Folge der Behauptung des Bericht- 
erstatters der Minorität wäre, dass ein gemeinsamer Staats- 
vertrag, so lange ihn die Volksvertretung nicht genehmigt 
hätte, eben Ein. Vertrag wäre; sobalfl ihn aber die Volksver- 
tretung „verfassungsmässig" genehmigt, zwei Verträge wäre. 
Es bestünde die Gleichung: 

Ein verfassungsmässig nicht genehmigter ge- 
meinsamer, österreichisch-ungarischer Staatsver- 
trag = zwei verfassungsmässig genehmigten 
Staatsverträgen (einem cisleithanischen und einem unga- 
rischen). Wenn das Gesetz wirklich Derartiges vorschreiben 
würde, müsste dieses Gesetz, da es etwas Unmögliches enthielte, 
unerfüllbar, daher wirkungslos sein. 

Das Ausgleichsgesetz verordnet nun aber im §. 1 natür- 
lich nicht im Entferntesten etwa, dass gemeinsame inter- 
nationale Verträge wirklich durch die beiden Parlamente 
der souveränen Staaten Cisleithanien und Ungarn zu geneh- 
migen seien. 

§. 1 erklärt die „Genehmigung" der österreichisch -unga- 
rischen Staatsverträge nicht etwa als eine Einzelstaats- 
angelegenheit. Der §. 1 zählt vielmehr die „gemeinsamen 
Angelegenheiten" auf und nennt in lit. a als solche zunächst 
„die auswärtigen Angelegenheiten". Bezüglich einer dieser in 
Folge der Gemeinsamkeit der auswärtigen Angelegenheiten 
eben auch gemeinsamen Angelegenheit — der Genehmigung 
der internationalen österreichisch-ungarischen Verträge, insoweit 
eine solche durch die Volksvertretung verfassungsmässig 
nothwendig ist — bestimmt dann §. 1 lit a, dass diese 
„Genehmigung der internationalen Verträge, den Vertre- 
tungskörpern der beiden Reichshälften (demReichs- 
^rathe und dem ungarischen Reichstage) vorbehalten bleibt". 
„Wobei jedoch" . . . sagt das Gesetz, d. h. bei welchen (unter 
welchen) hier aufgezählten gemeinsamen Angelegenheiten 
jedoch die (gemeinsame) Angelegenheit: „Genehmigung der 
internationalen Verträge** den Vertretungskörpern der beiden 
Reichshälften — oder dem Reichsvertretungskörper — vor- 
behalten bleibt. (Denn gewiss wird es gestattet sein, „beide 
Reichshälften" =^ Reich zu setzen; desgleichen wird man für 
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„Vertretungskörper der beiden Reichshälften" „Vertretungs- 
körper des Reiches" substituiren dürfen.) 

„Wobei jedocli" . . . heisst nicht so viel als „jedoch 
mit Ausschluss" der Grenehmigung der internationalen 
Verträge , welche den Vertretungskörpern der beiden Reichs- 
hälften vorbehalten bleibt. „Wobei jedoch etc." drückt also 
im §. 1 lit. a nicht aus, dass die Genehmigung internationaler 
Verträge keine gemeinsame, sondern eine Einzelstaatsangelegen- 
heit sei. 

Aber selbst wenn das Gesetz das Unmögliche verordnen 
würde, dass nämlich die Genehmigung eines österreichisch- 
ungarischen (gemeinsamen) Staats Vertrages kein Recht und keine 
Pflicht der österreichisch-ungarischen Volksvertretung 
sei, sondern den selbstständigen Parlamenten zweier anderer 
Staaten — Cisleithanien und Ungarn — „verfassungsmässig" 
zukomme; selbst wenn das Gesetz den Ausdruck gebrauchen 
würde „mit Ausschluss" der Genehmigung der internationalen 
Verträge etc. — wie gleich in der lit. b des §. 1 rücksichtlich 
der Recrutenbewilligung und der Art und Weise der Erfüllung 
der Wehrpflicht — würde dadurch noch immer nicht diese — 
dann — Einzelstaatsangelegenheit : „Genehmigung der internatio- 
nalen Verträge, insoweit eine solche verfassungsmässig noth- 
wendig ist" vom Gesetze (§. 1) den Staatsparlamenten 
Cisleithaniens und Ungarns, dem Reichsrathe und königlich unga- 
rischen Reichstage zugewiesen sein. Die beiden selbstständigen 
Parlamente der Sonderstaaten wären auch dann nach dem 
Wortlaute des §.1 lit. a nicht competent zur Geniehmigung 
internationaler gemeinsamer Staatsverträge. Denn das Gesetz 
würde dann die Eiilzelstaatsangelegenheit : „Genehmigung der 
gemeinsamen Staats vertrage " noch immer „denVertretungs- 
körpern der beiden Reichshälften (dem Reichsrathe 
und dem ungarischen Reichstage)" zugewiesen haben. Das 
Gesetz (§. 1) beruft ja den Reichsrath und Reichstag in ihrer 
Eigenschaft als „Vertretungskörper der beiden Reichshälften" 
zur Genehmigung internationaler Verträge. Der Reichsrath 
aber als Parlament des Staates Cisleithanien ist nicht ein 
„Vertretungskörper einer Reichshälfte** ; er ist dies ebenso- 
wenig , als etwa der souveräne Staat Cisleithanien die Hälfte 



ler st.erreichie eil -ungari seile 11 Moiiarcbie ist oder sein kami. 
_ünd da der souveräne Staat Ungarn nicht die andere Hälfte 
der öaterreichisch-iingarischen Monarchie ist und sein kann, 
kann das nngarische Parlament, dem nach dieser Anschauung 
r AusschuBsminorität auch die Genehmigung der gemeinsamen 
»atwvprträgp zustünde — nicht und niemals der „Vertretnngs- 
Srper der anderen Reichshälfte", d. i. der halbe Reichs- 
tretnngskörper, sein. 

Denn wäre dies der Fall, wäre der Staat Ungarn die 
lälfte des Staates Oeaterreich-Ungarn, dann wäre die öster- 
P reich isch- ungarische Mouan-hie gleich dem doppelten Staate 
I-Üngarn; zugleich wäre sie der doppelte Staat Cisleithanien — 
I- Consei|neuzen, die hier nicht mehr verfolgt zu werden brauchen. 
Die Volksvertretung eines Staates and der Ver- 
tre tungßkörper eines andern halben Staates (hier 
des halben Reiches) , sind eben absolut verschiedene Faetoren 
(Grössen), und kein Gesetz der Welt kann dieselben als iden- 
tisch erklären, 
L Durch die Annahme, dass ^. 1 die Genehmigung der 

|. Staats ver träge als eine Angelegenheit der Einzelstaaten erkläre, 
würde die Bestimmung dieses §, 1, dasa „die Genelunigung der 
internationalen Vei^träge, insoweit eine solche verfassungsmässig 
nothwendig ist, den Vertretungskörjiern der beiden Reichahälften 
(dem Reichsrathe und Reichstage) vorbehalten bleibt", ausser- 

■ dem eine widersinnige und unerfüllbare. 

Denn es wäre in diesem Falle „die Genehmigung eines 
Staatsvertragea — eine Einzelstaataangelegenheit — den beiden 
halben Reichsvertretungskörpem zusammen , also dem Ver- 
tretungskörper des Reiches, d. i. der gemeinsamen Volksver- 
tretung, zugewiesen ; eine Sonderstaatsangelegenheit und Agende 
wäre somit von einem gemeinsamen Organe zu behandeln und 
40 erledigen. 

■ Die Auffassung sonach, dass im §. 1 

P l. die Genehmigung gemeinsamer Staatsverträge ale eine 

Einzelstaatsangelegenheit erklärt, und daher 

2. den beiden selbstständigen Parlamenten der Einzel- 
■taaten vorbehalten sei, würde zunUchst die Unmöglichkeit zur 
LToraosaetzung nehmen, 

richer. D, Biindnasts&t Ofsterrcicli Ungnrn. 6 
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1. dass Ein gemeinsamer Staats vertrag nach Innen und 
gegenüber der Volksvertretung in z w e i Staatsverträge zweier 
anderer Staaten zerfalle und sich verwandle; 

2. sie würde ferner aus dem Ausdrucke: „wobei jedoch 
die Genehmigung der internationalen Verträge den Vertretungs- 
körpern der beiden Reichshälften vorbehalten bleibt" interpre- 
tiren, dass diese Genehmigung der Staatsverträge im §. 1 als 
keine gemeinsame Angelegenheit bezeichnet, von den gemein- 
samen Angelegenheiten vielmehr durch diesen Passus als ausge- 
schlossen erklärt werde ; der Ausdruck „wobei jedoch" etc. müsste 
identisch genommen werden mit dem Ausdrucke: „jedoch mit 
Ausschluss der Genehmigung der internationalen Verträge" etc. 

Und wollte man dies Alles concediren, würde sich diese 
Interpretation des §. 1 erst noch 

3. der Verwechslung der absolut verschiedenen Begriffe: 
Reichsrath und Reichstag als selbstständiger und ganzer Sonder- 
staatsparlamente , und Reichsrath und Reichstag als unselbst- 
ständiger und halber Volksvertretungskörper des Reiches — als 
Theilkörper eines halben Staates — schuldig machen. 

Oder es würde — bei richtiger Auffassung des Begriffes 
^ Vertretungskörper der Reichshälften" — 4. dem §. 1 ein un- 
möglicher Inhalt aufoktroirt, nämlich die Bestimmung der 
Besorgung einer Einzelstaatsangelegenheit durch ein halbes 
Reichsorgan. Aber der §. 1 des deutschen Ausgleichstextes 
bestimmt nichts derartig Unlogisches und Unmögliches. 

§. 1 setzt einfach fest und verordnet : 

1. dass die Genehmigung internationaler österreichisch- 
ungarischer Verträge „den Vertretungskörpern der beiden 
Reichshälften" selbst vorbehalten bleibe, d. h. den beiden Ver- 
tretungskörpern der beiden Hälften des^ österreichisch-ungari- 
schen Reiches, oder dem Einen Vertretungskörper dieses Reiches. 
Und das Ausgleichsgesetz erklärt ferner — wie an vielen 

anderen Stellen — dass 

2. diese „Vertretungskörper der beiden Reich s- 
hälften" — diese halben österreichisch-ungarischen Ver- 
tretungskörper — der Reichsrath und der ungarische 
Reichstag seien. 

Das Gesetz schafft dadurch aus denselben physischen 
Körperschaften , welche in einer anderen staatsrechtlichen 
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Qualität und Staatsangehörigkeit die Staatsparlamente Cis- 
leithaniens und Ungarns bilden, — ein neues einheitliches Organ 
für einen anderen Staat — Oesterreich- Ungarn ; das Gesetz 
bildet aus ihnen den gemeinsamen, d. i. den österreichisch- 
ungarischen Vertretungskörper, welcher aus zwei halben Ver- 
tretungskörpern besteht. Dieser §. 1 spricht die rechtliche 
Creirung des gemeinsamen, des. weiteren Reichstages aus. 

Damit übereinstimmend ist§. 6 des deutschen 
Ausgleichsgesetzes, welcher ebenfalls erklärt, dass „ die 
Vertretungkskörper beider Reichshälften" — oder. der Ver- 
tretungskörper des ganzen Reiches — der „Reichsrath und 
der ungarische Reichstag" seien. Dem Reichsrathe und dem 
Reichstage werden durch §. die der Volksvertretung zuste- 
henden politischen Rechte bezüglich der gemeinsamen Ange- 
legenheiten ausdrücklich eingeräumt und zuerkannt. 

Reichsrath und Reichstag werden dadurch nothwendig zu 
österreichisch-ungarischen Volks vertr et un gstheil- 
Organen staatsrechtlich erklärt. Nur wird im §. 6 bestimmt, 
dass der weitere Reichstag diese der Volksvertretung zustehenden 
politischen Rechte im Allgemeinen nicht unmittelbar selbst aus- 
übt, sondern nur mittelbar durch einen Stellvertreter, durch 
die von ihm zu entsendende Delegation. Der weitere Reichstag 
ist der originäre Inhaber der im constitutionell-monar chischen 
Staate der Volksvertretung zustehenden öffentlichen Rechte ; 
die Delegation, sein Stellvertreter übt für einen bestimmten 
Theil der gemeinsamen Angelegenheiten diese Rechte aus. 
„Das den Vertretungskörpern beider Reichshälften (nämlich 
dem Reichsrathe und dem ungarischen Reichstage) zustehende 
Gesetzgebungsrecht wird von denselben , insoweit es sich 
um die gemeinsamen Angelegenheiten handelt, mittelst zu ent- 
sendendel* Delegationen ausgeübt", sagt dieser so berühmte 
§. 6, welchen die staatsrechtlichen Gegner der Reichseinheit 
als ihre unerschütterliche, unangreifbare und unübersteigbare 
Schutzwehr hinstellen. 

Aus dem Zusammenhange der §§. 1 und 6 erklärt sich 
auch der Ausdruck „vorbehalten" des §. 1. Die gemeinsamen 
Angelegenheiten werden nämlich principiell vom weiteren 
Reichstage nur mittelbar, durch die Delegationen berathen, und 
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beschlossen ; die parlamentarische Behandlung der gemeinsamen 
Staatsverträge aber (die Genehmigung) wird vom weiteren 
Reichstage nicht mittelbar durch seinen Stellvertreter — die 
Delegationen — vorgenommen, sondern diese parlamentarische 
Behandlung der internationalen Verträge ist den Vertretungs- 
körpern der beiden Reichshälften, den beiden Theilen des wei- 
teren Reichstages selbst „vorbehalten". Die Genehmigung oder 
Zurückweisung der internationalen österreichisch-ungarischen 
Verträge hat der weitere Reichstag nicht auch zur Erledigung 
seinem Stellvertreter überlassen, sondern diese Genehmigung 
hat er sich selbst vorbehalten. 

Nach der Anschauung des Herrn Berichterstatters der 
Minorität würde sich die Angelegenheit Ai eines Staates A 
in die Angelegenheit Bi eines anderen Staates £ verwandeln, 
wenn es dem Staate B belieben würde , diese Angelegenheit 
des Staates A zu behandeln. Weil die Genehmigung der öster- 
reichisch-ungarischen internationalen Verträge — eine Ange- 
legenheit des Staates Oesterreich-Ungarn — nach seiner An- 
schauung von den Parlamenten der Staaten Cisleithanien und 
Ungarn zu ertheilen und ihnen vorbehalten ist, (er nimmt irriger 
Weise „die Vertretungskörper der beiden Reichshälften •* für 
die beiden selbstständigen Parlamente der souveränen Sonder- 
staaten) soll diese österreichisch-ungarische Angelegenheit nun 
eine öffentliche Angelegenheit des Staates Cisleithanien und 
des Staates Ungarn sein! Als ob das Gesetz einfach gegen 
die Natur der Dinge (hier des Staates) verordnen könnte: 
Weiss ist schwarz! und in Folge dessen dann thatsächlich 
weiss schwarz wäre ! Ebenso wenig kann das Gesetz gegen 
die Natur des Staates vorschreiben: Eine österreichisch-unga- 
rische Angelegenheit ist eine ungarische Staatsangelegenheit, 
ist eine cisleit hanische Staatsangelegenheit! 

Aber der entgegengesetzte Schluss ist vielmehr der rich- 
tige. Wenn ein Organ a eines Staates A durch das öffentliche 
Recht eines anderen Staates C zur Besorgung staatlicher An- 
gelegenheiten Ci des Staates C competent erklärt und hiezu 
berufen wird (was nur im Bundesstaate möglich ist), so er- 
scheint das Organ a für diesen neuen zweiten 
Competenzkreis als Organ des Staates (7. Denn die 
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Natur der öfFentlichen Angdpgptiheiten läset sich nicht ändern 

— die franziieiachen Staatsangelegenheiten bleiben immer die 
öffentlichen Angelegenheiten Frankreichs; aber es ist im 
Bnndesstaate möglich und auuh häufig der Fall, daas dieselbe 
physische Person oder Körperschaft dieselben Functionen, 
«. ß. lütwirkung au der Gesetzgebung im monarchischen Staate 

— in zwei Staaten , nämlich im Einzelst-aate und G-eeammt- 
staate versieht. 

Das „vorbehalten" im §. 1 kann der Natur der Sache 
nach nicht bedeuten: Die (ienehmigung der internationalen 
üsterreichisch-ungariachen Verträge wird, indem sie den Par- 
lamenten der Sonderstaaten zugewiesen wird, einfach als keine 
gemeinsame Angelegenheit erklärt. Auch würde das Gesetz 
wohl — die Möglichkeit der Trennung von Vertrag und (xe- 
nehmigimg desselben in diesem Sinne — Ein Vertrag und 
«wei Genehmigungen — vorausgesetzt, wenn es die Geneh- 
migung von den gemeinsamen Aj]gelegenheiten hatte ausge- 
schieden erklären wollen , einfach gesagt haben — wie gleich 
ID der litera b: „Nachfolgende -Angelegenheiten" etc. werden 
als gemeinsam«; erklärt: 

o) die auswärtigen Angelegenheiten, mit Einschluss der 
diplomatischen und eommerciellen Vertretung dem Auslände 
gegenüber, sowie die in Betreff der internationalen Verträge 
etwa nothwendigen Verfügungen, jedoch mit Ausschluss 
der Genehmigung der internationalen Verträge, welche, 
insoweit eine solche verfasMungsmäBsig nothwendig ist, den 
Vertretungskörpern der beiden Einzelstaaten 
(dem Eeicharathe und dem ungariechen Reichstage) vorbehalten 
bleibt. 

Aus der richtigen Auffassung des §. 1 des Delegations- 
geaetzes ergibt sich sonach unzweifelhaft, dass die Geneh- 
migung der internationalen österreichisch-unga- 
riBchen Staats vertrage — wie dies schon durch die 
Natur des Staates nothwendig gefordert ist — ebenfalls eine 
öeterreichisch- ungarische, eine gemeinsame Angelegen- 
heit ist. 

Allein ausser dieser selbstverständlichen Thatsache ent- 
Jiillt der §. 1 des Delegationsgeaetzes noch eine ausserordent- 
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lieh wichtige staatsrechtliche Thatsache: Er enthält die 
Creirung des Reiehsrathes und des ungarischen 
Reichstages zu „Vertretungskörpern der beiden 
— österreichisch-ungarischen — Reichshälften". Der §. 1 
hat dadurch nothwendig den weiteren Reichstag geschaffen. 
Der §. 1 bestimmt ausdrücklich, dass der Reichsrath und 
Reichstag zusammen zur parlamentarischen Behandlung ge- 
meinsamer österreichisch-ungarischer Angelegenheiten, nämlich 
der österreichisch-ungarischen Staatsverträge, staatsrechtlich 
berufen sind. 

§. 1 schon erklärt den Reichsrath und Reichstag als 
„Vertretungskörper der beiden österreichisch -ungarischen Reichs- 
hälften«. 

Es besteht aber staatsrechtlich ein himmelhoher Unter- 
schied zwischen dem ungarischen Reichstage als Parlament 
und dem ungarischen Reichstage als „Vertretungskörper der 
österreichisch-ungarischen Reichshälfte Ungarn", wenn dieser 
Unterschied bisher auch noch niemals wahrgenommen wurde. 
Desgleichen scheidet dieser staatsrechtliche Unterschied den 
Reichsrath als Parlament von dem Reichsrathe als „Vertre- 
tungskörper einer österreichisch - ungarischen Reichshälfte Cis- 
leithanien". Denn das Parlament „Reichsrath" und der halbe 
Vertretungskörper der beiden Reichshälften „Reichsrath" sind 
einfach Volksvertretungsorgane ganz veuschiedener Staaten und 
verschiedener Staatsvölker. 

Sie sind ebenso verschiedene Organe — wenn sie auch 
aus denselben physischen Personen bestehen — als die Krone 
von Cisleithanien oder die Krone von Ungarn verschieden ist 
von der gemeinsamen, von der österreichisch-ungarischen Kaiser- 
krone, wenn auch dieselbe physische Person diese Kronen auf 
dem Haupte trägt, und die politischen Rechte der Kronen 
ausübt. 

Hat nun schon der §. 1 den weiteren Reichstag indirect 
dadurch geschaffen, dass er österreichisch-ungarische Angele- 
genheiten — die Staatsverträge behufs Genehmigung seitens 
der Volksvertretung — dem Reichsrathe und ungarischen 
Reichstage in der Eigenschaft als „Vertretungskörpern der 
l^eiden Reichshälften" zuweist, so bestimmt §.6 des Dele- 
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gationsgesetzes dann principiell und ganz all- 
gemein, dass das der Volksvertretung im conati- 
tntionell-monarcliiscluin Staate zustehende Recht 
der Mitwirkung an der Gesetzgebung, an der Con- 
trole der Verwaltung n.a, i'. riick sichtlich der ös t er- 
reich ißuh-ungai' i scheu Angelegenheiten dem Reichs- 
rathe und ungarischen Reichstage, als den „Ver- 
tretungökiirpei'n beider Reichshälften" zustehe. 
Daß Gesetz verordnet nur noch, dass der weitere Reichstag 
diese Rechte durch einen Stellvertreter — die Delegationen 

— ausüben werde. Es ist ein neuer — zur Berathung der 
gemeinsamen Angelegenheiten vert'assunga massig durch das 
iiateiTeichisch-unguriache Staatsrecht berufener und berechtigter 

— Reichsrath und Reichstag; es iet der riicksichtlich 
ein und derselben, der gemeinsamen (österreiehiseh-ungarisehen) 
Angelegenheiten das „Gesetzgebungsrecht" ausübende Beichs- 
rath und Reichstag. 

Daher sagt der §. Ü des Delegationsgesetzes, 
dass die Quote durch „ein vom Kaiser zu sanctionirendes 
Uebereinkommen der beiderseitigen Vertretungskörper (Reichs- 
rath und Reichstag) von Zeit za Zeit featgesefazt wird". Das 
Gesetz bestimmt hier , dass der einheitliche Willenabescbluas 
der beiden Theile des weiteren Reichstagea betrefts einer ge- 
nieineamen , einer Österreichisch - ungarischen , Angelegenheit, 
nämlich betreffs der Beitragsleistung der beiden österreichisch- 
ungarischen Provinzen zum Österreichisch-ungarischen Staats- 
haushalte — durch den Kaiser sanctionirt werde. Sanctionirt 
aber werden nur Beschlüsse von Volkavertre- 
fangen, ratificirt werden die durch den Bevollmächtigten 
des Staates abgeschloseenen Verträge seitens des Souveräns. 
Hier erscheint dem ungarischen Reichstage gegenüber der 
"aiser '*■) nach dem Gesetze als der sanctionirende Factor; 



*'•) IHe §§. 20 and 21 dea GeBetzartikeU Xn Tenaeiden die staitweclitlichB 
rBcoeicbnung des den Quote Dgeaetze«! warf sanctioairendan Staataoberhiuptes. 
mEüd jeder Reichstag — sagt g 20 — theilt seine BeachlnBae in Weg« der 
L %«treirendeu Ministerien dem andeni Reichatngo mit nnii die rlorgestalt tu 
1 he wirk enden Fi-istctelliinpen IjeidprThpili^ werden Sr. MajestHt mr Snnrtionining 
f nntcrlimtel werden". Aliur «ewiss ist diepe ^.MnjeslHt" Hit iii''lil der K<*nig 
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einen Beschluss aber des selbstständigen königlich-ungarischen 
Parlamentes kann kein Kaiser, sondern kann nur der König 
von Ungarn sanctioniren. Wie soll überhaupt ein Vertrag 
sanctionirt werden ? Der Reichsrath und del* Reichstag üben 
daher die ihnen gesetzlich bezüglich der Bestimmung der Quote 
zustehende Ingerenz nicht aus in ihrer Eigenschaft 
als selbstständige Parlamente der Staaten Cis- 
leithanien und Ungarn. 

Reichstag und Reichsrath, sind vielmehr gesetzlich thätig 
bei Bestimmung der Quote in ihrer anderen, zweiten staats- 
rechtlichen Eigenschaft, als unselbstständige, von einander ab- 
hängige Theile der österreichisch-ungarischen Volksvertretung, 
sie sind thätig als Theile des weiteren Reichs- 
tages. Als solche erzeugen sie einen gemeinsamen Volks- 
willen rücksichtlich dieses Beitragsverhältnisses, welchen der 
gemeinsame Kaiser sanctionirt. Die Bestimmung über die 
Quote ist daher ein österreichisch-ungarisches Reichsgesetz, sie 
ist der souveräne österreichisch-ungarische Reichswille gegen- 
über den Oesterreicher-Ungarn in Betreff deren Verpflichtung 
zur Leistung der materiellen Mittel für das österreichisch- 
ungarische Reich. Die Bestimmung über die Quote 
ist kein Vertrag, sie ist ein Gesetz. Diese vom Aus- 
gleichsgesetze geregelte Bestimmung der Quote ist weder 

von Ungarn, so dass. „die dergestalt zu bewirkenden Feststellungen beider Theile 
Seiner Majestät dem Könige von Ungarn zur Sanctionirung unterbreitet werden". 
Gewiss ist diese ;,Majestät" auch nicht das Staatsoberhaupt Cisleithaniens ; 
gewiss ist unter „Seiner Majestät** auch nicht zu verstehen: Die zwei 
Majestäten, der König von Ungarn und der Kaiser „der im Beichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder", so dass „die dergestalt zu bewirkenden 
Feststellungen beider Theile Seiner Majestät dem Könige von Ungarn und 
Seiner Majestät dem Kaiser der im Beichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder zur Sanctionirung unterbreitet werden". 

Ebenso könnte im §. 21 unmöglich dem Begriffe „Seine Majestät" der 
„König von Ungarn" substitnirt werden. Unmöglich kann der zweite Satz des 
§. 21 lauten: „Sollten jedoch beide Beichstage sich nicht einigen können, dann 
wird der König von Ungarn auf Grund der unterbreiteten Daten die Frage 
lösen" ; desgleichen auch nicht der Kaiser von Oisleithanien, oder beide Majestäten 
zusammen. Unter „Seiner Majestät" muss hier das österreichisch- ungarische 
Staatsoberhaupt, der Träger der einheitlichen österreichisch-ungarischen Kaiser- 
krone verstanden werden. 



I. ein cisleithanisch-ungarischer Staat »vertrag, noch 
f jst sie 

II. ein Vertrag zwischen den Provinzen der öster- 
l rcichisch- ungarischen Jlonarcliie. 

I, DieBewtiniraung über die Quote ist kein 
' eisle ithaniaeh - ungarischer Staats vertrag. 

Dass Cisleithanien und Ungarn die Geldmittel für das 
Leben der österreichisch - ungarischen Monarchie bestreiten 
müeseti, ist durch das Auagleichsgesetz unzweifelhaft bestimmt. 
(Ansgleiehsgeaetz §. 1, lit. c, §. 3; G. A. XU, §. 16.) Darüber 
mIso, ob Cisleithanien und Ungarn diese Kosten für den öster- 
reichisch-ungarischen Staatshanshalt zahlen wollen oder nicht, 
sehliessen sie keinesfalls einen Vertrag. 

Allein man könnte argumentiren : Cisleithanien und 
Ungarn scliliesseu einen Vertrag darüber, wie viel jedes fiir 
diesen gemeinsamen (österreichisch-ungarischen) Staatsbaushalt 
XU zahlen habe. Man könnte glauben — und man glaubt e^ 
I wohl allgemein — es werde ein Vertrag zwischen den beiden 
Staate» auf eine bestimmte Zeit abgeschlossen, worin sich 
diese beiden Staaten verpflichten, dass jeder einen bestimmten 
( Percentsatz der Kosten der österreichisch-ungarischen Staata- 
' »agelegenheiten trage. Und erat dann, wenn dieser Vertrag 
I nicht KU Stande käme, erst dann bestimme der Kaiser dieses 
, Beitragsverhältniss der beiden Staaten und zwar in absoluter 
Weise, als absolutes Staatsoberhaupt. Der Vertragsinhalt be- 
strafe also die Höhe der Leistungen der beiden Staaten. 

Indessen ist schon die e\eatuelle Ersetzung des Staats- 
rertrages durch ein Staatsgesetz , die staatsrechtliche Rege- 
Irmg einer und derselben Angelegenheit und für dieselben 
Staatsangehörigen durch das (absolute) Gesetz Eines Staats- 
oberhauptes — fallrt diese Regelung nicht durch den überein- 
^rtimmenden Willen zweier Staaten erfolgen sollte — geeignet, 
einigermassen genauer Eetrtichtung Zweifel an diesem 
fStaatsvertrage bezüglich der Quote wachzurufen. Denn gewiss 
ist die eventuelle Regelung dieses Beitrags Verhältnisses durch 
den Kaiser , „durch Seine Majestät auf Gnind der unterbrei- 
_tet«n Daten" ein Gewetz. Gewist^ schliesat nicht der cislei- 
laniscbe Kaiser mit dem Könige von Ungarn einen Vertrag 





90 

des Inhaltes, dass Cisleithanien 70 Vo» Ungarn 30^/o za zahlen 
habe. Und aus diesen berechtigten Zweifeln ergibt sich die 
Berechtigung der Frage: Ist die im Ausgleichsgesetze vorge- 
zeichnete Art der Bestimmung der Quote , des Verhältnisses 
der Leistungen der Völker der österreichisch-ungarischen Mon- 
archie für ihren Staat wirklich ein Staatsvertrag? Ist die 
Regelung der Quote wahrhaft ein cisleithanisch - ungarischer 
Staatsvertrag ? 

Die Antwort lautet : Nein. Die gesetzliche Regelung der 
Quote ist weder ein Staatsvei*trag 

1. mit Rücksicht auf diejenigen, welche dieses Beitrags- 
verhältniss bestimmen; noch besteht 

2. der Inhalt dieser Regelung der Quote in einer Geld- 
leistung des Staates Cisleithanien und des Staates Ungarn. 

1. Die Staaten Cisleithanien und Ungarn sind nicht die 
das Beitragsverhältniss zu den gemeinsamen Angelegenheiten 
im Wege der Willensübereinstimmung bestimmenden Factoren, 
sie sind nicht Contrahenten. 

Diejenigen, welche nach dem Gesetze diesen angeblichen 
Vertrag schliessen, sind nicht die Staaten Cisleithanien und 
Ungarn, sondern die Vertragscontrahenten wären die Par- 
lamente der beiden Staaten. Das Gesetz erklärt aus- 
drücklich, dass „die beiderseitigen Vertretungskörper" ein 
Uebereinkommen zu treffen haben , bezüglich dieses Verhält- 
nisses der Tragung der Kosten der österreichisch-ungarischen 
Angelegenheiten. ^3) Dieses Uebereinkommen habe dann der 
Kaiser zu sanctioniren, oder, wie der ungarische Gesetzestext 
lautet, „die dergestalt zu bewirkenden Feststellungen beider 

'•'') Ausgleichsgesetz §. 3, G. A. XII, §. 18. Diese sind die Gegenstände, 
deren oberwähnte Gemeinsamkeit, als aus der pragmatischen Sanction fli3ssend — 
angesehen wird. Wird in Bezug auf diese mit Zustimmung beider Theile ein 
Uebereinkommen erzielt, so muss durch einen wechselseitigen Pact in 
vorhinein die Proportion bestimmt werden, nach welcher die Länder der 
ungarischen Krone die Lasten und Kosten der, gemäss der pragmatischen 
Sanction als gemeinsam anerkannten Angelegenheiten tragen werden. § 19. 
Dieser Pact und diese Feststellung wird dergestalt erfolgen, dass einerseits 
die Vertretung der Länder der ungarischen Krone, anderseits 
die Vertretung der übrigen Länder Sr. Maj estät jede von ihrer Seite 
eine gleich grosse Deputation wählen, §. 20, 22. 
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[T heile" — nämlich des Reichsrathes nnd des Reichstages, 
iwelche sich geeinigt, haben — „werden Seiner Majestät znr 
iBiinetionirung iinterbreitet werden". Also nicht die Stauten 
lÜngani und Cisleithanien achliessen diesen angeblichen Ver- 
|trug. welcher dann vom Kaiser zn sanctioniren iat, sondern 
■ die Parlamente der Staaten; aomit wären die beiden Volks- 
• Vertretungen die. Contrahenten. 

Was aber kann die Volksvertretung erzeugend Nnr eben 
den Volkswillen, Es wird aomit ein übereinstimmender 
Volkswille erzeugt des Volkes von Cisleithanien mit dem Volke 
von Ungarn bezüglich einer nnd derselben Angelegenheit, welche 
die eigene öffentliche Angelegenheit beider ist. Jedes Volk 
erklärt dnrcli seine Vertretung, wie viel beide, Cislei- 
thanien nnd Ungarn, zu zahlen haben. 

Es ist jedoch unmöglich , dass die Parlamente zweier 
Staaten überhaupt Verträge achliessen. Parlamente zweier 
6t<iaten können überhaupt in gar keiner Berührung sein ; sie sind 
ein inneres Organ des Staates, das Organ für die Bildung 
des Volkswillens. Die Parlamente sind keine Organe für die 
Erklärung und Aeusserung eines Wülena nach Aussen. Nach 
Aussen kann nur der Staatswille geäussei+ werden. Es 
gibt wohl übereinstimmende Willenserklärungen der Staaten 

— Staatsverträge — aber es gibt keine Parlamentsverträge. 
Die Parlamente also erzeugen zusammen den übereinstim- 
menden Volks willen bezüglich der Höhe der Leistung 
der Völkerschaften der österreichisch ■ nngarischen Monarchie 

iffir die ihnen gemeinsamen Öffentlichen Angelegenheiten, d. h. 
'für die österreichisch -ungarischen Reichsangelegenheiten. 

Dieser gemeinsame Volkswille wird aber erat ein sou- 
veräner, ein die Staatsangehöingen unbedingt verpflichtender, 
höchster Wille — er wird gemeinsames Gesetz — durch die 
SanctioD eines gemeinsamen Staalwoberhauptes, d. h. des öster- 
iTeichisch-ungarischen Kaisers. Zu diesem österreichisch- 
ngarischen Kaiser aber als dem einen Factor für die 
iildung des Staatswiltens gebort nothwendig als der andere 
"actor eine österreichisch -ungarische Volksvertretung 

— der weitere Reichstag, der fteichsrath und Reichstag als 
deesen Theile. Das (lesetz sagt, der Kaiser sanctionirt dieses 
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Parlament sübereinkommen (nicht : er ratificirt es) der Kaiser 
sanctionirt also den Willen des Reichsrathes ebenso, wie 
den Willen des Reichstages. Wie könnte aber eine und 
dieselbe Krone als Factor erscheinen für die Bildung zweier, 
(übereinstimmender) Staatswillen , des Staatswillens Cislei- 
thaniens und des Staatswillens Ungarns? 

Contrahenten des Vertrages über die Quote wären also 
die T heile 3*) (§. 20) einer Volksvertretung — der Reichs- 
tag und Reichsrath als zusammenhängende Theile — eine ab- 
solute Unmöglichkeit. 

Die Regelung der Quote ist aber auch 

2. mit Rücksicht auf ihren Inhalt kein cisleithanisch- 
ungarischer Staatsvertrag. 

Die gemeinsamen Reichsangelegenheiten sind nicht öffent- 
liche Angelegenheiten des Staates Cisleithanien und des Staates 
Ungarn; daher können auch diese beiden Staaten in ; Betreff 
der Kosten dieser gemeinsamen Angelegenheiten , als über 
Kosten für eigene Staatsangelegenheiten keine Ver- 
träge schliessen. Oder schliessen etwa Ungarn und Cisleitha- 
nien einen Vertrag des Inhaltes, dass jeder Staat einen be- 
stimmten Percentsatz für die Kosten seiner auswärtigen Poli- 
tik und seiner Armee zahlen werde? Oder dass jeder Staat 
dem andern Staate zur Erhaltung seiner Armee und auswärti- 
gen Politik einen bestimmten Beitrag zu leisten habe ? Weder 
das eine noch das andere ist der Fall, schon aus dem einfachen 
Grunde, weil es weder eine cisleithanische auswärtige Politik 
und cisleithanische Armee , noch eine ungarische auswärtige 
Politik und ungarische Armee gibt. 

Aber vielleicht versprechen und verpflichten sich die 
' Staaten Cisleithanien und Ungarn , dass sie zusammen , und 
zwar in dem von ihnen Vertrags weise bestimmten Verhältnisse 
die Kosten für die auswärtige P olitik und die Armee 
eines — fremden — Staates, Oesterreich-Ungarns 
bezahlen werden? Dass z. B. Cisleithanien hiefür 70 Percent 
und der Staat Ungarn 30 Percent beitragen wolle? 

**) G. A. Xn, §. 20. „Eiu jeder Reichstag theüt seine Beschlüsse im 
Wege der betreffenden Ministerien dem andern Reichstage mit und die dergestalt 
zu bewirkenden Festellungen beider Theile werden Seiner Majestät zur 
Sanctionirung unterbreitet werden" §. 21. 
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I Anch (lies Ist nicLt (ler Fall. "Einmal sind Cisleithaiiien 

i.und Ungarn nicht, tributpflichtige Staaten der österreichisch- 
I uiigariscben Monarchie, was bei dieser Annahme nach dem 
I Äuagleicharechte die nothwendige Folge wäre ; es bestehen aber 

■ Riich keine völkerrechtlichen Vertrage etwa seitens der beiden 
I-Bouveränt^n Einzelstaaten mit Oesterreieh -Ungarn , in welchen 
r sieh die beiden Staaten zu solehen Leistungen verpflichtet 
' hätten gegenüber der Österreiehisch-nngarischen Monarchie. Und 

■ ausserdem ist ja gesagt im Gesetze , dass Cialeithanien nnd 
Ungarn jedes die Kosten für seine auswärtige Politik nnd 

* ftir seineArmee — weil eben fiir eine und dieselbe gemein- 
I aanie Politik und Armee — und nicht fiir eine fremde aus- 
\ wärtige Politik und eine nicht cisleithanisehe oder nicht unga- 
rische Armee zu bezalilen haben. Die Staaten Cisleithanien 
, und Ungarn aber können niemals Eine Armee als eine gemein- 
same Armee — als die Armee jedes Staates — haben. Des- 
gleichen kann eine und dieselbe auswärtige Politik unmöglich 
I äie auswärtige Politik zweier Staaten sein, der Staaten Ungarn 
and Cialeithanien. Eine Armee kann nur dann die Armee 
Cisleithaniens und die Armee Ungarns sein, wenn Ungarn und 
L Cisleithanien identisch sind, wenn sie beide untrennbare Theile 
eines Ganzen sind, dessen Armee diese Eine österreichisch- 
ongariscbe Armee ist. 

Nicht zwei Staaten können eine aus ihren Angehörigen 
bestehende gemeinsame Armee haben — also bezüglich dieser 
Armee noch zwei Staaten sein und bleiben — sondern es kann 
nur das physische Substrat dieser beiden Staaten ^ das Volk 
beider, in einer anderen Staatsangehörigkeit, als eine untrenn- 
. bare Einheit, als ein Individuum — diese Eine Armee haben; 
verw*andett sich das Land dieser beiden Staaten für das 
lebiet ihrer Gemeinsamkeit in Ein Staatsgebiet. Zwei Staaten 
können alles ausserhalb ihrer selbst Liegende gemeinsam haben. 
»er ihren eigenen Körper — Land und Volk — können sie 
gemeinsam haben. Es gibt keine Armeegemeinachaft 
■ Staaten , wie etwa eine G-enieinschaft des Eigenthums. 
Da Cisleithanien — der Staat — und der Staat Ungarn 
Mzöglich der auswärtigen Politik und der gemeinsamen Armee 
idcht existiren, können sie als Staaten auch nicht bezüglich 
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der Kosten der Erhaltung der gemeinsamen Politik und gemein- 
samen Armee als der Kosten für eigene Staatsangelegenheiten 
einen Vertrag schliessen ; die Staaten Cisleithanien und Ungarn 
sind auch nicht die „Reichstheile** (§. 3 deutsches Gesetz). Cis- 
leithanien und Ungarn könnten also höchstens in ihrer Eigenschaft 
als Theile des österreichisch- ungarischen Reiches, 
als Provinzen, in welcher Eigenschaft sie wirklich eine gemein- 
same äussere Politik und Armee haben, bezüglich der Kosten 
der Erhaltung dieser gemeinsamen Politik und Armee einen 
Vertrag schliessen. Denn die österreichisch-ungarischen Angele- 
genheiten sind nicht die Summe der identischen cisleithanischen 
und ungarischen Staatsangelegenheiten, sondern sie sind die 
öffentlichen Angelegenheiten einer von beiden Staaten verschie- 
denen souveränen Gesammtpersönlichkeit , sie sind die Staats- 
angelegenheiten des Staates Oesterreich-Ungarn , als dessen 
Theile Cisleithanien und Ungarn erscheinen. 

Allein die Bestimmung der Quote ist auch 

IL kein Vertrag zwischen den Provinzen der 
österreichisch-ungarischen Monarchie, die Quote 
ist auch kein Vertrag der beiden österreichisch-ungarischen 
Provinzen Cisleithanien und Ungarn. 

Es könnte der Gedanke entstehen: Wenn Cisleithanien 
und Ungarn auch nicht als souveräne Staaten den Vertrag 
abschliessen bezüglich der Beitragsleistung für die gemeinsamen 
Angelegenheiten, sie doch in ihrer Eigenschaft als Provinzen 
— Theile Oesterreich-Ungarns — ein solches Uebereinkommen 
treffen. Es seien also die Provinzen Cisleithanien und Ungarn 
die Contrahenten dieses Vertrages bezüglich der Quote , sie 
einigen sich in diesem Vertrage über die Quote dahin , wie 
viel jede der Provinzen für das Reich in den Reichsangelegen- 
heiten zu leisten habe. Allein auch dies ist keineswegs 
der Fall und kann der Natur des Staates nach niemals der 
Fall sein. 

Der Staat ist die Einheit aller seiner Bürger, 
erzeugt durch die allen gemeinsamen identischen Interessen ; das 
Staatsgebiet ist das einheitliche Territorium. Ebensowenig als 
das Staatsvolk bezüglich der Staatsangelegenheiten — den allen 
Staatsgliedern identischen öffentlichen Angelegenheiten und 
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teressen — in mehrere wolleudn and handelnde 
(Tolkstheile, Vol ksperaflnl ich kei ten zerfällt, ebenao- 
ii*t dies bezügliuh des Staatsgebietes der Fall. Die 
'Provinz ist ebensowenig ein »elbstatändiges Terri- 
torium g e g e n n h e r d e m S t a a 1 8 g e b i e t e , als die S t a a t s- 
bewohner der Provinz eine selbstatandiga Persiin- 
lichkeit, eine wi I lenst'ähige Gemeinschaft heztig- 
licU der Reichfangelegenheiten gegenüber dem 
Staate sind. Die Provinz ist nur ein Verwaltungsbezirk, sie 
Ut nur ein behufs der Verwaltnng bezeichnetes Stück des einheit- 
lidien Staatsgebietes, ein Staatsbezirk. Die Provinz als Stück 
des Staatsgebietes mit den aui' ihm. wohnenden Staatsgliedern ist 
tein individuell, aelbststündig Exiatirendes. Daher bat der TLeil 
des Staatsvolken , welcher auf ilieMCm nur bezüglich der Ver- 
waltung niarkirten Theile des Staatsgebietes ansä.ssig ist, 
keinen individuellen Willen in Reichsangelegenheiten gegen- 
über dem Staate, gegenüber dem zur PernÖnlichkeit organisirten 
(I. h, willens- und handlungstähigen Staatsvolke. Die Provinz 
ist kein persönlicher Factor etwa für die Bildung des ein- 
heitlichen Staats willen 3. Die Bestimmung bezüglich der Quote ist 
ebensowenig ein Vertrag der Provinzen, als ein vom Parlamente 
angenommenes Gesetz ein Vertrag der einzelnen für 
dasselbe stimmenden Staatsglieder ist. 

Aber vielleicht ist die Regelung der Quote ein Vertrag 
der Selbstverwaltnngskörper C'isleithanien und Un- 
garn, nämlich der Landschaften der österreichisch-ungari- 
schen Monarchie? 

Denn gewiss ist die Landschaft, als Selbst verwaltungs- 
kiJrper, eine vom Staate anerkannte Gesammtpersönlicbkeit 
lieznglicb der Landeaangelegeidjeiten, eine wollende nnd han- 
delnde Gemeinschaft. Die Landachait ist «ine öffentlich recht- 
liche Persönlichkeit eben bezüglich solcher Literessen und 
.Angelegenheiten, welche für alle dieses Land bewohnenden 
'Jlenachen allein als eigene Interessen vorhanden sind, d.h. 
der Lande sbeaonderheiten. Die nur für diese Landee- 
allein existirenden öffentlichen Interessen sind es ja 

welche die Bewohner diesesi Landes zur Einheit machen 
erlieben, zur wiUens- nnd Iiandlniigslabigen Persönlichkeit, 
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welche am besten selbst diese ihre Sonderangelegenheiten 
regelt und verwaltet. 

Allein auch als Landschaften können Cisleithanien 
und Ungarn niemals die Kosten für die österreichisch- 
ungarischen Reichsangelegenheiten im Vertrags- 
wege bestimmen; denn hier handelt es sich eben um Reichs- 
angelegenheiten — bezüglich welcher die Landschaften 
keine Persönlichkeiten sind — es handelt sich um die allen 
Oesterreicher 'Ungarn gemeinsamen Interessen und Leistungen, 
nämlich um die Aufbringung der materiellen Mittel für die Erhal- 
tung und das Leben des gemeinsamen Staates Oesterreich-Ungarn. 

Die Bestimmung der Quote geschieht also nicht 1 . durch 
einen Staats vertrag zwischen Cisleithanien und Ungarn ; sie 
erfolgt auch nicht 2. durch einen Vertrag der beiden Provinzen 
der österreichisch - ungarischen Monarchie, Cisleithanien und 
Ungarn. Die Quote, die Bestimmung über das Verhaltniss der 
Leistung der Reichstheile für die Reichsangelegenheit und 
Reichsorgane ist aber auch 3. kein Vertrag zwischen Cislei- 
thanien und Ungarn als Landschaften des Reiches Oester- 
reich-Ungarn. 

Bei der Behandlung der Quote durch den Reichsrath und 
Reichstag wird vielmehr der Volkswille — im Wege der 
Ueber ein Stimmung der als untrennbare Theile berathenden 
Volksvertretungs-Theilkörper — erzeugt Daher beräth jeder 
Theil die Angelegenheiten aller — beider — Theile, des 
Ganzen. Und diesen gemeinsamen Volkswillen in Betreff 
der Beitragsleistung aller Theile für die Reichsangelegen- 
heiten — den übereinstimmenden Willen der Theile der öster- 
reichisch-ungarischen Volksvertretung — sanctionirt das gemein- 
same Staatsoberhaupt, der österreichisch-ungarische 
Monarch; er erhebt dadurch den Volkswillen über das Ver- 
haltniss der Beitragsleistung aller untrennbaren Staatstheile 
zu den Reichsangelegenheiten — zu dem alle Oesterreicher- 
Ungarn verpflichtenden souveränen Reichswillen, zum öster- 
reichisch-ungarischen Reichsgesetze in Betreff 
der Quote. 

Die im Bundesstaate häufig stattfindende Thatsache, dass 
seine Provinzen, die für die Nicht - Reichsangelegenheiten 



I 

p 



97 

^Staaten eiml, Matriciilarbeiträge leisten — eine allerdings dem 
'griffe der Einheit des Staates uiclit entsprechende Einricli- 
ng — darf nicht zum Gedanken verleiten, dass die aou- 
eränen Ronderataaten diese Matricularbeiträge ent- 
iditen. Die Bestimmung über die (^note ist ein itsterreiehisch- 
(luigariaelie« Reiohsgeeetz über die VerpHichtiing der Oester- 
iTPi eher- Ungarn zur Leistung der R«ichsabgaben. 

Daher wird nidit den aelbatwtändigen Parlamenten 
'fler Sonderstaaten etwa ein Staatsvertrag zwischen (lialei- 
thanien und Ungarn vorgelegt und von diesen genehmigt, in Betreff 
dier Bei tragsl eist nng der Staaten Cisleithanien nnd Ungarn zur 
Erhaltung der üaterreiehisch-ungarischen Politik des Auswär- 
tigen und der österreichiseh-nngarischen Reichsarmee. Die 
Qnot« gehört vielmehr als eine gemeinsame Angelegenheit in 
die Competenz des weiteren Reichatagea , resp. seiner beiden 
Theile. Von diesem Standpunkte aus tallt dann aueli ein ganz 
anderes und erhellendes Lieht auf die ttesetzeahestimmungen 
iM-zäglieh dieser Qnote. '^) 

Die Deputationen sind nämlich nicht völkerrecht- 
liche Organe, Vertreter der Staaten Cisleithanien und Ungarn 
nach Aussen, sondern einfach Bevollmächtigte des 
Reicharatbes und Reichstages in ihrer Eigenschaft als 
Th eilen der üaterreiehisch-ungarischen Volksver- 
reiang, welche die österreichisch - ungarischen Angelegen- 

'>) Bes. All. XII: §. 19: „Dieser Pact und diese FeBtatetlang wird <IeT- 
ilt erfolgGD , dasa einerseits die Vertretung der Länder der nngariselien 
Xkhia. anderseits die Yertretnng der Ulirigen Länder Sr. Majestät Jede von 
gleich ipvssc DcpQtatiou wSlilen, Diese zwei Deimtatianen 
WeMen unter Einflossuahme der betreffenden vernnt wartliehen Ministerien 
•ison mit Details unterstützten Vorschlag hezögliuh der erwähnten Proportion 
s&i>rb«iten. 

§. 20. Diesen Vorschlag unterbreitet jedes Ministeriam dem iHitrefTendeo 

wo derselbe oiHlnung^emäss behandelt winl. Gin jeder Bei<!hfilag 

Beachlüsse im Wege der betreffenden Minirterien dem andern Reichs- 

id die dergestalt zn bewirbenden Featatc Hunden beider T heile 

Sr. MajeBt&t zur Saactionirnng imterb reitet werden § Sl bullteu lieid« 

bezüglich des Vorschlages sich nicht einigen knuaen sii wird das 

joden The iles beiden Reichatagen vorgelegt SolHin jediith lieide 

nicht einigen kUnnen , dann wird Se Majestät inT drund der 

tileten Daten die Frage lösen." Deatsches (ioset» ^ ^ 3lj 

D, BnndeBstaat Oeaterreich-UueBni 7 
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heiten beräth. Diese beiden Deputationen werden von den 
beiden Theilen des weiteren Reichstages gewählt , und zwar 
wählt jeder Theil dieses weiteren Reichstages aus seinen Mit- 
gliedern eine gleich grosse Zahl zur Vorberathung über die 
Quote. Diese Deputationen, diese Mitglieder der beiden Theile 
des Reichstages „arbeiten unter Einflussnahme der betref- 
fenden verantwortlichen Ministerien", welche in dieser Eigen- 
schaft als Reichsorgane Oesterreich - Ungarns erscheinen — 
Einen Gesetzentwurf, Einen G-esetzesvorschlag aus. Die 
beiden Theile dieser Deputationen arbeiten Einen rticksichtlich 
seines Inhaltes identischen Bericht, Einen und denselben Vor- 
schlag in Betreff einer und derselben öffentlichen Angelegen- 
heit nur in zwei Sprachen (ungarisch und deutsch) aus, nämlich 
in Betreff des Beitragsverhältnisses beider Theile. Dies ge- 
schieht aus dem Grunde , damit dann beide Theile des weiteren 
Reichstages (damit also der Reichstag) auf Grund des Berichtes 
und Antrages seines Quotenausschusses — denn das sind 
die Deputationen 36) — über die thatsächlichen Verhältnisse 
informirt, in der Lage sei, einen richtigen und namentlich 
einen übereinstimmenden Beschluss zu fassen. Der 
identische , in deutscher und ungarischer Sprache ausgearbei- 
tete Antrag der beiden Theile des Quotenausschusses wird dann 
im „Plenum" der beiden Theile des Reichstages behandelt, 
und zwar sind es die beiden Sonderministerien, deren jedes im 
Dienste des Reiches den Bericht und Antrag des Ausschusses 
im Theilvertretungskörper in dessen Sprache einbringt. Daraus 
darf aber nicht etwa der Schluss gezogen werden, dass jetzt 
dieser vom Ministerium eingebrachte Bericht und Antrag des 
Quotenausschusses eine cisleithanische oder königlich ungarische 
Regierungsvorlage sei. Nicht die Regierung stellt einen 
Antrag bezüglich der Bestimmung des Beitragsverhältnisses 
der Länder der österreichisch-ungarischen Monarchie, nicht die 
Regierung — auch nicht die gemeinsame mittelst der Sonder- 
ministerien — äussert hier ihren Willen als Spitze des Orga- 

*^) Daher erklärt §.21 des G. A. XII die cisleithanisclie und ungarische 
Depution als Theile: „Sollten beide Deputationen bezüglich des Vorschlages 
sich nicht einigen können, so wird das Gutachten eines jeden Theiles beiden 
Reichstagen vorgelegt. 
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bisiniis der vollzielieiiden Gewalt ; die Regierung unterbreitet viel- 
tiehr — und zwar in dieser Function als Reichsorgan, — nur 
ADBcfaaQunß; und Antrag eines anderen — nämlich des Colle- 
jpume der Mitglieder fiir die Vorlieratbnng dieses Beitrags- 
■<^erhäItniB8e9 — des Quotenausachussea, Kommt kein identi- 
T,0ciier Vorschlag der Deputationen, d. h. kein Ausachussbericlit 
Did Antrag in zwei Spraoben zu Stande , so konunen die 
Bi^erii'enden Anträge der beiden Theile des QuotenaiiaBcbuBseH 
die Separatvoten — vor das Plenum des weiteren Reicbs- 
Itages — Heiner beiden Tbeile — welcher darüber einen ein- 
f Iteitlicben Beneblnss zn fassen hat. Daher erklärt es sieh, 
n'dass der Reiebsratb in diesem Falle sowohl über' 
cdae cisleithan isehe Gutachten, als über das unga- 
f Tische Gutachten (d. h. über den Antrag des ungarischen 
Tbeilea des QuotenaussclinsaeKl abstimmt; daher ist es 
staatsrechtlich zu begreifen, dass der andere Theil des weiteren 
Reichstages — der ungarische Reichstag ^ über den 
von den Cisleithaniern im Quotenaussehufise ge- 
Fstellten Separatantrag ab stimmt. Diese Berathung 
PÜid Beschlassfaesung jedes Theilea des Reichstages auch über 
den Antrag der andern Deputation kann nicht dadurch erklärt 
werden , daas auch der Antrag rler nicht vom betreffenden 
Parlamente gewählten Deputation als eine Regie rung s- 
-Torlage des zu dem Parlamente gehörenden Ministeriums 
|in diesem Parlamente nun eingebracht werde. Diese Thataache 
l&idet vielmehr ihre staatsrechtliche Erklärung darin , dass 
laDWohl die cisleithanischen als ungarischen Deputationamit- 
^^eder eben Mitglieder eines Parlamentes sind, dea 
reiteren Reichstagea. Daher werden die Anträge beider 
lieile dieses Ausschusses dem Plenum des Parlamentes — 
■ der beiden untrennbaren TheUe des Parlamentes — vor- 
gelegt. Der vom Ministerium dem Parlamente unterbreitete 
Antrag der Deputation ist , wie erwähnt , keine Regierungs- 
vorlage ; ausserdem könnte die Regierung wohl nicht gleich- 
eitig zwei ihrem Inhalte nach verschiedene Vorlagen beziig- 
tch ein und derselben Angelegenheit einbringen. 

Diefleii, vom Quot«nausachuane Ijcantragten, vom weiteren 
eichstage — und zwtir dnrch jetlen Theil desselben — ange- 
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nommenen Gesetzentwurf beztiglicli der Höhe der Beitrags- 
leistung der Völker der österreichiseli-ungarisclien Monarchie 
für die Reichsangelegenheiten sanctionirt dann der österrei- 
chisch-ungarische Kaiser; eventuell gibt der Kaiser bezüglich 
dieses Beitragsverhältnisses ein absolutes Gesetz. 

Mit einer wahrhaft zu bewundernden Sicherheit wird 
hier allseitig „vom Vertrage" über die Quote gesprochen, von 
einem Vertrage, dessen Contrahenten Seine Majestät der Kaiser 
von Cisleithanien und Seine Majestät der König von Ungarn 
sein müssten. 

Staatsrechtlich aber ist vielmehr der Vorgang bei Be- 
stimmung der Quote, also bei Erlassung des österreichisch- 
ungarischen Gesetzes für beide Provinzen der Monarchie über 
das Verhältniss, in welchem sie zur Bestreitung des Staats- 
haushaltes beizutragen haben, nach dem gemeinsamen Staats- 
rechte folgender: 

Der weitere Reichstag hat — da das Gesetz über die 
Quote immer nur auf zehn Jahre gegeben wird — alle zehn 
Jahre einen Ausschuss einzusetzen zur Vorberathung bezüglich 
des Beitragsverhältnisses der beiden grossen Reichsprovinzen, 
zu den Kosten des Staatslebens, und Antragstellung hierüber. 
Das Gesetz bestimmt noch bezüglich dieses Quotenausschusses 
des weiteren Reichstages, dass er zur Hälfte aus Abgeordneten 
der Provinz Cisleithanien, zur anderen Hälfte aus Abgeord- 
neten der Provinz Ungarn zu bestehen habe. Dieser Ausschuss 
— respective jeder der beiden Theile desselben — hat bezüglich 
derselben Angelegenheit, eben bezüglich dieses Beitragsverhält- 
nisses beider Länder — Einen Antrag zu stellen; eventuell 
kommen die differirenden Anträge beider Theile dieses Aus- 
schusses vor die Theile des Hauses. Wird über die Anträge 
des Quotenausschusses vom weiteren Reichstage — respective 
von dessen beiden Theilen — kein übereinstimmender Majori- 
tätsbeschluss erzielt, dann bestimmt „auf Grund der unter- 
breiteten Daten" Seine Majestät der österreichisch-ungarische 
Kaiser allein, in absoluter Weise, dieses Verhältniss. 

Daher wird auch nur ein Gesetz über die Quote in 
ganz Oesterreich-Ungarn publicirt. Es ist der Eine souveräne 
gemeinsame Staatswille gegenüber den Unterthanen, welcher 
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■ jeder Provinz spcLÜtll kundgeiiiitcht wird — allerdings in 

■ der Form, in welcher die ciäleithftniäi-'hen und imgariHchen 

l Staiitsgeeetzti kundgemacht werden. Ea ist die Beatiminnng 

der Quote ein für alle (beide) Provinzen geltendes iisterreiehisch- 

nngarisehes Reichsgesetz , welches jeder Provinz — daher 

doppelt — kundgemacht wird. 

In der That, wie wäre ea sonst zu erklären, dass das 

cisleitbanische lieichi^gesetzblatt ein Gresetz enthält, welches 

Lebenso fiir Ungarn wie für Cialelthanien eine Verptlieh- 

I tiiog, eine Leistting voreclireibt ? Der in diesem Geaetzblatte 

I ausgesprochene Staatewille ist ein solcher souveräner und iiber- 

I geordneter Wille auch gegenüber und fiir Ungarn. So sagt das 

I deutsche Gesetz vom 27. Juni 1878 „über die Beitragsleistung 

l der im Reicliisratbe vertretenen Königreiche und Länder zu dem 

I Aufwände für die allen Ländern der österreiehiacben 

|lfoDBrchie! gemeinsamen Angelegenheiten" 11. Gr. Bl. Nr. 61 

I im §. 1 : „Zur Bestreitung des Aufwandes für ilie im §. 1 des 

■ Gesetzes, betreffend die allen Ländern der Österreichischen 

Konarchie gemeinsamen Angelegenheiten und die Art ihrer 

Behandlung , als gemeineam anerkannten Angelegenheiten 

werden auf Gnmd des Gesetzes vom 8. Juni 1878 ß. G. BI. 

[ Nr. 40 vorerst zwei Percent zu Lasten des ungarischen Staates 

[■.in Rechnung genommen, und zu der nach Abzug dessen z« 

I- verbleibenden Summe haben die im Reichsrathe ver- 

Itretenen Königreiche und Länder 70 Percent , die 

lljänder der ungarischen Krone 30 Percent beizutragen". 

Der Inhalt dieser Bestimmung ist als Inhalt eines 

fenisleithanischen Gesetzes eine Unmögliclikeit. Als Inhalt 

Beines Vertrages zwischen den Staaten Cisleitbanien und Ungarn 

Kiräre diese Bestimmnng an und fiir sich möglich. Die beiden 

^Staaten könnten sich verpllicht«n , für die Armee z. B. eines 

fremden Staates in einem bestimmten Verhältnisse die 

Erhalt ungskoaten zu bestreiten. Allein im R. G. Bl. für die 

im R«ichsrathe vertretenen Königreiche und Länder Nr. til 

1 Jahrganges 1878 erscheinen diese Bestimmungeu über das 

eitragsverhältniss Cialeithaniens und Ungarns zur Bestreitung 

■ Hsterreichi seh- ungarischen Reich «angelegen heiten als Ge- 

ftaetz. Ein cisleithanischea Gesetz darüber aber könnte — 



102 

in Ausführung eines solchen cisleithanischungarischen Staats- 
vertrages — eben nur für die Staatsunterthanen und Ange- 
hörigen Cisleithaniens festsetzen, wie viel in Ausführung 
dieses mit Ungarn geschlossenen, in Rechtskraft stehenden 
Staatsvertrages, das cisleithanische Staatsvolk ziir Bestreitung 
der österreichisch- ungarischen Angelegenheiten beizusteuern habe. 

Der Inhalt eines wirklichen Gesetzes des Staates Cislei- 
thanien über die Beitragsleistung der im Reichsrathe vertre- 
tenen Königreiche und Länder zur Bestreitung der österrei- 
chisch-ungarischen Angelegenheiten könnte nur lauten: 

„In Ausführung des Artikels X des zwischen den Staaten 
Cisleithanien und Ungarn abgeschlossenen Staatsvertrages vom 
27. Juni 1878 finde Ich mit Zustimmung beider Häuser des 
Reichsrathes zu verordnen, wie folgt: 

§. 1. Die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder haben zur Bestreitung des Aufwandes, betreffend die 
österreichisch - ungarischen Angelegenheiten (als fremder 
Staatsangelegenheiten) 70 Percent beizutragen." 

Nun würden die näheren Durchführungsbestimmungen 
folgen. 

G-ewiss würde Niemand aus dem Inhalte des gegen- 
wärtigen „Gesetzes" zu dem Schlüsse gerathen, dass er hier 
ein Staatsgesetz nur bezüglich der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder allein — also Cisleithaniens — vor 
sich habe ! Jeder wird aus der Betrachtung des Inhaltes 
allein dieses Gesetzes vielmehr den Schluss ziehen, es sei ein 
für Ungarn und Cisleithanien in ihrer Eigenschaft als 
„alle Länder der österreichischen Monarchie" geltendes Gesetz 
vorhanden. 

Der Reichsrath ist daher bei der Mitwirkung zu diesem 
Gesetze nicht Parlament des Staates Cisleithanien, sondern eine 
die Angelegenheiten beider Länder bestimmende Theilvolks- 
vertretung, er ist der halbe Vertretungskörper aller Provinzen 
der österreichisch -ungarischen Monarchie ; da der Reichsrath ge- 
setzlich ebenso den von Ungarn zu zahlenden Betrag ausspricht, 
ist er nothwendig auch Volks Vertretungsorgan für Ungarn, 
wenn er die Quote bestimmt; er erscheint bei der Mit- 
wirkung des Gesetzes über die Quote als Theil 



I des weiteren Heielistages. Wie könnte der Reichsrath 
I — da er nicht einen Staatsvertrag genehmigt — erschiene er 
nicht uIb Theil lies österreichisuh-iingarisfiien Reiclistages — 
als Inhalt seines Willens die Beatimnmng setzen, dass Ungarn 
) Pereent zn zahlen habe? Ist denn Ungain auch eines deu 
t im Keichsrathe vertretenen Königreiche und Länder? Denn das 
cisleithanische Parlament ist ja doch nur competent fiir die im 
Beichsrathe vertretenen Königreiehe und Länder. Der Wirkiings- 
kreiü des Keieharathes aU selbstständigen Parlamentes 
.umfaaat" — nach §, H — „alle Angelegenheiten, welche sich 
auf Rechte, Pflichten und Interessen beziehen, die all en im 
Beiuhsrathe vertretenen Künigreichen und Ländern gemein- , 
echaftlich sind, insoferne dieselben nicht in Folge der Verein- 
barung mit den Ländern der ungarischen Krone zwischen diesen 
and den übrigen Ländern der Monarchie gemeinsam zu behan- 
I dein sein werden". Denn insoferne sie gemeinsam zu behandeln 
sein werden, sagt das Gesetz damit, gehören sie nicht in 
I den Wirkungskreis des Reichsratbes. Wie könnte 
[ der Kaiser — erschiene er hier nicht als gemeinsames Staats- 
r Oberhaupt — mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrathes 
[ — ■ wäre dieser Reielisrath hier nicht der Theil des weiteren 
j Reichstages — „zu verordnen finden, wie folgt : . . . . zu der nach 
' Abzug dessen (nämlich der zwei Percent) verbleibenden Summe 
haben die imReichsrathe vertretenen Königreiche und Länder 
70 Per Cent, die Länder der ungariMchen Kione 30 Percent 
beizutragen" ? Ueberdies bestimmt das Gesetz vom 19. Mai 
|i868'') ausdrücklich noch, für ^velches Ländergebiet nnd für 

' ") „Gesetit vom 19. Mai 1868 lietraffend dns eeltungsgcbiet der unter 

Hitwirkiuig des Beichsnttbes erlasseaen Casfitae. (B, G. Bl. 1868, Nr. 45). 

Hit Zostiminang beider Häuser dea ReiclinTaihee finde leb zu verordnen 
«^ folgt: 

§. 1. GeHetze, welcbe mit Zostimmonii; dea Boicharathes erlassun werden, 
kabeii, wenn nicht anders lieätimmt wird, für sämmtliuhe narh §, 1 des Stants- 

R'intüdKeiietzeB ähet die BeichHVurtretnnii: viiv 21. Di^cpmbur 1867, Nr, 141 Reichs- 

^ KeMixIiIatt, im Reichsrathe vortretenim Königrtielio und l.JLnder, nämlich die 
KitBJfreiche Bähmen, Dalmalion, Galixien und I.odomerien mit dem Groseberzog- 
tliiun Krabav, das Ersherzcigthnm OoKterreich unter und ob der Eqqh. die 
HerzogthOmer Hiizhoig, Steiermnrlc, Kumten, Kniin und Bukowina, die Marlc- 

I frafflfhiift Mnhrin, dun HerKoEthiim Ober- iiud Siiiderm.'hlesien . die gerdrstple 
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welches Staatsvolk die unter Mitwirkung des Reichsrathes zu 
Stande kommenden Gesetze Geltung haben. Im Falle der 
grööstmöglichen Ausdehnung des Geltungsgebietes dieser Ge- 
setze umfassen dieselben sämmtliche im Reichsrathe vertre- 
tenen Königreiche und Länder und die dieselben bewohnenden 
Völkerschaften. 

Nun bezieht sich aber das vorliegende Gesetz gewiss 
„auf Pflichten und Interessen , die in Folge der Vereinbarung 
mit den Ländern der ungarischen Krone zwischen diesen 
und den übrigen Ländern der Monarchie gemeinsam 
zu behandeln sind". Und doch soll es der cisleithanische Reichs- 
rath, das selbstständige Parlament des Staates Cis- 
leithanien sein, welches — offenbar gegen das Gesetz und gegen 
die Natur der Sache — auch für Ungarn den Volkswillen 
erzeugt ? Wahrhaft, man möchte Klage erheben, dass darüber 
nicht einmal ein Zweifel aufgetaucht ist ! 

Und dasselbe gilt vom Inhalte aller gerne ins^imen (for- 
mell nur cisleithanischen) Gesetze ; sie alle handeln von beiden 
Provinzen der Monarchie, sprechen als Gesetze auch von 
Ungarn — und sie alle werden ausnahmslos als Gesetze des 
Staates Cisleithanien betrachtet, obwohl sie materiell, ihrem 
Inhalte nach, gemeinsame österreichisch-ungarische Gesetze sind ! 

Dasselbe ist der Fall in Betreff der österreichisch-unga- 
rischen Gesetze in ungarischer Sprache. 

So sagt der §. 1 des „XIX. Gesetzartikels über jenes 
Verhältniss, in welchem die Länder der ungarischen Krone 



Grafschaft Tirol und das Land Vorarlberg, die Markgrafschaft Istrien, die 
gefürstete Grafschaft Gorz und Gradiska und die Stadt Triest mit ihrem Gebiete 
zu gelten. 

In diesem Falle ist das Gebiet, für welches das Gesetz zu gelten hat, 
nicht besonders anzuzeigen. 

§. 2. Wenn ein unter Mitwirkung des Reichsrathes zu Stande gekommenes 
Gesetz nicht für sämmtliche im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder 
erlassen wird, so ist der Gebietsumfang, für welchen es erlassen wird, im Texte 
des Gesetzes anzugeben. 

§. 3. Das gegenwärtige Gesetz hat mit dem Tage der Kundmachung in 
Wirksamkeit zu treten. 

§. 4. Mit dem Vollzuge des gegenwärtigen Gesetzes ist der Minister des 
Innern beauftragt." 
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den Kosten der im Ges.-Art. XIII v. J. 18r)7 als ge- 
einsam anerkannten Staatsangelegenheiten bei- 
ragen' (sanctionirt am 27. Juni 1878, kundgemacht in beiden 
Äusern des Reichstages am 28. Juni 1878): 

„Jenes Verhältniaa, nach welchem die Kosten für die im 

58. -Art. XU V. J. 18()7 aU gemeinsam anerkannten Staats- 

aogelegenheiten diuch die Länder der ungarischen 

Krone, sowie durch die im Reiclisrathe vertretenen 

Königreiche und Länder zu tragen sind, wird auf die in 

^den §S- 19 und 20 des berufenen Gesetzartikels erwähnte Art 

vad im gegenseitigen Einvernehmen für die Länder der itnga- 

^Bohen Krone auf 30, für die im Reichsrathe vertretenen 

Königreiehe und Länder hingegen auf 70 X'ercent festgesetzt." 

Wäre dieses Gesetz seinem Inhalte nach wirklich ein 

ftngarischeaStaatsgesetz, wie könnte es die Staatsbürger 

r fldnes anderen Staates — „Cisleithaniens" verpflichten, 70 Per- 

L Cent zu bezahlen? Ist Cisleitbanien ein Theil des ungarischen 

L Staatsgebietes y Sind die kuniglich-nngaiischen Minister viel- 

[ leicht verantwortlich, dass ^. I dieses Gesetzes — nicht Ver- 

I träges — soweit er von Cisleitbanien handelt, erfülltwerdeV 

I Dieselben Widersprüche ergeben sich z. R. rückaichtUch des 

l^Bt er reich isch ungarischen, in der Form eines cisleitham- 

jraeheu und ungarischen Geeetzes erschienenen Bankgesetzes. ^'') 

**) So heisgt BH im „XXV, Gesetzarlikel über die Errichtung und iku Privilegium 
güslerreicbiavh-uiigiiriEcheD Bniik" (sa-uctiuuirt am ilT. Juui 18TS, kund- 
macht iu beiden Hnnsurn des ßeiclistages hiu 28. iTuni IH7R) in der Einti'itnng 
. 1: 

„Indem für die nächsten 10 Jahre vou dem, lieidun Th eilen der Monardiie 
lehenden nnd gegenseitig anerkannten Rechte kein Gelirauch gemai^bt wird 
bstständige Zcttellianken ku errichten, wird beBÜmmt, dasa für die Zeit vcm 
, Juli 1878 bis 31. December 1867 eine österreichisch - ungarische Bank 
eblet werde". 

a kommt der Staat Ungaru dazu , eine öaterreichiHch-nngarische Bank 
zn schaffen 'f 

d im L Titel „Firma und SitJS ilsr Bank", heisst es im Artikel 1 : „Die 
TeicbiBi.'h-unEaritii.'he Bank, in welch« eich die jirivilugirte iiut erreich jaehe 
jhtioiuüliaiik nm^taltot. int eine Actiengeaellsi-hiifl., weli;he ibru HtatatonmäsaigH 
bitigkeit in den im ReiehBrathe vertretenen Künigreichen nnd in den Lindem 
nnKarisuhcn Krone aasübt. Ihre Firma lautet in deatacJier Sprache: 
nrichisch- Ungarische Bank", in nngariafher Sprache : „OsKtrak-iaagyar 
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Es folgt ferner diesezweite staatsrechtliche 
Eigenschaft des Reichsrathes aus §. 11 des Dele- 
gationsgesetzes: 



bank". Sie führt in ihrem Siegel das Wappen der österreichisch-ungarischen 
Monarchie und die Firma in beiden Sprachen als Umschrift." 

Wie kann der Staat Ungarn in seinem ungarischen Gesetze bezüglich 
einer seiner Staatsgewalt unterstehenden, weil in Ungarn und für Ungarn 
bestehenden Bank, also bezüglich einer nngarischen Bank gesetzlich vor- 
schreiben, dass sie ihre statutenmässige Thätigkeit im Staate Cisleithanien 
ausübt? Das kann nur der Staat Cisleithanien gegenüber seinen Staatsgliedem 
gesetzlich aussprechen — in Folge eines Vertrages, welchen er mit dem Staate 
Ungarn bezüglich Gestattung der Wirksamkeit der ungarischen Bank im Staate 
Cisleithanien geschlossen hätte. Niemals aber kann die eine Bank 1. eine 
cisleithanische und 2. eine ungarische sein. 

Und im Artikel II .verordnet der ungarische Staatswille, welcher als 
Gesetz, d. h. als den eigenen Staatsbürgern übergeordneter, sie zum Gehorsam 
verpflichtender Wille doch eben nur für die ungarischen Staatsange- 
hörigen und bezüglich des ungarischen Staatsgebietes erscheinen 
kann, in Gesetzes form, dass diese seine Bank ihren Sitz in Wien habe. 

Artikel 2: „Die österreichisch-ungarische Bank hat ihren Sitz in Wien". 
„Für alle von der Bank betriebenen Geschäftszweige (mit Ausnahme des Hypo- 
thekarcredit- und Pfandbriefgeschäftes, Art. 56) werden in Wien und Budapest 
Hauptanstalten . eiTichtet" u. s. f. 

Wahrlich, wäre dieses Bankgesetz ein königlich ungarisches Staatsgesetz 
ein souveräner, die Staatsangehörigen Ungarns verpflichtender, ihnen allein 
gegenüber autoritativer Wille — dann wäre nothwendig diese Stadt Wien eine 
königlich ungarische Stadt, ein Theil des ungarischen Staatsterritoriums. 

Wie bringt man eine solche Gesetzesbestimmung in Einklang mit dem 
Territorial-Principe , dass der Staat Gesetze nur für sein Staatsvolk und für 
den Umfang seines Staatsgebietes geben könne? 

Weiters bestimmt dieses „ungarische Staatsgesetz" im Titel III, Artikel 13, 
dass „die Sitzungen der Generalversammlung vom Generalrathe einberufen 
und in Wien abgehalten werden". 

Dann gibt Ungarn die souveränen gesetzlichen Bestimmungen, wie 
in Wien bei der Generalversammlung vorgegangen werden müsse. Und der 
Staat Ungarn gibt auch den cisleithanischen Staatsangehörigen selbst die Gesetze 
über die Bank, da das Bankgesetz natürlich für alle Mitglieder der Bank und 
überhaupt für alle Staatsangehörigen gilt, und Ungarn in Artikel 14 vorschreibt : 
„An den Generalversammlungen der österreichisch-ungarischen Bank können nur 
österreichische und ungarische Staatsangehörige theilnehmen". 

Dieselben Widersprüche treffen das cisleithanische ßankgesetz , wenn 
dasselbe nicht als gemeinsames Reichsgesetz betrachtet wird , sondern — nach 
der äusseren Form, in der es sich präsentirt — als ein cisleithanisches Staats- 
gesetz. Es ist das Gesetz vom 27. Juni 1878 betreffend die Errichtung und 
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■ „Die Delegationen werden ailjährlieh vom Kaiser einbe- 

fcnfim; der Versammlungsort wird vom Kaiser bentinimt. 
H Nnn vertritt die imgarisclie Delegation uaeh dem Aiia- 

Mrieicliagesetze den ungarischen Reichstag, die deutsche Dele- 
Bj^tion den „Reicharatli" ; da aber der Kaiser die unga- 
H^ieche Delegation einberuft, am unter Mitwirkung der 
Bulgarischen Delegation — respective des von dieser Delegation 
BbDrti'etenen ungarischen Reichstages — die politischen Rechte 
WfißT kaiserlieheu Krone auszuüben; da der Kaiaer den durch 
päie Delegatiim — ■ respective den ungarischen Reichstag — 
r bezüglich der gemeinsamen Angelegenheiten erzengten Volks- 
B willen sanctiunirt; da somit hier der „Kaiser" und der 
I durch die ungarische Delegation vertretene „ungarische 
iSeichatag" als die untrennLaren beiden Factoren 
[■äer Willensbildung eines Staates erscheinen, kann diese 
fDelegation nicht der Stellvertreter des königlich 
LTingariachen Parlamentes „Reichstag", und dieser ver- 
liireteBe ungarische „Reichstag" nicht die ungarische Volksver- 
rtoetung, das ungarische Staataparlament sein. Denn 
I.Bßter Mitwirkung des königlieh ungarischen Parlamentes übt nur 
Kdie Krone von Ungarn, der Träger der Krone des heiligen 
r Stephan, das politische Kronrecht der Sanction des Volkswillens 
Ivans. Zu diesem .Kaiser" mussein anderer , ungarischer Reichstag" 
(^hören. Mögen auch dieselben phy frischen Personen in diesem 
Ränderen von der Delegation vertretenen „ungarischen Reiche- 
' tage' sitzen, wie im ungarischen Staat spar lamente — er ist 
staatsrechtlich und daher nach seiner Wirksamkeit und Stel- 
lung doch ein ganz anderes Organ; eristdas Volksvertretungs- 
, theüorgau eines anderen Staates ; dieser vertretene „Reichstag" 
List der zn dem Kaiser gehörige, mit seinem Kaiser zosammen- 
1 wirkende österreichisch-ungarische Reichstag. 

Der „Kaiser" aber, welcher diese ungarische Delegation 

Stellvertreter dieses „österreichisch -ungarischen Reichs- 

' einbernft, welcher also indirect den „Reichstag" zur 

tehandlung der gemeinsamen Angelegenheiten beruft, ist natür- 

■ Priril«Kiani der ÖBtorreiuliiHi'h-iingittiwsheu Bank" J. 1878, Nr. 6t>. (Sünimt- 
ti Titel dJFsex ÜaukgenetzeB gind lu ullen Artikeln oatürlich värtlich gleioh- 
Kfetead mit dem ungarischen Tuste dieses — gemeinsamen Geaetzea.J 
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lieh nicht der „eisleithanisehe Kaiser". Es ist nicht 
das Staatsoberhaupt derjenigen Länder und Provinzen, welche 
für die ihnen allein objectiv identischen Interessen 
und öffentlichen Angelegenheiten eine Gesammtper- 
sönlichkeit — den Staat Cisleithanien — bilden. 

Dieser „Kaiser" ist vielmehr derjenige Kaiser, welcher 
das Staatsoberhaupt sowohl Cisleithaniens als Ungarns ist — 
es ist der gemeinsame Kaiser. 

Zu diesem gemeinsamen österreichisch-ungarischen Kaiser 
aber kann nicht als zweiter untrennbarer Factor 
einer staatlichen Willensbildung das cisleitha- 
nische Staatsparlament „Reichsrath" gehören. Der 
gemeinsame Kaiser kann nicht zusammen mit dem (engeren) 
„Reichsrathe" den Organismus einer staatlichen Willensbildung 
ausmachen. 

Wenn daher der K a i s e r nach §. 1 1 des Delegations- 
gesetzes — und dies ist der österreichisch-ungarische 
Kaiser — den Stellvertreter des „ Reich srathes", die deutsche 
Delegation auch einberuft — al^o indirect den Reichsrath selbst — 
zur Behandlung der österreichisch - ungarischen Angelegen- 
heiten, so folgt nothwendig : Die vom gemeinsamen Kaiser zur 
Behandlung der österreichisch - ungarischen Angelegenheiten 
einberufene deutsche Delegation kann nicht der Stellvertreter 
des (engeren) Reichsrathes , des cisleithanischen Staatsparla- 
mentes sein. 

Und da der gemeinsame Kaiser die deutsche Delegation 
verfassungsmässig zur Behandlung der gemeinsamen Angelegen- 
heiten einberuft und den von ihr ausgesprochenen (Theil.) 
Willen sanctionirt, andererseits diese Delegation gesetzlich 
den „Reichsrath" vertritt (§. 6), so ist nothwendig dieser 
von der Delegation vertretene „Reichsrath" ein a n d e r e r Reichs- 
rath als das cisleithanische Staatsparlament „Reichsrath". 

Es ist derjenige Reichsrath, dessen Stellvertreter die 
gemeinsamen Angelegenheiten berathet und beschliesst ; es kann 
daher nur derjenige Reichsrath sein, der die österreichisch- 
ungarischen Angelegenheiten durch seinen Stell- 
vertreter — deutsche Delegation — mit dem Stellvertreter 
des „österreichisch -ungarischen Reichstages" — ungarische 
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Delegation — resper^tive mit diesem selbst, berathet und lie- 
.flchlieast. 

Es ist derjenige „ Reiclisratli" . welcher gesetzlich 
oiimpetent ist für die Behandlung der gemeiii- 
aamen Angelegenheiten; es kann mir derjenige Reichs- 
tath sein, welcher mittelbar mit dem gemeinsamen Kaiser den 
BOnve.rimen Willen rüeksiclitlich iler östeiTeichiach-ungariaehen 
Staatsangelegenheiten selmlfen hilft. 

Es ist der „Reichsrath" als Theil des österrei- 
ebisch-nDgarischen Parlamentes. 

Deagl eichen folgt diene zweite Staatsrecht- 
liehe Eigenschaft des Reiehsrathea ans §, 13 im 
Znaammenhange mit §. (i des Delegationsgesetzea. 

Denn wenn nach S' ^' „das (xesetzgebiingsrecht des 
Reichsrathes mittelst zu entsendender Delegationen 
aosgeiibt wird", und wenn nach §. Vi „der Wirkungskreis 
der Delegationen alle tiegenstäude umfasst, welche die 
|[emeinsamen Angelegenheiten betreffen" und „andere 
gegenstände von der Wirksamkeit der Delegationen ansge- 
Bchlossen sind", so kann der R^ichsrath, soweit er sein „Gesetz- 
gebungsrecht" durch die Delegationen ausübt, nur ein Ges etz- 
gebnngsrecht in Betreff der gemeinsamen (der 
österreichisch -ungarischen) Angelegenheiten durch die 
Delegationen ausüben. Es ist derjenige Keichsrath , dessen 
, Wirkungskreis alle Gegenstände umfasst, welche die gemein- 
Angelegeiiheiten betreffen", und „von dessen Wirksam- 
keit andere Gegenstände", also auch natürlich die cisleitha- 
inischen Staatsangelegenheiten, außgeschlosaen sind. Es ht 
oonach der zur Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten 
competente Reichsrath. Es ist wieder der österreichisch unga- 
rische ßeichsratb, der Reichsi'atb, welcher durch seinen Stell- 
vertreter, die Delegation, ein Gesetzgebungsrecht rückeichtlich 
solcher Angelegenheiten ausübt, welche sieh „auf Rechte, 
ichten und Interessen beziehen , die allen im Reichsrathe 
iwrtretenen Königreichen und Ländern gemeinschaftlich" sind 
jjnit den Ländern der ungarischen Krone, und „in Folge der 
Vereinbarung mit den Ländern der ungarischen Krone zwischen 
lUoaen und d<-n übrigen Ländern der Monarchie gemeinsam zu 
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behandeln sind", und daher nicht in den Wirkungskreis des 
Parlamentes des Staates Cisleithanien gehören. 

Dasselbe Resultat ergibt sich aus §. 14*^) des 
Delegationsgesetzes. Das gemeinsame österreichisch- 
ungarische Ministerium steht in amtlichem Verkehre mit den 
Delegationen; es bringt österreichisch-ungarische Regierungs- 
vorlagen z. B. in der cisleithanischen Delegation — welche doch 
nur der Stellvertreter des „Reichsrathes" ist und das Recht des 
Reichsrathes ausübt — ein. Nun kann der Stellvertreter eines 
(willensfähigen) öffentlichen Organes — so lange er innerhalb 
der Grrenzen seiner Vollmacht (hier des Gesetzes) eben für 
den von ihm Vertretenen thätig ist — nicht mehr Rechte haben 
und keine anderen Rechte ausüben, als der von ihm Vertretene. 
Hat nun die den Reichsrath vertretende cisleitha- 
nische Delegation das Recht, mit der gemeinsamen 
Regierung zu verkehren , österreichisch-ungarische Regie- 
rungsvorlagen entgegenzunehmen, an das Ministerium oder an 
ein einzelnes Mitglied desselben Fragen zu richten etc., und ist 
diese Delegation der Stellvertreter des Reichs- 
rathes, so muss dieses Recht des Verkehres mit dem 
gemeinsamen österreichisch -ungarischen Mini- 
sterium natürlich auch diesem von der Delegation 
vertretenen Reichsrathe zukommen. Der „Reichsrath" 
aber, dem als Executivorgan und Regierung das k. und k. 
österreichisch - ungarische Ministerium gegenüber- 
steht, kann unmöglich das cisleithanische Parlament 
sein. Ja, wäre die Delegation der Vertreter des cis- 
leithanischen Staatsparlamentes, würde sie im 
Namen des cisleithanischen Parlamentes staatsrechtlich thätig 
sein, sonach Angelegenheiten des Einzelstaates Cisleithanien 
erledigen, dann dürfte und könnte das gemeinsameMiniste- 
rium in der Delegation nicht amtlich erscheinen; 
denn es ist- dem gemeinsamen Ministerium nach §. 5 „nicht 
gestattet, nebst den gemeinsamen Angelegenheiten auch die 
besonderen Regierungsgeschäfte einer der beiden Reichstheile zu 

'^') §. 14: „Regierungsvorlagen gelangen durch das gemeiusame Ministerium 
an jede der beiden Delegationen abgesondert. Auch steht jeder Delegation das 
Recht zu, in Gegenständen ihres Wirkungskreises Vorschläge zu machen." 
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litihren". Die Delegation, vor weleLer gesetzlicli das gern ein- 
I BBme Ministerium erscheint, kann dalier nur solche Angelegen- 
I h<>iten berathen und Ijeschlieasen. welche nicht die Staats- 
l »ngelegenhei ten Cisleitlia niena und ,,nicht die ßegie- 
BrnngBgeschäfte einer der beiden ReichstheUe" sind; daher kann 

■ ftuch die den Reichsrath vertretende Delegation nicht den cis- 
I feitJianischen Reichsrath, welcher die öffentlichen Änge- 
ilegenheiten des Sonderstaates Cisleithanien b'e- 
Ibandelt, vertreten, sondern nnr den die gemeinsamen Ange- 

■ legenheiten herathenden und heRchliesaenden Reichsrath als 
iThfil des weiteren Reichstages. 

I Dieselh e Staats rechtliche Qualität des Reich a- 

Frathes folgt dann auch aus §, 23 des Delegations- 
' ge setz es. 

„Die Delegirten des Reichsrathes gemessen in dieser 
I Eigenschaft* — sagt §. 23 — „die nämliche TJnverletzlichkeit 
' und L'nverantwrtrtlichkeit, welche ihnen als Mitglieder des 
I Reicbsrathes kraft des §. 16 des Grundgesetzes über die 
I Reichsvertretung zusteht. Die in diesem Paragraphe dem be- 
L Ixetfenden Hause eingeräumten Befugnisse kommen , insofeme 
I nicht der Reichsrath gleichzeitig versammelt ist, rüeksichtlich- 
f der Delegirten der Delegation zu." 

Wären nun die Delegirten des Reichsrathea als Dele- 
I gifte ebenfalls einfach Mitglieder des cisleithaniscben 
I Parlamentes, waren sie Stellvertreter des cisleithanischen 
I Parlamentes, oder, wie die beliebte Theorie sagt, „Auaschiisae 
I de« Parlamentes", dann würde es zum mindesten höchst über- 
I flässig sein , in Betreff dieser Mitglieder des cisleithaniscben 
Parlamentes noch einmal gesetzlicli auszusprechen, dass ihnen 
die durch die politische Freiheit geforderten Attribute eines 
Volksvertreters, die TJnverletzliehkeit und Un Verantwortlich- 
keit, zukommen. Es wäre- höchst überflüssig, da §. Iti des 
„Gesetzes vom 21. December IfUtl, wodurch das Grundgesetz 
Ober die Reichsvertretung vom 26. Februar 1861 abgeändert 
I wird", ohnedies diese Unverantwortlichkeit und Unverletzliclikeit 
|ftUer Mitglieder des Reichsrathes ausspricht. „X^ie Hitglieder des 
Leifhsrathes" — sagt Alinea 2 — „können wegen der in Ausübung 
ihre« Berufes gescheheneu Abstimuuingeu niemals, wegen der 
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in diesem Berufe gemachten Aeusserungen aber nur von dem 
Hause, dem sie angehören, zur Verantwortung gezogen werden.** 

Nun gehören die Delegirten ja nach dieser Theorie „als 
Ausschüsse" gewiss dem Herrenhause und Abgeordnetenhause 
an. Rede und Abstimmung in der Delegation geschieht sonach 
sicherlich von diesen „Mitgliedern des ßeichsrathes" in „Aus- 
übung ihres Berufes". 

Und weiter sagt §.16: „Kein Mitglied des ßeichsrathes 
darf während der Dauer der Session wegen einer strafbaren 
Handlung — den Fall der Ergreifung auf frischer That aus- 
genommen — ohne Zustimmung des Hauses verhaftet oder 
gerichtlich verfolgt werden." 

"Wenn daher die Delegirten als s o 1 c h e Mitglieder des 
Reichsrathes sind und nicht Mitglieder eines anderen, nicht cis- 
leithanische nVolksvertretungskörpers, für welchen natürlich 
§.16 keine Anwendung finden würde — dann sind sie ja duroh 
§. 1 6 rücksichtlich der Rede und Abstimmung in der Delegation hin- 
länglich geschützt, und sie können eventuell nur vom Herrenhause 
und Abgeordnetenhause zur Verantwortung gezogen werden. 
Auch können sie während der Dauer der Session ohne Zustim- 
mung des Hauses nicht gerichtlich verfolgt oder verhaftet werden. 

Warum also wegen dieses Ausschusses — der Delegation — 
noch einmal die Unverantwortlichkeit und Unverletzlichkeit 
aussprechen? Warum erklärt das Gesetz nicht auch des 
Besonderen, dass die Mitglieder des Finanzausschusses, Ver- 
fassungsausschusses , Budgetausschusses , Steuerausschusses 
u. s. f., überhaupt „die Mitglieder der Parlamentsausschüsse" in 
dieserEigenschaft die nämliche Unverantwortlichkeit und 
Unverletzlichkeit, wie solche §.16 garantirt, gemessen? Daraus 
eben, dass das österreichisch-ungarische Staatsrecht diese Un- 
verletzlichkeit und Unverantwortlichkeit der Delegirten vor- 
schreibt, ergibt sich, dass die Delegirten als solche — ohne 
die specielle gesetzliche Zuerkennung der Unverletzlichkeit 
und Unverantwortlichkeit — nicht unverletzliche und 
unverantwortliche Volksvertreter wären. Es folgt 
daraus, dass sie als Delegirte nicht Mitglieder des Reichsrathes 
sein können, denn sonst wären sie ja nach §.16 ohnedies un- 
verletzlich und unverantwortlich. Sie müssen als Delegirte, 
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fie Mitglieder der Delegation Thaile einer Körperschaft sein, 
ir welche der §. 16 keine Anwendung hat. Sie müssen daher ala 
degirte eine andere, eine n e u e staatsrechtliche Eigenschaft 
iben. Die Delegirten verlieren zwar durch ihre Wahl zu 
^legirten die schon innegehabte Eigenschaft der 
tglied Schaft des cialeithaniaehen Parlamentes 
licht, allein sie bekommen als Delegirte noch eine andere 
:ntlich-rechtliche Qualität. Daher sagt §. 23: „In dieser 
Rchaft" — eise auch in dieser zweiten, neuen staata- 
rechtliclien Eigenwchaft — „geniessen die Delegirten Unverletz- 
lichkeit nnd Un Verantwortlichkeit" ; und zwar „geniessen sie 
die nämliche Unverletzlichkeit, nnd Unverantwortlichkeit" , 
welche sie ohnedies schon „geniesBen" in einer anderen sta&ts- 
recbtliohen Eigenschaft, als Mitglieder einer anderen Körper- 
Bchaft — das Gesetz sagt welcher — , dieselbe Unverletzlichkeit 
and Unverantwortlichkeit nämlich, „welche ihnen als Mitglieder 
des Reichsrathes kraft des §.16 des Grnndgeaetzev'i über die 
Reichs Vertretung zusteht." Das Gesetz erklärt es somit aus- 
drücklich, das» sie als Mitglieder der Delegation nicht Mit- 
glieder des Reichsrathes als cisleithanischesParlament 
sind. Sie sind daher zweimal unverletzlich und nnverant^ 
wortlich I.als„Delegirte des Reichsrathes" und 2. aU 
Mitglieder des Reichsrathes, 

Daraus folgt nothwendig , dasa der Reichsrath , dessen 
LDelegirte" sie sind, ein anderer Reichsrath sein muaa, als 
derjenige Reichsrath, als dessen Mitglieder sie kraft des §-16 
nsrerletzlich nnd unverantwortlich sind , also als dessen 
Mitglieder sie Mitglieder des cisleithaniscben Staatsparla- 
mentes sind. 

Der Reichsrath , dessen Delegirte sie sind , den sie ver- 
treten, ist eben der Reichsrath als Theil der öaterreiehiach-unga- 
riachen Volksvertretung — der Theil des weiteren Reichstages. 
Deagleiehen ergibt sich dieses so ausserordent- 
lich wicbtigeResultatderzw ei fache ustaatsrecht- 
[lioben Qualität des Reichsrathes auch noch aus 
§. 31 des Delegationsgeaetzes. 

.Jede Delegation ist berechtigt, zn beantragen, das» die 
^rage durch gemeinschaftliche Abstimmung entschieden werde, 
kbticbsr. U. BmuleutBat gaslcmiotiUiisara. 8 



tu 

und kann dieser Antrag, sobald ein dreimaliger Schriften- 
wechsel erfolglos geblieben ist, von der anderen Delegation 
nicht abgelehnt werden". 

Da der gesetzliche Stellvertreter eines (willensfähigen) 
öffentlichen Organes, wie erwähnt, so lange er in Be- 
folgung des Gesetzes die Rechte des von ihm Vertretenen 
ausübt, natürlich nicht mehr Rechte haben kann, als der Ver- 
tretene, so müssen derjenige Reichsrath, den die deutsche Delega- 
tion vertritt , und derjenige Reichstag , den die ungarische 
Delegation vertritt, offenbar rücksichtlich der gemeinsamen 
Angelegenheiten das Recht haben , sobald ein dreimaliger 
Schriftenwechsel zwischen ihnen — Reichstag und Reichsrath 
— erfolglos geblieben ist, zu beantragen, dass „die Frage" — 
welche die beiden Reichstage verhandeln — „durch gemein- 
schaftliche Abstimmung entschieden werde" ; ja ein solcher 
Antrag eines Reichstages kann dann von dem anderen Reichs- 
tage „nicht abgelehnt werden". Denn wenn der Reichsrath 
und Reichstag nicht das Recht hätten, bezüglich der Regelung 
einer gemeinsamen Angelegenheit eine gemeinschaftliche Ab- 
stimmung zu beantragen und vorzunehmen, könnten sie dieses 
Recht nicht durch ihre Stellvertreter ausüben. Nun können 
aber das königlich ungarische Parlament und der 
kaiserlich cisleithanische Reichsrath der Natur der Sache 
nach niemals über dieselbe „Frage" Einen WiUens- 
beschluss erzeugen, d. h. Einen Volkswillen bilden. Die 
Parlamente zweier Staaten können überhaupt — als innere 
Organe — in gar keine Berührung treten. Die Parlamente 
zweier Staaten können als solche höchstens zwei Volks- 
willen mit identischem Inhalte erzeugen, und somit zur Bildung 
zweier Staatswillen mit gleichem Inhalte mitwirken ; dies wäre 
z. B. der Fall, wenn zwei constitutionelle Staaten ganz gleiche 
Wehrgesetze erlassen würden; es ist der Fall bei den ver- 
fassungsmässig genehmigten Staatsverträgen. 

Da sonach das cisleithanische Parlament und der unga- 
rische Reichstag niemals über dieselbe Frage Einen 
Volkswillen erzeugen können; da sie niemals zufolge der 
Natur des Staates und nach dem positiven cisleithanischen 
und dem ungarischen Staatsrechte eine Plenarsitzung halten 



kiinnen und dürfen, so ergibt slcli iiotliwt'ndig. dass die von den 
Belegationen vertretenen VoIksvprtret.ung8-Tlieilkörper, „Reiclis- 
rath" nnd „Reichstag", welche einesolchePlenaraitzung 
I darch diese ihre IStellvei- treter abhalten, nicht das 
I ctsleithantsche Parlament und das ungarische Parlament aein 
r können. Diese von den Delegationen vertretenen Vnlkavertre- 
r ttings-Körper-schaften sind daher ein a n d e r e r Reiohsrath nnil 
I ein anderer Reichstig, es sind die beiden unselbstatändigen 
l nnd untrennbaren Theile der üKterreiuhisch-ungarisclien VidVs- 
f Vertretung. 

Endlich deiinirt das deutsehe Ausgleichsgeaetz dnreh- 
I gängig ('isleithanien und Ungarn als Reichshälften (tj, ], . 
fS, 3, 4, IJ); es erklärt Ungarn als ein Land*"), sowie die 
„übrigen Provinzen nnd Länder Keiner Majestät" (§.!;§ 17 
L Bsgt ausdrücklich , daas jede Delegation ein Land vertritt); 
Isiemala spricht dae Ausgleichsgeaetz etwa vom Staate Oia- 
lileithanien oder Ungarn; das Ausgleichagesetz erklärt (üslei- 
Itiianien rrnd Ungarn als Reichs theile (§. 3, 5). 

Daraus folgt nothwendig, dass Cisleithanien und Ungarn 
leben zusammen ein Reichsland sind, Ein Reichsgebiet. 
I Denn nur wenn ein Reichaterritoriuin (ein ganzes Staatsgebiet) 
I r eiiatirt, dessen Staatsbezirke (Provinzen) e und u sind, gibt es 
I Beichstheile c und ». Sind c und u gleich gross, z. B. rückaicht- 
I lieh ihres Fläch enraura es, oder ihrer Beviilkening, dann werden 
I sie als Reichshälften rüeksichtlich des Flächenraumes des 
I Staategebietes , oder mit Riicksirht auf die Bevölkerung des 
I Staates, erklärt werden können. Sind die zwei grossen Pro- 
I vinzen (Theile) eines Staates z. B. nicht gleieb an riächen- 
I zaam nnd Bevölkerung , aber politisch gleich (gleichbe- 

") EbeDBO das Gesetz ildo. 24. März 18ti7 (R. G. Bl. 1868, Nr. Ü) „über 
r 4iA B«itnigsl«iBtaiig der im Bei(!hsr:i tlie vertretenen Eünigreiclie 
and Linder za dem Aarvande fär di» allen Ländern der ÜBterrcichiscben 
Monarchie gemeiDaamen ÄDgelegenheiten" . 

Dwgleii'hen das Gesetz vom 27. Juni 1878 „über diu lieitraesleistaiig 

dar Im Boicharatbe Tertretenen Königreiche nnd liünder zu dem Aufwände für 

■ Ilen Ländern der Ost erreich ie chen Honarcbie gemeinsamen Ange- 

I ImohBlten" (H. fi. Bl 1878!, Nr. Gl). Die Bezoirbnung „«»terreichiscli" 

l'iit in diesem Gesetze absolut iinriL'htig; diese Honnrrbie Ist die „nster- 

t; h i s cb -u ngarisi:b e" Mouareliie. 
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rechtigt), d. b. sind sie die zwei gleicli grossen Pactorön ftir 
die Bildung des Staatswillens dieses Reiches, dann werden siö 
mit Rücksicht auf ihren gleichen Einfluss und ihre gleiche Grösse 
und Kraft in der Bildung dieses Reichswillens , d. h. sie 
werden politisch als „Reichs hälften" erscheinen. 

Diese „politische Parität" der beiden Provinzen — welche 
an Flächenraum und Bevölkerung differiren können — wird 
vorhanden sein, wenn z. B. jede Provinz eine gleichwerthige 
CoUectiv-Stimme für die Bildung des Staatswillens bei der 
Berathung der ihnen gemeinsamen Reichsangelegenheiten abgibt 
(wenn schon die Provinzen — gegen die organische Natur des 
Staates — zu Factoren seiner Willensbildung gemacht werden), 
oder wenn — bei dem Principe der modernen Volksvertretung : 
Abstimmung nach Köpfen — jede Provinz gleich viele Ver- 
treter in die gemeinsame Volksvertretung entsendet. 

Nun erklärt das Gesetz „die im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder" und „Ungarn" als „Länder", als 
„Reichstheile" in Betreff der gemeinsamen Angelegenheiten ; 
mag das Ausgleichsrecht nun darunter wirklich das Land- 
gebiet Cisleithaniens und Ungarns begreifen — und dann er- 
klärt es die beiden Länder als ein einheitliches Reichs-(Staats-) 
Territorium, und damit nothwendig die sie bewohnenden 
Menschen als Ein einheitliches Reichsvolk für das Gebiet der 
gemeinsamen Angelegenheiten; will das Gesetz unter den 
„Ländern" und „Reichstheilen" die in Cisleithanien und Ungarn 
ansässige Bevölkerung verstehen — und dann erklärt es die 
beiden Bevölkerungen als ein einheitliches Reichsvolk für das 
Gebiet der gemeinsamen Angelegenheiten und damit nothwendig 
die von ihnen bewohnten beiden Landgebiete als gemeinsames 
Reichsterritorium, — immer resultirt als nothwendige Folge, dass 
die beiden „Länder" und „Reichstheile" Cisleithanien und 
Ungarn ein einheitliches Staatsterritorium bilden, 
und die sie bewohnenden Menschen Ein Staatsvolk — 
für das Gebiet der gemeinsamen Angelegenheiten. Ob diese 
„Länder" und „Reichstheile" gleich gross — daher „ Reichs- 
hälften ** — sind oder nicht, ob sie in einem anderen Grössen- 
verhältnisse zu einander stehen, ist hierbei irrelevant. Immer 
sind sämmtliche Theile das Ganze. Bilden aber Cisleithanien 



m 

und Ungarn tlir das Gebiet der gemeinaamen Angelegenheiten 
Ein Staataterritorium und ihre Bewohner für denselben Com- 
petenzkreiö E i n Reichsvolk , dann tritt als weitere Folge die 
Thateache ein, dasa die Vulks vertretet dieser Staatsbe- 
zirke, respective dieserVolkatheile, zusammen für das 
Gebiet der gemeinsamen Angelegenheiten Eine Volksver- 
tretung, die Eine Reichsvertretung sind. 

Nun sind gesetzlich Reichsrath und Reichstag „die Ver- 
tretungskörper der beiden Reichshälften" für das Gebiet der 
gemeinsamen Angelegenheiten, daher sind dieser „Reichsrath" 
und „Reichstag" zusammen die einheitliche österreichisch- 
ungarische Volksvertretung, 

Sonach ergibt sich zweifellos aus den Be- 
atimmungen des deutschen Ausgleichsgeaetzea — hier 
wurden nur einige derselben hervorgelioben — dasa der 
Reichsrath und Reichstag, insoferne sie7 gesetzlich be- 
rufen und competent sind zur Behandlung der gemein- 
samen Angelegenheiten — die untrennbaren 
Hälften des üBterreichisch-ungariaehen Parla- 
mentes bilden. 

Sie sind — als Vertretungskörper der beiden Reichs- 
hälften — der Volksvertretungsiörper des ÖBterrelchiach-unga- 
rischen Reiches. 

Diese doppelte staatsrechtliche Natur des Reichsrathes 
und Reichstag ergibt sich ebenso 

|i) aus dem ungarischen Ausgleichsgesetze. 

Der gemeinaame Reichstag wird rechtlich geschaffen 
auch durch den ungarischen Text des österreichisch-ungarischen 
Staatsrechtes. 

Es erscheint überflüssig, alle Argumentationen, welche 
rnckaichtlich der verschiedenen Paragraphe der deutschen Aus- 
gleichßgeeetzgebung gegeben wurden , in Betreif der entspre- 
chenden ungarischen Paragraphe mit identischem Inhalte noch 
einmal durchzuführen. Nur aus denjenigen Geactzesatellen des 
ungarischen Textes der Reichsverfassnng, weiche scheinbar am 
meisten gegen die hier vertretene Anschauung sprechen, 
»oll dieser Beweis noch einmal geführt werden. 

Und hier im ungarischen Ausgleich »texte ist es nun vor- 
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züglich ein Paragraph, hinter welchem die Anhänger der 
Theorie, die Delegationen verträten in ihrer Function der 
Erzeugung des Volkswillens in Betreff der gemeinsamen An- 
gelegenheiten die beiden selbstständigen Staatsparla- 
mente „Reichsrath" und „Reichstag" (und seien demnach 
selbst zwei Körper), als hinter ihrer unbezwingbaren Schutz- 
wehr zu stehen glauben. Dieser Paragraph ist der 
§. 38 des Gesetzartikel XII vom Jahre 1865/67. 

Er lautet: „Die zur Behandlung der gemeinsamen An- 
gelegenheiten entsendete Delegation — vom Reichstage frei 
gewählt — wird in den in dieser Feststellung bezeichneten und 
abgegrenzten Angelegenheiten und unter den daselbst be- 
stimmten Modalitäten den Reichstag gegenüber den übrigen 
Ländern Sr. Majestät vertreten. Diese Delegation kann durch 
vorhergehende Instructionen nicht gebunden werden." 

Daraus geht ohne Zweifel hervor, dass die Delegation 
den Reichstag vertritt, für den Reichstag und statt 
des Reichstages thätig ist. Die Delegation als Stellvertreter 
des Reichstages übt das Recht des Reichstages aus. Nun ist 
der Wirkungskreis dieses gesetzlichen Stellvertreters des 
Reichstages — der Delegation — strenge auf die gemein- 
samen Angelegenheiten beschränkt. „In den Wirkungs- 
kreis dieser Delegationen" — sagt §. 37 des Gr. A. XTE — 
„können nur jene Gegenstände gehören, die in diesem Be- 
schlüsse ausdrücklich als gemeinsam diesen Delegationen zu- 
gewiesen werden. Ueber diese Gegenstände hinaus dürfen 
diese Delegationen ihre Thätigkeit nicht erstrecken und in die 
dem ungarischen Reichstage und der ungarischen Regierung 
vorbehaltenen Angelegenheiten sich nicht mengen.** (Ebenso 
§. 39, 40, 43.) Desgleichen §. 44: „Ausser dem, was das ge- 
meinsame verantwortliche Ministerium den Delegationen für 
die gemeinsamen Angelegenheiten unterbreitet, besitzt jede 
dieser Delegationen auch ein Recht der Initiative; aber nur 
bezüglich solcher Gegenstände, welche als gemeinsame Ange- 
legenheiten nach diesem Beschlüsse streng in den Kreis dieser 
Delegationen gehören." 

Daraus folgt nun: Wenn die Delegation den unga- 
rischen Reichstag vertritt, wenn sie das Recht des 
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Reichstages ausübt, iimi wenn diese Delegation gesetzlich 
al» Stellvertreter nur gemeinsanie, nur oaterreicliisch- 
UDgariscIie Angelegenheiten berathen iind beeohlieasen darf, 
8o kann sie offenbar nur denjenigen Reielistag vertreten, 
welelier einReeht zui' Behandlung der gemeinsamen 
Angelegenheiten hat, denjenigen Reichstag, welcher ver- 
tassungsuiSäBig zur Buratlning iind Beschliesaung der österrei- 
chiach- Uligar lochen Angelegenheiten berufen ist. Sie vertritt 
nothwendig denjenigen Reichstag, „in dessen Wirkungskreis 
nnr jene Gegenstände gehören können, die in dietjem Beschlüsse 
anadrücklich als gemeinsam diesem Reichstage zugewiesen 
werden". Die Delegation vertritt denjenigen Reichstag, welcher 
güber »liese gemeinsamen österreichisch-ungarischen Gegen- 
stände hinaus seine Thätigkeit nicht erstrecken und in die 
dem ungarischen Reichstage und der ungarischen Regie- 
rung vorbehaltenen Angelegenheiten sich nicht mengen darf " . 
Daher ist der von der Delegation vertretene Reichstag nicht das 
königlich ungarische Parlament, welchesnur die öffent- 
lichen Interessen und Angelegenheiten Ungarns berathen und 
beschliesaen kann. Er ist vielmehr der die üsterreichisch-unga- 
rischen Angelegenheiten unter Mitwirkung der Österreichisch- 
ungarischen Regierung behandelnde Reichstag — der Reichstag 
als Theil der österreichisch- ungarischen Volksvertretung, der 
Reichstag in seiner Eigenschaft als „Vertretnngskörper 
der einen Reichshätfte". Ungarischer Reichstag als 
Parlament und österreichisch-ungarischer Reichstag als Theil 
der Österreichisch-ungarischen Volksvertretung — der Reichs- 
Vertretung — sind zwei ganz verschiedene Organe: Der Eine 
ist das Organ des souveränen Staates Ungarn, der Andere das 
Organ des souveränen Staates Oesterreich-Ungarn. Sie sind 
ebenso verschieden, als der preussische Landtag verschieilen 
ist von den 235 aus Preuasen gewählten Abgeordneten, welche 
Mitglieder des deutschen Reichstages sind, „Prenseen gegenüber 
den übrigen Ländern des deutschen Reiches vertreten". 

Dieselbe Eigenschaft des Reichstages, daes er Theil der 
oaterreichiBch-ungari sehen Volksvertretung iat, ergibt sich i n- 
directanch aus §.47.*') Er sichert den Delegirten „bis zum 

") XII, f. 47 ■■ „üi« Mitglieder der Debgatioueu künnen rw Auiisaerungeu, 
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Aufhören ihres Amtes" die durch die politische Freiheit 
geforderte Un Verantwortlichkeit und Unverletzlichkeit zu. 
Wären die Delegirten in dieser Eigenschaft Mitglieder 
des ungarischen Parlamentes, erschiene diese Zusiche- 
rung ihrer Unverantwortlichkeit und Unverletzlichkeit als 
überflüssig und unerklärlich, insofeme ja diese Immunität 
der Mitglieder des Abgeordnetenhauses und des Oberhauses 
des Reichstages in Ungarn — allerdings nur kraft alther- 
gebrachten Usus *2) — ausser Zweifel steht. Als Mitglieder 



die sie bei Behandlung der nach dieser Feststellung als gemeinsam bezeich- 
neten Angelegenheiten gethan, niemals zur Verantwortung gezogen werden; ja 
sie können bis zum Aufhören ihres Amtes weder einer gerichtlichen 
Klage , welche eine persönliche Betention nach sich ziehen kann , noch eines 
Vergehens oder Verbrechens wegen, ausgenommen den Fall, wo sie auf der 
That ertappt werden, ohne vorhergehende Zustimmung des betreffenden 
Reichstages, oder für den Fall, dass dieser nicht versammelt ist, jener 
Delegation, deren Mitglieder sie sind, weder verhaftet, noch unter Anklage 
gestellt werden. In Bezug auf die Fortdauer oder Aufhebung der Haft eines 
auf der That ertappten Mitgliedes hat für den Fall, dass der betreffende 
Beichstag nicht versammelt ist, ebenfalls die betreffende Delegation Bestim- 
mungen zu treffen. Uebrigens werden zur Verhütung von Unordnungen, welche 
bei den ,Berathungen vielleicht vorkommen könnten, durch die Geschäftsordnung 
Massregeln getroffen werden." 

*^) Was die Immunität der Mitglieder des Reichstages (Abgeordnetenhaus 
und Magnatentafel) anlangt, bestehen keine neueren Gesetze, welche die Un- 
verantwortlichkeit und Unverletzlichkeit der Abgeordneten dir e et aussprechen 
würden. Man beruft sich in Ungarn wohl diesbezüglich auf den §. 47 des 
G. A XII, aber mit Unrecht, da die Delegirten in dieser Eigenschaft nicht 
Mitglieder des ungarischen Reichstages sind. 

Gesetzlich kann diese Immunität der Mitglieder des Reichstages indirect 
wohl aus §. 19 des ungarischen Strafgesetzes (Artikel V vom Jahre 1878) 
abgeleitet werden, welcher sagt: 

„Das Immunitätsrecht der Mitglieder des Reichstages und der Delegation 
zur Verhandlung der gemeinsamen Angelegenheiten wird durch das gegenwär- 
tige Gesetz nicht berührt." 

Allein diese Immunität der Reichstagsmitglieder ist durch den Usus, 
durch das Gewohnheitsrecht, welches in Ungarn weit mehr von Bedeutung ist, 
anerkannt. Diese Immunität ging von den ständischen Reichstagsmitgliedern 
stillschweigend auf die Mitglieder der modernen Volksvertretung über. Die 
Mitglieder des ständischen Reichstages in Ungarn — bis zum Jahre 1848 — 
bedurften keiner besonderen Immunität, da die Adeligen ohnedies immun waren. 
Den Reichstag selbst bildeten die Prälaten, Magnaten (Magnatentafel), die Ab- 
geordneten der Comitate (Kleinadel) der freien Städte und derjenigen privUe- 
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f&ea ungarischen Staateparlamente», »Is Delegirte des kömglich 
UDgariachen Reichstages, wären diese Delegirten ebenso als 

eirtea Districit, denen dftn Hevht der RaichBBtandHcliBrt zuataud (ätändetaiel). 
So K. U. nahmen diu Distritt« der seuhs HHiilackun-lSlädtchaii f-ippida hrydoiii- 
m/iu) seit nitl dnri'li kw«! Depatirte au tler StäDdetafel Theil. 

Deu Adeligeil gleich nnd daher im BeaitEe der ) mmiiiiitätiui des Adels 
MBchienen die Prälaten, die käniglichen ijtädte, weltlie jede fiir eine adelige 
Person galten, desgleichen jene Classe der privilegirten Distriete , deren Ein- 
wohner znssmmen einen Edelmann ausmachen nnd auf dem Reichstage Siti 
und Stimme hatten. Jeder königlichen FreiEtadt als Gesammtpersöolichkait 
kommt die Eigonacha/t des nngariachen Reii^hsadela mit allen Vorrechten des- 
•elben zn (Gesetz-Art. 60 v, J. 1618, Art. 18 v. J. 1649). 

Ein Hanptvorrecht der Adeligen (Stande) bestand nan (Triparlitum Pari l 
(it. 9 ^de ■jualuor privilesiatM et praecipuU JVöAiViuin Libertalibui) darin, 
unter der Hoheit ihres gesetümassig gekrönten Eünigs und Landes- 
ftrslea Mehen; sie können anf keine Anklage weder gefangen (^nommen, noch 
ihren Gütern Ijeeinträchligt werden, ehe sie vorher citirt nnd rechtlich 
verurtheilt sind, dergestalt, date man einen Verbrecher ans dieser ClaHse, selbst 
»enn er auf der That ertappt, aber nirht »ngleich gefnneeu wini, nicht weiter 
BBchsetzen darf, sondern eist eine C'itatiou und «in rormllches Urtheil des 
kdeligen Richters gegen ihn erlassen werden mnsK. Ausgenommen sind nnr einige 
Verbrechen, so das Verbrechen der beleidigten Majestät, desAnfmhrs, Henterei 
tud FahnenBacht. Aneeerdem konnten die vagabnndeu Gdellente, wenn sie ein 
Verbrechen bepingen, ohne vorhergehende CitaÜon in Verliaft genommen werden. 
IMe Freiheit nnd üa Verantwortlichkeit in derBerathung anf dem ständischen 
Reichstage Hndet sich wohl aneh im Gesetze ausgesprochen. So z. B. im Oeseti- 
Utikel 12 TOD 17^0—91, de UgiilalieaB et exeeulivae Potatiüii ExereiHo: 

Jjtgu /erendi, abrogandi , interprttandi Potealatem in Begno hoc Hmi- 
.güriae ParlUituque annexi'i.- lu^ea ort. S, 1741 Ditponivme: lejüime aaronoli 
Frirnnpi el StaMuiae 00. Beyni, ad Contilia legitim« eonßtientibut ccnninuTi«ni 
MM, nee ecfra Ula erxerceri po»»e, Sua Mojtitai Sacratieiinut lUtre oc iponCe 
a^oteit, ae le Jiii hoc Statuam iUibatum rOTuerriattirnm lUqae proeul iliud a 
Dimt mit Mnjotihiit aeeeperat , ita etiam ad Augiittoa luo« Sacceitore» i'nPia- 
lalvm traiumiimram befii</iie dectaracit , £tatvi et 00, lief/ni teeuroi reddeni 
nut^vom per Bitieta, jreti tic dicias Piitentale», quae alioquin in ualli» unquaia 
Begni Jtidieüt acceptari poiaunl , RegJiam et Parten adntxat gubenumdat 

f°" — 

«od arfirüfus IS vom Jahre 1790 — 91 : de Peiiadica Diaetarum Celebrolione. 
Siitjiilo Jrienini) anl pHtUra Rtjni alililale ei necettiiale extyenle elitin ciliW, 
ad exigen'iam landtaniiH luperinde Eegni Legnm, nrpianler ]6S5 art. 40, 
Uli ort. 14 ^ 1733 arl. 7 ftto loci renovatanim, per JUa/eilatem Begiam 
Ceturalit Segrü Diaela iwlicetur: Ad quam Statut et Ordinee fnlra omne 
foneadam impedimentvni vemparitiiri . diaelalra^e fegolia lega'i oiim libertatß 
ferlrartalvri iiiiit. Fl aultni pertraclatit dehite Propoiiliombus regiii , CUncIa 
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Organe für die Bildung des Volkswillens geschützt, als es 
überhaupt die Mitglieder des Reichstages durch den Usus 
sind. Und da der §. 47 nur den 60 Delegirten rechtlich die 
Immunität sichert, kann als Ursache dieser Gesetzesbestimmung 
wohl nicht das Streben und der Wunsch Ungarns angegeben 
werden, die Unverantwortlichkeit und Unverletzlichkeit seiner 
Volksvertreter nicht blos auf das Herkommen, sondern auf 
eine sichere Gesetzesbestimmung gebaut zu sehen. Denn in 
diesem Falle hätte man diese Immunität allen Mitgliedern des 
Reichstages zugesichert. Weil die Delegirten aber Mitglieder 
des in Ungarn gewählten Theiles des weiterenReichstages 
sind, bedürfen sie erst des gesetzlichen Schutzes ihrer Rede und 
Abstimmung. Denn für die Mitglieder dieser erst durch den 
Ausgleich des Jahres 1867 geschaffenen österreichisch-ungarischen 
Volksvertretung gewährt der hergebrachte Usus keinen Schutz. 

Dieser von der Delegation vertretene, zur Behandlung der 
österreichisch - ungarischen Angelegenheiten verfassungsmässig 
berufene und berechtigte Reichstag ist eine jener „Modalitäten, 
mittelst welcher .... die Lebensbedingungen der Sicherheit und 
des Fortbestandes der Monarchie unversehrt gewahrt werden, 
zugleich aber einerseits denLändern der ungarischen 
Krone und andererseits den übrigen Ländern und Pro- 
vinzen Seiner Majestät die constitutionelle Ein- 
flussnahme auf die verfassungsmässige Behand- 
lung der oberwähnten gemeinsamen Angelegen- 
heiten gesichert wird" (Einleitung zum Ges.- Art. XII). 

Dieser weitere Reichstag wurde dadurch geschaffen, „dass 
es nothwendig wurde , dass die zwischen den Ländern der 
ungarischen Krone und den übrigen unter der Regierung Seiner 
Majestät stehenden Ländern obschwebenden gemeinsamen Ver- 
hältnisse klar und bestimmt bezeichnet werden, und dass der 
Berührungsmodus zwischen den zwei von einander (näm- 
lich als Parlamenten) unabhängigen constitutionellen 
Vertretungen bezüglich der Behandlung dieser gemein- 
samen Verhältnisse genau festgesetzt werde". 

justa gravamina universorum Statuum et Ordinum Regni ^ in qualibet diaeta 
effective et inomisse tollantur ^ Legesque in singula diaeta covdendae er acte 
eßectuentur f et efectuari procurentur^ Majestät Regia futuris etiam (ptibusvis 
Temporibus vi Muneris sui Begii curatura est. 



Ja das Gesefz erklärt den Reiehsrath nnii Reichstag 
I geradezu als T h e i 1 e , es erklärt die in Cisleitbanien gewählte 
Volksvertretung als einen Theil, und die in Tingarn gewählte 
I Volksvertretung als den anderen Theil — wessen? so mnsa 
' gefragt werden. Und die Antwort kann nur sein: „Einer 
r Volksverti-etung'. So sagt §.20 des Gesetzartikela XII beziig- 
!■ lieh der Behandlung der (isterreichisch - ungarischen Quote : 
«Diesen Vorschlag (der Deputation) unterbreitet jedes Mini- 
sterium dem betreffenden Reichstage, wo dersel be 
' ordmmgsgeiitäsa behandelt wird. Ein jeder Reichstag theilt 
seine Beaehliisae im Wege der betreffenden Ministerien dem 
.anderen Reichstage mit und die dergestalt zu bewir- 
[ kenden Feststellungen beider Theile werden Seiner 
rHajestät zur Sanctionirung unterbreitet werden". 

Dieser weitere Reichstag ist es, welcher 
^geschaffen wurde durch die Erklärung des unga- 
|. Tischen Reichstages f§. 2:i), daaa er, der Reichstag, 
,nnter Wahrung der TTnabhängigkeit beider Theile (nämlich 
als Staaten) mit den übrigen L ändern Seiner Majestät 
^als constitutionellen Völkern in Berührong treten wolle".") 
Eh ist also derjenige Reii;hstag, welcher mit den übrigen 
[ Ijändern — d. h. mit der Volksvertretung der übrigen Länder 
in Berührung ist. Diese .„Berührung der beiden 
\ Vulkavertretungen" besteht eben darin, dass die beiden 
- als Parlamente von einander unabhängigen — Volksver- 
tretungen rücksichtlioh der gemeinsamen Angelegenheiten von 
einander abhängig sind; diese Abhängigkeit der beiden Volks- 
vertretungen besteht darin, dass sie rücksichtlich derselben, 

") D. h. der ReicfaiUg vrkl^trt. „unter Wafarnng der Unitbh&iigigkeit 
, beider Tbeile mit der Vertretnan; di>r fibrigen Länder Seiner Haj e- 

1 BerÜbrang traten eii wollen". Denn der pegenwirtige Wortlant des 
„der Beichstng erklärt . . . mit den Ulirigen Ländern als cou- 
l atitntione llen Vülheru in Berübranj!: treten eu wollen' ist wohl nicht 
r- BDlBpreclipnd, da otne Volkuvertietnug nicht mit Ländern nIh Vi^lkcm in Be- 
, rühmng treten kitnn. 

Dies spricht auch ^. 25 dann g'^iiaii aun, indem er auKspricht, dus „Ungarn 
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nämlich der gemeinsamen Angelegenheiten, welche sie beide 
verfassungsmässig nach ihrem ganzen Inhalte behandeln, 
nicht eine allein einen staatsrechtlich relevanten Willen er- 
zeugen können; die Volksvertretungen müssen vielmehr rück- 
sichtlich dieser österreichisch-ungarischen Angelegenheiten, die 
sie beide gleich angehen, welche die Angelegenheiten des Volkes 
sind, das sie vertreten, auch Einen übereinstimmenden 
Willensbeschluss erzeugen. Sie müssen z. B. rücksichtlich Eines 
Staatsvertrages , den die österreichisch-ungarische Monarchie 
geschlossen hat, einen Willensbeschluss fassen, nicht etwa 
zwei übereinstimmende Willensbeschlüsse. Die beiden Volks- 
vertretungen müssen erklären z. B., dass der durch die Krone 
mittelst des österreichisch - ungarischen Ministeriums des 
Aeussern — als Bevollmächtigten — ausgesprochene öster- 
reichisch-ungarische Staatswille auch ihr Wille ist. Ein 
Willensbeschluss kann aber nur dann der Wille Zweier sein, 
wenn diese Zwei eine Einheit bilden, eine Gesammtpersönlich- 
keit, welche eben durch ihr verfassungsmässiges Organ diesen 
Einen Willen (der Gesammtpersönlichkeit) ausspricht. Die 
Berührung der beiden Volksvertretungen rücksichtlich der ge- 
meinsamen , der österreichisch -ungarischen Angelegenheiten 
besteht also darin, dass sie zusammen dieselben untheUbaren 
Angelegenheiten in ihrem ganzen Umfange als ihre 
eigenen öffentlichen Angelegenheiten berathen und beschliessen, 
dass sie einfach in Betreff der gemeinsamen Angelegenheiten 
und für ihre Erledigung Eine Volksvertretung bilden. 

Worin sollte sonst „die Berührung der beiden constitu- 
tionellen Vertretungen" bestehen? Etwa darin, dass die Par- 
lamente der zwei Staaten Cisleithanien und Ungarn sich ihre 
Anschauungen bezüglich der Angelegenheit, die sie berathen, 
mittheilen , dass sie in Verkehr miteinander stehen ? Ein 
solcher Verkehr der Parlamente zweier Staaten 
ist staatsbegrifflich und staatsrechtlich eine ab- 
solute Unmöglichkeit. Nach Aussen kann nur von 
einem S taats willen , vom WiUen des Staates gegenüber 
anderen Staaten und deren Angehörigen die Rede sein , v o n 
einem Verkehr der Staaten, aber niemals von einem 
YolkswiliLen upd ei»em Verkehre dßr P^rlan^eijte. 
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IDie Mittheihing des Volk 3 willens in einem Staate an daw 
|i*arlament eines anderen Staates — ist eine Unmöglichkeit. 

Es gibt nacli Aussen — A. h. zwiseben zwei Staaten — 
B-keinenVolksw iileii, sondern nur einen Staats willen. Die 
I8t4taten sind die wollenden und handelnden PeraönUchkpiten des 
»Völkerreehtes, ihre Willen sind souveräne Willen. 

Die Vulkavertretong ist nur ein inneres Organ für 
Idie Bildung des Staats will ens, welches Organ tnr die 
f Aassenwelt der StaatspersöuHchkeit nicht sichtbar und wahr- 
nehmbar ist. Dieses Organ kann von Aussen , von Personen 
nnd Organen ausserhalb des Staatsorganismus, nicht „berührt" 
werden. 

Oder soll dissp „Berührung des Reichstages mit der 

Vertretung der übrigen Tjänder Sr. Majestät" vielleicht darin 

, bestehen , dass beide Volksvertretungen in manchen Fällen, 

!. B, in Betreö'cisleithanifich-ungarischer Staatsverträge, Staats- 

Elrillen mit materiell gleichem Inhalte schaffen helfen? Also 

dasa z. B. die Volksvertretungen provisorisch (mit 

Vorbehalt der G-enehjnigang der Volksvertretung) durch 

idie Ministerien als Bevollmächtigte abgeschlossene Staatsver- 

■ träge zwischen Ungarn and Cialeithanien genehmigen? Wahr- 

Fbaft, da wären die Parlamente aller Staaten — die solche 

I liaben — in dieser Constitutionen en „Berührung". 

Gewiss , in „Berührung" können nicht die Parlamente 
Lsweier Staaten stehen, sondern nur die Theile der Volksver- 
r tretnng eines und desselben Staates ; daher können nur im 
Bundesstaate die Parlamente der Soiiderstaaten , wenn ihnen 
zugleich die Constitution eile Mitwirkung an den Reichsangele- 
, genheiten, den Angelegenheiten des Grcsammtstaates, eingeräumt 
kiflt, in dieser „Berührung" sein; d. h, also nur die (Menschen 
Ider) Parlamente der Sonderstaaten können in einer anderen 
Irtaatsrechtlichen Eigenschaft und als Organe eines anderen 
— des tresammtataates , sie können als zur Behand- 
ing der Reichsangelegenheiten berechtigte Volksvertretunga- 
itiieükürper, welche zusammen die Volksvertretung des Bundea- 
lates ausmachen, in dieser „Berührung' stehen. 

Wenn daher g. 2ä sagt: „Der Reichstag erklärt unter 
Nahrung der Unabhängigkeit beider Theile mit den übrigen 
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Ländern Sr. Majestät als constitutionellen Völkern in Berührung 
treten zu wollen", so erklärt derselbe: 

Die Volksvertretungen der beiden Theile — 
welche als Staaten gegeneinander und gegenüber dem Reiche 
souverän und unabhängig bleiben — bildenzusammen eine 
Volksvertretung — in diesem Falle für die Behandlung 
der gemeinsamen, der österreichisch-ungarischen Angelegenheiten. 

Auch der §. 23 schafft daher — wenn auch in staatsrecht- 
lich ungenauen Ausdrücken — eine gemeinsame parlamentarische 
Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten , er creirt die 
gemeinsame Volksvertretung. 

Die rechtliche Thatsache, dass der Reichstag mit dem 
Reichsrathe als dem Theilvertretungskörper der „übrigen 
Länder und Provinzen der österreichisch - ungarischen Mon- 
archie" die gemeinsame Volksvertretung bildet, folgt endlich 
aus dem Passus des §.38**); „die zur Behandlung der gemein- 
samen Angelegenheiten entsendete Delegation wird ..... den 
Reichstag gegenüber den übrigen Ländern Seiner 
Majestät vertreten". 

Daraus folgt zunächst, dass Ungarn mit Cisleithanien 
(dies ist ja „die übrigen Länder Seiner Majestät") eine Land- 
einheit, d. i. ein Staatsgebiet, unter der Herrschaft Einer 
Majestät (Einer Krone) stehend , ausmacht. Hier ist unter 
„Seiner Majestät", wie z. B. in den §§. 8, 19, 23, 25, 27, 28, 
29, 32, die gemeinsame, österreichisch-ungarische 
Majestät zu verstehen. 

Denn nur die gemeinsame Krone, die gemeinsame Majestät, 
oder nach §.4*^) „der gemeinsame Fürst" besitzt neben 
Ungarn noch „übrige Länder und Provinzen". Der König von 

**) XII, §, 38. „Die zur Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten 
entsendete Delegation — vom Beichstage freigewählt — wird in den in dieser 
Feststellung bezeichneten und abgegrenzten Angelegenheiten , und unter den 
daselbst bestimmten Modalitäten den Reichstag gegenüber den übrigen Ländern 
Seiner Majestät vertreten. Diese Delegation kann durch vorgehende Instructionen 
nicht gebunden werden." 

**) VII, §. 4. „Diese zwei Grundideen hat der ungarische Reichstag bei 
Bestimmung jener Verhältnisse vor Augen gehalten, welche Ungarn mit 
den übrigen unter der Regierung des gemeinsamen Fürsten 
stehenden Ländern gemeinsam betreffen." 
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IVngam kann ilarunter nicht veratanden werden, da dieser 
laueiser dem Königreidie Ungarn keine „übrigen Länder nnd 
JProviiuten'' mehr lie^itzt, Würde Ungarn ni^'ht mit den „übrige« 
[lÄndem und Pruvinzen" d. i, mit Cisleitlianien — eine Einheit 
"bilden, ein Staatsgebiet, konnte day Gesetz nicht von den 
m— nach Abzug der Provinz Umgarn — noch „übrigen 
ftlpändern und Provinzen" derselben Einen Majestät 
lAprechen. Für Sehweden und Norwegen beisteht keine gemeinsame 
Krone und nie bilden kein einheitlieben Staatsgebiet für bestimmte 
Igemeinsame Angelegenheiten, Das schwedische Gesetz kann 
1 daher nicht von Norwegen als den — Schweden ausgenommen 
I— noch „übrigen Ländern nnd Provinzen Seiner Majestät", 
Bd. i. des Königs von Schweden, sprechen, 

An»aerdem, dass der ungaTische Ausgleichstext in den 
citirt.en Paragraphen mit Rücksicht anf die gemeinsamen Ange- 
legenheiten von den Ländern der ungariseben Krone und den 
übrigen L ä n d e r n und Provinzen Seiner Majestät spricht, 

»erklärt dieses Verfassungsgesetz der Gesammtmonarchie an 
vielen Stellen und in den verschiedensten Wendungen, dass 
Cifileithaiiien und üngaru für das Gebiet der gemeinsamen 
Angelegenheiten Ein Ganzes, d. h. Einen Staat und ein Staats- 
gebiet bilden. 

Das Gesetz definirt Cisleithanien nnd Ungarn als T h e i 1 e 
k^H, 18, 28, 29, Zb, 

ja sogar jedes als „einzelnes Land" (§. 41); es erklärt, 
! jede Delegation Länder repräsentirt (Ü. 51), es anerkennt 
t die gemeinsamen Angelegenheiten „die unter der Herr- 
»ttfaaft Seiner Majestät r<tehenden gesammten Länder Ktmultan 
fTwtreffen- (g. 8); 

es spricht (Einleitung, §. 1) vom „einheitlichen nnd un- 
I tlieilbaren Besitz der zum Verbände der Monarchie gehörigen 
i Länder und Provinzen" ; femer 

i»n »jenen Verhältnissen (§. 4), welche Ungarn mit den 
fibrigen unter der Regierung des gemeinsamen Fürsten 
stehenden Ländern gemeinsam betreifen" u. s. f. 

Das Land, die Provinz Ungarn, hat nach dem Gesetze 
l mit den „übrigen Ländern und Provinzen", d. i. mit 
[ dem Lande Cisleithanien — die gemeinsamen Angelegenheiten. 
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Nicht der Staat Ungarn nnd der Staat Cisleithanien haben 
diese gemeinsamen Angelegenheiten. 

Nicht ein einziges Mal spricht das ungarische Ausgleichs - 
gesetz von dem Staate Ungarn als Theil der Mon- 
archie oder von den „Staaten der Monarchie"; erst 
die spätere Theorie und Praxis hat diese staatsbegriiflich 
unmögliche und gegen das österreichisch-ungarische Staatsrecht 
verstossende Terminologie erfunden. 

Ergibt sich nun aus den citirten Gesetzesstellen (§§. 19, 
23, 25, 27—29, 32 u. s. f.) und aus §. 38, dass „Ungarn« und 
die „übrigen Länder Seiner Majestät" für das Gebiet der 
gemeinsamen Angelegenheiten eine Landeinheit — ein Staats- 
gebiet — ausmachen, so folgt natürlich, dass die von den 
beiden grossen Staatsbezirken — Ungarn und Cisleithanien — 
zur Behandlung dieser gemeinsamen Angelegenheiten gewählten 
Volksvertretungstheile eben zusammen die Eine ge- 
meinsame Volksvertretung bilden. Daher kann eben der 
von Ungarn gewählte Theil dieser einheitlichen Volksvertretung 

— der Reichstag — den österreichisch-ungarischen 
Staatstheil (Provinz) Ungarn „gegenüber den übrigen 
Ländern Seiner Majestät vertreten", d. h. den (Theil-) Willen 
der Provinz Ungarn bezüglich der gemeinsamen Angelegen- 
heiten in der Volksvertretung „aller Länder und Provinzen 
Seiner Majestät" zum Ausdruck und zur Geltung bringen. 
Nur in diesem Falle — wenn Ungarn mit den „übrigen Län- 
dern Seiner Majestät" eine einheitliche gemeinsame Volksver- 
tretung hat bezüglich der dem L a n d e (Provinz) Ungarn mit den 
„übrigen Ländern Seiner Majestät" gemeinsamen An- 
gelegenheiten, nur dann kann der Stellvertreter des von der 
Provinz Ungarn gewählten Theiles dieser gemeinsamen Volks- 
vertretung — also der Stellvertreter (ungarische Delegation) des 
Reichstages als „Vertretungskörpers der Reichshälffce Ungarn" 

— diesen „Reichstag gegenüber den übrigen Ländern Seiner 
Majestät* vertreten, d. i. gegenüber „den constitutionellen 
Vertretungen dieser Länder" , gegenüber dem Reichsrathe, 
respective dessen Stellvertreter — dem deutschen Delegations- 
theile. Denn der Reichstag „kann nur mit den constitutionellen 
Vertretungen dieser Länder bezüglich welch' immer gemein- 
samer Verhältnisse in Berührung** stehen (§. 25). 
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I Der schwedisrhe Reichstag kann nicht Schweden gegen- 

I über den „übrigen Ländern nnd Provinzen Seiner Majestät" 
I des Königs von Schweden — das wäre analog gegenüber: Nor- 
I "wegen, respective deaeen Reichs Versammlung (dem Slorlkt'nii) 
m "vertreten. Desgleichen konnte auch der Stellvertreter des schwe- 
I dischen Reiehfitagea — wenn ein solcher existiren würde — 
knicht den schwedischen Reichstag gegenüber: den „übrigen 
fXändern Seiner Majestät des Königs von Schweden - — das 
E'wäre analog gegenüber : Norwegen oder dessen Storthing, oder 
I gfgenüber dem Stelh'cr treter des Storf/imij vertreten ; auch dann 
I nicht, wenn durch Staatsvertrag zwischen den Staaten Norwegen 
i nnd Schweden feafgewetzt wäre, dass bestimmte, gleiche 
I Bchwediaclie und norwegische Staatsangelegenheiten, z. B. die 
K •Organisation der königlich schwedischen Armee und der könig- 
W lieh norwegiachen Armee — materiell ganz gleich zu normiren 
I seien, also in diesem Falle, dass Schweden und Norwegen zwei 
I gleiche Heeresgesetze für ihre beiden Armeen schatten müssen. 
I Es könnte diese Vertretung einer Volksvertretung gegen- 

^~fiber der anderen nicht stattfinden; abgesehen davon, dasa die 
l Parlamente zweier Staaten in keinen Verhältnissen und Bezie- 
I hangen zu einander stehen können, wäre dies deshalb nnmög- 
I lieh, weil Schweden nnd Norwegen keine gemeinsamen 
F Angelegenheiten haben, sondern dann nur materiell gleich 
KU or<inende selbstst« nilige Staatsangelegenheiten hätten. Daher 
konnten sie auch in diesem Falle nicht zur Behandlung dieser 
Bchwedischen und norwegischen eorrespondirenden nnd gleich- 

^ artig zn regelnden Staatsangelegenheiten eine gemeinsame Volks- 
vertretung haben, welche Einen gemeinsamen Willen bezüglich 
ein und derselben gemeinsamen, daher eigenen Staatsange- 
legenheit erzeugte. Sie hätten und könnten nur haben zwei 
selbstatändige Volksvertretungen, ein schwedisches und em nor- 
wegisches Parlament, welche zwei Staatswillen mit gleichem 
Inhalte bezüglich der eorrespondirenden öffentlichen Angele- 
genheiten der beiden Staaten schaffen bellen würden. 

Wären daher Ungarn und Cialeithanien auch in Betreff 

der .gemeinsamen Angelegenheiten" Staaten, und ihre diese 

gemeinsamen Angelegenheiten materiell gleich ordnendim Vollts- 

Ijrertretnngen selbatständige Staa,tsparlamente , dann könnten 

R, t)*iUt«cher. D. Hundiutu'. Ueit^rreicli DugdiD. 9 
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keine irgend wie zu entscheidenden Beziehungen und Verhältnisse 
zwischen den beiden Parlamenten dieser Staaten, Keichstag und 
E;eichsrath, bestehen. Es könnte daher von irgend einer gegen- 
seitigen Vertretung dieser beiden inneren Organe der Staaten 
behufs Entscheidung derselben^ Einen, gemeinsamen Bezie- 
hungen und Verhältnisse zwischen ihnen nicht die Rede sein. 

Eben weil Ungarn und Cisleithanien nicht als Staaten, 
sondern als Theile (Provinzen) Eines Staates gemeinsame An- 
gelegenheiten haben , konnte die Provinz Ungarn , als sie — 
vorbehaltlich der Zustimmung der anderen Provinz Cisleitha- 
nien — die gemeinsame, österreichisch-ungarische Verfassung, 
das Ausgleichsgesetz schuf, festsetzen, dass der gemeinsame, 
österreichisch-ungarische Staatswille in politisch-freier Weise 
durch die von beiden Provinzen zu entsendenden gemeinsamen 
Volksvertreter erzeugt werde. Es konnte die Normen für 
die Bildung des Reichswillens aufstellen. Ungarn konnte, 
vorbehaltlich der Zustimmung der Provinz Cisleithanien — 
man liess ja das Ausgleichsgesetz merkwürdiger Weise durch 
die Zustimmung der beiden Provinzen annehmen — eben fest- 
setzen und fordern , dass beide Provinzen (daher auch die 
andere Provinz — „die übrigen Länder Seiner Majestät") 
ihre Vertreter zur Behandlung der gemeinsamen Angelegen- 
heiten entsenden *ö), da „bei Behandlung der gemeinsamen An- 
gelegenheiten der constitutionelle Einfluss der übrigen Länder 
nicht umgangen werden kann.** (§. 25.) 

Da Ungarn eben die Verfassung aufstellte, durch welche 
die österreichische Monarchie in die politisch-freie , „öster- 
reichisch-ungarische Monarchie" umgewandelt werden sollte, 
musste es in dieser neuen Reichsverfassung natürlich auch für 
den ganzen Staat Oesterreich-Ungam — also auch für den 

*®) §. 25: „Die zweite Grundbedingung ist die, dass die volle Verfas- 
sungsmässigkeit auch in den übrigen Ländern und Provinzen Seiner 
Majestät factisch in's Leben trete, weil Ungarn nur mit den constitutionellen 
Vertretungen dieser Länder bezüglich welch' immer gemeinsamer Verhältnisse 
in Berührung treten kann, und auch Seine Majestät selbst aus dem Grunde den 
bisherigen Modus der Behandlung dieser Angelegenheiten abzuändern wünschte, 
weil er auch seinen übrigen Ländern constitutionelle Bechte verlieh und auch 
bei Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten den constitutionellen Ein- 
fluss derselben nicht umgehen kann.'' 
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[Staatstheil Cisleithanien — festsetzen , tlaas „die volle Ver- 
hsstiiiggmässigkelt auch in den übrigen Lündern luid Provinzen 
(Seiner Majestät i'actisuh iu'a Leben trete", d. h. dasa die Ueichs- 
yvetttetet auch von der Provinz Cialeithanien gesandt werden. 
Musste ja doch der weitere Reichstag znsaramentreten, 
ftom diese neue, Österreichiseh-ungariBche Verfassimg, das Aiis- 
egeeetz — anzunehmen; er musate zusammentreten 
in seinen beiden untrennbaren Theilkörpern , Reichsrath und 
ReiriiBtag, um — in der i'orni der Abgabe der übereinstim- 
menden zwei Collectivstimmen der Provinzen Ungarn und (Jis- 
leitbanien — der nenen Reichsverfassang die Znatimmiing des 
öaterreiehischiin garischen Volkswillens zn ertheilen. 

Die Provinz Ungarn wollte ja diuch diese neue Reichsver- 
■ ^hsanng „das constitntionelle RegierungSRystem in der ganzen 
E'VoDBrchie liegriinden und hiednreh den Glanz ihres Thrones und 
rdie Kraft und Macht der Monarchie auf die Betbeillgung aller 
Lilirer Völker an den öffentliehen (gemeinsamen) Angelegeu- 
K'faeiten als auf die naturgemäaae , somit feateste Grundlage 
■'basiren." (Einleitung zum Artikel XII,) Die im §. 25 von 
■"Cngam für Cialeithanien autgestellte Bedingung, „die zweite 
j Grundbedingung, dasa die volle Verfasaungamässigkeit auch in 
Iden übrigen Ländern und Pro vinzen Seiner Majeatät" 
so nicht im Staate Cialeithanien — „factisch in'a Leben 
I trete, weil Ungarn nur mit den eonstitution eilen Vertretungen 
f dieser Länder bezüglich welch' immer gemeinsamer Verhältnisse 
I in Berührung treten kann" ist daher eine Bedingung für die 
I österreichisch-ungarische Provinz Cialeithanien. 
Diese Bedingung trifft nicht etwa den Staat Cielei- 
P'^anien. Ungarn hat damit nicht dem Staate Cialeithanien 
die Bedingung geatellt, daas er sich eine politisch-freie (cia- 
' leithankehe) Staataverfasstmg geben und dieselbe aufrecht er- 
Llialten müsse. Wie käme auch die Provinz Ungarn — ja 
B.Ancb der Staat Ungarn — dazu, dem Einzelstaate Cialeithanien 
T Vorzuschreiben, dass er zur Besorgung seiner cisleithanischen 
□ der Interessen — welche Ungarn gar nicht berühren, weder 
als Provinz noch als Staat — eine politisch-freie Verfassung 
•chaffen und erhalten müsse r* Welches Interesse hätte Ungarn 
I daran, und insbesondere , welches Recht hätte es zu einer 
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solchen Anordnung? Der Sinn dieser „zweiten Grundbedingung" 
des §. 25, „dass die volle Verfassungsmässigkeit auch in den 
übrigen Ländern und Provinzen Seiner Majestät factisch in's 
Leben trete" war daher der, dass auch dieser von Cisleithanien zu 
bildende Theil des weiteren Reichstages, der ^ Vertretungs- 
körper der Reichshälfte Cisleithanien" sofort einberufen werden 
und künftig vorhanden sein müsse, damit der weitere Reichs- 
tag in seinen beiden Theilen die neue Constitution für 
Oesterreich - Ungarn annehmen, und die gemein- 
samen Angelegenheiten in Hinkunft auf constitu- 
tionelle Weise behandeln könne. 

Dieser „Reichsrath** , dieser von Ungarn im Ausgleichs- 
gesetze vorgeschlagene Theil des gemeinsamen Reichstages, den 
die Provinz Cisleithanien entsenden sollte, war in derselben 
Weis6 zu erzeugen, wie der (engere) Reichsrath der Februar- 
Verfassung, resp. der December- Verfassung ; er sollte aus ebenso 
vielen (und aus denselben physischen) Personen bestehen 
wie der Reichsrath des Jahres 1867; desgleichen sollte der 
von der Provinz Ungarn zu entsendende Theilkörper „Reichstag" 
aus ebenso vielen Mitgliedern (denselben physischen Personen) 
bestehen, und in derselben Weise gebildet (gewählt) werden, 
wie der ungarische Reichstag des Jahres 1867. 

Sonach hatte Ungarn die cisleithanische Staats- 
verfassung — soweit sie die Büdung des Reichsrathes 
betrifft — als die auch in der österreichisch-unga- 
rischen Provinz Cisleithanien geltende Form 
für die Bildung des österreichisch-ungarischen 
Theilvertretungskörpers „Reichsrath" vorgeschlagen; 
Ungarn hatte den Inhalt der cisleithanischen Staatsverfassung 
für die Bildung des engeren Reichsrathes als vom Reiche 
zu adoptirendes Verfassungsrecht für die Bildung 
des Theiles „Reichsrath" der gemeinsamen Reichs Vertretung 
seitens der Provinz Cisleithanien beantragt. Damit war — die 
Annahme durch die Provinz Cisleithanien vorausgesetzt — die 
1. cisleithanische Verfassung, die (Februar -Verfassung, resp.) 
December-Verfassung , soweit sie die Büdung des «ngeren 
Reichsrathes betraf, auch 2. als Theü der österreichisch- 
ungarischen Reichsverfassung acceptirt und erklärt. Sie ward 
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n d i r e c t ein weeentlicher Beetandtheil des Ausgleicha- 
I gesetzes. 

Desgleichen ward ilas l.imgansche Wahlgesetz de» Jahres 
18JS samnit den abändernden Gesetzen (hh zum Jahre 1807) 
h 'J. ala KeicliBgesetz bestimmt für die "Wahl der ßeiths- 
I abgeordneten, welche von der Provinz Ungarn zur Behandlung 
I der gemeiusamen Angelegenheiten zu entsenden sind. Und C'is- 
leithanien hatte — durch Annahme des ungarischen Textes der 
ReichBverfassung — auch diese Gesetze über die Bildung des 
ungarischen Reichstages als Normen fiir die Schaffung des von 
der Provinz Ungarn zu entsendenden Theiles „Reichstag" der 
gemeinsamen Volksvertretung, d. i. als Reiehsgesetze an- 



Daher dürfen diese für die beiden Reichsprovinzen 
Y allerdings verschiedenenReichsgesetze über die Bildung 
I der von ihnen zu wählenden Theile der Reicbsvertretung auch 
Lsicht von einer Provinz allein abgeändert werden, sondern 
I nur vom weiteren Reichstage selbst. 

Daraus erklärt sich die oft geäusserte Anschauung, dass 
I UDgam auch ein Garant sei für die cisleithanische Verfassung, ") 
Allein dies ist nur indirect der Fall, inaofeme, dass 
I Ungarn seine Zustimmung als Provinz geben müsste — im wei- 
' teren Reichstage — , dass diejenigen Verfassungsbestimmungen 
über die Bildung des Reichsrathes, welche durch den Ausgleich 
eben auch Reichsrecht wurden, jetzt abgeändert wei-den. 

Das Reichagesetz über die Bildung des „Österreichisch- 
ungarischen Reichsrathes" seitens Cisleithaniens — welches 
Beichsgesetz seinem Inhalte nach identisch ist mit dem eis- 

Ileithanischen Verfassungsgesetze über die Bildung des cisleitha- 
lÜBchen , Staatsparlamentes Reichsrath" — dürfte nur durch 
den weiteren Reichstag selbst unter Sanction der gemeinsamen 
Xrone abgeändert werden. Desgleichen dürften die Bestim- 
mungen der Reichs Verfassung über die Bildung des von der 
Seichsprovinz Ungarn zu schaffenden Theiles des weiteren 
") Diese AoHthaaung bcmht aof dar Verwochslung der ciHlelthaai- 
trhen Staats V erfasfiTin g mit den — ilirem lohalle nach ideDtisohan — 
tatertaichisch-ungaristbeii VorfaSBUngsbei timmungan über die 
BüdUBg des Tüll der Beichaprovioi Cislcitlmnicu KU s^^balTeiiduu TbeileH „Reivh»- 
fath' Atm weiteren Reicbütngex. 



I 
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Reichstages — die iäentiachen Tnlmltes sind mit den Bestim- 
miingen der iingariactien Verfassung üLer die Bildung des 
königlich iin garischen Parlamentes — nur mit Zustimmung 
der Provinz Cialeithanien unter Sanction der gemeinsamen 
Krone abgeändert werden. Insoferne ist daher ebenso Cis- 
leithanien (indirect) ein Garant für die ungarische Verfassung. 

Das eisleithanische Verfassuiigsretlit hingegen wird einzig 
und allein durch die berechtigten Factoren der cisleithani sehen 
Staatsgesetzgebung — Reichsrath und Kaiser — natürlich 
anabhängig von Ungarn abgeändert werden können. 

Und wenn heute die cialeithanische Staatsverfassung auf- 
gehoben würde — durch Reielisrath und Kaiser — so würde 
dies den Staat Ungarn nicht beriiiiren und er hätte nicht im 
Entferntesten ein Recht der Einsprache, denn Cialeithanien und 
Ungarn sind zwei von einander unabhängige souveräne Staaten. 

Die österreichisch -ungarische Provinz Cisleithanien müsste 
natürlich immer den „Reichsrath" als Vertretungskörper der 
„Reichahälfte", (den halben Reichsvertretungskörper), wählen. 
Allerdings wäre es kaum möglich, Cisleithanien den Einzel- 
staat als absolute Monarchie und Cisleithanien als 
österreichischungarische Provinz des politisch freien 
Staates Oeaterreich-Ungarn für die Dauer zu erhalten. 
Es ist kaum denkbar, dass ein politisch freier, monarchischer 
Bundesstaat existire und neben ihm absolut monarchische Einzel- 
staaten. Und 80 bedingt eben die politisch freie Verfassung 
des Bundesstaates Oesten'c ich -Ungarn ~~ welche dui'ch das 
Ausgl eich sge setz gegeben wurde — auch indirect politisch freie 
Verfassungen der Einzelstaaten und daher auch Cisleithaniens. 

Leichter hätte sich bei Gelegenheit der Ausgleiehsaction des 
Jahres 1867 eine andere Form des Bundesstaates herausbilden 
können, nämlich das absoluteKaiserthum esterreich 
mit dem Competenzgebiete der in der pragmatischen 
Sanction festgesetzten gemeinsamen Reichsange- 
legenheiteu, der in der pragmatischen Sanction befohlenen 
und demgemäös verwirklichten „Politiconim, MHüarium et Oeco- 
no-miconim accomodatio" ; denn „die Gemeinsamkeit jener 
auswärtigen Angelegenheiten, welche die unter der 
Herrschaft Seiner Majestät stehenden gesammten Länder 
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Bimtiltan betreffen (_§. 8), das Kriegswesen (g, 9), das 

Fi nanzwespu, insoweit die Kosten gemeinBam sein werden, 

welche auf die als gemeinsam anerkannten Gegenstände zu 

verwenden sind" (§. Ifi) — „dies sind die Gegenstände, deren 

I oberwähnte Gemeinsamkeit, als aus der pragmatischen Sanction 

> fliesaend, angesehen wird." Die „gemeinsamenÄngelegen- 

1 heiten" wnrden natürlich nicht etwa erat im Jahre 1867 

durch einen Vertrag der Staaten Ungarn und Cis- 

leithanien geschaffen. Wäre nun in Betreff der Form, 

in wek'her in Zukunft diese dnrch die pragmatische Sanction 

geschaffenen gemeinsamen österreichischen Reiehsangelegenheiten 

behandelt werden sollen, zwischen den Provinzen Cialei- 

thanien und Ungarn im Jahre 1867 keine Einigung 

I erzielt worden, d. h, wäre die von Ungarn vorgeschlagene 

, politisch freie gemeinsame Behandlungaform dieser 

I gemeinsamen Reichsangelegenheiten — die geraeinsame constitn- 

1 tionelle Reiehaverfassung — dnrch die Ungarn und Cisleithanier 

I nicht angenommen worden , dann würde eben die bisherige 

I Form der absoluten Behandlungweise dieser gemeinsamen 

I Angelegenheiten — die absolute österreichische Reiehsverfasanng 

I — für das (iebiet der aus der pragmatischen Sanction fliessenden 

l gemeinsamen Angelegenheiten rechtlich fortbestanden haben. 

Der Gesammtstaat wäre eine absolute Monarchie geblieben. 

Ungarn hingegen war durch die Wiederherstellung seiner 
Verfassung (Reskript vom 17. Februar, Krönung des Königs 
Juni 1867) für die Angelegenhe iten der Krone des heili- 
gen Stephan ein souveräner politisch freier Staat geworden. 
Cisleithanien war durch die Febniar-Verfaaaung, welche. 
soweit sie die im engeren Reieharathe vertretenen Königreiche 
und Länder betraf, natürKch rechtlieh und factiach in Kraft 
war, ebenfalls in eine constitutionelle Monarchie verwandelt. 
Durch die Nichtannahme der Ausgleichsverfassung wäre 
somit das absolute Kaiserthum Oesterrelch rechtlich 
oxistent geblieben ; für die Sonderstaatsangelegenheiten Cis- 
' Jeithaniens und Ungarns bestanden die souveränen Staaten 
I Cisleithanien und Ungarn, 

Die rechtliche Folge der Nichtannahme der ersten 
Kibtlich und factiach in Kraft stehenden gemeinsamen conati- 
■intionellen Reichsverfassung wäre gewesen ; 
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Der absolut monarchische Bundesstaat Oester- 
reich mit den politisch freien monarchischen Einzelstaaten 
Ungarn und Cisleithanien. 

Vielleicht erkennt man aber nicht an , dass die zwei in 
Oesterreich-Ungarn verschiedenen Reichswahlgesetze für die 
Bildung der beiden Theile der Reichsvertretung seitens der 
beiden Reichsbezirke Ungarn und Cisleithanien nur durch die 
Reichsgesetzgebung allein — den gemeinsamen Reichstag und 
gemeinsamen Kaiser — abgeändert werden können. Vielleicht 
behauptet man — gestützt auf die Unbestimmtheit und Dürf- 
tigkeit*®) des Ausgleichsgesetzes in diesem Punkte, dass 
die für die beiden Reichsprovinzen verschiedenen Wahlgesetze 
sowohl für die Wahl der Theile des weiteren Reichstages selbst, 
als für die Wahl der Stellvertreter dieser Theile , der Delega- 
tionen — durch die betreffende Provinz Ungarn, Cislei- 
thanien selbst, innerhalb gewisser Schranken abgeändert 
werden können. 

Diese Schranken , welche als Reichsrecht von den Pro- 
vinzen bei selbstständiger Abänderung ihres besonderen Wahl- 
gesetzes für die Wahl der Reichsvertreter keinesfalls über- 
schritten werden könnten, wären dann folgende: 



*^) Insbesondere §.29: „Diesem Principe der Parität zufolge soll 
seitens Ungarns der ongarisclie Beichstag eine Delegation von bestimmter Mit- 
gliederzahl wählen nnd zwar aus beiden Häusern des Beichstages. 

Gleicbermassen mögen ancli die tibrigen Länder und Provinzen 
S einer Majestät auf verfassungsmässigem Wege eine Delegation 
aus ebenso vielen Mitgliedern von ihrer Seite wählen. Die Zahl der Mit- 
glieder dieser Delegationen wird im Einverständnisse beider Theile festgestellt 
werden. Diese Zahl darf auf jeder Seite 60 nicht überschreiten." 

Ebenso §. 19 : „Dieser Pact und diese Feststellung wird dergestalt er- 
folgen, dass einerseits die Vertretung der Länder der ungarischen 
Krone, andererseits die Vertretung der übrigen Länder Seiner 
Majestät « 

§.23 „. . . Der Reichstag erklärt unter Wahrung der Unabhängigkeit 
beider Theile mit den übrigen Ländern Seiner Majestät als constitutio- 
nellen Völkern in Berührung treten zu wollen." 

§. 25 „. . . weil Ungarn nur mit den constitutionellen Ver- 
tretungen dieser Länder bezüglich welch' immer gemeinsamer Verhält- 
nisse in Berührung treten kann . . . ." Ebenso §. 46—49. 

Auch das deutsche Ausgleichsgesetz ergänzt diese grosse Unbestimmtheit 
d^s ungarischen Textes wenig (§§. 1, 6, 8). 
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1. Jede Fruvinz miisste einen ReicliBtag ") (als Theil- 
[ lörper) wählen, der theils aus erblichen und ernannten, theila 
I aas gewählten Abgeordneten zu bestehen hätte. 

2. Die Mitgliederzahl beider ßeichs Vertretung«- Theilkürper 
1 tnues die Mögliclikeit bieten, je KO Delegirte '^'') zu wählen. 

3. Die Theile des Stellvertreters der beiden Reichatags- 
I theUe müssen aus gleich vielen — höchstem* 60 — Mitgliedern 



4. Diese von den Theilen des weiteren Reichstages zu 
I wählenden Stellvertreter — die Delegirten — sind theile der 
[ Gruppe der erbliehen und ernannten Mitglieder „der beti-effenden 
1 R^chstage", theils deren gewählten Mitgliedern zu entnehmen. 
Würde man nun im Uebrigen Zahl und Art der Wahl 
der Mitglieder der Theile des weiteren Reichstages, als in die 
[ Competenz der Reichsprovinzen Ungarn und C'isleithanien ge- 
f hörend erklären ; 

desgleichen die Art und Weise der Wahl der Dele- 
Flirten (ob ans dem ganzen Hause und vom ganzen Hanse zu 
I wählen, oder aus Cfruppen, von Gruppen etc.), dann wäre da- 
durch die rechtliche Thataache tonstatirt , dass den beiden 
t Beterreichiseh-ungar!s,;!:en Provinzen — nicht Landschaften 
als Selbst verwaltnngskörpern im übertragenen Wirkunga- 
' kreise die Gesetzgebung über die Wahl der Reichavertreter und 
ihres Stellvertreters innerhalb der bezeichneten Grenzen zustehe. 
In diesem Falle würde alao dem „Reicharathe" und 
, Reichstage" einedritte staatsrechtliche (4ualität zukommen, 
sie wären nämlich '6, noch Landesvertretungen der 
oaterreichisch - ungarischen Reichsprovinzen Cis- 
r leithanien und Ungarn — aüerdings nurmit einem über- 
Itragenen und keinem autonomen Wirknngakreiae, 



**) CisleithaDien rBS|iectivB — auch uach g. li — einen Thailvertretnuga- 
k6rpor ,Reiclisrath''. 

Daa nngariache Gesetz; vermeidet — wobl nicht nuabiiichtlich — die 
gmiaae BeieichnnDg des von der Provins Cisleilhauien xa wftbleaden Theiles 
dw weiteren ReicbstAgeH ; es ueonl diesen Thuilkerper Beichsrnth auch „Beichs- 
tas*. .betrefTenden HeiduUs' (z. B. in dea g§. UQ. 4Ü. 47— 4dJ. 

**) XU, g. 29 ,. . . Die Zahl der Mitglieder dieser Deleeaünneo wird im 
I SinTent&ndnisse beider Theile festgestellt werden. Diese Zahl darf anf jeder 
~ " 8 60 nicht Überschrei len," 
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Denn sie würden eine Reichsangelegenheit — Art und 
Weise der Schaffung der Reichsvertretnng und ihres freien 
Stellvertreters, respective der auf die einzelnen grossen Staats- 
bezirke entfallenden Theile dieser Reichsvertretung — selbst- 
ständig, unabhängig von der gegenseitigen Zustimmung, in Ver- 
bindung mit dem gemeinsamen Kaiser innerhalb der angegebenen 
Schranken gesetzlich regeln können. 

Ist diese Anschauung nun eine gesetzlich 
berechtigte? 

Hier muss unterschieden werden zwischen der Anwendung 
dieser Auffassung auf die Wahl „der Vertretungskörper 
der beiden Reichshälften (Reichsrath und Reichstag)" 
selbst, und deren Anwendung auf die Wahl der Delega- 
tionstheile durch die beiden Theile Reichsrath und Reichs- 
tag des gemeinsamen Parlamentes. 

InsofemedieseAuffassungdieWahl der „Vertretungs- 
körper beider Reichshälften" betrifft, ist sie gesetzlich 
absolut zurückzuweisen. Es steht keiner der beiden Reichs- 
pro vijizen, weder Cisleithanien noch Ungarn, das Recht zu, 
eine Aenderung ihres halben Reichsvertretungskörpers, sei es 
in dessen Mitgliederzahl, Art der Wahl, der Zusammensetzung 
etc. allein, — also im Wege der Landesgesetzgebung — 
vorzunehmen. Keine der beiden Reichsprovinzen hat das 
Recht, etwa innerhalb der von der Reichsverfassung gesetzten 
Grenzen, wonach nur einerseits eine Vertretung der Länder 
der ungarischen Krone, „anderseits die Vertretung der übrigen 
Länder Sr. Majestät" (XII, §. 19) zu wählen wäre, die 
Detailgesetzgebung in Betreff der Bildung des von ihr zu 
schaffenden halben Reichsvertretungskörpers auszuüben. Diese 
Detailgesetzgebung ist den Provinzen nicht vom Reiche über- 
tragen worden. Denn die Reichs Verfassung vom Jahre 1867 
erklärt anderseits an vielen Stellen wieder ganz bestimmt 
(Ausgleichsgesetz §§. 1, 3, 6, XH, §. 20—23, 29, 46—49), dass 
„der Reichsrath" und „der ungarische Reichstag" — somit 
diese in ihrer damaligen Constitution — als „Ver- 
tretungskörper der beiden Reichshälften" vom Reiche herüber- 
genommen werden; die Verfassung erklärt damit, dass die 
beiden halben österreichisch-ungarischen Volksvertretungskörper 
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1 Hinkniiff aiu'li zufolgt Keifherechtes ganz in derselben Weise 
bilden seien, wie in den Elnzelnataaten Cialeithanien und 
Ungarn gegenwärtig, d. i. am '22. Deeember 1867, die 
Staataparlaniente gebildet werden. Nachdem eine bestimmte Con- 
stitution der Theile der Reichsvertretnng (Relchsrath und ReicliB- 
tag) einmal durch die Reichaverfasaung vpm Jahre 1 8G7 festgesetzt 
Wurden, kann diese Art und Weise der Bildung, die MJtglieder- 
l'Catil, Zusammensetzung etc. der beiden Theile der Reichavertre- 
|f tung — wenn aie auch in den beiden Reichsprovinzen zum Theile 
^Verschieden ist — natürlich nur mehr vom Reiche allein 
am Wege der Gesetzgebung abgeändert werden. 
Eine Abänderung in der Bildung eines der beiden halben 
[elchsvertretungskörper „Reichsrath'' oder „Reichstag" müsste 
■äaher vom weiteren Reichstage selbst unter Sanction des 
■fsterreicbisch ■ ungarischen Kaisers erfolgen. Denn da die 
leichs Verfassung die Art und Weise der Bildung des halben 
teichsvertri'tungskörpers in jeder Provinz genau bestimmt 
- durch Adoption der zwei Walilgesetze und Wahlsysteme 
hjfir die Parlamente der Sonderetaaten zu (für die beiden 
■Reiehsprovinzen verschiedenen) Reichswahlgesetzen und Reichs- 
w&hlsystemen — ; ü.i die Reicbsverfassnng eines Rechtes der 
Provinzen , diese Wahlgesetze unter Einhaltung bestimmter 
Schranken allein abändern zu dürfen, keine Erwähnung thut, 
so tritt dasjenige ein , was ohnedies allein der organischen 
Natur des Staates entspricht: das Reich hat die Gesetzgebung 
aber die Art und Weise der Bildung der Volksvertretung ans 
I allen Staatsbezirken. 

Daher hätten die Aenderungen, welche seit dem Erlaase der 
\ Beichsverfassung in der Bildung des Reichsrathes und Reichs- 
ttSges vorgenommen worden sind — vorausgesetzt, daaa 
täadurcb auch die Bildung der Österreich is ch-un- 
■j^ari sehen Volk svertretungs theile Reichsrath und 
T'B eich s tag als abgeändert betrachtet wird — immer 
mßtr Zustimmung auch des Vertretungskörpers der anderen 
teichshälfte — alsu der Mitwirkung des weiteren Reichstages 
■ und der Sanction der gemeinsamen Krone bedurtt. (Die 
kenderung der Bildung der StaatBpnrlamente Reichsrath und 
eiohstag unterliegt, selbstverständlich einzig und allein der 
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Sonde rs-taa+pgegetzgebuiig). Solche Gesetze sind z. B. In Cia- 
leithanien die Gesetze vom 2. April 1873 in Betreff der 
Einführung der directen ßeichsraths wählen, das Gesetz „ wodurch 
das Grundgesetz über die Keichsvertretung vom ül. December 
1867 (R. G. Bl. Nr. 141) abgeändert wird" (R. G. Bl. Nr. 40), 
und das Gesetz „betreffend die Wahl der Mitglieder des Ab- 
geordnetenhauses des Reichsrathes" (R. G. Bl. Nr. 40. Man 
kann hier — ans praktischen Gründen — sich nicht auf 
den st r engen Reohtaatandpunkt stellen, nach welchem 
heute die Theile des gemeinsamen Reichstages, Reichsrath 
und Reichstag, noch so zu bilden wären, wie Im Jahre 1867, 
da durch die österreichisch - ungarische Reichsgesetzgebung 
dieebezuglich keine Abänderung vorgenommen wurde. Es kann 
die vom Reehtsstandpunkte correcte Behauptung, dass durch 
die cisleithaniachen Gesetze über die directen Keichsratha- 
wahlen eben nur die Bildung des Staatsparlamentes 
Cislelthaniens rechtlieh betroffen wurde, nicht für die Wirk- 
lichkeit vertreten werden, weil dadurch allen seit 1867 ge- 
achafFenen (gemeinsamen) Reichsgesetzen die rechtliche 
Wirkung und rechtsverbindliche Kraft entzogen 
würde, desgleichen allen vom Reichsrathe und Reichstage 
„genehmigten" österreiehiacL-ungarischen Staatsverträgen. 

Denn für alle diese Acte des wirklichen Lebens kann 
ein Rechtsboden und daher ihre rechtsverbindliche Kraft nur 
durch die Annahme gewonnen werden, dass sie vom Reichs- 
rathe und Reichetage In deren Eigenschaft als 
Theile des gemeinsamen Reichstages vorgenom- 
men wurden, wobei die Sondermlnisterlen In Stell- 
vertretung des gemeinsamen Minist erlums, daher 
Ihm verantwortlich, — somit als Reichsorgane — functionlrten. 
Diese Supposition erhält dadurch einigermassen einen gesetz- 
lichen Halt, dass in einem Palle die Sonderministerien 
nach der Reichs Verfassung (also in einer anderen Staata- 
angehörlgkeit) als Reichsorgane Im weiteren Reichstage er- 
scheinen und functioniren , nämlich bei der Mitwirkung 
des weiteren Reichstages an der Gesetzgebung 
über die Quote. Denn es muss nach dem Texte der Reichs- 
verfassung (Ausgleich sgeaetz g. 3 und namentlich §, 36, Gesetz- 
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'artikel XII, 19^21) wohl angenominen werdcTi, daas die beiden 
Sondermiiiisterieii den Antrag des Quotenausacliiisaes nicht blos 
ndem betreffenden Reichstage unterbreiten" — dann während 
der Verhandlang seibat über die Quote dem gemeinBamen Miui- 
ateriom den Platz räumen, — und nur schiieaslicli wieder „die 
Beschlüsse jedes Reichstages dem anderen Reichstage mit- 
tbeilen". Es muss wohl angenommen werden, dass nach dem 
tze die Sondenninisterien als Reichaorgane bei der Ver- 

nn d 1 u ng über die Quote in dem entsprechenden Volks- 

Ttretungstheilkiirper njitzuwirlten haben. 

Würde iiuni die Reichstagatheile, Reichsrath und Reiohs- 
selbst als ungesetzlich gebildet annehmen, dann entfiele 
.diese» letzte, fast ideale Mittel der rechtlichen Erhaltung der 
seit dem Jahre 1867 geschaffenen Reichsgesetze und Reichs- 
handelaverträge. 

Wenn daher die Concession gemacht wird , daaa durch 
die Gesetze vom 2. April 1873 (nicht allein 1. die Art der Wahl 
ies cialeithaniscben Parlamentes „Reichsrath", sondern) auch '2. 
die Bildnng eines Theile» „Reichsrath" des Keichsparlamentes 
Oeaterreich-Ungarns abgeändert wurde, dann bedurften diese 
Gesetze der Zustimmung des anderen Reichatagatheiles „Reichs- 
tag" und der Sanetion der gemeinBamen Krone. Dasselbe gUt 
in Betreff der ungarischen G-eaetzartikel , welche die Bildung 
des Reichstagtheiles „Reichstag" alterirten, so z. B. in Betreif 
der Geaetzartikel XXX vom Jahre 1868; XXVn 1873; ins- 
besondere XXXm 1874; ferner I,U, VI, XXXIX 1875; XVIII, 
XXXIX 1876; X, XI 1877. 

Anders verhält es sich mit der gesetzlichen Berech- 
tigung dieser Anschauung in Betreff der Wahl der 

elegirten durch die halben Reichavertretungskürper Reicha- 

,th und Reichstag. 

Wohl dürfte diese Auffassung in praktischer Durchfiih- 
mng auch hier auf Widerspruch Blossen , und demnach auch 
tfaeoretiBch vielleicht zurückgewiesen werden. Denn schwerlich 
möchten Cisleithanien oder Ungarn radicale Aenderungea in 
'^ Art der Wahl der Mitglieder <ler Delegationstheile wider- 
ii^rruchslos hinnehmen ; desgleichen einschneidende Modifii-ationen 
bestehenden Zahleuverhältnisaes der aus erblichen und 
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ernannten Mitgliedern der Reichstagstheile gewählten De- 
legirten zu den aus gewählten Reichsabgeordneten entnom- 
menen Delegirten. Allein die Reichsverfassung (Gesetzartikel XII, 
§. 29) schreibt nicht vor und bestimmt nicht die Art und 
Weise, wie die von jedem Reichstagstheile zu wählenden 
60 Delegirten zu wählen seien ; die Reichsverfassung lässt die 
Frage offen, wie viele Delegirte der Vertretungskörper einer 
Reichshälfte aus seinen erblichen und ernannten, wie 
viele er aus seinen gewählten Mitgliedern in die Delega- 
tion zu entsenden habe. (Die §§. 7 und 8 des deutschen Aus- 
gleichsgesetzes berühren nur die Provinz Cisleithanien und 
wurden nur von ihr geschaffen ohne Beistimmung' Ungarns.) 
Esmuss daher angenommen werden — insbesondere nach dem 
Geiste der Reichsverfassung — dass das Reich die Detail- 
gesetzgebung hierüber jeder Reichsprovinz über- 
lassen wollte und überlassen habe. Diese Annahme 
findet noch ihre Bestätigung durch §. 69 des ungarischen 
Textes der Reichsverfassung, wonach „jene Modalität, und 
jenes Verhältniss, nach welchem in der durch die Länder der 
ungarischen Krone im Sinne dieses Beschlusses zu entsenden- 
den Delegation die Nebenländer theilnehmen werden, später 
festgesetzt werden wird". Damit hat die Reichsverfassung der 
Reichsprovinz Ungarn allein das Recht der Gesetzgebung „über 
jene Modalität und jenes Yerhältniss" eingeräumt, und somit 
diese Frage principiell entschieden. Denn in Folge „der voll- 
kommenen Parität beider Theile, bei Behandlung der gemein- 
samen Angelegenheiten", steht auch der Reichsprovinz Cis- 
leithanien natürlich das Recht zu, im Wege der Landes- 
gesetzgebung (im übertragenen Wirkungskreise) innerhalb 
der bezeichneten Grenzen „jene Modalität und jenes Verhält- 
niss, nach welchen in der, von den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern im Sinne dieses Beschlusses zu 
entsendenden, Delegation die Königreiche und Länder Theil 
nehmen werden , später festzusetzen" , und daher auch abzu- 
ändern. 

Ausserdem findet diese Auffassung, dass Cisleithanien 
und Ungarn im Wege der Reichsprovincial-Gesetz- 
gebung den Wahlmodus der Delegirten, desgleichen die Zahl 
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piäer aus den erWieben und ernannten, eowie aus den gewählten 
Uitgliedern der Keichstagstheile zu entneliinenden Delegirten 
abändern können, ihre Bestätigung und Anerkennung durch die 

_ PraxiB, Cialeithanien allein schul' — ohne Mitwirkung und 

dhne Zustiinnmng Ungarns, respective des Vertretungskörpers 

LReiehstag" — die §§, 7 und 8 des deutachen Ausgleiehsgeaetzes ; 

pngarn allein gab im Wege der Landesgesetzgebung die 

\. 4U — 42 des XXX. Geeetzartikels vom Jahre 1868 „über die In- 

rticulirung der, wegen Schlichtung der zwischen Ungarn und 

Croatien, Slavonien und Dalmatien bestandenen staatarechtlichen 

36*ragen , zu Stande gekommenen Convention", ineoferne da- 

ireh gesetzliche Bestimmungen über die Wahl von Dele- 

Fgstionsmi tgliedern getrotfen wurden. 

„Nachdem der gemeinschaftliche Reichatag der Lander 

^der ungarischen Krone" — sagt g. 40 des Gesetzartikela — 
„einen Theil seiner Agenden , nämlich die Feststellung des 
Budgets der aus der pragmatischen Sanction herrührend aner- 
kannten gemeinsamen Angelegenheiten, durch eine aus seiner 
Mitte entsendete Delegation ausübt , werden von den 
Repräsentanten Croatiena, Slavonlens und Dalmatiens, durch 
den gemeinschaftlichen Reichstag so viele Mitglieder in die 
Delegation gewählt, ala nach dem Schlüssel, nach welchem 
die erwähnten Länder im gemeinschaftlichen Reichstage ver- 
tretenwerden, auf sie entfallen." Femer §.41: „Bemzufolge wird 
festgeatellt , daas von den Repräsentanten Croatiens und Sla- 
voniens von Seite dea Repräsentantenhausea Vier und von 
Seite dea Oberhausea Ein Mitglied in die Delegation gewählt 
werde." Und §. 4i enthält aasdriicklich dieses Recht der selbst- 
ständigea Abänderung der Zusammensetzung dea ungarischen 
Delegationatheiles durch die Provinz Ungarn : „Wenn sich die 
Anzahl der croatisch-slavonisch-dalmatinischen Repräsentanten 
in Folge des im §. b3 erwähnten Gebiets-Zuwachses vermehren 
sollte, wird die Anzahl jener Mitglieder im entaprechenden 
Verhältnisse vermehrt werden , die von den Repräeentanten 
Croatiens, Slavoniena und Dalmatiens in die Delegation ge- 
wählt werden. (Die Provincialiairung der Militärgrenze erfolgte 
im Jahre 1873; Geaetzeaartikel XXVII.) 

Und diese — allerdings der Natur des Staates nicht 



entsprechende Auffassung — erhält dailurch noch eine Berech- 
tigung für est erreich -Ungarn, daas der Wahlmodus der Dele- 
girten wirklich von jeder der beiden Provinzen seibat be- 
stimmt und noch dazu in verschiedener Weise geregelt 
wurde. ^') Gesetzlich kann somit die Behauptung, dass z.B. 
die Detailbestimniung ^ wie viele Delegirte aue den er- 
nannten und erblichen Mitgliedern der Reichstagstheile 
zu wählen seien, wie viele aus den gewählten Keichstags- 
mitgliedern, wie die Delegirten von den öaterreichisch-ungari- 
schen Theilvertretungskörpern zu wählen seien, ob direct , ob 
von den (frnppen, aus den Gruppen etc. — im übertragenen 
Wirkungskreise den Reichsprovinzen überlassen worden sei, 
vollkommen aufrecht erhalten werden. 

Widersinnig hingegen wäre nur die Anschauung , dass 
etwa der souveräne Staat Cialeithanien oder Ungarn die 
Zahl oder Wahlart der „Vertretungskörper der beiden Reichs- 
häll'teu", oder den Wahlmodus der TheUe ihres Stellvertreter.'^ 
normiren oder abändern könnte , d. h. also die Anschauung, 
dass der Reichsrath als Staatsparlament unter Zustimmung 
des cisleithaniachen Staatsoberhauptes , oder der ungarische 
Reichstag als Parlament in Verbindung mit dem gekrönten 
Könige von Ungarn dies thim könnte. 

Femer erklärt der ungarische Ausgleichs text in der 
motivirenden Einleitung zu seinen Gesetzesbestimmungen aus- 
drücklich , dass es „nothwendig wurde, dass der Berührungs- 
modus zwischen den zwei von einander (als Staatsparlamenten 
nämlich) unabhängigen constitutionellen Vertretungen bezüglich 
der Behandlung dieser gemeinsamen Verhältnisse genau fest- 
gesetzt werde". 



") So wählt in beiden geiiieinsamen Haiclietjigatheileii die gaiiKe GrupjiB 
der erblJclieD nnd ernanoteD Mitglieder mia ihren Mitgliedern Je 20 Delegirte. 

Die gewählten Mitglieder des Theilee „Röiehsrath" wählen 40 Delegirte 
dnreh 17 Wahlgnippeu (gebildet ans den von den 17 Künig:rcichen nnd Ländern 
in den weiteren Heithstag gewählten Mitgliedern). 

Diese 17 Wahlgmppen kännea nua ihren Mitgliedern oder ans i^ämmtlicheD 
gewälilteo Uitgliedem die auf jede Gruppe entfallende Zahl der Delegirten 
wählen. 

Im enderen Theilu „Beichstag" des weiteren Reichstages wählt die ganze 
Gmppe seiner gewählten Mitglieder ans ihrer Mitte 40 Delegirte. 
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Das heisst, es wurde nothwendig, an Stelle der bis- 
herigen absoluten Behandlungsweise der gemein- 
samenAngelegenheiten, — d.i. der Angelegenheiten 
des Competenzkreises der österreichischen Mon- 
archie, wie derselbe durch die pragmatische Sanction 
festgesetzt worden war -— , die politisch freie, die con- 
stitutionelle Behandlungsweise dieser österreichischen 
Angelegenheiten treten zu lassen. 

Die gemeinsamen Angelegenheiten standen natürlich ausser- 
halb des Ausgleiches. Sie wurden nicht etwa erst im Jahre 
1867 durch Vertrag des Staates Ungarn mit den „übrigen Ländern 
und Provinzen Seiner Majestät" geschaffen, d. h. die öster- 
reichische Monarchie mit dem Competenzkreis e, 
der in der pragmatischen Sanction, — diesem„Fun- 
damentalvertrage", diesem „feierlichen Grundver- 
trage" — bestimmten Reichsangelegenheiten wurde 
nicht etwa im Jahre 1867 durch den Ausgleich geschaffen. 

Es handelte sich beim Ausgleiche — soweit er die 
gemeinsame, damals „österreichische Monarchie" 
betraf, nur um Schaffung einer politisch freien Ver- 
fasssung; dies aber konnte natürlich nur im Wege der 
Reichsgesetzgebung selbst erfolgen. 

Und es wurde nur der ungewöhnliche Modus gewählt, 
die neue Reichsverfasssung durch die Theilver- 
tretungskörper der „beiden Reichshälften" (der Pro- 
vinzen) Reich srath und Reichstag — welche zusammen 
den Reichsvertretungskörper bilden wie die beiden 
Reichshälften das Reich — berathen und annehmen zu 
lassen. 

Der österreichisch-ungarische Monarch sanc- 
tionirte diese von dem halben Reichsvertretungskörper 
„Reichstag" ausgearbeitete und vorgeschlagene, vom andern 
halben Reichsvertretungskörper „Reichsrath" an- 
genommene constitutionelle Reichsverfassung. 

Die — heute — kaiserliche und königliche öster- 
reichisch -ungarischeKrone, die — damals absolute 
österreichische — gemeinsame Krone, hatte den „Reichs- 
tag" schon als Theil des weiteren Reichstages 

ß.. Dantscher, D. Bundesstaat Oesterrelch -Ungarn. IQ 
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in der Allerhöchsten Thronrede aufgefordert: „für Modali- 
täten zu sorgen, wodurch die Lebensbedingungen der Sicher- 
heit und des Fortbestandes der Monarchie unver- 
sehrt gewahrt werden, zugleich aber einerseits denLändern 
der ungarischen Krone und andererseits den übrigen 
Ländern und Provinzen Seiner Majestät die con- 
stitutiorielle Einflussnahme auf die verfassungsmässige 
Behandlung der ober wähnten gemeinsamen Angelegen- 
heiten gesichert werde." (Einleitung zum Gesetzartikel XIL) 

Und der Reichstag, an den diese Allerhöchste Aufforde- 
rung erging und der somit dadurch schon competent erklärt 
war zur Schaffung der gemeinsamen constitutionellen 
Reichs Verfassung; der Reichstag, der dadurch schon als 
gemeinsames Theilorgan der Gesammtmonarchie 
creirt war wie auch der mittelst kais. Patentes vom 20. 
April 1867 hiezu berufene Reichsrath, konnte nur in dieser 
staatsrechtlichen Qualität — als Theil des mit der constitutio- 
nellen Vertretung der übrigen Länder gebildeten ersten rechtlich 
und factisch bestehenden gemeinsamen Reichstages (somit als 
Theil des weiteren Reichstages) — an die Ausarbeitung dieser 
„Modalitäten", der Reichsverfassung gehen; und dieser Theil 
Reichstag hatte der Allerhöchsten Aufforderung mit „aufrichtiger 
Freude" Folge geleistet; er hatte die Ausarbeitung der ge- 
meinsamen Reichsverfassung in Angriff genommen. 

„Mit aufrichtiger Freude begrüsste der Reichstag diese 
Allerhöchste Entschli essung Seiner Majestät, durch welche 
Allerhöchstdieselben das Constitution eile Regierungs- 
system in der ganzen Monarchie zu begründen und 
hiedurch den Glanz Ihres Thrones und die Kraft und Macht der 
Monarchie auf die Betheiligung aller Ihrer Völker 
an den öffentlichen Angelegenheiten, als auf die 
naturgemässe, somit festeste Grundlage zu basiren wünschten.** 

Die rechtliche Schaffung einer gemeinsamen Volksver- 
tretung — der Reichstag und Reichsrath waren zunächst nur 
von der Krone als Reichsorgane d. i. als Theile des weiteren 
Reichstages erwählt und zur Ausarbeitung der Reichsver- 
fassiing berufen — war somit absolut nothwendig. 

Die Schaffung dieser österreichisch-ungarischen Volksver- 
tretung ward dadurch nothwendig, dass einerseits gemäss. der 
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pragmatischen Sanction festgehalten wurde an den gemeinsamen 
Angelegenheiten , als solchen Angelegenheiten , „welche die 
unter der Herrschaft Sr. Majestät stehenden gesammten Länder 
simultan betreffen" (§. 8) ; andererseits dadurch, dass Se. Maje- 
stät durch A. h. Entschliessung , „durch welche Allerhöchst- 
dieselben das constitutionelle ßegierungssystem in der ganzen 
Monarchie zu begründen und hiedurch den Glanz Ihres Thrones 
und die Kraft und Macht der Monarchie auf die Betheiligung 
aller Ihrer Völker an den öffentlichen Angelegenheiten , als 
auf die naturgemässe , somit festeste Grundlage zu basiren 
wünschten", „auch seinen übrigen Ländern constitutionelle Jlechte 
verliehen hat" (§. 5) „und auch bei Behandlung der gemein- 
samen Angelegenheiten den constitutionellen Einfluss derselben 
nicht umgehen kann« (§. 25). „Was (daher) die Behandlung 
der obbeschriebenen (gemeinsamen) Gegenstände betrifft, so ist 
die Abänderung des diesbezüglich bisher gesetzlich bestan- 
denen Modus strenge genommen nicht in den in der pragma- 
tischen Sanction bestimmten Verpflichtungen begründet, allein 
es erscheint dieselbe in Folge jener Veränderung der Lage 
zweckmässig, die in dem Punkte 5 angeführt ist" (§. 23), näm- 
lich, „dass Se. Majestät auch seinen übrigen Ländern constitu- 
tionelle Rechte verliehen hat" (§. 5), daher „auch Se. Majestät 
selbst aus dem Grunde den bisherigen Modus der Behandlung 
dieser Angelegenheiten abzuändern wünschte, und Ungarn nur 
mit den constitutionellen Vertretungen der übrigen Länder 
und Provinzen Sr. Majestät bezüglich welch' immer gemein- 
samer Verhältnisse in Berührung treten kann" (§. 25). 

Diese Abänderung des bisherigen Modus der Behandlung 
der gemeinsamen Angelegenheiten bestand eben in der Schaf- 
fung einer Form für diese Behandlung der gemeinsamen An- 
gelegenheiten , kraft welcher beide Länder ihren übereinstim- 
menden einheitlichen VS^illen bezüglich dieser gemeinsamen 
Angelegenheiten aussprechen können, d. h. in der Schaffung 
eines Volksvertretungskörpers für die Behandlung der gemein- 
samen Angelegenheiten. 

Und der Grund dieser Abänderung „des bisherigen Modus 
der Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten" — d. h. 
der absoluten Reichsverfassung, wie dieselbe bisher bestand 

10* 
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für den Competenzkreis der durch die pragmatische Sanction 
geschaffenen gemeinsamen Angelegenheiten — lag darin , dass 
nunmehr nicht nur der Einzelstaat Ungarn, sondern auch 
Cisleithanien eine constitutionelle Verfassung hatte; daher er- 
gab sich die Nothwendigkeit, nachdem beide Sonderstaaten des 
alten Bundesstaates „Oesterreich" jetzt constitutionelle Monar- 
chien waren, auch den bisher absoluten monarchischen Gesammt- 
staat in die constitutionelle Staatsform eintreten zu lassen. 

Es ist daher unrichtig, wenn §. ö des Gesetzartikels XII 
sagt, dass „ehedem in Betreff Ungarns bezüglich dessen, was 
sich auf die erwähnten Verhältnisse* (d. h. auf die gemein- 
samen Angelegenheiten) bezieht, der ungarische Reichstag und 
der ungarische König im gemeinsamen Einverständnisse ver- 
fügten und bei Feststellung dieser Verfügungen kein anderes 
Land Einfluss hatte; denn der ungarische König, als 
absoluter Fürst der übrigen unter seiner Herrschaft stehenden 
Länder, verfügte über die Interessen und Ange- 
legenheiten jener Länder mit absoluter Macht". 
Denn einmal „verfügte der ungarische König" überhaupt 
nicht, „als absoluter Fürst" — d. h. als absoluter Träger 
der Krone des heiligen Stephan — über die heute 
cisleit hanischen Länder. Die Krone des Staates, den 
die deutsch- sla vi sehen Länder bildeten, war nicht die Krone 
des heiligen Stephan. Ausserdem verfügte von dem Augenblicke 
an, als durch die pragmatische Sanction das ßeich mit dem 
Competenzkreise der gemeinsamen Angelegenheiten gegründet 
war, über die Reichsangelegenheiten gar kein König 
von Ungarn, weder ein absoluter, noch ein constitutioneller, 
weder allein noch in Ueberein Stimmung mit der Krone für die 
deutsch-slavischen Länder, mochte auch diese eine absolute 
oder constitutionelle sein. Vielmehr konnte über diese gemein- 
same Reichsangelegenheit nur mehr die gemeinsame Krone 
staatsbegrifflich und staatsrechtlich verfügen. 

„Diese zwei Grundideen" — nämlich die Selbstständigkeit 
und Souveränetät des Staates Ungarn und die Reichseinheit 
auf (irimd der pragmatischen Sanction bezüglich der gemein- 
samen Angelegenheiten — „hat der ungarische Reichstag bei 
Bestimmung jener Verhältnisse vor Augen gehalten , welche 
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Ungarn mit den übrigen unter der Regierung des gemeinsamen 
Fürsten stehenden Ländern gemeinsam betreffen" (§. 4). 

So enthält auch der ungarische Gesetzestext die recht- 
liche Creirung einer gemeinsamen, einer österreichisch- 
ungarischen Volksvertretung; es enthält auch das 
ungarische Gesetz diese Scheidung zwisöhen Reichstag als 
Parlament und Reichstag als Theil der österrei- 
chisch-ungarischen Volksvertretung. 

Doch auf eine Gesetzesstelle ist hier noch aufmerksam 
zu machen, auf eine Gesetzesstelle, welche vielleicht geeignet 
ist, alle hier angeführten gesetzlichen Argumente für die recht- 
liche Existenz einer österreichisch-ungarischen Volksvertretung 
zu entkräften. Diese Gesetzesstelle, welche ausdrücklich und 
feierlich erklärt, dass Ungarn kein „wieimmer zu benennendes 
gemeinsames oder Centralparlament für zweckmässig 
hält und keines derselben annimmt", ist der §. 28 des Gesetz- 
artikels XII: 

„In Betreff jenes Theiles der gemeinsamen Angelegenheiten, 
welcher nicht reine Sache der Regierung ist, hält 
Ungarn weder einen vollen Reichsrath, noch ein wie immer zu 
benennendes gemeinsames oder Centralparlament für zweckmässig 
und nimmt keines derselben an, sondern hält daran fest, dass, 
nachdem auch nach der Allerhöchsten Thronrede Sr. Majestät die 
pragmatische Sanction der gemeinsame Ausgangspunkt ist, einer- 
seits die Länder der ungarischen Krone zusammen, andererseits 
die übrigen Länder und Provinzen Sr. Majestät zusammen als 
zwei gesonderte und ganz gleichberechtigte Theile angesehen 
werden mögen. Folglich ist die vollkommene Parität der beiden 
Theile bei Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten eine 
unerlässliche Bedingung." 

Welches Gewicht ist nun der Erklärung des §. 28 bei- 
zulegen, dieser den Grundgedanken der Gesetzesbestimmungen 
betreffs der Behandlung „jenes Theiles der gemeinsamen An- 
gelegenheiten , welcher nicht rein Sache der Regierung ist'*, 
enthaltenden einleitenden Bemerkung? 

Denn wie der athenische Gastfreund im platonischen Dia- 
loge von den Gesetzen (:u-pl vo|xo^/.<7ta<;) das Princip aufstellt, 
der Gesetzgeber solle den Gesetzen behufs besseren Verstand- 



150 

nisses und Befolgung seitens der Bürger eine zweckmässige 
Einleitung voransenden, welche den leitenden Gedanken des 
Gesetzes und die praktischen Motive enthält, so befolgt Ungarn 
hier dieses classische Princip des antiken Gesetzgebers. Es 
werden in diesem §. 28 als leitende Grundsätze der folgenden 
Gesetzgebung über die Behandlung jenes Theiles der gemein- 
samen Angelegenheiten, welcher „nicht reine Sache der Regie- 
rung ist" d. h. also, welcher Sache der Gesetzgebung 
ist — zwei aufgestellt: 1. kein gemeinsames Parlament und 
2. vollkommene Parität Ungarns und Cisleithaniens rücksicht- 
lich dieser Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten. 
Dabei widerspricht nur der erste Theil des §. 28 und der 
erste der hier angegebenen Grundsätze der Behauptung von der 
rechtlichenExistenz eines österreichisch-ungarischen, eines 
gemeinsamen Parlamentes. Denn das Princip der vollkommenen 
politischen Parität Cisleithaniens und Ungarns, d. h. ihres 
vollkommen gleichen Einflusses auf die Bildung des die gemein- 
samen Angelegenheiten normirenden Staatswillens, kann auch 
in einem einheitlichen Parlamente für Cisleithanien und Ungarn 
sehr leicht gewahrt und verwirklicht werden. Dieser zweite 
Absatz des §. 28 hat mit der Frage eines österreichisch-unga- 
rischen Parlamentes nichts zu thun, er verhindert dasselbe 
jedenfalls gesetzlich durchaus nicht. Ja er erklärt sogar 
Cisleithanien und Ungarn „als zwei gesonderte und ganz gleich- 
berechtigte Theile**, Das „gesondert" bezieht sich jedenfalls 
nicht auf die Theile Cisleithanien und Ungarn, da die T h e i 1 e 
einer Einheit nicht „gesondert" zu sein pflegen. Dadurch soll 
jedenfalls 1. die Erhaltung Cisleithaniens und Ungarns als zwei 
selbstständiger souveräner Staaten ausgedrückt werden. Allein 
es wird Cisleithanien und Ungarn noch neben dieser Eigen- 
schaft eine zweite beigelegt, sie sollen nämlich 2. „zwei ganz 
gleichberechtigte Theile" sein. Wessen? so wird man fragen. 
Und die Antwort wird lauten müssen : der einheitlichen öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie, des Staates Oesterreich-Ungarn. 
Wenn daher in einem österreichisch-ungarischen Parla- 
mente die vollkommene Parität Ungarns und Cisleithaniens 
„in "Betreff jenes Theiles der gemeinsamen Angelegenheiten, 
welcher nicht rein Sache der Regierung ist" — also bei der 



151 

Gesetzgebung — gewahrt wäre, d. h. wenn die Länder Ungarn 
und Cisleithanien gleich viele Stimmen in diesem Parlamente 
besässen, so würde der Existenz eines solchen gemeinsamen 
Parlamentes der zweite Theil des §. 28 nicht im Geringsten 
entgegenstehen. 

Was aber den ersten Absatz des §. 28 betrifft, „dass 
Ungarn weder einen vollen Reichsrath, noch ein wie immer 
zu benennendes gemeinsames oder Centralparlament für zweck- 
mässig hält und keines derselben annimmt", so ist darin ohne 
Zweifel die Willenserklärung des Landes Ungarn enthalten, 
dass es kein gemeinsames Parlament mit den Cisleithaniern 
wolle — aber auch Nichts mehr. Das Land Ungarn erklärt: 
Ich will kein gemeinsames Parlament. Hier aber ist nicht ent- 
scheidend, was Ungarn will, sondern was Ungarn gesetz- 
lich für Organe zur Behandlung „jenes Theiles der gemein- 
samen Angelegenheiten , welcher nicht rein Sache der Regie- 
rung ist", — daher Sache der Gesetzgebung — mit ge- 
schaffen hat, ja schaffen konnte; denn nachdem einmal die 
gemeinsamen Angelegenheiten feierlich neuerdings anerkannt 
waren, und dieselben politisch frei behandelt und erledigt 
werden sollten — so konnte der Theil Ungarn, welcher ja in 
Folge der gemeinsamen Angelegenheiten mit Cisleithanien eine 
Einheit, eine souveräne Gesammtpersönlichkeit, einen Staat 
bildet , in Betreff dieser gemeinsamen Angelegenheiten nichts 
Anderes schaffen, als eine gemeinsame Verfassung, eventuell 
ein gemeinsames Parlament. Das entscheidende Moment ist 
daher, ob kraft des auch in Ungarn für die Behandlung der 
gemeinsamen Angelegenheiten geltenden öffentlichen Rechtes 
— des Ausgleichsgesetzes — ein solches gemeinsames Parlament 
existirt oder nicht, ob Ungarn durch den Ausgleich ein solches 
gemeinsames Parlament geschaffen hat oder nicht. Was Ungarn 
rechtlich miterzeugt hat, was es durch auch sein öffentliches 
Recht. — weil Reichsrecht — geschaffen hat, das entscheidet 
über den staatsrechtlichen Charakter des weiteren 
Reichstages und der Delegationen — nämlich das 
Ausgleichsgesetz. 

Ausserdem steht diese Erklärung des §. 28, dass Ungarn 
kein gemeinsames Parlament wolle, auch in directem Wider- 
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Spruche zu den vorangehenden Erklärungen der Einleitung zum 
Gesetzartikel XII. 

Aus dem Vorhergehenden aber erhellt klar und zweifellos, 
dass der ßeichsrath und Reichstag zusammen die einkamme- 
rige (Länderkammer) österreichisch-ungarische Volksvertretung 
bilden. 

Und wahrlich , die Differenz zwischen dem , was Ungarn 
Eingangs des §. 28 erklärt, dass es wolle — kein gemeinsames 
Parlament — und dem, was es durch sein Ausgleichsgesetz ge- 
schaffen hat — diesem gemeinsamen österreichisch -ungarischen 
Parlamente — ist keine allzu grosse ! Kaum kann Ungarn der 
Vorwurf der Inconsequenz treffen zwischen demjenigen, was es 
gesetzlich schuf, und demjenigen, was es gewollt! Namentlich 
wenn man bedenkt, dass es wohl der Wille Ungarns im §. 28 
gewesen sein dürfte, nur den Staat Ungarn selbstständig zu er- 
halten, nur ihn in keine Gemeinschaft mit den übrigen 
Königreichen und Ländern zubringen, wenn man erwägt, 
dass Ungarn die Competenz und Souveränetät der Krone des 
heiligen Stephan unversehrt und intact erhalten wollte — seinen 
mit dem Volke verwachsenen historisch gewordenen Staat. 

Denn diese Souveränetät des Staates Ungarn hat 
Ungarn^ — trotz gemeinsamer Angelegenheiten und Ausgleich 
— vollkommen gewahrt ! Es hat diese Souveränetät seines 
Staates nicht nur für die Gegenwart unversehrt gewahrt und 
erhalten, sondern auch für die Zukunft , und hat damit das 
wahre Wesen des Bundesstaates rein zum Ausdrucke 
gebracht. Denn eine Erweiterung der Keichscompetenz , eine 
Erweiterung der gemeinsamen österreichisch-ungarischen An- 
gelegenheiten ist nie und nimmer rechtlich möglich, ausser 
durch freiwillige Ausscheidung gewisser Angelegenheiten 
aus der Competenz der Sonderstaaten — Ungarns und Cislei- 
thaniens — und Zuweisung derselben in die Competenz des 
Reiches unter Zustimmung des Reiches Oesterreich - Ungarn. 
EineErweiterung des Compe tenzkreises der öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie gegenüber den 
beiden Sonderstaaten ist daher nur möglich durch 
den Vertrag der beiden Sonderstaaten mit dem 
Reiche. Da im Bundesstaate der Wille des Gesammt- 



Istnates dem Willen der Sonderstaaten nicht übergeordnet ist 
nicht übergeordnet aein kann — denn die der Selbat- 
ft bestimniung der Sonderstaaten und der Selbstbestimmnng des 
I BnndeBstaates unterliegenden ötFentliehen Angelegenheiten sind 
1 ja ganz verschiedene — so folgt , daea eine Erweiterung 
* der Reithsgewalt gegenüber den Sonderstaaten durch blossen 
WillenBentscbtusa der Reiehsgewalt , Gesetzgebung, eine 
rechtliche Unmöglichkeit ist. Daher hat Oeaterreich- 
Ungam durch das Ausgleich Brecht daa Wesen des Bundes- 

IstHHtes rein zum Ausdrucke gebracht . namentlich in diesem 
entscheidenden Punkte der Erweiterung de r Reich s- 
Bompetenz gegenüber den Einzel Staaten, die nur 
im Wege des Vertrages mit den Sonderstaaten s t a a t s - 
begrifflich und staatsrechtlich vor sich gehen kann. 
So hat Ungarn seine staatliche Selbstständigkeit auch fiir 
die Zukunft rechtlich gewahrt. 
Aber selbst auf dem Gebiete der gemeinsamen 
Angelegenheiten lässt nur noch daa Zurückgi-eifen auf 
die klare und unveränderliche Natur des Staates und das un- 
verriickteim Auge Behalten dieser Natur daa osterreichisch- 
qngarische Pariament durch alle die Ziirncksetzujigen 
' «fld Verschleierungen, die es erfuhr — durch Zwei theilung 
^ und Stellvertretung— allerdings unzweifelhaft erkennen. 
Denn diese Natur des Staates kann Niemand abändern. 
■tJnd man kann nicht die Kraft und Wirkung des einheitlichen 
l^taates erhalten — die Frucht dieses Organismus, und ihm 
l^ierfür die (^einheitlichen) Organe entziehen. 

Sonach ergibt sich unzweifelb aft sowohl a) aus der Natur 
desStaates, als auch /•) aus dem deutschen wie ungari- 
schen Äusgleichsgesetze — aus dem österreichisch-unga- 
rischen Slaalsreihte — die rechtliche Existenz einer 
ftsterreicbi seh- ungarischen Volksvertretung, 

Dem entsprechend lauten auch die Benennungen des- 
3enigen Reichsrathes und Reichstages, welche zu- 
mminet] die österreichisch- ungarischen Angelegenheiten berathen, 
in den Gesetzen imd in den Staatsverträgen. 

Das Gesetz bezeichnet den Keiehsrath und Reichstag als 
,Vertretungflkörper der beiden Reichahälften'' 
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(Deutsches Ausgleichsgesetz §.!,§. 6), als Ge^etzgebungeh 
der beiden Reichshälften (§.3). 

Das Gesetz erklärt den die gemeinsamen Angelegenheiten 
behandelnden Reichsrath und Reichstag als Theile der 
Volksvertretung^^) (Theile des Reichstages) , als 

„einerseits die Vertretung der Länder der unga- 
rischen Krone, anderseits die Vertretung der 
übrigen Länder Seiner Majestät (XII, §. 10). 

In den Staatsverträgen ^s) 2. B. werden Reichsrath und 

Reichstag die „beiden Gesetzgebungen der österrei- 
chisch-ungarischen Monarchie^ genannt; sonach ist 
jeder eine „Gesetzgebung der österreichisch-ungarischen Mon- 
archie", d. h. ein an der Gesetzgebung der österreichisch- 
ungarischen Monarchie mitwirkender Theilkörper. 

Ja das Gesetz definirt geradezu den Reichsrath und 
Reichstag als „den legislatorischen Körper (beider 
Staatsgebiete) d e r M n a r c h i e" . '^*) 



^2) XII, z. B. §. 20. „Diesen Vorschlag unterbreitet jedes Ministerium 
dem betreffenden Reichstage, wo derselbe ordnungsgemäss behandelt wird. Ein 
jeder Reichstag theilt seine Beschlüsse im Wege der betreffenden Ministerien 
dem andern Reichstage mit und die dergestalt zu bewirkenden Feststellungen 
beider Theile werden Sr. Majestät zur Sanctionirung unterbreitet werden. 

^*) „Staats vertrag vom 20. September 1870 mit den vereinigten Staaten 
von Amerika wegen Regelung der Staatsbürgerschaft der aus der öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie nach den vereinigten Staaten von Amerika und 
aus diesen nach Oesterreich-Ungarn auswandernden gegenseitigen Staatsange- 
hörigen" (R. G. Bl. 1871, Nr. 74), Artikel VI: 

„Die gegenwärtige Convention soll von Seiner Majestät dem Kaiser 
von Oesterreich und König von Ungarn nach eingeholter verfassungsmässiger 
Zustimmung der beiden Gesetzgebungen der österreichisch- 
ungarischen Monarchie und von dem Präsidenten der vereinigten Staaten 
mit und unter Zustimmung des Senates der vereinigten Staaten ratificirt 
und die Ratificationen zu Wien innerhalb zwölf Monate vom Datum desselben 
ausgewechselt werden". . . G. A. XVIII v. J. 1871, „über den mit den ver- 
einigten Staaten von Amerika behufs Regelung der Staatsbürgerschaft der aus- 
wandernden Individuen unterm 20. September 1870 abgeschlossenen Staatsvertrag. 
(Sanctionirt am 10. -Juni 1871 , kundgemacht in beiden Häusern des Reichstages 
am 11. Juni 1871.) Artikel VI wörtlich gleichlautend. 

^*) LI. G. A. V. J. 1879 „über den Kriegsstand des stehenden Heeres und 
der Kriegsmarine, sowie über die Bestimmung der Recrutencontingente für 
beide Staatsgebiete der Monarchie bis zum Schlüsse des Jahres 1889. (Sanc- 



Der wellere ([remetnsanie} Reichstafi. 

Die öaterreichißch- ungarische Volkßvertretnng besteht ans 
I Iwei Theilen , welche zunächst als T h e i I e berathen und be- 
I flofaliessen über die der unmittelbaren Erledigung durch die 
l Volks verti-etung gesetzlich vorbehaltenen iiaterreichisch-unga- 
k rischen Reichaangelegenheiten, Biesen beiden untrennbaren 
I Theilen gegenüber, welche der deutsche Text des österreichisch - 
I nngarisehen Staatsrechtes „Vertretungakörper der beiden 

Reichshälften* nennt, der ungarische Text , Reichstage" tauft, 
\ Bteht als persönliche luid verantwortliehe Spitz» des Organia- 
der öaterreichiach-nngarischen vollziehenden Gewalt das 
I gemeinsame k. und k. österreichisch - ungarische 
I Hin ister ium. 

Denn dieses gemeinsame österreichisch-unga- 
[ fische Ministerium hat nach der Natur des Staates 
i — der Gesa mm tpersönli ebbe it — , und nach dem poaitiven 
I österreichisch-ungarischen Staatsrechte vor den 

„VertretungakÖrpern der beiden Reichshälften", 
I vor dem oaterreichisch-ungarischen Reichsvertretungakörper zu 
L erscheinen. Das gemeinaame Ministerium ist berechtigt und 
[ ist verpflichtet, vnr dem Reichstage und Reichsi-athe in ihrer 
f Eigenschaft als Theilen des weiteren Reichstages zu functio- 

mren. Niennd nimmer kann und darf das Ministerium eines 

tiouitt am 20. Dei^ember 1S79, kand gemacht in 1>eid(in Häosero des Reichs- 
tages am M. December tt^iO.)" 

g. 1. „Die AnordnunK des §. H dos G. A. XL v. J. 1868 ühur die 

Wehrkraft, wumit der Kriegüstand der »ur geaeiDHaiueu Vertlieidif-aiig der 

Honarchie erforderlichen Armee and Kriegsmarine auf 80(1.000 Huiin birgtiinmt 

vnnt«. sowie die Ujihe des auf Grand des §. 13 desselben Gesetzes im (I. A. 

XXXVII V. J. 1873 fBr Vngaui mit 342.988 Mann beHtimmten Becniteneontin- 

1. CMit«8 wird aueh fär die fol^nden 10 Jahre, and zwar bix Enm Schiasse des 

llAlhn« 1689 aufrevht erlialtfn; im Üeljrieen bleiben die Verfa^Diigen des § 13 

i. A. XL V. J, 1868 nnberfthrt." 

8- 2. „Dia Anträte auf die diircli die Verhaltnisse bedingte weit*iro Auf- 

r iMklerhaltttD); ndrr AbäudemDp dieses Armee- nud Krieginnarin etil und ea iind 

I Mab üussen neiierlieher KestjetKUUC ha coDHtitntioaellen We^e dem legia- 

«n Körper beider SlaatsKeljiele der Honarchir vor Ablauf 

■ Jahr«s 18SH ™rziilogen». {R. G, Bl, v. J. 1879, Nr. U5: Beaot« vom 

. Deeemb'-r IfiTP.l 
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Sonderstaates — Cisleithanien oder Ungarn — in dieser 
staatsrechtlichen Eigenschaft, als Organ für die Verwirklichung 
des cisleithanischen Sonder Staatswillens oder des ungarischen 
Sonder Staatswillens, vor demjenigen Organe erscheinen, 
welches den gemeinsamen österreichisch-ungarischen Volks- 
willen erzeugt — vor dem weiteren Reichstage , um diesen 
Willen gegenüber den anderen Staaten und gegenüber den 
eigenen Staatsangehörigen zu verwirklichen. Und wenn diese 
Sonderministerien dennoch gegenüber der Reichs Vertretung 
functioniren würden und in ihr erschienen, so sind sie staats- 
rechtlich als Reich sorg ane aufzufassen, als Stellver- 
treter des gemeinsamen Ministeriums, diesem ver- 
antwortlich , wie dies ja im Bundesstaate auch rechtlich oft 
der Fall ist. 

Das gemeinsame Ministerium ist natürlich Ein^^) Mini- 
sterium, es ist das Ministerium der untrennbaren Provinzen 
Cisleithanien und Ungarn , es ist das Ministerium desjenigen 
Staates, dessen Theile (Provinzen) Cisleithanien und Ungarn 
sind — es ist das Ministerium Oesterreich Ungarns, das Mini- 
sterium des „österreichisch-ungarischen Reiches". Denn diese 
staatsbegrifflich unmögliche Behauptung, dass das gemeinsame 
Ministerium 1. ein cisleithanisches Ministerium sei und 2. ein 
ungarisches Ministerium, so dass also im österreichisch-unga- 
rischen Ministerrathe drei physische und sechs rechtliche Minister 

*^) Ausgleichsgesetz §. 5 : „Die Verwaltung der gemeinsamen Angelegenheiten 
wird durch ein gemeinsames verantwortliches Ministerium besorgt, welchem 
jedoch nicht gestattet ist, nebst den gemeinsamen Angelegenheiten auch die 
besonderen Regierungsgeschäfte einer der beiden Reichstheile zu führen Die 
Anordnungen in Betreff der Leitung, Führung und inneren Organisation der 
gesammten Armee stehen ausschliesslich dem Kaiser zu." §. 16, 18, 28. 

XII. §. 27: „Ein gemeinsames Ministerium muss für die Gegenstände 
errichtet werden, welche, als in der That gemeinsam, weder unter die ge- 
sonderte Regierung der Länder der ungarischen Krone, noch 
der übrigen Länder Sr. Majestät gehören. Dieses Ministerium darf 
neben den gemeinsamen Angelegenheiten die besonderen Regieningsgeschäfte 
weder des einen noch des anderen Theiles führen, noch auf dieselben Einfluss 
üben. Verantwortlich wird ein jedes Mitglied dieses Ministeriums bezüglich 
alles dessen sein, was in sein Bereich gehört; verantwortlich wird aber auch 
das ganze Ministerium gemeinschaftlich bezüglich jener amtlichen Verfügungen 
sein, welche es gemeinschaftlich festgestellt hat." §§. H9, 4.S, 44, 50 etc. 
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Sitzen und stimmen würden, bedarf wohl keiner Widerlegung. 
Wohl ist es möglich, dass ein öffentliches Organ a eines Staates 
A für einen anderen fremden Staat auch functionirt; un- 
möglich aber kann Ein staatliches Organ das Organ zweier 
Staaten sein. Es ist möglich, dass z. B. der Minister des Auswär- 
tigen eines Staates A rechtlich betraut und beauftragt ist mit 
der Führung der Geschäfte eines anderen Staates B, etwa mit 
der Leitung der auswärtigen Politik des Staates B , wie dies 
bei Schweden der Fall ist. Der schwedische Minister des 
Aeussern ist kraft des öffentlichen Rechtes mit der Führung 
der auswärtigen Politik Norwegens beauftragt; er vertritt 
seinen eigenen Staat und führt die auswärtige Politik eines 
anderen fremden Staates, Norwegens. Es gibt eine könig- 
lich norwegische Politik des Auswärtigen , aber gegenwärtig 
kein Departement der auswärtigen Angelegenheiten im könig- 
lich norwegischen Staatsministerium, sondern die auswärtige 
norwegische Politik führt der königlich schwedische Minister 
des Auswärtigen. Aber dieser 1, schwedische Minister des Aus- 
wärtigen ist natürlich nicht auch 2. norwegischer Minister des 
Auswärtigen, er ist kein Norwegen und Schweden gemein- 
samer Minister. Ebenso vertritt z. B. ein Botschafter oder 
Gesandter den Botschafter oder Gesandten einer anderen 
Macht , führt dessen Geschäfte , namentlich im Kriegsfalle, wo 
die Gesandten der kriegführenden Mächte abberufen werden. So 
vertrat der kaiserlich deutsche Botschafter bei der hohen 
Pforte im letzten Kriege zwischen ßussland und der Türkei 
den kaiserlich russischen Botschafter in der Türkei. Deswegen 
war der deutsche Botschafter natürlich kein etwa Deutschland 
und Russland gemeinsamer Botschafter. Das Oberlandes- 
gericht in Innsbruck ist die zweite gerichtliche Instanz für 
das Fürstenthum Liechtenstein, deshalb aber kein gemeinsames 
Oi;gan der beiden Staaten Cisleithanien und Liechtenstein. 

Allein alle diese Fälle greifen hier nicht Platz. Das 
österreichisch-ungarische Ministerium ist ein Cisleithanien und 
Ungarn gemeinsames, einheitliches, staatliches Organ, es ist 
daher nothwendig das Organ , der Ausdruck der für seinen 
Competenzkreis bestehenden einheitlichen, österreichisch-unga- 
rischen vollziehenden Gewalt. Das Organ eines Staates kann 



158 

unmöglicli zugleich auch das Organ eines anderen Staates 
sein. Nur im Bundesstaate ist es denkbar, dass ein und 
derselbe Mensch Organ in beiden Staaten, Gesammtstaat 
und Einzelstaat , ist , dass also die beiden staatlichen 
Organe dasselbe physische Substrat hätten. Der Minister 
des Staates A kann nicht zugleich auch Minister des Staates 
B sein; abgesehen von allen praktischen Gründen kann er 
es schon deshalb nicht sein, weil er dadurch nothwendig 
gleichzeitig Staatsangehöriger zweier Staaten würde, was 
der Natur des Staates nach eine Unmöglichkeit ist, aus- 
genommen im Gesammtstaate und Einzelstaate. Es ergibt 
sich nun von selbst , dass die selbstständigen Ministerien der 
beiden Sonderstaaten — bei der Untheilbarkeit der österreichisch- 
ungarischen Angelegenheiten — nicht die gemeinsamen, öster- 
reichisch-ungarischen Angelegenheiten verwalten können und 
dürfen. Der König von Ungarn kann nur rücksiehtlieh der 
ungarischen Staatsangelegenheiten die ihm originär zustehende 
vollziehende Gewalt mittelst des ungarischen Ministeriums aus- 
üben.ö«) (Gesetz-Art. III vom Jahre 1848, §. 2 und §. 3, Gesetz- 
Art. VII vom Jahre 1865/67 §. 1, und Gesetz- Art. VIII). Das- 



^^) „Gesetz-Art. III, 1848. §. 2 : „In Abwesenheit Sr. Majestät vom Lande 
übt der Palatin und königliche Statthalter im Lande und den einverleibten 
Theilen mit Aufrechterhaltung der Einheit der Krone und des Monarchie- 
verbandes die vollziehende Gewalt im gesetzlichen, konstitutionellen Wege mit voller 
Macht aus , und in diesem Falle ist die Person des jetzigen Palatins, Seiner 
k. k. Hoheit des Erzh. Stephan gleichfalls unverletzlich." 

§.3: „Die vollziehende Gewalt übt Se. Majestät der König und in dessen 
Abwesenheit der Palatin und königliche Statthalter im Sinne der Gesetze durch 
das ungarische unabhängige Ministerium aus, uud alle ihre Verordnungen, Be- 
fehle, Entscheidungen und Ernennungen sind nur dann giltig , wenn sie auch 
durch einen der in Ofen-Pest residirenden Minister unterzeichnet werden ** 

Gesetz- Art. VII, von 1865/67, §. 1 : „Indem Se. kaiserliche und apostolisch- 
königliche Majestät die Executivgewalt auf Grund der Gesetze und der Con- 
stitution mittelst des ungarischen Ministeriums persönlich ausübt; der III. Ge- 
setzartikel vom Jahre 1848 aber die Executivgewalt in Abwesenheit Sr. kais. 
kön. apostolischen Majestät auf den Palatin als königlichen Statthalter über- 
trug, so werden die auf den Wirkungskreis des Palatins als königl. Statthalters 
bezüglichen Bestimmungen der §§. 2, 3,9, 11, 17, 19 ,24 und 38 des III. Gesetz- 
Art, vom Jahre 1848 ausser Geltung gesetzt." 

VIII. Gesetz-Art.: „Der §. 12 des III. Gesetz-Art. vom Jahre 1818, welcher 
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selbe gilt für das Staatsoberhaupt Cisleithaniens ; daher sagt das 
Staatsgrundgesetz des Staates Cisleithanien über die Ausübung 
der Regier ungs- und der Vollzugsgewalt im §. 2: „Der Kaiser 
übt dia: ßegierungsgewalt durch verantwortliche Minister und 
die denselben untergeordneten Beamten aus." ^^) 

, Die beiden Ministerien der Sonderstaaten können nie- 
mals und dürfen d^her gesetzlich niemals als Organe für die 
Ausübung der gemeinsamen Staatsgewalt seitens der österrei- 
chisch-ungarischen Krone erscheinen. Die Sonderministerien als 
solche dürfen nicht die gemeinsamen Angelegenheiten verwalten, 
sie können und dürfen daher auch gesetzlich niemals in den- 
jenigen Volksvertretungskörpern erscheinen, welche 
die gemeinsamen Angelegenheiten berathen und 
beschliessen d. i. im weiteren Reichstage, und in seinem 
Stellvertreter, den Delegationen, Sie dürfen keine Regierungs- 
vorlage des gemeinsamen Ministeriums, keine Regierungsvorlage 
über eine österreichisch-ungarische Angelegenheit einbringen 
oder vertreten, sie dürfen keine gemeinsame Angelegenheit 
verwalten. 

Dies ist so klar und selbstverständlich, dass es keinem 
Gesetzgeber der Welt einfällt, dies besonders auszusprechen; 
das bairische Staatsrecht braucht nicht erst zu erklären, dass 
das königlich bairische Ministerium in dieser staatsrechtlichen 
Eigenschaft nicht die deutschen Reichsangelegenheiten ver- 
walten dürfe. 

Daraus folgt der für das österreichisch-ungarische Staats- 
recht hochwichtige Schluss, dass die Sonderministerien 
vor den beiden Theilen des weiteren Reichstages 

die Modalitäten der Bildung des ungarischen verantwortlichen Ministeiiums 
bestimmt, wird folgendermassen abgeändert: 

§. 1. Ueber Vorschlag des Minister-Präsidenten werden dessen Minister- 
kollegen von Sr. Majestät ernannt." 

*^) Staatsgrundgesetz vom 21. December 1867 über die Ausübung der 
Regierungs- und der Vollzugsgewalt (R. G. Bl. 1867, Nr. 145). Wirksam für 
Böhmen , Dalmatien , Galizieu , Oesterreich unter und ob der Enns , Salzburg, 
Steiermark, Kärnten, Krain, Bukowina, Mähren, Schlesien, Tirol mit Vorarlberg, 
Gorz und Gradiska, Istrien und die Stadt Triest mit ihrem Gebiete. 

Art. 2: «Der Kaiser übt die Regierungsgewalt durch verantwortliche 
Minister und die denselben untergeordneten Beamten und Bestellten aus." 



160 

der Natur des Staates nach nicht erscheinen 
können, somit dürfen sie auch nach dem positiven öster- 
reichisch - ungarischen Staatsrechte (Ausgleichs- 
gesetz §. 5, Gesetzartikels XII, §. 27) in den Theilen des 
weiteren Reichstages nicht erscheinen. 

Das gemeinsame Ministerium muss erscheinen in diesem 
ßeichsrathe und Reichstage, wann und so oft dieselben 
gemeinsame Angelegenheiten behandeln, da diese Angelegen- 
heiten nach §. 27 des Gesetzartikels XII „weder unter die geson- 
derte Regierung der Länder der ungarischen Krone , noch der 
übrigen Länder Seiner Majestät gehören". Denn für diese Ange- 
legenheiten musste eben „Ein gemeinsames Ministerium errichtet 
werden . . , Verantwortlich wird ein jedes Mitglied dieses Ministe- 
riums bezüglich alles dessen sein, was in sein Bereich gehört" 
— also auch der Minister desAeussern fiir die von ihm abge- 
schlossenen Staats- und Handelsverträge, welche nach §. 1 
„den Vertretungskörpern der beiden Reichshälften (dem Reichs- 
rathe und dem ungarischen Reichstage) vorbehalten bleiben''; 
„verantwortlich wird aber auch das ganze Ministerium ge- 
meinschaftlich bezüglich jener amtlichen Verfügungen sein, 
welche es gemeinschaftlich festgestellt hat". Gewiss nun gehört 
die Vertretung eines gemeinsamen Staats- oder 
Handelsvertrages vor dem Volksvertretungs- 
körper, dessgl eichen die Erlangung der Genehmigung eines 
österreichisch-ungarischen Staatsvertrages seitens des Parla- 
mentes — von welcher seine Rechtsgiltigkeit nach Aussen und 
Innen abhängt — , sowie die allseitige Verwirklichung des gemein- 
samen Vertrages zur Verwaltung der gemein samen An- 
gelegenheiten; „die Verwaltung der gemeinsamen Angelegen- 
heiten" aber „wird" — nach §.5 — „durch ein gemeinsames 
verantwortliches Ministerium besorgt, welchem jedoch nicht ge- 
stattet ist, nebst den gemeinsamen Angelegenheiten auch die 
besonderen Regierungsgeschäfte einer der beiden Reichstheile 
zu führen". Daraus ergibt sich andererseits: wenn es richtig 
wäre, dass „die gemeinsamen Angelegenheiten^®) beider Staaten 
auf eine gemeinsame Geschäftsführung beschränkt" sind, „die 
aber ihre Grenzen stets durch den materiell übereinstimmenden 
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') Ulbrich, Seite 52, 60. 
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'6«set^f8willen beider Staaten empfangt." ; wen« es wahr wäre, 
daas „die innerlialb ihres (der D^^legationen) festbegrenzten 
Competenzlireifles gefuasten Besohlüoae so anzuheben sind , als 
wenn dienellien von den beiderseitigen Vertretnngskiirpern — 
Parlamenten — selbst gefaest worden wären", dann dürfte das 
gemeinsame MiniattTinm nicht in den Delegationen erscheinen. 
Denn „wenn diese Delegationen "■) in ihrem Zusammen- 
wirken jedoch keinen einzigen einheitlichen Staatswülen fassen 
helfen, sondern nnr ziir Bildung zweier besonderer, aber stets 
gleichlantender Staatewillen beitragen" , dann darf das ge- 
meinsame Ministerium deshalb nicht amtlich den Delegationen 
gegenübertreteu, weil es diesem österreichisch ■ ungarischen 
Ministerium „nicht gestattet ist, nebat den gemeinsamen Ange- 
legenheiten anch die besonderen Regierungsgeschäfte einer der 
[Imden Reiehstheiie zu führen" ; denn in diesem Falle hätte 
gemeinsame Minieteriiira «nicht den Willen eines Staates" 
Oeflterreich-TJngams — , „sondern zweier Staaten zu voU- 
iiehen". (Juraschek, Seite 117.) Dan gemeinsame Ministerium 
darf aber nach §. 27, XII „die besonderen Regierungsgeschäfte 
weder des einen noch des anderen Theiles fiihren , noch auf 
dieselben Einfluss üben". 

Wenn aber der weitere Reichstag gemeinsame Ange- 
legenheiten bfhandelt. und n ich t Sonderstaatsangelegenheiten, 
auf Grund welcher VerfassnngHbeKtimmnngen — so niuss 
man fiirwahr fragen — hat man d as gcmeinaameReichs- 
ministerium aus den „Vertretungskörpern der 
beiden Reich sbälften" verbannt? Auf Grundlage 
welcher natürlicher Gründe und welcher Gesetzesbestim- 
mungen hat man die ganze Verantwortlichkeit des gemeinsamen 
Ministeriums und „jedes Mitgliedes dieses Ministeriums bezüg- 
lich alles dessen, was in sein Bereich gehört", aufgehoben? 

Zuerst wurde gegen die .Bestimmung des positiven 
inneren österreichisch- ungarischen Staatsrechtes und in Misa- 
Terständniss desselben , das gemeinsame Ministerium aus 
der österreichisch -ungarischen Volksvertretung 
fainausgewiesen ; und als man so das Ministerium und ins- 



") JurascUfk, Suite 115. 
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besondere den Minister der auswärtigen Angelegenheiten der 
Volksvertretung gegenüber direct politisch unverantwortlich 
gemacht hatte für die vom weitem Reichstage selbst zu be- 
handelnden gemeinsamen Angelegenheiten, öo z. B. in Betreff 
aller Staätsverträge — , erhob man Klage darüber , dass das 
gemeinsame Ministerium, insbesondere der Minister des Aus- 
wärtigen der Reichsregierung, oben auf den absoluten Höhen 
frei lebe! Und merkwürdiger Weise klagte man darob die 
österreichisch - ungarische Reichsverfassung an, man erklärte 
diese Unverantwortlichkeit des wichtigsten Reichsorganes im 
Geiste der Verfassung gelegen, während es der Geist 
und die Auffassung der Interpreten war, die in dieser 
angeblichen Verfassungsbestimmung sich spiegelten! 

Wahrlich, es war ein schwerer staatsrechtlicher 
und ein noch grösserer und folgenreicherer praktischer 
Fehler, dass „die Vertretungskörper beider Reichshälften" — 
der österreichisch-ungarische Reichsrath und Reichstag — bei 
Berathung des ersten ö sterreichisch • ungarischen 
Staatsvertrages, in den sie zusammen als neues öster- 
reichisch-ungarisches Vo Iksvertr et ungsorga nein- 
traten, dass der Reichsrath und Reichstag bei der parlamen- 
tarischen Behandlung des am 9. März 1868 geschlossenen 
österreichischungarisch-deutschen Handels- und Zollvertrages 
nicht das Erscheinen des gemeinsamen Ministe- 
riums behufs Vertretung dieses Vertrages vor 
der Volksvertretung auf Grund der Natur der 
Sache und des positiven österreichisch-ungarischen 
Staatsrechtes verlangten! In jener 88. Sitzung der 
ersten Session am 1. April 1868, in welcher die Regierung 
den Vertragsentwurf Oesterreich - Ungarns mit dem deutschen 
Zollvereine als Regierungsvorlage einbrachte, hätte das cis- 
leithanische Abgeordnetenhaus erklären müssen und erklären 
sollen: Wir sind als Abgeordnetenhaus des cisleithanischen 
Staatsparlamentes incompetent, eine Regierungsvorlage in Be- 
treff eines vom Staate Oes terreich-Ungarn abgeschlos- 
senen Vertrages entgegen zu nehmen; wir sind incompetent 
als Factor für die Willensbildung des Staates Oesterreich- 
Ungarn in Verbindung mit der gemeinsamen Krone aufzutreten. 
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TTnd die Uegierung des Staates Cisleithanien konnte in 
dieser Eigenschaft n i c ht eine Vorlage einbringen über einen 
Staatsvertrag, den der Staat, dessen Kegierimg sie ist, die 
Krone, deren Organ für die AiiBÜhung der vollziehenden Ge- 
I walt sie ist, nicht gesehlossen hatte! Denn auch die Einzel- 
I Staatsregierung kann nicht als Organ für die Verwirklichung 
[■ des österreichisch - ungarischen einheitlichen Staatswillens er- 
, scheinen; die Regierung Cisleithaniena kann nicht verant- 
i wortlich sein für einen Vertrag, den sie nicht abgeschlossen 
1 hat. Der Reichsrath hätte erklären müssen: Diese Vor- 
[ läge des österreichiscbungarisch-dentBcben Zoll- und Handels- 
. Vertrages, diese Vorlage über eine gemeinsame (eine Österrei- 
chisch-ungarische) Angelegenheit wird die, in Gemä.ssheit des 
g. 5 (Delegationsgeaetz) und §. 27 (G.-Art. XII) zur Verwaltung 
I der gemeinsamen Angelegenheiten berufene, gemeinsame 
I Regierung uns, die wir Kraft des Gesetzes (§§, 1, 6, XII 38, 
"! aoch „Vertretnngskörper der beiden Reichshälf- 
I ten", der Provinzen Cisleithanien und Ungarn, sind — zur parla- 
L mentarischen Behandlung vorlegen ; denn die Reichsverfassung hat 
die Genehmigung aller wirthscliaftlichen Verträge Oesterreich- 
TJngamsden beiden Theilen des weiteren Reichstages vorbehalten. 
Und nur in dieser staatsrechtlichen Eigenschaft konnte das Abge- 
ordnetenhaus auch die erste Lesiuig und Zuweisung dieses Staats- 
I Tertrages an einen Ansschuss, die zweite Lesung, und endlich die 
I Genehmigung dieses Zoll- und Handelsvertrages mittelst der 
[ Abstimmung in der 109. Sitzung am 15. Mai 1^68 vornehmen; 
in dieser Eigenschaft — als Theil des weiteren Reichstages — 
hat ea am 3. Juni die Mittbeilung des Präsidiama entgegen- 
' genommen, dass „das Herrenhaus in seiner Sitzung am 20. Mai 
I den mit der Zuschrift vom 15, Mai dieses Jahres, Z. 2014 
I A.-H. mitgetlieilten Beschlüssen des Hauses der Abgeordneten, 
Lbetreffend den Handels- und Zollvertrag mit den Staaten des 
I deutschen Zollvereines, ohne Aenderung in dritter Lesung bei- 
Ij^treten ist". 

Und es war eine schwere Verletzung der österreichisch- 
■RSgarischen Reichsverfassung durch die Sonderstaaten, 
das cisleithanische Abgeordnetenhaus und das könig- 
[ch ungarische Parlament die parlamentarische Behandlung 
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dieses Reichsvertrages und die Intervention des cisleithanisehen 
resp. ungarischen Staatsministeriums nicht zurückwiesen. 

Aus dieser factischen und rechtlichen Thatsache, däss 
Cisleithanien und Ungarn gegenüber den fremden Staaten, dass 
sie völkerrechtlich nicht existiren, dennoch aber bei der bis- 
herigen staatsrechtlichen Behandlung gemeinsamer Staatsver- 
träge durch ihre Parlamente als existirend angenommen wurden 
— man überliess ihren Parlamenten die Genehmigung der Staats- 
verträge mit Deutschland, England, Frankreich u. s. f. — ergibt 
sich auch die staatsrechtliche Unmöglichkeit der gesetzlichen 
Publicirung dieser (formell von den Sonderstaatsparla- 
menten genehmigten) gemeinsamen Staatsverträge durch die 
Sonderstaaten gegenüber den Reichsangehörigen. 

Es erklärt sich daraus die staatsbegriffliche und staats- 
rechtliche Unrichtigkeit des Vorganges, welcher in der heutigen 
Art der Publicirung österreichisch-ungarischer Staatsverträge 
und Gesetze durch die Sonderstaaten und in ihren Organen 
Platz greift. Es besteht nämlich für die Publication der ge- 
meinsamen Staatsverträge, überhaupt der gemeinsamen Gesetze 
und Verordnungen kein gemeinsames Reichsgesetz- 
blatt; es werden hiezu theilweise die Amtsblätter beider 
Sonderstaaten gebraucht (Wiener Zeitung und ßudapesti- 
Közlöny), theils werden die österreichisch-ungarischen 
Verträge und Gesetze in der für die Publication der 
Gesetze und Verordnungen der Sonderstaaten gesetzlich be- 
stehenden Form — und zwar als Verträge und als Ge- 
setze der Sonderstaaten — im Gesetzblatt des Sonder- 
staates kund gemacht. 

Nicht da^ ist staatsrechtlich absolut undenkbar und un- 
möglich, dass österreichisch' ungarische Verträge imd Gesetze 
in denselben Gesetzblättern und Amtsblättern in jeder Provinz 
publicirt werden, in welchen die Gesetze der Sonderstaaten 
ihre amtliche Verkündigung finden; dass z. B. das cisleitha- 
nische Reichsgesetzblatt zugleich österreichisch-ungarische Ge- 
setze — natürlich nur vom gemeinsamen Ministerium contra- 
signirt — publicire, dass sonach das Reich sich dieses cisleitha- 
nisehen Gesetzblattes auch als Reichsgesetzblattes für 
die Provinz Cisleithanien bedient; nicht das ist staats- 
rechtlich unbedingt zurückzuweisen, dass das Reich seine Ver- 
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'trÄge und Gesetze — vom Reichsminiat^riiiiii contrHsignirt — 

in der Provinz Ungarn durch Einreihung in die Laudcagcaetz- 

flammlung znr allgenieineu KenntDiMS bringt."") 

^^H Allerdings wäre auch eine solche Publicatiousweise der 

^^^vWülensacte dee einheitlichen organischen Staates — dieKund- 

^^^1 '") ni. Gv^elz-Arl. 18<i8 „über die Kanil mach ung der Gssetzn" ^saBctionirt 

^^^bni 29. April tP6S. In beiden Häiiseni des BelcbüUgeR kundgemsclit am 
^^^Kt9. April 1868. Im IiAndcaeeaetz- Archiv erschienen am 30. April), 
^^^f §. 1. „Jedes GesetE, itotmid es voa Seintr MajeatAt eauctioDirt and ia 

beiden Häusern des Beichatages kuDilgemacht ist: wird durch die Kegierung in 

der zu diesem Zwecke ea redigirendeD LaDdesgesei^Sammluag; unverzBgtich Kor 

■llgemejneu Kenatniaa g;ebracht werden. 

g. 2 Mit dem Texte des Geselzes ist sowuht der Tag der höniglichen 

Sanctionirang ali^ imch jener Tag kimd zu machen , an weichem das Gesetz 

in beiden Häiiiem des Reichstages kiiodgemacht wurde. 

K§. 3. Der anl' »Dlche Art verälTentlichte Text des Geaetücs ist als 
eo tisch EU betrachten. 
§. 4. lowiefern der Zeitpunkt, Ton welcbem an die Wirksamkeit eines 
tz«c beginnt, im Qesetze selbst nicht festgestellt, oder die Feststeiluttg 
« Zeilpunktes dem Minialerinm nicht überlassen ist , beginnt die bindende 
l eines jeden Gesetzes 15 Tage nach dem im Landesgesetz- Archiv erfolgten 
heiuen des Gesetzes. 
§. 5. Das Originale xemplar des sanctiomrten Gesetzes wird im Landes- 
•rdtiv hinterlegt ; die von dem betreffenden Fachminister licgla üb igten Copien 
desMlbeu aber wurden den betreSiinden Jurisdictionen in einem Exemplar von 
1 Zeit zugesendet. 

I jedem KaleudeTJabre eine eigene Gesetzsammlung 
tine jede derartige Sajumlung die Numerisirnng aufü 
Ejleae beginnt, hat die Berufung aiil' Gesetze durch Citirung des Kalenderjahres 
der Zahl zu geschehen. 

§. 7. Dos Landeegesetzarchiv wird ijogleich nach dessen ErKcliuinen 
r Jarisdietion 'x ngicio Kngesendet 

$. 6. Das Ministerium wird Sorge tragen, dass jedes (ieset£ sugleioh 
PlMUih dessen Knndmacban^' in allen — in den Ländern der nngariscben Krone 
authentischen üebereotKungen verüll'LtüIllcht . tiud den 
nlTenden Jurisdictionen zugesendet werde". 

Femei' XUl. G^setxartikel vom Jahre 1S70 „über die Modiliration des 

des III. Gesetsartikel vom Jahre 1S6S aber die Kundmachung der Gesetze 

r S. 4 des III Geset^artikels vom Jahre I8€8 wird folgendermoBsen modificirt: 

%. V „Jnsol'eme der Zeitpnnlit, innerhalb dessen die Wirksamkeit irgend 

s (lesetzes beginnt, in diesem selbst nicht festgestellt ist. oder die Bestim- 

nig dieses Zeil|)nnktcs nicht einem Minielcrium aufgetragen ist, beginnt die 

idende Kraft jedes Gesetzes binnen 15 Tagen nach erl'otgter Publication 

aelben vor dem Iteiihatagc." 



g. a. Nachdem i 
ftttnosgegebeu wird und i 
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machung für jedeProvinz besonders und noch dazu inver- 
schieden er Weise — der Natur des Staates wohl nicht ent- 
sprechend ; eine solche Art der Publication von ßeichsverträgen 
und Reichsgesetzen dürfte wohl von keinem Staate — und daher 
auch nicht vom Gesammtstaate im Bundesstaate — adoptirt 
werden. Es wäre dann Ein Gesetzblatt eben Gesetzblatt 
zweier Staaten, des Reiches und des Einzelstaates. 

Aber das ist unbedingt eine staatsbegriffliche und staats- 
rechtliche Unmöglichkeit, dass ein und derselbe öster- 
reichisch-ungarische Staatsvertrag als Staatsver- 
trag Cisleithaniens unter Contrasignatur des cisleitha- 
n i s c h e n Ministeriums , und als königlich ungarischer 
Staatsvertrag unter Contrasignatur des königlich ungarischen 
Ministeriums publicirt werde. Es ist unmöglich, dass, wie es 
z.B. im Reichsgesetzblatte für das „Kaiserthum Oesterreich", 
Jahrgang 1868 Nr. XXI der Fall ist, am Ende des österreichisch- 
ungarisch - deutschen Handels- und Zollvertrages unter der 
Contrasignatur des österreichisch- ungarischen Mini- 
sters des Auswärtigen die Clausel stehe, contrasignirt vom 
cisleithanischen Ministerpräsidenten , Handelsminister 
und Finanzminister: „Der vorstehende Handels- und Zoll- 
vertrag sammt Beilagen wird nach erfolgter Zustimmung der 
beiden Häuser des Reichsrathes mit der Wirksamkeit für 
die in demselben vertretenen Königreiche und Länder hie- 
mit kund gemacht" ; das heisst , es ist unmöglich , dass 
der Staat Cisleithanien österreichisch - ungarische Staats- 
verträge für die Oesterreicher - Ungarn publicirt. Das zwei- 
kammerige cisleithanische Staatsparlament kann keine gemein- 
samen österreichisch-ungarischen Angelegenheiten berathen und 
zu keinen solchen „zustimmen" ; denn das cisleithanische 
Staatsparlament ist nur ein Factor zur Bildung desjenigen 
souveränen Willens , welcher die Angelegenheiten, die „den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern" allein gemein- 
sam sind,' zu seinem Lihalte hat ; und die cisleithanische Regierung 
kann für den Abschluss und die Verwirklichung eines öster- 
reichisch-ungarischen Staats vertrages, den sie nicht abgeschlossen 
hat, und den sie nicht verwirklichen kann — nicht politisch 
verantwortlich sein. 
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Und ebenso ist der ungarische Gesetzartikel, wodurch 
Y dieser Zoll- imd Handelsvertrag jetzt wieder als ein zwischen 
I Ungarn und dem Zollvereiae geschlossener Vertrag in- 
I articulirt wird, eine staatsrechtliche Unmöglichkeit. Dieser 
l Staats vertrag wurde ja von Ungarn gar nicht abgeschlossen, 
1. konnte somit als ein ungarischer Staatsvertrag auch nicht 
Inarticulirt werden. Es ist der VII. Gesetzartikel vom Jahre 
1869 „über den mit dem deutschen Zollvereine am 0. März 
1868 abgeschlossenen Handels- und Zollvertrag (sanctionirt am 
^^B 16. October 1 869, kundgemacht im Abgeordnetenhause am 
^^■(18. October, im Überhause am 25. October 1869. In die Landes- 
^^Bgesetzsammlnug aufgenommen am 27. October 1869)". 
^^1 nWi"" Franz Josef der Erste etc. 

^^B Der zwischen Sr, Majestät dem Kaiser von Oesterreich 

^^Bnnd apostolischen König von Ungarn, sowie Sr. Majestät dem 
^^H Könige von Preussen, durch letzteren im Niimen des nord- 
^Hj dentachen Bundes und der nicht zum nurddeutschen Bunde 
^^^ gehörigen Mitglieder des deutschen Zoll- und Handelavereines 
geschlossene und am 9. März I86ö unterfertigte Handels- und 
Zoll vertrag wird, nachdem derselbe durch den Landtag ange- 
nommen und niichträglich durch die beiden hohen, contrahiren- 
r den Theile in gewohnter Weise bestätigt worden, sammt den 
rdazu gehörigen Beilagen und dem Schlussprotocoll als Landes- 
[esetz inarticulirt." (Nun folgt der Vertrag.) 

Wie kann der königlich ungariaehe Landtag einen vom 

gemeinsamen Kaiser abgeschlossenen einheitlichen öster- 

t'feichi sc h-ungari sehen Staatsvertrag annehmen , wie kann der 

E'S t a at Ungarn ihn publiciren fiir die in Ungarn wohnenden Beichs- 

pfcürger? Dieser Gesetzartikel aber besagt ja und bedeutet staats- 

Irechtlich: Eswirdhierait den ungarischen Staatsangehörigen — 

I fimnell — die souveräne Willenserklärung des Staates 

Ungarn, wekhe mit der souveränen Willenserklärung desKönigs 

von Preussen als Verti'eter des norddeutschen Bundes und der 

übrigen Staaten riicksichtüch der Erleichternug des gegenseitigen 

[ Verkehres zwischen den Ländern durch Nichterlassung von Ein- 

(.Shbr-, Ausfuhr- und Dnrehftihrverboten (Art. I) u. s. f. überein- 

mmt, in der gesetzlichen Weise kundgemacht. Allein eine solche 

KTUlenserklärung des souveränen ungarischen Staates liegt, wie 
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erwähnt, gar nicht vor, Ungarn hat gar nicht diesen Zoll- und 
Handelsvertrag abgeschlossen; der ungarische Reichstag, der- 
jenige Factor, welcher bei der Aussprechung des ungarischen 
Staatswillens durch die ungarische Krone nach Aussen (bei 
ungarischen Staatsverträgen bestimmten^ Inhaltes), und gegen- 
über den ungarischen Staatsangehörigen nothwendig mitwirkt, 
konnte bei diesem Staatsvertrage unmöglich mitwirken, weil 
die ungarische Krone diesbezüglich gar keinen Willen ge- 
äussert hat und auch gar keinen äussern konnte. Nur Staats- 
verträge, bezüglich deren der Staat Ungarn als Contrahent 
erscheint, können vom ungarischen Reichstage angenommen 
und als ungarische Staatsverträge (als Landesgesetze) publicirt 
und inarticulirt werden. 

Jedermann müsste bei Betrachtung d.s G-esetzartikels VII 
vom Jahre 1869 glauben, dass der Staat Ungarn mit dem Ver- 
treter Deutschlands diesen Handelsvertrag abgeschlossen habe. 

Noch stärker tritt diese staatsrechtliche Anomalie der 
gegenwärtigen Art und Weise der Publication von Reichs- 
verträgen und Reichsgesetzen hervor, wenn die contrahirenden 
Staaten selbst genannt sind. So steht z. B. im Reichsgesetz- 
blatte für „die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder" — wie der Titel seit 1870 lautet — im XXVIII. 
Stücke des Jahres 1874 der „Postvertrag vom Jl./O. Mai 187 :i 
zwischen Oesterreich -Ungarn und Russland." 

Unter dem vom Minister des Aeussern der österreichisch- 
ungarischen Monarchie contrasfgnirten Vertrage befindet sich 
wieder die von dem cisleithanischen Ministerpräsidenten und 
Handelsminister contrasignirte Formel : 

„Der vorstehende Postvertrag wird nach erfolgter Zu- 
stimmung der beiden Häuser des Reichsrathes kundgemacht." 

Soll dieser Ausdruck für die politische Freiheit: „Zu- 
stimmung der beiden Häuser des Reichsrathes" einen vernünf- 
tigen Sinn und daher diese „Zustimmung" eine öffentlich recht- 
liche Wirkung haben, so müssten diese beiden Häuser eben 
Häuser des Parlamentes „Oesterreich-Ungarns" sein, welches 
nach dem Titel diesen Vertrag mit Russland abgeschlossen hat. 

Dasselbe gilt riicksichtlich der ungarischen Gresetzartikel 
über die zwischen ..der österreichisch-ungarischen Monarchie" 



>■ und anrleren Staaten geBchlnasenen Verträge, So z, B. erselieint 
im XIX. (iesetzartikel vom Jahre 187f) diese österreichisch- 
imgariBche Monarchie als der eine CoBtraient in dem mit 
ßnniänien am ^2. Juni 1875 abgüBchlosRenen Handelyveitrage. 
Kbenso ereeheint diese Monarchie ala der eine Conti'ahent des 
durch den XLIX GeBetzartikel vom Jahre 187*i inarticulirt«n 
Bändels vertragen mit Grossbritannien : 

„Der zwischen der ö s terre ic hi sc li-nngari sehen Monarchie 

End Grossbritannien " ^ sagt dieser Geaetzartikel — nSuf die 

1 Artikel TU des G.-A, XVI vom Jahre 1867 bestimmte Art 

Bltn Stande gekommene und am 5. December l87ö zu Budapest 

Bibiter zeichnete Handelsvertrag wird ~ nachdem derselbe durch 

fAtax Keiehstag angenommen und durch die beiden vertrag- 

^«chliesB enden Theile in der üblichen Weise ratificirt worden 

hiemit inarticulii-t. ' (Fulgt der Wortlaut des Vertrages.) 

f Wahrhaft man niiichte glauben, dass dieser „Reichstag" natiir- 

ich der ijsterreichis oh- ungarische Reichstag — die Volks- 

Fertretung eben des einen Oontrahenten : „üsterreichisch- 

ingarischen Monarchie", war, welcher unter Intervention 

Fdes den Präiiminarvertrag abgeschlossen habenden gemeinsamen 

Uinisteriums nun seine verfasaungsinässige Zustimmung ertheilte. 

Denn die Mitwirkung des ungarischen Staatsparla- 

mentes ist eiae ab:*olute Üumögliebkeit ; sie wäre nur in dem 

Falle möglich, wenn ein österreichisch nugarisoher KandeU- 

vertrag gleich wäre zwei Handelsverträgen, nämlich einem 

andeUvertrage, welchen der auch völkerrechtlich exiatirende 

»at Cisleithanien dnrch den kaiserlich cisleithaniscben Minister 

i Auswärtigen mit dem anderen Contrahent^en — also hier 

Rtunänien — abgeschlossen hat. und einem Handels- 

»rtrage identischen Inhalt^es, welchen das völkerrechtlich 

Econstirende Königreich Ungarn durt^h den königlich ungarischen 

lltiiiister der ungarischen auswärtigen Angelegenheiten mit dem 

(^andern Staate — Rumänien — abgeschlossen hat. 

Die« ißt aber völkerrechtticli und staatsrechtlich nicht 

Rdsr Fall. Und die bisherige staatsrechtliche Erledigung solcher 

ülterreichiscli -ungarischer Staats- und Handelsverträge, welcitc 

l ihrer Giltigkeit der Mitwirkung der Volksvertretung nach 

rdem österreichisch-ungarischen Staatsrechte bedürfen, d, h. die 
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parlamentarische Behandlung aller österreichisch - ungarischen 
Handelsverträge seit 1868 ist nur dann eine der unveränder- 
lichen Natur des Staates entsprechende , nur insoferne über- 
haupt eine vernünftige und mögliche , und eine nach dem 
österreichisch - ungarischen Staatsrechte correcte und daher 
rechtlich - wirksame, wenn angenommen wird, dass 
ßeichsrath und ßeichtstag hierbei als „Vertre- 
tungskörper der beiden ßeichshälften" inGemäss- 
heit des §. 1 des Delegationsgesetzes, somit als un- 
trennbare Theile des weiteren Reichstages functionirt haben; 
wenn ferners supponirt wird, dass auch die beiden Sonder- 
regierungen als Stellvertreter der gemeinsamen 
österreichisch - ungarischen Regierung hierbei 
mitgewirkt haben. Das Erscheinen dieser österreichisch- 
ungarischen Verträge im cisleithanischea Reichsgesetzblatte und 
die Hinterlegung derselben im Landesgesetz- Archive ist die Art 
ihrer Publication seitens des Reiches in jeder Provinz. Dasselbe 
gilt von allen gemeinsamen Gesetzen, z. B. über die Quote, über 
die Bank etc., welche — formell — von den Sonderstaats- 
parlamenten unter Intervention der Sonderstaatsmini- 
sterien geschaffen , und von Seiner kaiserlichen und königlichen 
apostolischen Majestät sanctionirtund dann unter»Contrasignatur 
der Sonderministerien publicirt wurden. 

Alle diese gemeinsamen Gesetze sind rechtlich nur 
dann vorhanden und wirksam, wenn angenommen wird, dass 
sie vom Reichstage und Reich srathe als „Vertretungskörpern 
beider Reichshälften" geschaffen wurden, und dass die Son- 
derministerien hier in Stellvertretung des gemein- 
samen Ministeriums und somit als Reichsorgane 
fungirt haben, wie dies z. B. in den Gesetzesbestimmungen 
über die Regelung der Quote ausdrücklich angeordnet ist. Und 
diese Gesetze sind nur dann publicirt im Reiche 
Oesterreich-Ungarn , wenn supponirt wird, dass auch 
hier bei der Publication die contrasignirten Sonderministerien 
in Stellvertretung des Reichsministeriums thätig gewesen sind, 
und dass man sich der Gesetzblätter der Sonderstaaten auch 
2. als Reichsgesetzblätter bediente. 

Eine Ausnahme findet — was die contrasignirten Mini- 
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iBterieii anlangt, mir bei den wanctionirten Delegationa- 
l-beschlüssen statt; denn bei dieaen ist in voUkommen orga- 
[idsctier Weise immer nur das Keicliaministerium contra- 
ignirt. 

Dieses gemeinsame Ministerium miiss somit 
rKatar deeStaates nach und gemäss der Ausgleichs- 
aetzgebung im Reichsrathe und Reichstage er- 
cheinen und daselbst funetioniren, so oft dieser Reichs- 
Irath und Reichstag eine gemeinsame Angelegenheit 
I verfassungsmässig behandeln, d.h. als „Vertretungs- 
B'kSrper der beiden Reichshälften" erscheinen. Das gemeinsame 
I IGnisterium miiBs daher mitwirken bei der G-enehmigung 
Fder in ternationalen Verträ,ge, bei der Entachei- 
I dnng über die Aufnahme eines gemeinsamen Dar- 
Mehena, bei der Wahl der Delegationen und der Aus- 
Cfibung der der Österreichisch -ungarischen Vollis- 
ivertretung behufs Wahrung der Unverantwort- 
lichkeit und Unverletzlicbkeit der österreichisch- 
ungarischen Delegirten zustehenden Rechte; die 
gemeinsame Regierung mnss funetioniren bei der Würdigung 
der Gründe zxir Abdankung der österreichisch- 
nngarischen Krone und deren eventueller Annahme, und 
das gemeinsame Ministerium mügate mitwirken bei der Ab- 
tndernng der österreichisch - ungarischen Reichs- 
yerfassung — bei der Abänderung des Ausgleichsgesetzes; 
ind dieses Ministerium hätte endlich funetioniren sollen, 
( der weitere Reichstag — in Folge des zwischen den 
Mden Staaten stiltscliweigend geschlossenen Vertrages über 
Iflie Errichtung einer gemeinsamen Bank — dasösterreichisch- 
Dngarische Bankgesotz schuf. Nur bezüglich einer 
r ©Bterreicliisch • ungarischen Staatsangelegenheit , der Gesetz- 
gebang über die BeitragsleiHtung der beiden österreichisch- 
nngarisehen Provinzen Cisleithanien imd Ungarn zum Öster- 
reich isch-nnga riachen Staatshaushalte — beim Zustandekommen 
des Quotengesetzea für lü Jahre — hat das geraeinsame 
Ministerium keine Ingerenz. Denn die iisterreichisch- ungarische 
Äeichsverfassung bestimmt im §. 3 des deutschen Textes und 
^ namentlich in den, diesen §. 3 ergänzenden gg. 19 — 22 des Gesetz- 
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artikels XII des ungarischen Textes der Ausg leichsgesetzgetung, 
dass hiebei die Ministerien der beiden souveränen 
Staaten Ungarn und Cisleithanien — in Stellvertre- 
tung des gemeinsamen Ministeriums — zu amtiren haben. Die 
beiden Sonderministerien sind hier gesetzlich zur Thätig- 
keit in einer öster reichisch - ungarischen (gemeinsamen) 
Angelegenheit berufen. Sie erscheinen in dieser Beziehung 
daher als Organe Oesterreich-Ungarns , als Reichs- 
organe. 

Und so ist es der durch die Uebereinstimmung der beiden 
Theile des weiteren Reichstages erzeugte einheitliche Willens- 
beschluss — der österreichisch-ungarische Volkswille — wel- 
cher dann durch die Sanction des Kaisers von Oesterreich- 
Ungarn und unter Contrasignatur des gemeinsamen 
Ministeriums zum österreichisch -ungarischen Staatswillen, 
zum österreichisch-ungarischen Reichsgesetze erhoben wird. 

Dieser weitere Reichstag ist, wie erwähnt, staatsrechtlich 
dasselbe Organ , wie der weitere Reichsrath des §. 10 der 
Februar Verfassung , d. h. er ist das Volksvertretungs- 
organ der Gesammtmonarchie; nur tritt zunächst prak- 
tisch der Unterschied hervor, dass der weitere Reichsrath nie- 
mals in Ungarn Anerkennung gefanden hatte, und niemals 
seitens Ungarns beschickt worden war. 

Aber in welch' veränderter Gestalt erscheint 
heute dieses selbe Organ, die österreichisch-unga- 
rische Volksvertretung! 

Die Organisation, die Mitgliederzahl und die Com- 
petenz des weiteren Reichstages ist eine andere geworden! 
Er besteht heute nicht mehr aus zwei Kammern (Herrenhaus 
und Abgeordnetenhaus), sondern ans Einer Kammer, eigent- 
lich aus zwei halben Kammern ^^), deren jede in einer anderen 
Sprache verhandelt. Die Mitglieder dieser halben Kammern 



*') Es wird nämlich von jeder der beiden Reichsprovinzen, von jedem 
Reichslande je eine Hälfte der Reichs Vertretung gewählt. So sitzen z. B. im 
„Vertretungskörper einer Reichshälfte „Reichstag" , welcher von der Reichs- 
provinz Ungarn entsandt ist, nur theils gewählte, theils erbliche und von der 
Reichskrone ernannte Vertreter der Provinz Ungarn. Dasselbe ist der Fall 
beim „Vertretungskörper einer Reichshälfte" Reichsrath. 
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[werden theils vom Volke gewählt, theils sind sie erbliehe 
* und von der Reichskrone ernannte Parlaraentsmitjjlieder. 
Alle Mitglieder des ungariaelien Reichstages zusammen bilden 
L— die eine halbe Kammer, alle Mitglieder des Reicharathe-s 
iDBammen — die zweite halbe Kammer. Der weitere Reichstag 
BlbCBitzt kein Herrenhaus und kein Abgeordnetenhaus, ebenso- 
■wenig- als je der halbe Stellvertreter — ein Delegationstheil — 
Herrenhaus nnd Abgeordnetenhaus besteht; jeder Theil 
Fenthält nur Delegirte, 

Die Mitgliederzahl des weiteren Reiebarathes betrag 

343 + den Mitgliedern des Herrenhauses (mit Inbegriff der 

angarischen Magnaten). Der weitere Reichstag besteht heute 

aus 35'i von der Provinz Cisleithanien nnd aus der Provinz 

[ Cisleithanien gewählten Abgeordneten + den erblichen und 

Gemannten Mitgliedern (Herrenhausmitgliedern)'*); der seitens 

WäeT Provinz Ungarn gebildete halbe Reich svertretnngskörper 

Kumfasst 447 gewählte Altgeordnete + den Mitgliedern der 

Uagnateutafel Also nicht mehr 85 gewählte Ungarn sitzen 

diesem weiteren gemeinsamen Reichstage , sundem 447 

wählte nngarJBche Abgeordnete; ausserdem ist iur die politi- 

»he Bedeutung beider Theile (und daher namentlich bei der 

Abstimmung) die vollkommene Parität dieser beiden Theile des 

. weiteren Reichstages Grundprincip. 

Und wie sehr ist die Competenz dieses weiteren 
ichstages im Vergleich zur Competenz des ehemaligen wei- 
teren Reichsrathes zusammengesunken! In die unmittelbare 
Competenz dieses weiteren Reichstages gehören nur die ge- 
meinsamen Angelegenheiten des Ij, 1 des Ausgleichsgesetzea : 
Genehmigung der internationalen Verträge; ferner die Wahl 
ler Delegirteii , die öfterreichiach-ungarisi-he Bank (für zehn 

") Die Gnijipe der vun der Beichabroa« eiTinnnlBn iinJ erlilLclicn Mil- 
fliedor den liallieu öEterreichiseh - imgarischvu VertretTia|!:Bkürpi]irA ItnicbBriitli 
bcBteht gegsnwikrtig ans bciläalig 17G Mitglieilern, 

Die Gruppe der Milglieder der nagaristibea Magtiuti^ulurd . welcli« iu 
, tivst aodi'Tea tStJuitaangehärigkeit uWn Boch Hili^ljiider dea von dai' Prnvina 
»ntiaadten Tbeilea „Heiolistne" dar gemeinBameo EpichsvortrL'lung sind, 



Dos Stimmrecht der ii 
f Jta^fttentnfel ist Kiispi^ndirt. 




das Abgvord netenhnoB ii;ewähl[«n Uitgtieder dor 
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Jahre), die österreichisch-ungarische Quote und die Entschei- 
dung über die Aufnahme eines gemeinsamen Anlehens ; ausser- 
dem die ßeartheilung der Wichtigkeit der Gründe zui* Ab- 
dankung, eventuell die Annahme der Abdankung der öster- 
reichisch-ungarischen Kaiserkrone ; endlich der Natur der Sache 
nach die Abänderung der österreichisch-ungarischen Reichs- 
verfassung, der Ausgleichsgesetzgebung. 

Ueberdies besitzt der weitere Reichstag keine selbststän- 
dige Geschäftsordnung für den Verkehr seiner beiden 
T h e i 1 e behufs Erzielung eines einheitlichen Willensbeschlusses ; 
nur bezüglich einzelner Fälle, so z. B. der Behandlung der 
österreichisch-ungarischen Quote, ist speciell der Verkehr der 
beiden Theile gesetzlich geregelt. 

Wahrlich, es gibt wohl kein Parlament einer constitutio- 
nellen Monarchie, und vielleicht überhaupt kein Parlament 
irgend eines Staates mehr, in welchem das Moment der 
Einheit so sehr zurückgedrängt ist, wie im österreichisch- 
ungarischen Parlamente. Nirgends spricht das Ausgleichsgesetz 
vom Vertretungskörper des Reiches, sondern immer nur von 
den (Theil-) „Vertretungskörpern der beiden Reichshälften", 
also von den unselbstständigen Theilen der Reichs Vertretung, 
welche von den beiden grossen Provinzen Cisleithanien und 
Ungarn gewählt werden. Die Abgeordneten selbst für diese 
beiden Theile des weiteren Reichstages werden nicht aus- 
schliesslich für die verfassungsmässige Behandlung der 
österreichisch-ungarischen Staatsangelegenheiten gewählt, ja die 
Wahlsysteme und Wahlgesetze, durch welche die beiden Theile 
der österreichisch - ungarischen Volksvertretung geschaffen 
werden, sind nicht identisch. Die Verhandlungssprache 
jedes Theiles ist eine verschiedene. Nicht einmal die Wahlperiode 
ist dieselbe. Die in Ungarn gewählten österreichisch-ungarischen 
Abgeordneten scheiden alle drei Jahre aus (Gesetzartikel IV 
vom Jahre 1848, §. 3) und an ihre Stelle sind neue zu wählen, 
während die aus Cisleithanien gewählten österreichisch-unga- 
rischen Abgeordneten sechs Jahre in dieser Function verbleiben 
(Gesetz vom 2. April 1873, wodurch das Grundgesetz über 
die Reichsvertretung vom 21.December 1867, R. G. Bl. Nr. 141 
abgeändert wird, §. 1 8). Die gesetzlichen Bestimmungen nament- 
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f Ucli über den Verkehr der beiden Tlieite der österreicbiaeh- 
ungarischen Volksvertretung — die allgemeine Gesehäftsord- 
rnrng — sind grösstentheils nur indirect gegeben durch die 

I gesetzlichen Beatimmungen über den Verkehr der Theile des 
Stellvertreter 8 des Reichsparlamentes — der Delegationen. 
JDenn nur durch den berechtigten Schlnsa , dasa der Stellver- 
treter eines staatlichen, willenafähigen Organes, welcher inner- 
ibalb des ihm eingeräumten Wirkungskreises thätig ist — 
nicht mehr Rechte haben und für den Stellvertreter ausüben 
kann, als der von ihm Vertretene selbst, wird überhaupt indirect 
der Complex der Geaetzesbestimmungeu über die Delegationen 
— namentlich über ihren gegenseitigen Verkehr 
— auch als öffentliches Recht für das österretchiach-ungarische 
Parlament — respective dessen Theile — gewonnen. Daraus 
kann wenigstens jener Theil der Rechte des Parlamentes — 
seiner Theile — erschlossen werden, welchen es durch seinen 
Stellvertreter ausübt; und es kann die Art und Weise ihrer Aua- 
nbung ersehlnasen werden. Welche Rechte darüber hinaus noch 
I dem Österreichisch -ungarischen Parlamente zukommen, kann aua 
P^m Gesetze nur theilweiae und unvollkommen deducirt werden. 
Die beiden Theile dieses Parlamentes — die aus jeder 
I der beiden Provinzen gewählten Abgeordneten — berathen 
L immer und beachli essen zunächst auch separat ala gleieh- 
Ebereehtigte Theile, Hälften — eine in ihrer Art wohl einzige 
rscheinung; ja sie beriethen bisher sogar in verschiedenen 
■Btädten, obwohl die Theile des Stell vertretera der „Vertre- 
tungskörper der beiden Reichshalften" in eine und dieselbe 
Stadt gesetzlich einberufen werden müssen. Daher dürften 
wohl auch „die betreffenden Reichstage' — wie dae unga- 
urische Gesetz sugt — da ate ja auch selbst, unmittelbar ge- 
l'ineinaame Angelegenheiten erledigen, in dieselbe Stadt einzu- 
Lberafen sein. Ja — und dies spricht klar, wie man möglichst 
Ei^I gethan , um die Reichseinheit möglichst wenig erscheinen 
l lassen — die Existenz dieses Stellvertretenen, dieses üater- 
flBichisch- ungarischen Parlamentes, ist bisher noch gar nicht 
rcrkannt, daa gemeinsame Parlament noch gar nicht wahr- 
ll^nommen worden! Dieaea Bewusstaein, dasa der weitere, der 
gemeinsame Reichstag, der von der gemeinsamen Dele- 
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gation Vertretene auch vorhanden sein und existiren müsse — 
da er sonst nicht vertreten werden könnte — ist ausnahmslos 
gar nicht erwacht und vorhanden ! Die gemeinsame, die öster- 
reichisch-ungarische Reichsregierung ist diesen „Vertretungs- 
körpern beider Reichshälften" noch niemals selbst gegenüber- 
getreten; soweit das österreichisch-ungarische Parlament selbst 
bisher gemeinsame Angelegenheiten erledigte — z. B. alle Han- 
delsverträge , den Berliner Vertrag — hat sich die österrei- 
cLisch-ungarische Regierung durch die Regierungen der Sonder- 
staaten , welche in diesem Falle als verantwortliche 
Stellvertreter der gemeinsamen Regierung aufgefasst 
werden müssen, immer vertreten lassen. 

Aber trotz alledem besteht rechtlich und gesetz- 
lich diese gemeinsame Volksvertretung, dieses österreichisch- 
ungarische Parlament ohne Zweifel, so lange man Volksver- 
treter, welche als die gesetzlich originär berufenen Organe ein 
und dieselben öffentlichen Staatsangelegenheiten in ihrem ganzen 
Umfange als ihre eigenen öifentlichen Angelegenheiten frei 
beratbon und beschliessen , die darüber einen einheitlichen 
Volkswillen erzeugen , welcher der Krone zur Sanction vor- 
gelegt wird — eine Volksvertretung, ein Parlament nennt. Die 
Berathung in einem und demselben Saale ist gewiss kein 
wesentliches Moment für die Theile einer Volksvertretung; 
denn sonst gäbe es fast in ganz Europa keine Volksvertretung. 

Die rechtliche Existenz also des weiteren 
Reichstages — wenn dieser Name in Anlehnung an das unga- 
rische Gesetz gestattet ist — steht ausser Zweifel; denn 
es gibt rechtlich zwei Volksvertr etungs-Theil- 
körperschaften, deren jede die österreichisch- 
ungarischen Angelegenheiten, und zwar in ihrem 
ganzen Umfange, als ihre eigenen öffentlichen 
Staatsangelegenheiten beräth und beschliesst. 

Die öslerreichisch-ungarische Delegation — der Stellverlreler des weiteren 

Reichstages. 

Es ist nun eine Besonderheit dieser österrei- 
chisch-ungarischen Volksvertretung, dass sie 
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n grossen Theil ihrer Agenden nicht unmittel- 
bar selbst, sondern mittelbar durch einen Stell- 
vertreter — die Delegation — besorgt. Und es iat 
wieder eine Besonderheit dieser Stellvertretung, dasa der Stell- 
vertreter von dein Vertretenen weder 1. eine Instruction oder 
Weianng annehmen darf, noch 2. demselben für sein Wollen und 
Handeln irgendwie verantwortlich ist. ^' *) Die Delegation 
ist ein freier nnd unverantwortlicher Stellver- 
treter. 

Auch diese Eigenthiimlichkeit — die Stellvertretung — 
ist eine Folge des Strebens , die Reichseinheit so viel als 
möglich im Bewnsstaein und wirklichen Leben, und daher auch 
in dem, worin das wirkliche Leben des Staates seinen Ausdruck 
findet, im öffentlichen iStaatsrechte , zurückzudrängen. Hätte 
inan die gemeinsamen Angelegenheiten, wie z. B. die Quote, die 
■'isterreichisch-ungarischen Staatsverträge — alle der direoten 
Behandlung seitens der „Vertretungskörper beider Reicha- 
hälften" überlassen, namentlich solche gemeinsame Angelegen- 
heiten, deren Erledigung dringend nothwendig ist, man wäre 
genöthigt gewesen . eine Bestimmung zu treff'en für den Fall, 
als diese „Vertretungskorper" keinen einheitlichen Bescbliiss 
erzielen, wie eine solche EestimmuDg nothwendig ward rüek- 
sichtlich der Delegationstheile. Durch eine derartige gesetzliche 
Bestimmong aber , welche einen einlieitlichen Willen beider 
TheÜkörper eventuell erzwingt — so z. B. mittelst Plenar- 
sitzung des weiteren Reichstages — , und sonach nothwendig 
zur Entstehung eines constitutionellen Staatswillens führt, oder 
aber einen einheitlichen Staatswillen in absoluter Weise 
[Othwendig entstehen macht , wie im Falle der Quote durch die 
linige Entscheidung der Krone - würde die Reichaeinheit 
auch in dem Urgane der Volksvertretung 
itlich hervorgetreten sein. 



'") AnagldchsBoaeta S- 21- -0'» raicliBritlilithen Ddegirten unJ Ri-sntK- 
minner haben vnti ihrvn Wähiarn keine InstmctioneD unKnnHliniL'n." 

Ü A. XII, g, 38. „Diea<i Delegation kann durch vorgelienile luBtrarllnnCD 
nicht gelmndeu «erden". 

Rbonsn Bndet nacliträglioh keinorli-i GntheiasunR odej AnerkcnnniiB der 

i{koIt, der BeBchlllsae der Oelngation dareli den woitHrn Itiifi^hstne Htall., 

taaher. U. BondsraUat Oeilerrelah-OuKarD. 12 
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Denn es ist kaum denkbar, dass auch in diesem Falle, 
wenn Reiehsrath und Reichstag unmittelbar alle gemein- 
samen Angelegenheiten zu erledigen hätten, wenn 
sie somit in Betreff derselben unmittelbar einen einheitlichen Be- 
schluss erzielen miissten, sei es auch in letzter Instanz mittelst 
stummer Plenarsitzung, Loos etc., dass auch dann hätte der 
Wahn entstehen und Glauben finden können — diese Einen 
gemeinsamen Angelegenheiten würden von zwei selbst- 
ständigen Parlamenten, dem königlich ungarischen Reichs- 
tage und dem kaiserlich cisleithanischen Reichsrathe, behandelt 
und erledigt. Durch die Einschaltung aber dieses Stellver- 
treters — der Delegation — wurde der logische Sprung^ 
den diese Auffassung macht, von den nur für die unga- 
rischen und nur für die cisleithanischen Staats- 
angelegenheiten competentenParlamenten zu der nuY» 
für die österreichisch-ungarischen, d. i. nur für die 
weder cisleithanischen noch ungarischen Staatsangelegen- 
heiten competenten Delegation als dem Stellvertreter 
dieser Sonderstaatsparlamente — etwas verdeckt. 
Durch diesen Stellvertreter d eines Organes a sollte es möglich 
sein, von diesem Organe a ausgehend, zu diesem Organe a als 
dem Organe b zurückzukommen ! Von dem cisleithanischen 
Reichsrathe durch dessen Stellvertreter, die deutsche Delegation, 
zurück zu diesem cisleithanischen Reichsrathe als g e m e i n- 
samen Reichsrathe! Vom ungarischen Reichstage wäre logisch 
und in der Wirklichkeit der Weg möglich mittelst seines Stell- 
vertreters zurück zu diesem ungarischen Reichstage als dem 
österreichisch-ungarischen gemeinsamen Reichstage ! 

Durch alle die Operationen, welche man mit den 
gemeinsamen Reichsangelegenheiten und dem sie behandelnden 
Reichsparlamente vornahm, schien fast das logisch und thatsäch- 
lich Unmögliche, dass ein Ding nicht es selbst, dass ein Organ a 
ein Organ h ist — überwunden und geleistet ! 

Zuerst theiltemandie gemeinsamenAngelegen- 
heiten in solche, welche von der gemeinsamen Volksvertre- 
tung selbst und unmittelbar parlamentarisch zu behan- 
deln sind, und in solche , welche von der Reichs Vertretung 
mittelbar durch einen Stellvertreter zu erledigen sind. 
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Dann tli eilte man das Reichsparlament selbst — 
ioht etwa in zwei Kammern, deren Mitglieder aus Vertretern 
Her Provinzen des ganzen Reiclies besteben, sondern man 
zerschnitt die Keiclisvertretung in zwei halbe Kammern, 
deren Mitglieder nur ans Angehiirigen Einer Kelehsprovinz, 
dea balbeu lleiehes, bestehen, und theila gewählt, theils erblich 

Itmd ernannt sind. 
L Hierauf nahm man dasselbe phyaische Substrat, 
L i. dieselben Menschen, welche die beiden selbstständigen 
Parlamente dpr Staaten Cisleithanien und Ungarn bilden, und 
ppiftchte daraus iisterreichisch-ungarische Theilorgane, die beiden 
H£iften des Reichsparlamentes , die „Vertretungskörper der 
beiden Keichshälften", welchen halben ReichsvertretungskÖrpem 
und welcher Reichsvertretung man nicht einmal einen anderen 
selbstständigen Namen ertheilte. Dann liess man bei der Er- 
zeugung des gemeinsamen Volks willens nicht die einzelnen 
Mitglieder des Reiehaparlaraentes — reapective seiner beiden 
Hälften — nach Köpfen abstimmen , so dass die in beiden 
halben Körpern abgegebenen Stimmen für oder gegen einen 
Antrag addirt würden; viebnebr wurde zunächst den halben 

»Vertretungskörpern das Recht eingeräumt, eine Co 1- 
lecti vtheilstimme abzugeben. Der Theil „Reichsrath" 
fipricht ein Ja oder Nein bezüglich der Regelung f-iner gemein- 
samen Angelegenheit und der Theil „Reichstag" spricht ebenfalls 
ein solches — halbes— Ja oder Nein. Man machte — gegen 
das organische Wesen des Staates — die beiden Reichs- 

»provinzen Ungarn und Cisleithanien zu Paetoren 
ifiir dieBildungdesReichswillens. Der Reichswille ent- 
steht in erster Linie durch die Uebereinstimmung der beiden 
Collectivatimmen der zwei Hälften der Reichsvertretung. 
Anssenlera erklärte man die vollkommene politische 
f arität der Reichstheile Ungarn und Cisleitbanien, d. i. man er- 
I klärte sie als Hälften riicksichtlich ihrer Mitwirkung 
bftu der Bildung des Staatswillens — man erklärte sie 
t politisch als Hälften. Das Ja oder Nein des einen Theiles 
b eben so gross und wiegt eben so schwer als das Ja oder 
1 des anderen Theiles. Man erklärte diese gleichartigen 
^Grössen — die Finton-n lür die Bildung des österreichisch- 
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ungarischen ßelchs willens, die Grossen „Ja" und „Nein** (der 
Theile Reichsrath und Reichstag) — auch als gleiche Grossen. 
Die Folge davon ist, dass, wenn diese zwei gleichartigen 
Grössen: Ja und Nein des Reichsrathes und Reichstages, 
einander entgegengesetzt sind, sie sich aufheben. 
Das gleichzeitige Ja des einen und Nein des anderen Theiles 
heben sich auf, es ist Nichts vorhanden, gar kein Volkswille 
noch entstanden. Wenn daher der Theil „Reichrath" bei Be- 
handlung einer österreichisch - ungarischen Angelegenheit Ja 
sagt, der Theil „Reichstag" Nein, ist gar kein Volkswille 
in Betreff der in Frage stehenden gemeinsamen 
Angelegenheit vorliegend und entstanden; die 
gemeinsame Angelegenheit ist dadurch seitens der Reichsver- 
tretung nicht angenommen, aber ebensowenig natürlich auch 
abgelehnt. 

Was nun in diesem Falle — wenn Reichstag und Reichs- 
rath entgegengesetzt stimmen — zu geschehen habe, um einen 
Reichsvolksvertretungswillen zu erzeugen, damit derselbe durch 
die gemeinsame Krone sanctionirt werden könne, darüber be- 
stimmt das Gesetz direct Nichts. Das Gesetz überlässt es 
zunächst „den Vertretungskörpern beider Reichshälften" sich 
selbst zu helfen! Dadurch werden die beiden Theile der 
österreichisch-ungarischen Volksvertretung — scheinbar — 
von einander unabhängig und selbstständig. 

Dazu kommt, noch , dass das Ausgleichsgesetz hei einer 
dem weiteren Reichstage zur unmittelbaren Erledigung zukom- 
menden gemeinsamen Angelegenheit — bei der Quote — die 
Mitwirkung der Sonderministerien in den „Vertretungs- 
körpern beider Reichshälften" — natürlich in Stellvertretung 
des gemeinsamen Ministeriums und daher in der Eigenschaft 
als Reichsorgane — anordnet. 

Durch alle diese Momente nun koimte bei oberflächlicher 
Betrachtung die Vorstellung entstehen, als ob das kaiser- 
lich cisleithanische Parlament „Reichsrath" und 
das königlich ungarische Parlament „Reichstag" 
die österreichisch - Ungar ischen Angelegenheiten 
„verfassungsmässig" erledigen. Es fiel ein Schein 
von Zweiheit auf die, die Einen und untheilbaren öster- 
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reichisch-ungarischen Angelegenheiten berathenden, untrenn- 
baren Theile „Reiehsrath" und „Reichstag". 

Und dieser von dem Vertretenen ausgehende Schein der 
Zweiheit leuchtete nun hinüber auf seinen Stellvertreter — 
die Delegation , und liess diesen Stellvertreter — den man 
an und für sich betrachtet wohl niemals als zwei Stellver- 
treter, zwei Körper erklärt hätte — ebenfalls in einem un- 
gewissen Lichte — ob Eins, ob Zwei — erglänzen, für Manche 
als Eins, für Viele als Zwei erscheinen. 

Man schuf, wie erwähnt, für die österreichisch-ungarische 
Volksvertretung das Institut der Stellvertretung zur Behand- 
lung eines Theiles der gemeinsamen Reichsangelegenheiten. Ja 
noch mehr, man th eilte auch wieder diesen Stellvertreter — 
Delegation — in zwei Hälften , man lässt ihn in zwei Hälften 
tagen, berathen und beschliessen und zwar ebenfalls in erster Linie 
durch Abgabe von gleichwertigen Collectivtheilstimmen; 
und nur, wenn „es mittelst dieser schriftlichen Noten nicht 
gelingen sollte, die Meinung dieser beiden Delegationen zu ver- 
einigen" (XII, §.35), „hat jeder Theil (XH, §.36) das Recht, 
den anderen dazu aufzufordern dass die Frage durch gemein- 
schaftliche Abstimmung entschieden werde, was dann der auf- 
geforderte Theil nicht verweigern darf" ; „dann (§. 35) halten 
beide Delegationen eine gemeinsame Sitzung, doch lediglich be- 
hufs einfacher Abstimmung." 

So stieg auch vom Stellvertreter , aus dem Schosse der 
Delegation selbst, noch ein Schein von Zweiheit auf! 

Durch all' diese Theilungen, Stellvertretung, durch die 
NichtSchaffung gesetzlicher Normen für die Erzwingung eines 
einheitlichen Volkswillens, im Falle, als die Theile des öster- 
reichisch-ungarischen Parlamentes nicht freiwillig und fast zu- 
fällig übereinstimmen — lag scheinbar die Thatsache vor und 
konnte in manchen Theoretikern und Praktikern die Vorstellung 
entstehen, dass die Einen und einheitlichen öster- 
reichisch-ungarischen Reichs- Angelegenheiten 
durch zwei selbstständige Volksvertretungen und deren zwei 
Stellvertreter — zwei Delegationen — verfassungsmässig be- 
handelt werden. 

Es schien Thatsache und Wirklichkeit, dass ein Paria- 
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ment a (cisleithanischer Reichsrath) oder b (ungarischer Reichs- 
rath) — Parlament c sei (österreichisch ungarischer Reichstag) ! 

Wäre sie Wahrheit, diese subjective Vorstellung, und wäre 
der schwache objective Schein, der sie entstehen lassen mochte, 
Wirklichkeit, dann fielen die Schranken des logischen Denkens 
und der existirenden Dinge. Ein Ding a wäre zugleich ein Ding b. 

Durch die Einschaltung des Stellvertreters „Delegation" 
wurde dieser ungeheure Widerspruch der Behauptungen: Cis- 
leithanisches Parlament Reichsrath = Reichsrath als Theil des 
österreichisch- ungarischen Parlamentes, ungarischer Reichstag = 
Reichstag als Theil des österreichisch ungarischen Parlamentes 
— für den ersten Moment etwas verschleiert. 

Wären der cisleithanische und ungarische Theil des 
weiteren Reichstages selbst verpflichtet und berechtigt worden, 
in allen österreichisch- ungarischen Angelegenheiten, sobald 
sie nicht ohnedies einen übereinstimmenden Beschluss als Theile 
fassen, einen solchen in irgend einer Weise, z. B. durch eine 
stumme Plenarsitzung unter Mitwirkung des österreichisch- 
ungarischen Ministeriums zu erzeugen, ja hätte man auch nur 
für den gegenwärtigen unmittelbaren Competenzkreis des 
weiteren Reichstages irgend ein Mittel zur Erzwingung eines 
einheitlichen Volkswillens direct im Gesetze festgestellt — also- 
gleich wäre zwischen den Seitenflügeln, dem ungarischen und 
cisleithanischen Staatsbau, über denen die Krone des heiligen 
Stephan und die cisleithanische Krone glänzt , auch das als 
Mittelbau sich ergebende grosse österreichisch-ungarische Staats- 
gebäude weithin Allen sichtbar geworden mit seiner österrei- 
chisch - ungarischen Reichskrone. Jetzt hingegen ist dieses 
grosse Mittelgebäude mit staatsrechtlichem Nebel fast gänzlich 
verhüllt und nicht sofort sichtbar. Dadurch treten die schein- 
bar in jeder Beziehung vollkommen getrennten — scheinbar 
auch in ihrer Eigenschaft als Provinzen in ßetrefl* der 
gemeinsamen Angelegenheiten sich frei und un- 
verbunden nur als souveräne Gesammtpersön- 
lichkeiten (als Staaten) gegenüberstehenden — 
Einzel Staaten für den ersten Anblick allerdings theil weise 
mehr hervor. In A\'irklichkeit haben sie durch diese Verhül- 
lung ries Reiches ratürlioh in ihrem Competenzkreise als 
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Sonderstaaten und an ihrer Macht und Grösse keine Aende- 
rung und daher auch keinen Zuwachs erfahren. 

Auf dieses staatsrechtliche Verhältniss nun — auf das 
Verhältniss derDelegatione n zum weit erenReich s- 
tage, finden ihre richtige staatsrechtliche Anwendung alle 
die Anschauungen und Behauptungen, welche als staatsbegriff- 
liche und staatsrechtliche Unmöglichkeiten und Ungeheuerlich- 
keiten erscheinen, wenn sie — wie dies bisher fast ausnahms- 
los der Fall ist — auf eine staatsrechtliche Bezie- 
hung der Delegationen zum engeren Reichsrathe 
(zum Reichsrathe als Parlamente) und zum Reichs- 
tage (als selbstständigen königlich ungarischen 
Parlamente) angewandt werden. Die Delegationen sind 
der Stellvertreter des weiteren Reichstages, sie sind aber 
auch hier nicht dessen Ausschüsse, wie Juraschek und 
Ulbrich — riicksichtlich der Parlamente — behaupten ; die 
Delegationsmitglieder sind nichts anderes als Mitglieder dieses 
weiteren Reichstages , sie erhalten als von diesem gewählte 
Delegirte keine neue staatsrechtliche Qualität mehr. 

Die Delegationen üben kein selbstständiges Recht aus, 
sondern sie üben das Recht des weiteren Reichstages auf die 
Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten aus , sie sind in 
dessen Namen, für ihn thätig. Sie üben nur ein vom weiteren 
Reichstage ihnen übertragenes Recht aus; diesem weiteren 
Reichstage, der österreichisch-ungarischen Volksvertretung steht 
eventuell das Recht zu, Aenderungen in der Zusammensetzung, 
in der Wahl der Mitglieder der Delegation vorzunehmen, falls 
man nicht — wie dies nach dem Ausgleichsgesetze allerdings 
zulässig ist — die Abänderung des Wahlmodus für die Delegiiijen, 
sowie auch die Bestimmung der Zahl der aus den gewählten 
und aus den erblichen und ernannten Mitgliedern des weiteren 
Reichstages zu wählenden Delegirten als in die Competenz 
der beiden Reichsprovinzen gehörig betrachtet. Diesem weiteren 
Reichstage steht das Recht zu , die ganze Stellvertretung — 
die Delegation — im Wege der Reform der Reichsverfassung 
aufzuheben , und alle gemeinsamen (österreichisch-ungarischen) 
Angelegenheiten seiner directen und unmittelbaren Behandlung 
zu unterwerfen. 
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Daraus ergibt sich die Unmöglichkeit des Inhaltes 
einerBestimmungd er cisleit hanischen Verfassung 
der litera o) des §. 11 des Reichsrathsstatutes 
Diese litera o) erklärt, in den Wirkungskreis des Reichsrathes 
als cisleithanischen Parlamentes gehöre: „die Gesetzgebung be- 
treffend die Form der Behandlung der durch die Vereinbarung 
mit den zur ungarischen Krone gehörigen Ländern als gemeinsam 
festgestellten Angelegenheiten" ; sie ist eine unerfüllbare und 
unmögliche Bestimmung. Denn der Staat Cisleithanien hat 
mit dem Staate Ungarn keine gemeinsamen Angelegenheiten. 
Die Delegationen sind kein Organ des Staates Cisleithanien, 
sie sind österreichisch-ungarische Reichsorgane; 
daher hat dieser Staat Cisleithanien und sein Parlament über 
dieselben auch gesetzlich Nichts zu verfügen. Und es möge 
hier gestattet sein, noch auf eine unerfüllbare Bestimmung des 
§. 11 aufinerksam zu machen, nämlich auf die litera b), welche 
„alle Angelegenheiten, welche sich auf die Art und Weise, sowie 
auf die Ordnung und Dauer der Militärpflicht beziehen , und 
insbesondere die jährliche Bewilligung der Anzahl der auszu- 
hebenden Mannschaft und die allgemeinen Bestimmungen in 
Bezug auf Vorspannsleistung, Verpflegung und Einquartierung 
des Heeres" — doch wohl des Staates Cisleithanien? — der 
Competenz des cisleithanischen Parlamentes zuweist. Auch diese 
Bestimmungen der litera b) sind unmöglich und unerfüllbar, und 
zwar aus dem einfachen Grunde, weil der Staat Cisleithanien 
kein stehendes Heer hat. Die cisleithanischen Staatsbürger 
sind zur Erfüllung einer Wehrpflicht für ihr en Staat in einer 
stehenden Armee nicht verhalten , daher es keine kaiserlich 
cisleithanische Armee, gebildet aus cisleithanischen Staatsange- 
hörigen, gibt. Es existirt keine stehende Armee „der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder", Dasselbe 
findet mit Rücksicht auf eine stehende Armee statt beim Staate 
Ungarn. Es gibt factisch und rechtlich keine königlich un- 
garischCj stehende Armee , welche der Träger der Krone des 
heiligen Stephan als ihr oberster Kriegsherr commandiren 
würde. Es existiren keine königlich ungarischen Regimenter, 
keine königlich ungarischen Officiere, wenn auch der ungarische 
Originaltext des Ausgleichsgesetzes von einem „ungarischen 
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Kriegs iieere" (XII, §. 1 H, und von der „einheitlichen Leitung, 
[ Führung und inneren Organisation iler geaammten Armee, und 
1 somit auch des ungarischen Heeres , als eines ergänzenden 
\ Theiles der Gesammtarmee" (XU, §. 1 1), sowie von den „Mit- 
li gliedern des ungarischen Kriegsheeres" (XII, §. 14) redet, 
y Gleichwie die Staaten Cialeithanien und Ungarn keine aus- 
I wärtige Politik haben, so besitzen sie auch keine Armee, 

Es ist daher höchst merkwürdig, dass Cialeithanien und 
I Ungarn, dass jeder dieser beiden Staaten ein Heeresgesetz hat 
I nnd dasselbe alle zehn Jahre theilweise neu schafft — denn 
I die Heereagesetze sind formell wirklich ein ungarisches und 
ein cisleitbanisehes G-eaetz mit identischem Inhalte — ein 
Heeresgesetz für die Bildung einer Armee, die 
gar nicht existirt. Und diese staatsrechtliche Merkwürdig- 
keit findet nur ihre Wiedei holung bei einem anderen europäi- 
schen Staate — bei Oesterreich-Ungarn. Die Österreichisch- 
ungarische Monarchie besitzt ein Heer und eine 
Flotte — Europa hat dieses Heer in jüngster Zeit bei der 
I Erfüllung einer Reichsaufgabe gesehen — aber diese Mon- 
archie besitzt kein Heeresgesetz. Es gibt kein öster- 
l reichisch-ungariaches Heeresgestz ! Staatsrechtlich besteht die 
Pganze stehende Kriegsmacht Oesterre ich- Ungarns ans Erei- 
villi gen, welche ihrem obersten Kriegsherrn, dem Öaterrei- 
I cbisch-ungarischen Kaiser folgen ! 

Denn man hat — in höchst merkwürdiger Weise — die 
Gesetzgebung über die Art und Weise der Erfüllung der 
"Wehrpflicht der österreichiach-ungari sehen Staatsangehörigen 
für ihren Staat, für die österreichisch-ungarische Monarchie 
— den souveränen Sonderstaaten Cisleithanien und Ungarn 
I emgeräumt und anerkannt ! Das Heer blieb und ist ein gemein- 
es, ein Reichsheer, die Gesetzgebung aber für die Bil- 
Ldung dieses Reichsheeres durch die Reichsangehörigen ist eine 
aleithanische und ungarische Gesetzgebung ; man ent- 
I ÄOg aie dem Reiche und sprach sie zwei anderen Staaten zu ! 
Aber eine Behauptung, welche man in Betreff der Dele- 
gationen noch aufgestellt hat , findet auch bei der richtigen 
fcAnffassung der Delegation als des freien und unverantwort- 
lichen Stellvertreters des weiteren Reichstages durchaus keine 
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Richtigkeit: die Behauptung nämlich von der Zweiheit der 
Delegationen. Auch in der Anwendung auf das bestehende 
organische und staatsrechtliche Verhältniss zwischen weiterem 
Reichstage und Delegation bleibt diese Behauptung ein unge- 
heuerer Irrthum! 

Denn die Delegationen sind der einheitliche 
Stellvertreter des österreichisch-ungarischen Par- 
lamentes, sie sind Ein österreichisch-ungarisches, 
Ein gemeinsames Organ. 

Schon aus der rechtlichen Thatsache, dass die deutsche 
und ungarische Delegation jede einen „Vertretungskörper einer 
Reichshälfte", also jede einen halben Reichsvertretungskörper 
vertritt, würde folgen, dass beide zusammen Einen Stellver- 
treter des Reichsvertretungskörpers bilden, dass sie Ein 
Körper sind. Die Einheit beider Delegationstheile folgt somit 
schon aus ihrer Beziehung zum weiteren Reichstage. 

Die Thatsache, dass die Delegationen Ein Körper sind, 
erhellt aber aus der Function und Organisation der 
Delegationen selbst. 

So berathet jede Delegation dieselben — österreichisch- 
ungarischen — Angelegenheiten, und zwar in ihrem ganzen 
Umfange als eigene öffentliche Angelegenheiten, und die beiden 
Delegationstheile müssen bezüglich derselben Einen öster- 
reichisch-ungarischen Angelegenheiten Einen übereinstimmen- 
den Beschluss erzielen, der dann Einer Majestät, nämlich 
dem österreichisch-ungarischen Kaiser — der ungarische Text 
der Reichs Verfassung, Art. XII, §. 43 sagt „Seiner Majestät" 
— zur Sanction vorgelegt wird.^^) 



*"*) §. 34. „Ein ähnliches Vorgehen gilt auch für alle anderen Angelegen- 
heiten, 'welche als gemeinsame Angelegenheiten in den Kreis der erwähnten 
Delegationen gehören. Auch sie legt das gemeinsame Ministerium jeder Dele- 
gation separat vor ; die Delegationen behandeln sie separat , theilen sich ihre 
Ansichten schriftlich mit und wenn sie sich auf diese Weise nicht einigen 
könnten, dann beschliessen sie, wie oben bemerkt wurde, in einer Abstimmungs- 
Gesammtsitzung. Es verateht sich voa selbst, dass ihre Beschlüsse, in- 
soferne sie der fürstlichen Sanction unterliegen, Sr. Majestät zu 
unterbreiten sind; wurden sie von Sr. Majestät sanctionirt, so werden sie 
bindende Kraft besitzen. Solche durch fürstliche Sanction festgestellte Beschlüsse 
wird jedoch Se. Majestät jedem Reichstage durch das betreffende eigene ver- 
antwortliche Ministerium zur Kenntniss bringen lassen u. s. f." 
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Wären die beiden Delegationen niclit. die untrennbaren 
Theile Eines citfentliehen Körpers, dann würde fernere die ge- 
meinschaftliche Plenarsitzung der Delegationen, in 
welcher mittelst Abstimmung nach Küpfen dnrch absolute 
Mehrheit sämmtUcher anweaenden Delegirten der Delega- 
tionenwille erzeugt wird, eine Uunn öglichkeit sein. 

In der Plenarsitzung, welche eventnell immer stattfinden 
niuBB, erscheint jeder Delegirte, der aus Ungarn gewählte, 
wie der aus Cisleithanien entsandte , als gleichartiger 
Factor fiir die Erzeugung eines WiUensbeschlusees riieksicht- 
lich einer und derselben ■ — nämlich der österreichisch-nngari- 
schen — Angelegenheit, welche, als die eigene öffentliche 
Angelegenheit jedes Delegirten , der vorzunehmenden Abstim- 
mung unterliegt. Jeder Delegirte erscheint und gibt seine 
Stimme ab als gleichartiger Factor fiir die Erzeugung 
eines eonereteo Willensbeschlusses über eine (untheilbüre) 
Österreichisch - ungarische Staatsangelegenheit; denn aus- 
würtige Politik, Staatshanshalt, Armee, Thronentsagung u. s. t. 
pflegen die öffentlichen Angelegenheiten von Staaten zu sein. 
Sonach erscheint jeder Delegirte als gleichartiger und gleich- 
grosser Factor für die Bildung des Volkswillens rücksichtUch 
einheitlicher und untheilbarer österreichisch-ungarischer Staats- 
angelegenheiten, und daher ist jeder Delegirte ein gleicher 
Factor fiir die Bildung des österreichisch-ungarischen Volks- 
willens. Es sitzen in der Plenarsitzung nicht etwa die Staat s- 
b n r g e r — Volksvertreter — zweier verschiedener 
Staaten beiaammen, um, nach Köpfen abstimmend, wieder 
zwei gleichlautende Staatswillen zu erzeugen. Wie könnten 
auch dann die ungarischen und cisleithanischen Stimmen 
znsam mengerechnet werden? Es ist doch unmöglich, dass 
Staatsbürger mit Ausländern in einer eigenen — weil ge- 
meinsamen — öffentlichen Staatsangelegenheit einen Volka- 
willen bilden! 

DHutsches Ansgldchagegeta g. 13: „Zu allen Ucsatzen in Angeiegeo hielten 
dt« WirkungHbri>ii)ea der DtilegalioDen ist Uio Uebpreiastimmnng beider 
l)elef;ationen oder bei mangelnder Ueberciustimmiing der in uinorgumein- 
■ GhaftliclieD Plenaraitzang beider DelegatiunDa gsfasstG luiitim- 
neode Beschlus» und in jedem Fftlle diu »ancliuu dea Kuisers 
tfforderUch." 
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Es wurde nun auch bezüglich dieser Plenarsitzung die 
Behauptung aufgestellt^*), dass, da „diese Delegationen in 
ihrem Zusammenwirken jedoch keinen einzigen, einheitlichen 
Staatswillen fassen helfen, sondern nur zur Bildung zweier 
besonderer aber stets gleichlautender Staatswillen 
beitragen", die Plenarsitzung (in Verbindung mit dem wieder- 
holten Schriftenwechsel) „der Versuch ist, diese Staatswillen 
miteinander auszugleichen, gleichlautend zu machen, wobei 
endlich — in der gemeinsamen Abstimmung — jener Staats- 
wille von dem Einen, wie von dem andern Ausschuss als 
eigener Wille acceptirt wird, welcher sich als der, 
stärkere erweist." 

Gegen diese Behauptung ist zunächst, was die nachträg- 
liche Acceptation betrifft, einzuwenden, das sie eine gesetzlich 
vollständig unbegründete, ja eine gegen den Sinn und Wort- 
laut des Gesetzes verstossende ist. Wo steht im deutschen, wo 
im ungarischen Texte der österreichisch-ungarischen Verfassungs- 
gesetze ein Wort davon, dass jede der beiden selbstständigen 
Delegationen, falls sie nicht vorher zwei übereinstimmende 
Beschlüsse fassen sollten, denjenigen Willensbeschluss als den 
ihrigen zu acceptiren verpflichtet sei, welcher von den beiden 
in der Plenarsitzung ausgesprochenen Volkswillen sich als der 
stärkere erweist ? ^^) Wenn dies der Fall wäre, so müsste doch 



®*) Juras chek: Personal- und Realunion, Seite 155. 

Ihm folgt Ul brich, die rechtliche Natur der österreichisch-ungarischen 
Monarchie z. B. S. 61 : „Es mnssen daher die vom Kaiser und Könige zu 
sanctionirenden Beschlüsse der beiden Delegationen materiell tibereinstimmen. 
In diesen sanctionirten Delegationsbeschlüssen liegt aber nicht die Willens- 
erklärung eines den beiden Theilstaaten übergeordneten Gesammtstaates, sondern 
nur die einen Societätsbeschluss constitu'rende , materiell übereinstimmende 

Willenserklärung zweier Staaten Insbesondere sind Plenarsitzungen 

der Delegationen und die gemeinsame Abstimmung nur das Mittel, um zu einem 
Societätsbeschlusse dadurch zu gelangen, dass der Majoritätsbeschluss des Plenums 
als beiderseitiger Staatswille hingestellt wird". 

®*) Von der Plenarsitzung sprechen im deutschen Ausgleichsgesetze: 
§. 15. „Zu allen Gesetzen in Angelegenheiten des Wirkungskreises der 
Delegationen ist die üebereinstimmung beider Delegationen oder bei mangelnder 
üebereinstimmung der in einer gemeinschaftlichen Plenarsitzung beider Dele- 
gationen gefasste zustimmende Beschluss und in jedem Falle die Sanction 
des Kaisers erforderlich". 



[ugstens nacli der Plenarsitzung dann constatirt werden, 
«. B. in der cisleithanischen Delegation, dass nun aufolge des 



: ist rechtskräftig, venn sie von 
gemeinschaftlichen FlenaiHitzang 



§. 16 letzte Aliaea: „Die An 
jeder Delegation ahgeeondeFt oder in 
iKider Delegdtionen beschloswen wird". 

g. Bl. „Jede Delegation ist berE<<^btigt zn beantragen , dass die Frage 
dnrcb semeinKufaaftliche AhstirnrnnDg entechieden werde, und kann dieser Antrag, 
Mbald ein dreitDaliger Schriftenweuhgel erfolglos geblieben ist, von der andaren 
Delegation nicht abgelehnt werden. Die beiderseitigen Präsidenten vereinbaren 
Ort und Zeit einer Plenarsitzung ijeider Delegationen zum Zireckc der gemein- 
schaftlichen AbBtimmuag". 

Aneh g. 32. 33: „Zur BeüchlnaRfähigkeit der Plenarversatninlting ist die 
Anwesenheit, von mindcHtens zwei Drittheilen der Hitglieder jeder Delegation 
erforderlich. 

Der Beachlnss wird mit absoluter Jlehrheit der Stimmen gefasst. 
Sind anf Seite der einen Delegation mehr Mitglieder anwesend, ala anf Seite 
der anderen, so hahnn sich auf .Seite der in der Mehrzahl anwesenden Dolugation 
»0 viele Mitglieder der Ahatimninug an enthalten, als znr Herstellung der 
(ileiehheit der Zahl der beiderseilg Stimmeaden entfallen müssen. Wer sich der 

,mnn|; zu euthnlteu liat, wird durch das Los Iwstinimt", §. 34. 

Ferner in dem nngarieclica Ansgleichsgesetze : 

§. 3ä. „Sollte es mittelst dieser schriftlichen Noten nicht gelingen, 
g dieser beiden Delegationen kh vereinigen, dann halten beide 
Delegationen eine gemeinsame Sitzung, doch tfediglich behufs einfacher Ah- 
stlmmnng. 

In dieser Plennrsilznng werden die Pästden1«u lieider Duiegationen 
abwechselnd, einmal der Eine, das andere Mal der Andere, priisidiren. Ein 
Beschlnss kann nur dann gefasst werden, wenn wenigatens swei Drittel der 
Mitglieder jeder Delegation anwesend sind. Die Beschl nsitfassnng erfolgt 
jedenivit mit nbsolater Mehrheit. Da aber die jiruktische Anwendung des 
Paritäts-Principcs im Interesse l>eidcr Theite eben bei der Abstimmung am 
wichtigsten ist, b» niiias in dem Falle, wenn von der Delegation des einen oder 
anderen Theiles ans wo« immer für einem Gmnde ein oder mehrere Mitglieder 
abwesend sind , auch die Delegation des anderen Tbeilm die Zahl ihrer Mit- 
glieder derart herabmindern, dass die Delegation beider Tlicile hinsichtlich der 
Zahl ihrer Mitglieder vSUig gleich seL 

l>ie Herabmindern ng wird die in Majorität licBudliche Delegation in 
ihrem Schoosse durch da« Los Teranlussen. 

Dun Protokoll winl in der Sjiraebe beider Tlieile nud durch die beider- 
■eitigfin SchriflfobriT und gemeinsam authentidrt werden." 

§, 31!. „Wenn ein dreimaliger Notenwechsel erfolglos geblieliea ist. so 
kat Jeder Theil das Recht, den anderen dasn anfznfordern , wass die Frage 
donh (^meinsehartltche Abstimmnng entschieden werde, was dann der anfge- 
irle Theil nicht verweigern darf; die PrüäiJenteu beider Theil e vereinliareu 
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Gesetzes jetzt der in der Plenarsitzung duretgedrungene Be- 
schluss der ausländischen ungarischen Delegation auch 
als Wille der inländischen cisleithanischen Delegation 
erscheine. 

Es müsste dies der Fall sein, wenn — wie es in Folge 
der Anschauung von der Zweiheit der Delegationen nothwendig 
wäre, und von Ul b r i ch auch behauptet wird — die beiden, dem 
Subjecte nach verschiedenen, nur materiell gleichen Inhalt 
habenden, Volkswillen, nämlich der von der cisleithanischen 
Delegation in Vertretung des cisleithanischen Parlamentes aus- 
gesprochene cisleithanische Volks wille, und der von der unga- 
rischen Delegation für das ungarische Parlament erzeugte 
Volkswille 1. dem Kaiser von Cisleithanien und dann 2. dem 
Könige von Ungarn zur Sanction vorgelegt würden. 

Aber diese Lehre von der Erzeugung zweier Volkswillen 
durch die Delegationen, hingegen aber der Schaffung Eines 
einzigen Volkswillens dann — „des stärkeren" — in der 
gemeinsamen Plenarsitzung , entbehrt nicht nur der gesetzlichen 
Begründung, sie behauptet auch etwas f*,bsolut Unmögliches. 

Wie soUle und könnte überhaupt „Ein Majoritäts- 
beschluss des Plenums" entstehen? Würden — nach Ulbrich 
— nicht „zwei Majoritätsbeschlüsse der (beiden) Plena" gefasst? 
Die Delegationen sind ja zwei Ausschüsse? Oder sollen diese 
zwei Ausschüsse der Parlamente zweier Staaten plötzlich in 
der Plenarsitzung für einen Augenblick Ein Ausschuss sein? 
und wessen Parlamentes? Wie soll man sich dieses ganze 
Arrangement denken? 



dann den Ort, Tag und Stunde der Abstimmung und jeder Präsident ladet die 
Mitglieder seiner Delegation dazu ein**. 

§. 40. „Die Feststellung des gemeinsamenBudgets wird den jährlicli 
wiederkehrenden wichtigsten Theil der Aufgabe dieser Delegationen bilden. 
Dieses Budget, weiches sich blos auf jene Ausgaben erstrecken darf, die in der 
gegenwärtigen Feststellung als gemeinsam bezeichnet sind, wird das gemeinsame 
Ministerium mit Einflussn hme der beiden besonderen verantwortlichen Ministerien 
ausarbeiten und so jeder Delegation gesondert vorlegen. Die Delegationen 
werden es nach dem oben beschriebenen Modus besonders berathen und ihre 
Bemerkungen einander schriftlich mittheilen ; über die Punkte, in Betreff welcher 
ihre Ansichten sich nicht vereinigen würden, entscheiden sie durch Abstimmnng 
in gemeinschaftlicher Sitzung". 
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"Wie kcinneu die Delegationen zwei gleichlautende 
l Willen erzeugen? 

Die ungarische Delegation soll — nach dieser Auffassung 
- den ungarischen Volkswillen schaffen, die deutsche Dele- 
l.gation den cialeithanischen Volkswillen in Betreff der, für die 
I Correspondirenden Öffentlichen Angelegenheiten beider Staaten — 
I , Armee und auswärtige Politik — nöthigen Geldmittel ; und zwar 
[sollen die beiden Delegationen „zwei besondere, aber stets 
[gleichlautende Staats willen" erzengen. Sie sollen und 
1 also wohl gleiche Summen für ihre correspondirenden 

mheiten bewilligen? 
Aber abgesehen davon, dass diese beiden Sonderarmeen 
[ und Sonder - auswärtige - Politiken nicht existiren, würden 
e Delegationen niemals zwei Sonderstaatsvolks-Wi llen mit 
(identischem Inhalte erzeugen ; denn Ungarn und Cia- 
I leithanien zahlen ja niemals gesetzlich dieselben 
[ Summen. 

Denn, wenn die Delegationen — nach dieser Auffassung 
[ nicht als ein gemeinsames Organ, sondern als z w e i Sonderstaats- 
' Organe — diesen „ungarischen" und „dsleithanisohen" Staats- 
willen njit identischem Inhalte bilden, dann bewilligt und be- 
stimmt eben jede Delegation in der von ihr auagesprochenen 
Summe nur den von ihrem Staate allein zu zah- 
lenden Betrag, Und dann werden diese Beträge in ihrer 
l.^anzen Höhe von jedem der beiden Staaten für seine 
leigenen - weil „gemeinsamen" — öffentlichen An- 
■heiten gezahlt, nicht etwa für Angelegenheiten eines 
I anderen fremden Staates 

Wie könnte nun das Gesetz vorschreiben : Wenn die 
I deutsche Delegation, welche den Betrag bestimmt, der vom 
Staate Cieleitbanien für seinen Antheil an den gemeinsamen 
I Angelegenheiten — cisleithanische Armee und eisleithanische 
I -auswärtige Politik — zu leisten ist, und die ungarische 
I Delegation, welche den vom Staate Ungarn zu leistenden Be- 
I trag festsetzt für den auf Ungarn entfallenden Theil der ge- 
I ^einsamen Angelegenbeit-n — das wäre ungarische Armee, 
I «mgarische auswärtige Politik — nicht übereinstimmen, dann 
[■ Boll derjenige Betrag als bewilligt gelten, welchen die Delegation 
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ausspricht, deren Wille in der Plenarsitzung „sich als der 
stärkere erweist" ? 

Wie soll überhaupt z. B. die deutsche Delegation die 
Fähigkeit haben, zu bestimmen, wie viel ein anderer Staat — 
Ungarn — für seine (in diesem Falle ungarische) Armee 
und (ungarische) auswärtige Politik bezahlen solle? Wie soll 
die ungarische Delegation der deutschen Delegation 
eventuell die Summe vorschreiben können, welche der Staat 
Cisleithanien für — in diesem Falle — seinen Theil, sein 
Stück der gemeinsamen Angelegenheiten , d. h. seine eigene 
cisleithanische Armee und auswärtige Politik zu leisten habe? 
Die „Armeen" wären ja nicht einmal gleich gross ! Die „cis- 
leithanische Armee" wäre 470.368, die ^ungarische Armee" 
329.632 Mann stark! Und wann sollte dieser Fall „der 
Acceptation des sich als stärker erweisenden Staats willens** 
von Seite der Delegation mit dem schwächeren Willen ein- 
treten ? 

Etwa dann, wenn die deutsche und ungarische Delegation 
rücksichtlich der Summe, welche je einer der beiden Staaten zu 
bezahlen hat — nach obiger Anschauung kann ja jede Delega- 
tion als ein nicht gemeinsames (Theil) Organ, sondern selbst- 
ständiges Einzelstaatsorgan nur die von ihrem Staate zu be- 
willigende Summe festsetzen — keinen identischen Willens- 
inhalt gesetzt haben? Wenn sie also nicht gleiche cis- 
leithanische und ungarische Summen bewilligt haben ? Aber sie 
können ja — nach obiger Anschauung, nach welcher sie zwei 
Sonderstaatswillen erzeugen, den Willen des ungarischen Staates 
für seine Leistung allein, und den Willen Cisleithaniens in 
Betreff des von ihm allein zu zahlenden Betrages — niemals 
diese zwei identischen Inhaltes seienden Sonderstaats willen er- 
zeugen, da Ungarn und Cisleithanien gesetzlich niemals gleiche 
Beiträge zu leisten haben! 

Und selbst dies vorausgesetzt — wenn wirklich zwei be- 
sondere, aber stets gleichlautende Staatswillen mittelst dieser 
Delegation geschaffen werden sollten, wie könnte, im Falle 
der Nichtübereinstimmung der getrennt stimmenden Delega- 
tionen , dann eine gemeinschaftliche Plenarsitzung dieser 
beiden selbstständigen Einzelstaatsorgane statt- 
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finden? Was sollte sie helfen? Und wie könnte je ein Dele- 
gationswille darin ;,als der stärkere sich erweisen" ? ß'^) 

In dieser Plenarsitzung würden einfach die Delegirten, 
die Vertreterbeider Staaten, die Staatsbürger Ungarns 
und die Staatsbürger Cisleithaniens — statt in zwei Sälen 
zu sitzen und für ihren eigenen Staat den Volkswillen durch 
Abstimmung nach Köpfen zu erzeugen — jetzt in einem 
Saale beisammen sitzen und in demselben Saale — jede Gruppe 
für sich — abstimmen. Sie würden einfach in demselben Saale 
1. das Votum des ungarischen Reichstages in einer gemeinsamen 

— daher ungarischen — Staatsangelegenheit erzeugen und 
aussprechen , desgleichen 2. den Willen des Staatsparlamentes 
Cisleithaniens in einer cisleithanischen Staatsangelegenheit. Sie 
würden einfach in einem Saale zwei Volks willen erzeugen. 
Wie sollte nun — da seitens Ungarns und seitens Cisleithaniens 
immer gleich viele Staatsbürger in dieser Plenarsitzung ab- 
stimmen müssten — einer dieser zwei Staatswillen der stärkere 
werden und sein? Diese Auffassung denkt bei „jenem Staats- 
willen, der sich als der stärkere erweist" in der Plenarsitzung 
wohl daran, dass z. B. ein oder mehrere ungarische 
Delegirte in der Plenarsitzung für den Antrag 
der cisleithanischenDelegation stimmen oder um- 
gekehrt; sie setzt wohl voraus, dass ein solcher „stärkerer 
Staatswille" durch den Uebertritt von Delegirten der einen Dele- 
gation zum früheren Beschlüsse der anderen Delegation, gefasst 
in ihrer Einzelplenarsitzung, erzeugt werde. 

Aber ist dies bei der Auffassung, dass in den 
beiden Delegationstheilen die Angehörigen und 
Organe zweier verschiedener Staaten stimmen, 
möglich? Gewiss nicht. Zur Erzeugung des ungarischen 

*•*) Juras chek, S. 115: . . . wobei endlich", — nämlich bei „dem 
Versuche diese Staatswillen miteinander auszugleichen, gleichlautend zu machen" 

— „jener Staatswille von dem einen, wie von dem anderen Ausschuss als 
eigener Wille acceptirt wird, welcher sich als der stärkere erweist". 

Ulbrich, S. 61: „Insbesondere sind Plenarsitzungen der Delegationen 
und die gemeinsame Abstimmung nur das Mittel, um zu einem Societäts- 
beschlusse dadurch zu gelangen, dass der Majoritätsbeschluss des 
Plenums als beiderseitiger Staatswille hingestellt wird." 

R. Dan t ach er. D. Bundesstaat Oesterreich-Ungarn. j^j 
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Staatswillens, resp. Volkswillens, können auch in der Plenar- 
sitzung in diesem Falle natürlich nur die Angehörigen 
des Königreiches Ungarn beitragen, zur Bildung des 
cisleithanischen Staatswillens nur die Cisleithanier mit- 
wirken. Ein französischer Staatsbürger kann niemals ein Factor 
sein für die Bildung des deutschen Eeichswillens. Es kann 
doch nicht angenommen werden, dass die ungarischen und die 
cisleithanischen Staatsbürger in der Plenarsitzung rasch ihre 
Staatsangehörigkeit wechseln, und so z. B. einige 
ungarische Delegirte und daher ungarische Staatsangehörige 
plötzlich jetzt als cisleithanische Staatsangehörige mit den Cis- 
leithaniern stimmen, nach der Abstimmung und Plenarsitzung 
aber wieder ihre frühere ungarische Staatsbürgerschaft an- 
nehmen. Die Delegirten können doch nicht in der gemeinschaft- 
lichen Plenarsitzung — noch dazu, ohne ein Wort sprechen zu 
dürfen — aus einem Staate (einer Staatsangehörigkeit) in den 
anderen (die andere) hin und her hüpfen! In der That, eine 
Plenarsitzung zweier Delegationen wäre eine Unmöglichkeit ! 

Und ein „stärkerer Volkswille'' könnte hier höchstens 
insofeme vorliegen, dass die Majorität, mit welcher die Gruppe 
der ungarischen Abgeordneten im Saale ihren ungarischen 
Volkswillen erzeugte, grösser wäre als die Majorität der 
Stimmen, mit welchen die cisleithanische Gruppe in demselben 
Saale den cisleithanischen Volkswillen geschaffen hätte. 

Und was sollte ein solcher mit grösserer Majorität durch 
eine Delegation gefasster Sonderstaats- Volkswille nützen für 
die Bildung der zwei übereinstimmen sollenden Staats willen? 
Würde etwa die Collectivstimme der einen Delegation (des 
einen Staatsparlamentes) die Collectivstimme der anderen 
Delegation (des anderen Staatsvolkes) deren Beschluss mit 
geringerer Majorität gefasst worden , überwinden und dieselbe 
sich unterwerfen? Und wenn in dieser Plenarsitzung die 
zwei Delegationen verschiedene Willensbeschlüsse mit 
gleicher Majorität oder gar einstimmig wieder fassen? 
Wenn jede Delegation bei ihrem früheren Willen beharrt? Im 
Mai des Jahres 1873 fand z. B. eine solche gemeinschaftliche 
Plenarsitzung statt. Einer der strittigen Punkte war die Summe, 
welche für Anschaffung der Werndl-Gewehre sammt Munition 
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zu bewilligen sei. Die cisleithanische Delegation hatte durch 
ihren Beschluss 75.000 Gewehre sammt Munition bewilligt mit 
der hiefür nöthigen Summe im Betrage von 3,075 000 Grulden 
gegenüber der ungarischen Delegation, welche 50.000 Gewehre 
sammt Munition und hiefür 2,050.000 Gulden bewilligt hatte. 
Wenn nun in der Plenarsitzung am 10. Mai jede der beiden 
Delegationen wieder ihren Beschluss aufrecht erhielte, wenn 
sämmtliche 52 stimmende ungarische Delegirte für 2,050.000 
Gulden und sämmtliche 52 cisleithanische Delegirte für den 
Betrag von 3,075.000 Gulden stimmten — wie dies wirklich 
der Fall war — was wäre dadurch entschieden worden? 
Was wäre verändert gegenüber der früheren Sachlage , wo 
jede der beiden Delegationen in den getrennten Plenarsitzungen 
ihren Antrag z. B. mit Stimmeneinhelligkeit annahm? 

Man kann hier nicht antworten, es wäre die Differenz 
von 1,025.000 Gulden eben abgelehnt worden und sonach ein 
Betrag von 2,050.000 Gulden für die Anschaffung der Werndl- 
gewehre sammt Munition bewilligt gewesen. Denn diese — 
ohnedies nur durch die Praxis®'), allerdings nothgedrungen 

*^') Strenge genommen wäre es nach der Reichsverfassang nicht gestattet, 
wenn in der Plenarsitzung Stimmengleichheit sich ergibt, den in Frage stehen- 
den Antrag — den zwischen den Beträgen, für welche sich die getrennt be- 
rathenden Delegationstheile aussprachen, liegenden Differenzbetrag — als abge- 
lehnt zu betrachten. Denn die Reichsverfassung fordert zum Zustandekommen 
eines Beschlusses in der gemeinschaftlichen Plenarsitzung — und daher auch zur 
Erzeugung eines ablehnenden Beschlusses — unbedingt „absolute Majorität". 
So das deutsche Ausgleichsgesetz §. 33: „Zur Beschlussfähigkeit der Plenar- 
versammlung ist die Anwesenheit von mindestens zwei Drittheilen der Mitglieder 
jeder Delegation erforderlich. Der Beschluss wird mit absoluter Mehr- 
heit der Stimmen gefasst." Q. A XII, §. 35: „In dieser Plenarsitzung 
werden die Präsidenten beider Delegationen abwechselnd, einmal der Eine, das 
andore Mal der Andere präsidiren. Ein Beschluss kann nur dann gefasst 
werden, wenn wenigstens zwei Drittel der Mitglieder jeder Delegation an- 
wesend sind. Die Beschluss fassung erfolgt jederzeit mit absoluter 
Mehrheit." 

Liegt also in Betreff der der Abstimmung unterzogenen gemeinsamen 
Angelegenheit in der Plenarsitzung Stimmengleichheit vor, ist keine absolute 
Majorität vorhanden, so ist noch gar keine „Beachlnssfassung erfolgt". 

Wenn daher z. B. in der gemeinschaftlichen Plenarsitzung am 10. Mai 
1873 auf Antrag der ungarischen Delegation die Frage zur Abstimmung gelangte : 

1. „Bewilligen die Delegationen beim ausserordentlichen Erfordernisse 

13* 



196 

acceptirte — Lösung findet nur dann statt, wenn die Dele- 
girten alle nicht nur als gleichwerthige, sondern auch alle als 
gleichartige Factoren und Grössen für die Bildung Eines 
Volkswillens anerkannt werden , d. h. nur dann, wenn sie alle 
gemeinsame, österreichisch-ungarische Abgeord- 
nete sind, deren jeder eine Stimme zur Regelung seiner 
Staatsangelegenheit abgibt. Nur in diesem Falle, wenn die 
Delegirten eine aus gleichen Staatsangehörigen bestehende — 
also Eine — Körperschaft bilden, ist die Zusammen zäh- 
1 u n g der Stimmen aller nach Köpfen abstimmenden Delegirten, 
wie solche gesetzlich stattzufinden hat, möglich. 

Nur in diesem Falle und unter dieser Voraussetzung 
kann im Falle der Stimmengleichheit die Entscheidung getroffen 
werden, dass der Antrag auf Bewilligung der höheren Summe, 
weil er nicht die Majorität erhalten habe, abgelelmt, und so- 
mit der geringere Betrag bewilligt sei. 

Nur so ist es staatsbegrifflich und staatsreclitlich möglich, 
dass ungarische Delegirte z. B. dem früheren Beschlüsse 
des cisleithanischen Delegationstheiles beitreten und dadurch 
diesem Antrage in der Plenarsitzung zur Majorität verhelfen ; 



für das Jahr 1874 (Heer) Titel n, Post 1, zum Ankaufe von Werndl-Hinteiiader- 
gewehren und Munition die zwischen den Beschlüssen der Delegationen bestehende 
Differenz von 1,025.000 Gulden?", und wenn nun bei der Abstimmung hierüber 
Stimmengleichheit vorlag, — die 52 stimmenden Ungarn stimmten mit „Ja", 
die 52 Cisleithanier mit ;,Nein" — so war kein Beschluss erzielt worden, die 
Differenz von 1,025.000 Gulden war weder angenommen noch abgelehnt; der 
Status war genau so wie vor der „Abstimmungs-Gesammtsitzung". 

Es lag also überhaupt in diesem Punkte noch gar kein zusammen- 
stimniender Wille der beiden Delegationstheile vor, es bestand noch über diesen 
Punkt kein durch die Delegation ausgesprochener Volks wille, welcher der 
gemeinsamen Krone durch das gemeinsame Ministerium hätte zur Sanction 
unterbreitet werden können. 

Das Gesetz gibt nun für diesen Fall gar keine Directive. Es 
gewährt weder dem Präsidenten eine entscheidende Stimme, noch ordnet es 
weitere Plenarsitzungen etc. an. 

Da also die Reichsverfassung einer Entscheidung für diesen so wichtigen 
und wohl auch leicht vorauszusehenden Fall hartnäckig auswich, musste die Praxis 
nothgedrungen hier selbst einen Modus acceptiren, wodurch eine Entscheidung 
endlich eintreten muss. 

Und die Praxis wählte hier denjenigen Modus, der dem Geiste der 
Reichsverfassung am meisten entspricht. 
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nur liste rn-ii'hi st 'li-ungari.stjhe ideiitsi^he) Delegirte können darch 
ZuBtinjiniing zu dem Theilwillen, den üsterreicliiach-ungarische 
in Ungarn gewiililte, ala Theil berathendo und bescliiies- 
«endo J>eleßirte aussprachen, diesem Willen in der Plenar- 
sitzung die Majorität veracliaifen , d. i. ihn zum Willen der 
ganzen Delegation machen. 

Würden aber in der Plenarsitzimg zwei Collectivatimmen 
abgegeben , Eine ungarische Delegatiünastimme und Eine cis- 
leithaniaehe Delegationastimme , tlann würden sieh die beiden 
differirenden Voten wegen der „vollkommenen Parität der beiden 
Theile" aufheben, der höhere Betrag wäre weder angenommen 
noch abgelehnt. Und was sollte somit die Plenaraitzwig nützen, 
wenn in derselben wieder zwei Staatswillen erzeugt würden? 
Kein Staat dürfte ja den anderen Staat majorisiren. Die 
BeBtiromnng dea Gesetzes , dass in der Plenarsitzung „der 
Resehluss mit absolutur Mehrheit gefasat wird" , würde durch 
die AufTaaHitng der Delegationstheile als eines ungarischen und 
einea cialeithaaischen inneren Staatsorganeseine unmög- 
liche und unerfüllbare. Denn es ist unmöglich, dass die 
Volksvertreter zweier Staaten bezüglich ein und derselben 
Staatsangelegenheit ala der in ihrem ganzen Umfange ihnen 
eigenen öfTentlicben Angelegenheit Einen Willen erzeugen. 

Diese Auffassung der Delegationen würde sonach schon 
gegen alle Gefletzeabeatiramungen direct Verstössen, welche die 
Abhaltung Einer gemeinschaftlichen Plenarsitzung — und diese 
}iBt eventuell immer atattzufinden — anordnen, und die Ab- 
stimmung nach Köpfen in dieser Plenarsitzung vorschreiben. 

Allein thatsächlich und rechtlich erzeugen die Delegationen 
Immer Einen einheitlichen Willen, sie fassen arch in der 
Plenarsitzung Einen Willensbeschluas, wie sie einen solchen 
durch Uebereinatimniung der in den EinzelpIenarHitznngen ge- 
faseten und geäusserten Theilwillen erzeugen. Suhon daraus, 
dasB der Delegationenbeschluas dem Kaiser, Sr. Majestät, 
jmr Sanction vorgelegt wird, ergibt sich mit Nothwendigkeit, 

Idus hier nicht zwei Volkswillen, der cisleithanisehe Und imga- 
(ieclie, durch die Sanction zum Staatowillen erhoben werden. 
Allein das Gesetz bezeichnet auch selbst überall den 
DBlegationenbi-schluss als Einen Einheitlichen Beschluss, Nach 
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§.13 des deutschen Ausgleichsgesetzes ist „der in einer ge- 
meinschaftlichen Plenarsitzung beider Delegationen gefasste 
zustimmende Beschluss und in jedem Falle die Sanction des 
Kaisers erforderlich". 

Nach §.16 wird eine Ministeranklage erhoben, nicht 
zwei identische Ministeranklagen. Nach §. 33 „wird der Be- 
schluss mit absoluter Mehrheit der Stimmen gefasst". Ebenso 
bestimmt lautet der ungarische Gesetzestext. Nach §. 35 des 
Art. XII „kann Ein Beschluss nur dann gefasst werden, 
wenn wenigstens zwei Drittel der Mitglieder jeder Delegation 
anwesend sind. DieBeschlussfassung erfolgt jederzeit mit 
absoluter Mehrheit". Ebenso wird im §. 40 das gemeinsame 
Budget nicht als zwei identischen Inhaltes seiende Budgets der 
Sonderstaaten, sondern als Ein Budget erklärt. „Die Feststellung 
des gemeinsamen Budgets wird den jährlich wiederkehrenden 
wichtigsten Theil der Aufgabe dieser Delegationen bilden." 

Desgleichen §. 50. Es wird nur Eine Ministeranklage 
erhoben, und „wenn die Anklage, abweichender Ansichten wegen, 
in einer, dem Obigen entsprechenden Abstimmungssitzung mit 
Majorität beschlossen wird, so ist derBeschluss sofort als 
ein rechtsgiltiger zu betrachten". 

Ebenso wird in der AllerhöchstenSanction ausdrück- 
lich Ein Beschluss sanctionirt.^®) Ja die einzelnen Delegationen 

®®) So lautet die „Allerhöchste Entschliessung vom 10. December 1870 
betreffend die Sanctionirung der Beschlüsse der beiden Delegationen über die 
für die Jahre 1868 und 1869 zum Erfordernisse des Heeres angesprochenen 
Nachtragscredite" : 

„Beschluss : 

Dem gemeinsamen Kriegsministerium wird auf Abschlag der für die 
Jahre 18G8 und 1869 zum Erfordernisse des Heeres angesprochenen Nachtrags- 
credite eine Summe von 4 Millonen bewilligt, welche von den Finanzministerien 
der beiden Reichshälften nach den bestehenden gesetzlichen Normen zu be- 
decken ist. 

Dem vorstehenden Beschlüsse, welchen die von Mir für den 
24. November d. J. nach Pest einberufene reichsräthliche Delegation 
und die vom ungarischen Reichstage zur Verhandlung der gemein- 
samen Angelegenheiten entsendete Delegation in Betreff der Bedeckung 
der für die Jahre 1868 und 1869 zum Erfordernisse des Heeres beanspruchten 
Nachtragscredite gefasst haben, und welcher Mir durch Mein gemein- 



bähen selbstßtämiig gar keinen staatareclitlich relevanten Willen ; 
68 gibt nicht I . einen ungarischun Volkawillen — au8ge3procben 
durch die ungarische Delegation, und 2. einen cisleithanischen 



nes Minister i um nnterbreEtet wurde, Bade Ich ii 
I Tom £1. Dud 24. Dei^eniber 18K7 xn genuUmigeu UDd % 
Ofen, am 10. Decomber 1870. 



Oentässheit der Gesetze 
I beatätigen. 
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Knhn, KML. Beust. L.lnyay." 

Sudgleichen tiulsat es in der Allerhüclisten. Genehiniguiig der Delegatians- 
I beschliuae vam il6. October 1872: 

„Ziigleicli finde lob den über den RecbnnngsabgcblnsB l'är äua Jahr 
1870 Tun beideu Delegationen gefasuteii BcHcbUssen, inBoferne 
f dieselben überoinatinunen , Meine Genebioignng za ertheilen und zwar dem 
BesvliluHae: 

„Di-1 Sclitnasrecbnnng aber den gemeioEanien StaatshanshBlt der Üeter- 
reichiach-iiugarlscben Honarchia fiir datt Jahr 1870 wild nach vorlänßger Aus- 
edieidan^ der bei Titel 18 „HiJitärgrenEe" vorkommeaden UeberKcbreitong per 
ail.OaS fl. 407, kr. VüriäoHg für die ordentlichen Aoegaben auf 100,657.619 fl. 
34 kr. nud fär die ansgerordentlichea Ai:iBeaben anf 8,187.074 B. 77'/, kr., 
daher für die GeBammtausgaben anf 106,844.691 fl. ll'/i kr. ^i(^htig gestellt, 
wunach nach Abiiug des Keinertragusses des ZollgefäUes und der sonstigen Eia- 
nabmen im Betrage von 12,587.398 6. i kr. eich das Hottoerfordemiss auf 
96,257.^90 Ü. 7'/, kr «l«Ut 

Vun diesem Betrage, vrelchcr dnrcli die Qnotenliei träge zn deckeu ist, 
eatfatlen anf die im Büiclisrathe vertretenen Köaigreicbe und Länder 70"/g, 
d. i. öT, 380.107 fl. Üö lir. nod auf die Königreiche der ungarigchea Krune 30%. 
i. i. S!8.877.1ä8 ü. 8a kr.; ferner dem Befichlnsae; 

,,Das KriegEUJuisterium wird ermächtigt, die im Ordinarium dea Heeres 
bei den Titelu 9, 12. 14. 17 und 21 verbliebenen Creditresto zusammen vun 
£47.754 fl- 17 kr. noch in der fJobahrongsperiode 1871, dann die bei dem 
Sxlraordinariuin der Landanuee Titel 3 und 4 verbliebeneu Creditreste im 
GeBammlLcIrage vun 347.757 >i. 34 kr,; dann die beim Extraordinarium der 
Kriegsmarine Titel 8, TuHteu 11 und 22 verbliebenen Creditreate, im Gesammt- 
betrage von öüb'i fl. 5'/, kr. nucb in den Gebahm ngsperiodeu 1871 nnd IblÜ 
für die Zweche, für welche sie bestimmt waren, xa verwenden, lieEieliungsweiso 
BQ verrechnen. Endlich dem Ucschlasao: 

„Der gemeinsame Finanxniinisler wird augewieseu , anf timnd dieuer 
SoUnaarechnung nunmehr mit den KiiiuoKministera beider Reichstheile die 
definitive Abrvcbnnng Inr dnn Jahr 1670 zu pflegen." 
Frans Joseph m. p. 
Audrässy m. p. Kuhn m, p. Uolzgcthan m. p. 

Cod in der Allerhücbaten Sauctian des UelegationsbeBchltuses vom 
. De<t«mb«r 1877; 



200 

Volks willen, ausgesprochen durch die deutsche Delegation. t)a- 
her kann nicht etwa der Wille einer Delegation — auch wenn 
die Uebereinstimmung seines Inhaltes mit dem Willen der 
andern Delegation sicher oder schon vorliegend wäre — der 
Allerhöchsten Sanction unterbreitet werden. 

Es werden nicht zwei Volks willen mit identischem In- 
halte , einer der Krone Cisleithaniens und der andere der 
Krone Ungarns durch das eine gemeinsame Ministerium zur 
Sanction unterbreitet. Das gemeinsame Ministerium dürfte 
diese beiden Volkswillen, ausgesprochen eben von den bei- 

„Beschluss 
betreffend die Bestreitung der gemeinsamen Auslagen im ersten Quartal 1878: 

1. „Das gemeinsame Ministerium wird ermächtigt, die auf den Zeitraum 
vom I. Jänner 1878 bis 31. März 1878 entfallenden gemeinsamen Auslagen 
des ordentlichen Erfordernisses nach Massgabe des für das Jahr 1877 fest- 
gestellten und auf den gleichen Zeitraum dieses Jahres entfallenden ordentlichen 
Erfordernisses bestreiten zu dürfen. 

Diese Ausgaben werden in den ziffermässigen Rahmen des für das Jahr 
1878 erst zu bewilligenden Voranschlages einzufügen sein. Der Budgetbewillignng 
für das Jahr 1878 soll hiedurch weder im Ganzen noch in den einzelnen Titeln 
und Posten vorgegriffen werden. 

2. „In Betreff der Subventionirung des österreichisch-ungarischen Lloyd 
haben diese Bestimmungen überhaupt nur dann zu gelten, wenn die Verlängerung 
des bestehenden Vertrages mit demselben von Seite der beiden Legislativen 
genehmigt sein wird. 

3. Die Beträge, welche die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder, beziehungsweise die Länder der ungarischen Krone belasten, werden im 
Sinne der hinsichtlich der Bestreikung der gemeinsamen Auslagen zu Staude 
kommenden Gesetze zu berechnen sein." 

Sanctionirung. 
„Den vorstehenden Beschluss, den die von Mir auf den 5. De- 
cember dieses Jahres nach Wien einberufenen, vom Reichsrathe, sowie 
vom ungarischen Reichstage zur Behandlung der gemeinsamen Angele- 
genheiten entsendeten Delegationen in Betreff der Bestreitung der 
gemeinsamen Auslagen im ersten Quartal 1878 gefasst haben, und welcher 
Mir durch Mein gemeinsames Ministerium unterbreitet wurde , finde I c h in 
Gemässheit der Gesetze vom :^1. und 24. December 1867 zu genehmigen und 
zu bestätigen. 

Wien, am 13. December 1877. 

(L. S.) Franz J OS eph m. p. 

A n d r ä s s y m. p. 
Graf Bylandt-Rheidtm. p. ^ Hofmann m. p.'^ 

FML. 
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f^ df u Vtjrtrettrm der Volksvertretungen der Sonde r- 
' stauten , auth gar nicht zur Sanction vorlegen, es dürfte bei der 
Entstehung dieser SonderstaatsvülkswiUen überhaupt gar nicht 
amtlich mitwirken, es wäre nieht berechtigt, die sanctionirten 
Delegat ionsbeschlii HM e zu contra sign Iren. Das gemeinsame Mini- 
sterium könnte und dürfte nicht die Verantwortung für die Aiis- 
Sbting des unverantwortlichen und freien Sanctiunsreehtes seitens 
k der — in diesem Falle ^Krone Cisleithaniene und Krone 
rlTngarns i*,bernebmen ; das öaterrreiehist^h-ungarische Ministe- 
rium könnte und düifte gesetzlich den Delegationen als Ver- 
tretern der Sonderstaatsparlamente nicht für die Ver- 
wirkliciiung der sanctionirten DelegationsbeselilÜBse haften, ja 
das gemeinsame Ministerium dürfte überhaupt gar n i c h t in den 
Delegationen erscheinen. Denn das „gemeinsameMiniste- 
rium ist für die Gegenstände errichtet, welche, als in der Tbat 
^meinsam, weder unter die geaonderteRegierung der 
kXänder der ungarischen Krone, noch der übrigen 
I Länder Sr. Majestät gehören. Dieses Ministerium darf 
neben den gemeinsamen Angelegenheiten die besonderen Regie- 
I rungBgeschäfte weder des einen noch des andern Theiles 
fähren, noch auf dieselben Einfluea üben." Wenn — nach der 
I gegnerischen Theorie — diese Delegationen in ihrem Zusammen- 
wirken keinen einzigen einheitlichen Staatswillen fassen helfen, 
sondern nnr zur Bildung zweier besonderer aber stets 
I gleichlautender Staatswillen beitragen", dann würde folgen: 

1. Daas die Delegationen — da sie bei Berathung der 
gemeinsamen Angelegenheiten nach dem Gesetze die eigenen 
öffentlichen Angelegenheiten berathen und beschlieeaen und nicht 
Angelegenheiten eines fremden Staati'S — die Angelegenheiten 

t der Sonderstaaten Cisleithanien nnd Ungarn behandeln; 

2. dasfl der von der ungarischen Delegation ausgesprochene 
l "Wille Ungar isc her Volkswille ist, undder samtionirte Delega- 

tionsbeschliiss ungarisches Gesetz, t tir den ungarischen Staat 
[ ipJt'g und ihn verpflichtend; daM3olbe würde für den cislei- 
' ibanischen Delegationswillen und den Staat Clsleitha- 
ien stattfinden. 

3. Dann wäre die amtliche Thätigkeit des gemein- 
B'Samen Ministeriums vom Augenblicke der Vorbereitung 
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einer Regierungsvorlage an (z. B. des gemeinsamen Budgets), 
seine Mitwirkung bei den Berathungen in den beiden Delega- 
tionen, seine Contra Signatur, ferners die Durchführung der 
sanetionirten Delegationsbesehlüsse und deren Verwaltung durch 
das gemeinsame Ministerium — Regierungsgeschäft „eines 
Theiles" d. i. des Sonderstaates; das Ministerium führt und 
beeinflusst dann einen Theil der Geschäfte der Regierungen der 
Sonderstaaten , was „das gemeinsame Ministerium nicht darf". 

4. Dann verletzt endlich das gemeinsameMini- 
s t e r i u m durch seine ganze amtliche Thätigkeit fortwährend das 
Ausgleichsgesetz, da dem Ministerium „jedoch nicht ge- 
stattet ist (§. 5, G. A. XII, §. 27), nebst den gemeinsamen An- 
gelegenheiten auch die besonderen Regierungsgeschäfte einer der 
beiden Reichstheile zu führen". Denn das Ministerium besorgt 
dann 1. „Gegenstände, welche unter die gesonderte Regierung 
der Länder der ungarischen Krone gehören", und 2. „Gegen- 
stände , welche unter die gesonderte Regierung der übrigen 
Länder Seiner Majestät gehören" und nur in identischer Weise 
zu erledigen sind. 

Ja das Ministerium verletzt sogar das Ausgleichsgesetz 
zweimal, da es nicht nur in Ungarn allein einen Theil der 
Geschäfte der Sonderregierung führt und beeinflusst, sondern 
sich dieses Verbrechens der directen Verletzung des Gesetzes 
auch noch mit Rücksicht auf seine „Führung" und Beeinflus- 
sung der Geschäfte der Sonderregierung Cisleithaniens zu 
Schulden kommen lässt. 

Das gemeinsame Ministerium handelt zweimal direct gegen 
das Ausgleichsgesetz und verletzt ausserdem die Verfassung 
jedes der beiden Sonderstaaten. 

Auch die praktischen Folgen dieser Anschauung, 
dass „diese Delegationen in ihrem Zusammenwirken . . . nur 
zur Bildung zweier besonderer , aber stets gleichlautender 
Staatswillen beitragen" , wären nicht unwesentliche. Ohne 
Zweifel erzeugen die Delegationen in ihrem Zusammenwirken 
mit der Krone das gemeinsame, das österreichisch-ungarische 
Finanzgesetz; sie wirken mit an der Erzeugung des Staats- 
willens gegenüber den eigenen Angehörigen , der zu seinem 
Inhalte die finanzielle Leistung der Staatsangehörigen Oester- 



feich- Ungarns für den Staats haus halt hat. Das Gesetz kann 
BnatUrlich nur die eigenen Staatsangehörigen verpflichten. 

Repräsentirt nun der sanctionirte Delegationsbeschluss 

Bwei Staatswillen , ist er nicht ein einheitlicher Wille, dann 

werden von den Delegationen — da sie sich niuht etwa correaliter 

L Terp fliehten, für einen fremden Staat diese Beträge zu leisten 

nz wei Finanzgesetze geschaffen, ein eisleithanischea 

Finanzgesetz, welches die eisleithaiiisehen Staatsangehörigen zu 

ferfiillen haben, und ein ungarisches Finanzgeaetz, welches die 

nngarischen Stastsbiirger zu erfüllen haben. Nim haben die 

beiden Finanzgesetze der beiden Staaten einen gleichlautenden 

Inhalt, d. h. jedes Staat.4vylk bewilligt seiner Regierung die- 

Laelbe Summe für die eigenen — gemeinsamen — Staata- 

Kangelegenheiten. Im Jahre 1876 z. B. beschlossen die Dele- 

tgationen, dass das zu bedeckende Ertordeniiss des gemeinsamen 

iStaatshauBhaltes für das Jahr 1877 mit 100,iSll.G59 Ü. (nach 

FAbzug der Einnahmen des Zollgefalles etc.) featgesetfct wei-de, 

[Und wurde dieser Beschlnss aueh aanctionirt. 

Danach würde nicht Ein Gesetz geschaffen worden sein 
I (*in gemeinsamen), wonach in OcHterreich-Ungarn für das Jahr 
f 1877 100 Millionen Gulden von aämmtlichen Steueq)flichtigen 
j za bezahlen waren, sondern es wären 2 Gesetze geschaffen 
IWorden, nämlich 

i} ein besonderes ungariHches Gesetz, wonach also Ungarn 
Kitir seinen, d. i. den gemeinsamen Staatshaushalt, 100,311.659 fl. 
fsD bezahlen hat für das Jahr 1877 ; 

Ä) ein besonderes, „stets gleichlautendes" eisleithanisches 
I- Gesetz, wonach Cisleithanien ebenfalls für seinen gemeinsamen 
f ßtaatshanshalt des Jahres 1877 1UU.31 1.659 11. zu leisten hätte. 
Sonach würden durch diese identischen Delegations- 
C-Wchlüsse Ungarns und Cisleithaniens im Ganzen 200,623.318 
Golden für die gemeinsamen Angelegenheiten bewilligt wor- 
den sein. 

Die Folge dieser staatsrechtlichen Thatsache wünle wohl 
I Booh von den Sonderstaateu genügend empfunden werden. 

Man kann hier nicht einwenden, jeder S o n d e r staatswüle 
[ttestimme eben , wie viel beide Theile zu leisten hätten, 
■reiche Summe von beiden Völkern für den gemeinsamen StaAts- 
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haushält zu entrichten sei; die festgesetzte Summe sei daher 
nicht von jedem Staate allein zu tragen, sondern entsprechend 
zu vertheilen. Denn Ungarn kann nicht gesetzlich — die 
Delegationen schliessen doch keine Staatsverträge — bestimmen, 
wie viel auch Cisleithanien zu zahlen hat, da der unga- 
rische Staatswille, das ungarische Gesetz unmöglich die Cis- 
leithanier verpflichten, für sie Gesetz sein kann. Dasselbe gilt 
von dem cisleithanischen Gesetze gegenüber Ungarn. 

Es wäre also immer das Doppelte des von einem Dele- 
gationssonderwillen ausgesprochenen Betrages für den geni ein- 
samen Staatshaushalt bewilligt, gleichwie für den Träger der 
beiden Kronen der Einzelstaaten — den diese Auffassung ja auch 
in dieser Eigenschaft als ge-m eins amen Souverän 
erklärt ^^) — immer das Doppelte des Betrages bewilligt ist. 



*'*) Juraschek, Personal- und Realanion, S. 117: 

„Die gemeinsamen Minister sind eben nur der Reflex des 
gemeinsamen Souveräns, die üebertragung der Einrichtung von den 
beiden Regentenpersonen in der einen physischen Person auf den Kreis der 
vollziehenden Gewalt. . . . Nach alledem fahren also die Minister mit Recht 
den Namen „gemeinsame Minister" und das Gesetz resp. der Gesetzgeber hat 
nicht aus Nachlässigkeit oder Unverstand diesen Ausdruck gewählt, sondern 
im vollen Bewusstsein dessen, was es, resp. er geschaffen. Mit der klarsten 
Einsicht in den Sinn seiner Bestimmungen und der gewählten Worte, wird 
gesprochen von gemeinsamen Angelegenheiten, gemeinsamen Delegationen, 
gemeinsamen Ministern und einem gemeinsamen Souverän. . . ." 

ülbrich, die rechtliche Natur der österreichisch-ungarischen Monarchie, 
S. 53 : „Der Kaiser und König trägt zwar in seiner Person zwei getrennte 
Herrscherpersönlichkeiten ; diese Trennung beruht aber nur auf einer juristischen 
Abstraction" (danach beruhten die beiden Staaten Ungarn und Cisleithanien 
auch nur auf einer juristischen Abstraction ? die beiden Kronen existiren schon 
in Wirklichkeit, gerade so wie die beiden Monarchien Cisleithanien und Ungarn), 
„da physisch nur ein Träger der Staatsgewalten vorhanden ist. Daraus ergibt 
sich ein Doppeltes. Zunächst wird dort, wo der Herrscher persönlich auftritt, 
diese abstracte Trennung verschwinden; der Monarch ist Kaiser und König 
zugleich". (Wenn also Seine Majestät einem Ministerrathe des Staates Cislei- 
thanien präsidirt, präsidirt dann auch der ungarische König diesem cisleitha- 
nischen Ministerrathe?) „Es werden daher alle Einrichtungen und Symbole, 
welche an die Person des Herrschers anknüpfen , gemeinsam sein (z. B. die 
Krone des heiligen Stephan?), also z. B. Titel, Wappen und Hofstaat des 
Monarchen, sowie Orden und Würden als Ausstrahlungen des Glanzes der Krone, 
da der die Herrscherpersönlichkeit umgebende Glanz nur der Einen physischen 
Person ^ilt. (?) Sodann ergibt sich aus der Gemeinsamkeit des Herr- 



I weli'lier von tipii beiden Sonderparlamenten als Erfordemias 
kfiir je ihren Ällerhöcbstea Hofstaat festgesetzt wird'"); in 

j «oherB" (nicht der „Herrscher" d, h. der Kaiser von Cisleithanien. nder 
KQnig: voD ÜDBara ist gemeinsam, sondern nor das physische 
Substrat für das Stantsorgan Krone in den «wei verschiedenen Staaten), „wenn 
Mich Dicht die rechtliche Nolhwendigkeit , so doch die factiache Uöglichheit 
L Giner materiellen rebereinstimninng der 'Willeuserklärang heider Staaten etc. ..." 
8. 60 hDss Weeen der Renlunlon haben wir oben al» Gemeinsamkeit 
PreviEser Organe eweier Staaten cbarakterisirt. In Oester reich -Ungarn sind 
l.dfpse gemninaiimen Orj^ane de r Monarch and die gemeinaanaen Ilinister. 
il Letztere nnd die ihnen nntergeiiidnelen Venrallnngsbeh Orden sind nnr 'ein 
I lleltex des gemeinsamen SonTeräns, . . ." 

"^ Im (Staate Cisleithanien und im Staate Ungarn wird nSmlich immer 

n gleicher Betrag für den AllerhSchstea cisleithaniscben und den AllerbBchiten 

nogarfBchen Hofstaat bewilligt. Daher erhalten der Kaiser tou Cisleithanien 

und der Kiinig von Ungarn zusammen natürlich den doppelten Betrag der 

ae, welche fUr den Hofstaat einer der beiden (rechtlichen) Hajesläten 

kihttgesetzt ixt. Die Civilliste einer der beiden Kronen betrügt seit deni Jahre 

|1874 immer 4,650.00a Der öaterreichiBch-nngarischen Krone wird im 

■.Stnate OeRterreich-UDgam heine Hofstaal sdotation bewilligt. 

Kaiscrthnm t'isleithanien : „Gesetz vum 10. März 1870 betrolTünd die 
Dotnüon «nr Erhaltung d<-s HorBtaates (R. G. Bi. Nr. 26). 

Hit Zustimmung der heiden Hänser des Reichsrathes finde Ich ku ver- 
' ordnen, wie folgt: 

g. I. Die Ton den im Beichsrathe vertreteuen Königreichen und Ländern 

n leistende I)otatian znr Erhaltung des Hot^taates Seiner k. und k apostolischen 

k MsJMtat Franz Joseph I. wird vom 1. Jänner 1870 bis znm 31. Deceniber 1879 

I jährlichen 3,650.000 H. feslgcaetzt. Dieser Beirag ist während dieses 

F Zeitraumes jedesmal in das Jahresbndget sinznstelten. 

§. 2. Mit dem Vollznge dieses Gesetzes ist Hein Finanz minister beauftragt. 
Wien, aiu 10. Mr.rz 1S70. 



H a s n e r m p. B r e s t e 1 m. p. 

Der Titel Seiner Majestät ist hier insofeme nnrirhtig, als er Inuten 

.Seiner k. k. apostolischen Majestät', wobei anter , königlich" natSrlicU 

takbt der König von Ungarn zu vorstehen ist. Denn in diesem cislcithn- 

iacken Gesetze wird nicht die Dotation fQr den üsterreichiscb- 

n^arfschen Kaiser — respeetive der für dieae Krone anf die Iteichs- 

t frovinis Cisleithanien eutfalleade Betrag der gemeinsauien Dotation — bestlmuit, 

Femcn<: , Gesetz vom 38. Jnni 1S72 betreffend die ErliObnu^ der mit 

dem Ogsetze vom 10. März 18T0 (R. G. BI. Kr. kS) bestimmten Hofatiuita- 

dotaUon (B. G BI. Nr. 110): 

Uit Zustimmung der beiden Hitnser des Boicharathcs Ündo Ich sn ver- 



LftdaeD 



B folgt: 
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Betreff des Betrages für den Allerhöchsten Hofstaat — einer 
Einzel-Staatsangelegenheit — helfen die Parlamente wirklich 
„zwei besondere, aber stets gleichlautende Staats- 
willen bilden". 



§. 1. Die von den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern 
zu leistende Dotation zur Erhaltung des Hofstaates Seiner k. und k. apostoli- 
schen Majestät Franz Joseph I. wird vom 1. Jänner 1872 bis zum 31. December 
1879 mit jährlichen 4,650.000 fl. festgesetzt. 

Dieser Betrag ist während dieses Zeitraumes jedesmal in das Jahres- 
budget einzustellen. 

§. 2. Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes ist Mein Finanzminister be- 
auftragt. 

Wien, am 28. Juni 1872. 

Franz Joseph m. p. 

Auersperg m. p. Pretis m. p." 

Endlich wird durch das Gesetz vom 6. November 1879 (R. G. Bl. Nr. 1 3.3) 
die Allerhöchste Hofstaatsdotation für die Zeit vom 1. Jänner 1880 bis 31. 
December 1889 mit jährlichen 4,650.000 festgesetzt. 

In Ungarn: 

„V. Gesetzartikel vom Jahre 1 870 über die Kosten des Allerhöchsten Hof- 
staates Seiner kaiserlichen und königlichen apostolischen Majestät (sanctionirt 
am 3. April 1070, kundgemacht im Abgeordnetenhause am 5. April, im 
Oberhause am 6. April 1870, in der Landesgesetzsammlung erschienen am 
6. April 1870). 

§. 1. Zur Deckung der Kosten des Allerhöchsten Hofstaates Seiner kai- 
serlichen und apostolisch-königlichen Majestät wird vom 1. Jänner 1870 an 
bis 31. December 1879, für zehn Jahre ein alljährlicher Betrag von 3,650 000 fl., 
d, i. Drei Millionen Sechshundert Fünfzigtausend Gulden österr. Währ, votirt. 

§. 2. Diese Summe wird alljährlich in das Staatsbudget aufgenommen." 

Ferner: „lU. Gesetzartikel vom Jahre 1873 betreffend die Erhöhung 
der Kosten des Hofhaushaltes a. h. Sr. k. und k. apost. Majestät (sanctionirt 
am 11. December 1873, kundgemacht im Abgeordnetenhause am 15. März 1873; 
im Oberhause am 19. März 1873). 

§. 1. Die Kosten des Hofhaltes a. h. Sr. kais. und königl. apostoli- 
schen Majestät Franz Joseph I. werden für die Zeit vom I. Jänner 1872 bis 
31. December 1879 auf jährlich 4,650.000, d. i. Vier Millionen Sechsmalhundert- 
fnnfzig Tausend Gulden festgesetzt. 

§. 2. Dieser Betrag wird alljährlich in das Budget eingestellt. 

§. 3. Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes wird der Finanzminister be- 
auftragt." 

Auch hier im ungarischen Gesetze, welches für seinen König die 
Hofstaatsdotation normirt, — also für den Träger der Krone des heiligen 



207 

Auch der Einwand könnte nicht st-attfimlen, daaa die (an- 
geblieh nur) ungarische Delegation nnr den Betrag bewillige, 
welehen TJngni'n dtinn nach dem g«setzlieh bestehenden Modus für 
die Leistung der gemeinsamen Kosten seitens der beiden Reiehs- 
hälften zu tragen habe; und dass die (angeblich nur die Cie- 
leithanier vertretende) cialeithaTiisehe Delegation den Betrag 
auaspreche, welchen der Theil Ciideithanien von den Kosten des 
gemeinsamen Staatshaushaltes zu leisten habe. Denn es bewilligt 
jede Delegation — eben weil sie ein gemeinsames Theilorgan 
ist — den ganzen Betrag, sie bewilligt die Summe 
desjenigen, was der Theil Ungarn und was der 
Theil Cisleithanien zu leisten hat. „Das von den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern und den 
Ländern der ungarischen Krone gemeinsam zu bedeckende ordent- 
liche Erfordemiss des StaatshausbalteH für das Jahr 1877 wird 
folgendennassen festgestellt" (folgen die Posten); so lautet der 
sanctionirte Delegationsbeschluss, 

Jede Delegation also — oder richtiger jeder Delegationstheil 
— bewilligt eben daa Erfordemiss des Staatshaushaltes beider 
in den Delegationen vertretenen Königreicihe und Länder. La 
dem Augenblicke daher, in welchem man die beiden Theile der 
gemeinsamen einheitliehen Delegation, also die gemeinsamen 
Delegationstheile, in aelbststandige Organe der Sonderstaaten ver- 
wandelt, bewilligen die Delegationen in der Form des Gesetzes, 
nicht mehr die gemeinsame Summe, den gemeinsamen Betrag, 
sondern den von jedem Sonderataate zu leistenden Betrag. 

Und wo blieben dann auch die „zwei besonderen, aber 
stets gleichlautenden Staatswillen", wo wäre der berühmte 
identische lubait dieser steta gleichlautenden Staatswillen, 
wenn der Beschluss der ungarischen Delegation für das Jahr 1877 
lauten würde: 

„Das im Sinne des Gesetzes durch die Länder der unga- 
rischen Krone zu bedeckende Erfordemiss des gemeinsamen 

Stephui — iflt die Bezeichnang: der Majestät al.a einer „kainerliehen uqiI 
htaigliclieii «iioatoliichen MajestSt* nnrichtig. Die unsarische HoMaatB- 
dotation iriril der „kilnigikhen MBJestät" bewilligt 

Endlich wird dnrch den XLIII. G. .\. vnm Jahre lOTfl diaae Aller- 
hOchstc Uofstaatsdotation fBr die Zeit vnm 1. .Tiinner l?** l)in 31. Ilecamlier 
18ä9 im Betrage von jährlich 4,650.000 t. fest gestützt. 
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Staatshaushaltes für das Jahr 1877 ist für den Staat Un- 
garn auf 29,479.627 11. 74 V2 l^r. (nach Abzug der 2«/o zu Lasten 
des ungarischen Staatsschatzes in Folge der Provincialisirung 
der Militärgrenze) festgesetzt" ; und der Beschluss der cisleitlia- 
nischen Delegation : 

„Das im Sinne des Gesetzes von den im ßeichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern zu bedeckende 
Erfordemiss des gemeinsamen Staatshaushaltes fiir das Jahr 1 877 
ist für den Staat Cisleithanien auf 68,803.79811. 7 V2 kr. 
festgesetzt" ? Was wäre da noch gleichlautend in „diesen zwei 
besonderen" Staats willen, in diesem ungarischen und cisleitha- 
nischen Finanzgesetze ? 

In Wahrheit bewilligt eben jede Delegation den ganzen 
Betrag, jede Delegation entscheidetganzgleich sowohl 
für die Ungarn als für die Cisleithanier. Es ist gar 
kein Unterschied in dem Inhalte des Beschlusses der unga- 
rischen Delegation und der cisleithanischen Delegation. Aus 
dem Inhalte des Beschlusses einer Delegation ist nicht zu 
ersehen, welche Delegation diesen Beschluss gefasst habe, 
die ungarische oder die cisleithanische. Jeder Delegirte und 
jeder der beiden Delegationstheile entscheidet gerade so für die 
Bewohner des Landes, von dem er entsendet ist, als für die 
Bewohner des anderen Landes, der anderen Provinz. Jeder 
Delegirte und jeder der beiden Delegationstheile 
erscheint daher gesetzlich als Theil Eines gemein- 
samen Organes, jeder Delegirte vertritt sowohl 
die Cisleithanier als die Ungarn, jeder Delega- 
tionstheil vertritt so die Bevölkerung beider, 
(aller) Provinzen des Reiches, er vertritt das österreichisch- 
ungarische Volk. Denn wenn a gesetzlich E i n e und dieselbe 
Angelegenheit, welche zugleich Angelegenheit des h und c ist, 
entscheidet, so vertritt er dadurch eben b und c, er ist Ver- 
treter beider, er ist Ein gemeinsamer Vertreter. 

Die ungarische Delegation entscheidet nicht etwa einen 
Theil der betreffenden gemeinsamen Angelegenheit — den auf 
Ungarn entfallenden Theil und die cisleithanische Delegation 
den andern, auf Cisleithanien entfallenden Theil — sondern 
jede Delegation entscheidet eben die ganze gemeinsame Ange- 
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legenheit als eine eigene öifentliche Staatsangelegenheit, und 
gibt dadurch die Entscheidung für Alle, deren eigene öifentliche 
Angelegenheit eben diese Eine gemeinsame Angelegenheit ist. 
Würde auch nur der Beschluss einer halben Delegation, z. B. der 
cisleithanischen Delegation, sanctionirt — es wäre materiell 
dem Inhalte des s an et ionirten Beschlusses nach 
dennoch gar kein Unterschied gegenüber dem Falle der Sanc- 
tionirung des übereinstimmenden Willensbeschlusses beider Dele- 
gations t h e i 1 e. Es wäre dennoch die ganze gemeinsame 
Angelegenheit entschieden, und zwar — dem Inhalte nach — 
sowohl für die Cisleithanier als für die Ungarn. Und wenn 
z. B. in der gemeinschaftlichen Plenarsitzung 1 Cisleithanier 
mit den 59 gleich stimmenden Ungarn stimmt, haben dann 
nicht die Ungarn diese gemeinsame Angelegenheit — auch für 
die Cisleithanier — entschieden? 

Und da sie dies gesetzlich gethan haben, müssen sie nicht 
Vertreter auch der Cisleithanier — also gemeinsameVolks- 
vertreter sein? 

Es gibt staatsrechtlich nicht einen ungarischen Delegations- 
willeUy welchen Seine Majestät als König von Ungarn sanctio- 
niren würde — unter Contrasignatur eines ungarischen Mini- 
steriums, und einen zweiten gleichlautenden cisleithanischen 
Delegationswillen welchen Seine Majestät als Kaiser von 
Cisleithanien sanctioniren würde — unter Contrasignatur des 
cisleithanischen Ministerium. 

Vielmehr ist es der gemeinsame Kaiser, welcher 
durch den gemeinsamen Minister die Delegation einberuft'*), 

'*) So lautet diis AUerhöchste Handschreiben über die Einberufung der 
gemeinsamen Delegation z. B. für das Jahr 1878 (Wiener Ztg. vom 26. Oetober): 

„Lieber Graf Andrassy! 
Ich habe die vom Reichsrathe auf Grund des Gesetzes vom 21- December 
1867 für das Jahr 1878 zu wählende Delegation und die vom ungariHchen 
Reichstage auf Grund des G. A. XII vom Jahre 1867 für das Jahr 1878 zur 
Behandhing der gemeinsamen Angelegenheiten zu entsendende Delegation mit 
den in Abschrift beiliegendem Handschreilien auf den 7. November dieses Jahres 
nach Budapest einzuberufen liefiinden und beauftrage Sie, wegen Flinbringung 
der l»etretlenden Vorlagen das Erforderliche zu veranlassen. 
Gödöllö, am 23. Oetober 1878. 

Franz Joseph m. p. 
Andrassy m. p." 
B. Dan 1 8 eher. D. Bundesstaat Oesterreich- Ungarn. 14 
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ihren einheitlichen Besehluss sanetionirt '2) (§. 15 des deutsehen 
Ausgleichsgesetzes, §. 43 des Gesetzartikels XII) unter Contra- 
signatur Eines — des gemeinsamen österreichisch-ungarischen 
Ministeriums ; es wird eine und dieselbe Regierungsvorlage — 
und zwar in deutscher und ungarischer Sprache — durch Ein 



Denn insofeme die Ministerpräsidenten der Ministerien der Sonderstaaten 
dnreh die Handschreiben beauftragt werden, „wegen der Wahl und Einberufnng 
der Delegationsmitglieder das Entsprechende zn veranlassen" (aber nicht „das 
Erforderliche für die betreffenden Vorlagen zu veranlassen" ), erscheinen sie als 
Reichsorgane, dem gemeinsamen Ministerium für die Einberufung verant- 
wortlich, 

§. 11: »Die Delegationen (also auch die ungarische) werden alljährlich 
vom Kaiser einberufen; der Versammlungsort wird vom Kaiser bestimmt." 

G. A. XII, §. H2: „Die Delegationen werden jederzeit von Sr. Majestät 
für einen bestimmten Termin und an jenen Ort einberufen werden, wo Seine 
Majestät zu jener Zeit verweilt. Doch ist es der Wunsch der ungarischen Legis- 
lative, dass die Sitzungen abwechselnd in dem einen Jahre in Pest, im folgenden 
Jahre aber in Wien oder wenn die Vertretung der übrigen Länder und Provinzen 
Seiner Majestät selbst es wünschen sollte ,' in irgend einer anderen Hauptstadt 
jener Länder abgehalten werden mögen. ^ Gewiss kann hier unter „Seiner 
Majestät" nicht der König von Ungarn verstanden werden, es muss vielmehr 
die gemeinsame, österreichisch-ungarische Majestät verstanden werden. 

'^) §. 15: „Zu allen Gesetzen in Angelegenheiten des Wirkungskreises 
der Delegationen ist die Uebereinstimmung beider Delegationen oder bei man- 
gelnder Uebereinstimmung der in einer gemeinschaftlichen Plenarsitzung beider 
Delegationen gefasste zustimmende Besehluss und in jedem Falle die Sanction 
des Kaisers erforderlich", 

G. A. Xn, §. 43 „. . . Es versteht sich von selbst, dass ihre (der Dele- 
gationen) Beschlüsse, insoweit sie der fürstlichen Sanction unterliegen, Seiner 
Majestät zu unterbreiten sind ; wurden sie von SeinerMajestät sanetionirt, 
so werden sie bindende Kraft besitzen. Solche durch fürstliche Sanction festge- 
stellte Beschlüsse wird jedoch Seine Majestät jedem Reichstage durch das 
betreffende eigene verantwortliche Ministerium zur Kenntniss bringen lassen. 
Jene Beschlüsse, welche in den Delegationen („warum nicht in der ungarischen 
Delegalion, wenn „Seine Majestät" hier bedeuten würde : der König von Ungarn) 
in der oben beschriebenen Weise gefasst und durch Seine Majestät sanetionirt 
wurden, kann Se. Majestät, nachdem sie dem ungarischen Reichstage mitgetheilt 
worden, in Ungarn nur durch das verantwortliche ungarische Ministerium voll- 
ziehen lassen." 

Es ist also Eine und dieselbe Majestät, welche den Besehluss der 
„Delegationen" sanetionirt. Die Sonderministerien erscheinen in ihrer Function 
der LurchführuDg der sanctionirten Delegationsbeschlüsse als Reichsorgane. 
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Ministeriiim beiden DelegationstLeilen vorgelegt'^), die Dele- 
gationen theilen sich üire Besehliisäe in Ein und deraelben 
Angelegenheit, sowie erforderlichen Falle« deren Motive, gegen- 
seitig mit'*) — was zwisclien Volksvertretungekürpem zweier 
Staaten eine Unmöglichkeit wäre; die Delegationen erzeugen 
einen einheitlichen Willenabeschlues riickeichtlich der ihrer 
Conipetenz unterliegenden gemeinaamen Angelegenheit, Ein Mi- 
nisterinm, das gemeinsame, erstattet Einen allerunterthänigsten 
Vortrag '*) bebnfa Sanctioniruny dieses üsterreichiseh-iinga- 
rischen Volkawillens an Ein Staatsoberhaupt, an staatHrechtUcli 
Eine, die gemeinsame Österreichisch-imgEirische Majestät; Ein 
Beschlust> wird sauctionirt, Ein Ministerium ist coutrasignirt, 
und auch dem Stellvertreter des Reichsparlamentes, der ein- 
heitlichen Delegation, verantwortlich für die Verwii-klichung 
dieses sanctionirten Voikswilleus, des Reichsgesetzes. 

In der That, die Delegationen sind zusammen ein Körper, 
ein Glanzes, und darum werden sie vom Gesetze auch 



") §■ 14: „Begienugs vorlagen gelangeo durch iIab gemeinaame Hioisterinia 
an jede der leiden DelegntioDeu abgeeondert." 

G. A. XII, §. 39 : „Bezüglich des Verfall mDgsmodnB wird bestimmt, daas 
d«r GegeDBtand. weicher nach der gegenwärtigen Feststellnng vor diese Dele- 
gation gehurt, durch Aas gemeinsame Miniaterinnt j^dcr Delegation bpannders 
vorgele^ werde". Ancli g. 43. 

Es Ware doch numöglich, dasü die Delegat ione u , wenn sie die beiden 
SteQvertreler der Farlameate von Ungarn nnd Ciftleithanien würen, Eine Regie- 
mngsviirlag^ als Vorlage ihrer eigenen Rtautsregierung liehiindeltcn. 

'*) DentBche» ÄnsgleichÄgesPtz §. 3(*: »Beide Delegationen tbetlen sieh 
ihre Beachlfisae, sowie erforderlichen Falles deren Motive gegenseitig mit. Dieser 
Teritehr findet sehriftlicfa statt auf Seite der Delegation des Beichsrathex in 
dentauher, uaf Seil« der Delegation des Reichstages in ongarischer Sprache 
■od beiderseits unter Anschlnss einer beglaubigten üeliersetaang in der Sprache 
der anderen Delegation." 

G. A. XU. §. 34 : „Die beiden Delegationen dBrfen mtleinander nicht 
(o gemeinsamer Sitsnng benthen londern jede tlieilt ihre Ansichten und 
B«8clilfilHe der anderen schriftlich mit und im Falte einer HeianngsdilTerena 
feMtrehen sie sich gegenseitig durch Bphnftiiihe Noton aufinblären -Diese 
Voten fertigt jede Delegation ui ihrer eigenen ^jirache an . indem sie xugleich 
■nah «ine anthentische Deliersetziing ansdilii ssl " 

") Daher heiaxt es immer in der Allerhüehsteii Snoction der Delegation»- 
IkMChlHese . . . ,nnd welche Mir dnrcfa Mein genieiiisames Mioi^tarinm 
Utarbreitet wurden ..." 
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direct als „Theile"'*) erklärt. „Wenn ein dreimaliger 
Notenwechsel erfolglos geblieben ist, so hat jeder Theil 
das Recht, den andern dazu aufzufordern, dass die Frage durch 
gemeinschaftliche Abstimmung entschieden werde, was dann 
der aufgeforderte Theil nicht verweigern darf; die Prä- 
sidenten beider Theile vereinbaren dann den Ort, Tag und 
die Stunde der Abstimmung, und jeder Präsident ladet die 
Mitglieder seiner Delegation dazu ein." 

Ebenso sagt §.35: ,,Das Protokoll (in der gemeinsamen 
Plenarsitzung) wird in der Sprache beider Theile durch 
die beiderseitigen Schriftführer und gemeinsam authenticirt 
werden." 

Gewiss bilden die zwei Delegationstheile Ein österrei- 
chisch-ungarisches Reichsorgan , sie sind die untrennbaren 
Hälften Eines Körpers — der gemeinsamen Delegation ; und 
diese Eine gemeinsame Delegation ist der Steilvertreter des 
gemeinsamen • österreichisch - ungarischen Volksvertretungs- 
körpers. 

Und hier ist bezüglich dieses Verhältnisses des Stellver- 
treters zu dem von ihm vertretenen öffentlichen Organe — 
dem weiteren Reichstage — noch eine Frage zu beantworten, 
und eine principelle Entscheidung aus dem österreichisch- 
ungarischen Staatsrechte zu treffen für einen Fall, und ein 
Ereigniss, das vom Reichsrechte wohl nicht in's Auge gefasst 
worden; jedenfalls hat das gemeinsame Reichsstaatsrecht nicht 
direct festgesetzt, wem — dem weiteren Reichstage oder der 
Delegation — die Regelung der Folgen einer solchen einge- 
tretenen Thatsache verfassungsmässig zustehe. Der in Frage 
stehende Fall, den das Ausgleichsgesetz nicht berücksichtigt, 
ist die Erweiterung der Reichscompetenz, dieVer- 
mehrungder gemeinsamen Angelegenheiten durch 
dasLeben desReiches selbst, durch sein Wollen und 
Handeln namentlich gegenüber dem Auslande. Hier soll nicht 
die Rede sein von einer Erweiterung der Reichscompetenz 
gegenüber den s ouveränen Einzelstaaten, also von einer 
Vermehrung der „gemeinsamen Angelegenheiten" durch Ver- 



''') G. A. XII, §. 36. 
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I niiniieriiiig de« Competenzkreiaes der Sonderstaaten . durch 

1 Abgabe von bisherigen Einzelstaataaii gelegen heiten an das 

I Reich , was natürlich nur im Wege des Vertrages 

I zwischen dem Reiche und einem oder beiden Ein zel- 

I Btaaten staatsbegrifflich und nach dem Äus- 

I gleichsgese tze geschehen könnte. Auch für diese 

I Weise der Erweiterung der ßeichscompetenz hat das Auß- 

I gleichsgeeetz Nichts entschieden, wem, dem weiteren Reichstage 

I oder seinem Stellvertreter, der Delegation, solche neue Keichs- 

Rgenden, falls sie überhaupt in Constitution eil er Weise zu 

erledigen sind, verfassungsmässig zuzuweisen seien. Eine Erwei- 

I terung der Reichscompetenz auf diesem Wege war z. B. die 

Schaffung der öeterreichisch-ungariachen Bank. 

Wem aber — dem Reichaparlamente oder seinem Stell- 
I Vertreter — ist die parlamentarische Behandlung einer neuen, 
L mit Rücksicht auf die Reicbsprovinzen gemeinsamen . öster- 
I reichiscb-ungar lachen Angelegenheit, welche durch eine aelbst- 
' ständige ßeiehsaction allein, namentlich gegenüber 
den auswärtigen Staaten entstett, nach dem ßeichsstaats- 
rechte zuzusprechen? Wer ist eompetent für die Gesetz- 
gebimg über die ßeichaangelegenheiten, welche, durch den 
Bestand des Reiches gegeben, nicht im Ausgleichsgesetze auf- 
gezählt sind ? Wer ist z. B. eompetent, der gemeinsame Reichstag 
oder die gemeinsame Delegation, bei der Abänderung der öster- 
reichisch-ungarischen Reichs Verfassung — des Ausgleichsgeaetzes 
— mitzuwirken? Wer ist competentfürden Act der Gesetzgebung, 
durch welchen das Reich ein neues Reichsministeriura schaß'en 
würde, z. B. ein Staatsministerium, oder ein IJeichs- 
handelsministerium für die Handelsbeziehungen des Reiches 
j xo den fremden Staaten? Denn es bedarf hier wohl nicht der 
I Erwähnung, dass natürlich dem R eiche allein die Schaffung 
Beiner Organe und die Organisation der selbstständigen Reichs- 
staatagewalt für seinen Competenzkreis zukommt. Nun sind die 
t aOBwärtigen Angelegenheiten — somit auch die handela- 
politischen Beziehungen zu den fremden Staaten — gemein- 
same, d. h. Reichsangelegenheiten, und wenn daher das Reich 
r findet, dass es in Folge dieser seiner handelspolitischen Bezie- 
rfanngen zum Auslande eines Reicliethandelsntinisteriums bedürfe. 
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um z. B. den Inhalt der österreichisch-ungariselien Handels- 
verträge (mit anderen Staaten) etc. festzusetzen, die dann das ge- 
meinsame, österreichisch-ungarische auswärtige Amt abschliesst, 
so ist das Reich natürlich staatsbegrifflich und staats- 
rechtlich vollkommen competent und berechtigt — 
und natürlich allein competent und berechtigt — ein solches 
Reichsamt zu creiren und zu organisiren. Schon die Idee ist 
absurd, dass das Reich etwa in diesem Falle die Einzelstaaten 
Cisleithanien und Ungarn fragen, oder um ihre Zustimmung an- 
gehen müsste, oder etwa, dass die Einzelstaaten gar im Wege des 
Vertrages ein solches „gemeinsames Amt" neu schaffen könnten. 

Das Reich bedarf für sein Wollen und Handeln, also für 
die Acte seiner Gesetzgebung nach Innen, seiner Selbstbestim- 
mung nach Aussen (gegenüber den anderen Staaten) und seiner 
Verwaltung ebensowenig der Zustimmung oder Genehmigung 
der Sonderstaaten, als diese für die Acte ihres persönlichen 
Lebens, ihrer souveränen Thätigkeit eben in ihrem Competenz- 
kreise etwa auf die Gutheissung oder gar Mitwirkung des 
Reiches angewiesen sind oder sein könnten. 

Wem nun — dem weiteren Reichstage oder der Dele- 
gation — sind nach der gemeinsamen Reichs Verfassung solche 
„gemeinsame" Reichsangelegenheiten zuzuweisen, welche durch 
das Leben des Reiches allein , durch sein Dasein , sein 
Wollen und Handeln, sicli ergeben und neu entstehen? 

Die Reichs Verfassung enthält darüber keine directe 
Bestimmung. Nach dem deutschen Ausgleichsgesetze könnte 
vielleicht ein Zweifel auftauchen, wer, der gemeinsame Reichs- 
tag oder die Delegation , competent sei, eine im Gesetze nicht 
unter den gemeinsamen Angelegenheiten aufgezählte österrei- 
chisch-ungarische Reichsangelegenheit , welche in constitutio- 
neller Weise zu erledigen ist, zu behandeln, Denn §. 6 des 
deutschen Ausgleichsgesetzes scheint principiell auszusprechen, 
dass alle gemeinsamen Angelegenheiten, sofern dieselben der 
Behandlung durch die Volksvertretung unterliegen, der Dele- 
gation zukommen. „Das den Vertretnngskörpern beider Reichs- 
hälften (dem Reichsrathe und dem ungarischen Reichstage) 
zustehende Gesetzgebungsrecht wird von denselben, insoweit 
es sich um die gemeinsamen Angelegenheiten handelt, mittelst 
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j!U entsendender Delegationfn üiiag^eübt." Und §. \'6 verkündigt 
überdies: „Der Wirkungskreis der Delegationen umfasst alle 
Gegenstände, welche die gemeinBamen Angelegenheiten betreffen. 
Andere Gegenstände sind von der Wirksamkeit der Delega- 
tionen ausgeächlossen". 

Allein dies ist nach dem deutBcben Delegationsgesetze 
dennoch nicht der Fall , d. h. ea fallen nach dem Ausgleicha- 
!tze selbst nicht alle gemeinsamen Angelegenheiten in „den 
Wirkungskreis der Delegationen". Es wird vielmehr ven eben 
diesem deutschen Ausgleichsgesetze selbst eine Gruppe gern ein - 

ii gamer Angelegenheiten, wie z. B. die Quote, die Staats- 
verträge, die Aufnahme eines gemeinsamen Anlehens etc., ja 
überhaupt der grösste Theil dieser gemeinsamen Angelegenheiten 

I dem weiteren Reichstage selbst, „den Vertretiingakörpern 
der beiden ßeichshälften", vorbehalten und zur Behandlung 
zagewiesen. 

Bei diesem Sachverhalte würde nun im Zweifel wohl die 
Natur des Verhältnisses der Stellvertretung zwischen Reichstag 
und Delegation dafür sprechen, eine solche neue gemeinsame 
Angelegenheit nicht dem Stellvertreter des zur Behandlung 
der gemeinsamen Angelegenheiten originär Berechtigten einzu- 
räumen, sondern diese zunächst dem Vertretenen selbst, dem 
weiteren Reichstage, zuzuerkennen. Das Gesetz erklärt ja über- 
dies , dass flden Vertretungakörpem beider Reichshälften . . , 
das Gesetzgebungsrecht, insoweit es sich um gemeinsame 

Angelegenheiten handelt zustehe". Und da, wie erwähnt, 

nicht alle im Gesetze als gemeinsam ausdrücklich bezeich- 
neten Angelegenheiten dem Stellvertreter zur parlamentarischen 
Behandlung zukommen, wird man die im tiesetze gar nicht 
aufgeführten gemeinsamen Angelegenheiten eben dem Vertretenen 
selbst ziierkennen müssen. Dies hätte gewiss z. B. einzutreten 
in Betreff einer gemeinwamen Angelegenheit, für deren Behand- 
lung das Gesetz ebenfallß weder den gemeinsamen Reichstag 
noch seinen Stellvertreter, die Delegation, genannt und coni- 
petent erklärt hat, ea hätte zu geschehen in Betreff der Ab- 
änderung des Ausgleichs gesetzea — der gemeinsamen 
Reiobsverfassung. 

Sicher würde weder Theorie noch Praxis diese gemein- 
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same Angelegenheit gegenwärtig „den Delegationen" überweisen, 
gewiss würde man sie „den Vertretungskörpern beider Reiehs- 
hälften" unter Mitwirkung des gemeinsamen Ministeriums zu- 
sprechen müssen. Der weitere Reichstag, die „Vertre- 
tungskörper beider Reichshälften", haben ja auch 
im Jahre 1867 die Reichsverfassung berathen und 
angenommen, und im Jahre 1878 wieder an dem 
Reichsgesetze über die Quote, über die Reichs- 
bank etc. mitgewirkt. Und ein weiteres Präjudiz liegt vor 
und zwar aus jüngster Zeit: die Zuweisung der Mitwirkung 
an der Gesetzgebung für die occupirten Provinzen an den 
weiteren Reichstag. 

Indess kann diese Frage, wer für die constitutionelle Behand- 
lung neuer, durch das Leben der österreichisch-ungarischen 
Monarchie entstehender , gemeinsamer Reichsangelegenheiten 
competent sei , Reichstag oder Delegation , mit Zuhilfenahme 
des ungarischen Textes der Reichsverfassung gesetzlich vollkom- 
men sicher entschieden werden. Denn dieser ungarische Gesetzes- 
text erklärt klar und bestimmt, dass nur die im Ausgleichs- 
gesetze selbst ausdrücklich als „gemeinsam" bezeichneten An- 
gelegenheiten, und von diesen nur diejenigen, welche vom 
Gesetze ausdrücklich wieder als in den Competenzkreis der 
Delegationen gehörig speciell namhaft gemacht (taxativ auf- 
gezählt) sind, in den Wirkungskreis dieser Delegationen fallen. 
„In den Wirkungskreis dieser Delegationen" — sagt §. 37 
des G. A. XII — „können nur jene Gegenstände gehören, die 
in diesem Beschlüsse ausdrücklich als gemeinsam diesen Dele- 
gationen zugewiesen werden. lieber diese Gegenstände hinaus 
dürfen diese Delegationen ihre Thätigkeit nicht erstrecken u. s. f." 
Und §. 38: „Die zur Behandlung der gemeinsamen Angelegen- 
heiten entsendete Delegation — vom Reichstage frei gewählt 
— wird in den in dieser Feststellung bezeichneten 
und abgegrenzten Angelegenheiten und unter den daselbst 
bestimmten Modalitäten den Reichstag, gegenüber den übrigen 
Ländern Sr. Majestät vertreten" (auch §. 44). Somit gehören 
alle im Ausgleichsgesetze nicht schon als „gemeinsame" be- 
zeichneten gemeinsamen Angelegenheiten, d. h. jene gemein- 
samen Angelegenheiten, die eich erst durch das Leben der 
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rrt'irhiMclMiiigiiriöphen Monarchie erzeugten, inanftriie sie oon- 
I ititiitiont'U XU erledigtfti sind, niclit in den Wirkiiiigskreis der 
I Delpgntiimpii. sie fallen vielmehr — in den Cunipetenzkreis 
J der „Vertrt'tungakÖrper beider Reichaliälften" seibat, in den 
■Competenzkreis des weiteren Keichatages. 

Uehrigens kann die Frage, ob nach dem fisteirelchißch- 
l-nngarischen Reiehßstaatsrechte eine gemeinsanif Angelegenheit 
I dem weiteren Heichatage selbst, oder seinem Stellvertreter, der 
[Delegation zntttehe , kanm mehr eine Compe tenaf rage 
I genannt werden. !Niir unter dem EinflnwBe jenes schweren 
l BtaHtsm'htlichen Irrtbums , welcher die „Vertretangskörper 
I der beiden Reichsliälften" mit den Leiden sclbststandigen Staats- 
1 Parlamenten verwechselt , schloaa diese Frage nach der Com- 
ipetenK der Delegation oder der Sonderstaatsparlaraente zur 
r Bidiandlung einer österreichisch - ungarischen Reichs - Ange- 
logenheit die Entscheidung dariifcer in sich, ob die fragliche 
Angelegenheit eine iiffentliche Angelegenheit des Gesammt- 
. Staates — der Üeterreicbisoh- ungarischen Monarchie — oder 
' der So nderataaten aei. DieCompetenzfrage war nicht eine 
Frage nach der Competenz verschiedener Organe 
I desselben Staates zur Behandlung einer Angelegenheit 
l^tben diese« Staates, sie war eine Frage nach der Z uatändig- 
[keit verschiedener Staaten zur Erledigung ein und der- 
selben Angelegenheit ; die Entscheidung war eine Entscheidung 
, zwischen Staaten, und eine iinricbtige Entscheidung eine 
Verletzung der Autorität und Souvcränetät des anderen Staate«. 
Denn mit wunderbarer Logik erklärten so Viele die 
Delegationen als Aussehüsae der Parlamente — welche Aus- 
* schüsae doch nur ungarische und cisleithanische Staatsan- 
gelegenheiten behandeln können — wiesen ihnen aber als 
■olchen doch gemeinsame, d.h. nicht ungarische und nicht 
I cialeithanische Angelegenheiten zu , und hüteten dann Üngst- 
i lieh diese Competenz zwischen dem Parlamente und seinem 
I Anaschuaae I Und ao behandelten diese zwei Ausschüsse der 
[beiden Sonder-Staatsparlamente guuz andere staatliche An- 
[ gelegenheiten, als ihre Parlamejite, sie behandelten die Ange- 
I legenheiten eines ganz anderen Staates — die Angelegenheit«n 
f» der österreichisch ■ ungarischen Monarchie ! Dadurch kam es 
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wohl auch, dass man den Schluss zog, die gemeinsamen An- 
gelegenheiten gehörten prineipiell in den Competenzkreis der 
Parlamente Reiehsrath und Reichstag, obwohl der §.11 klar 
und deutlich verordnet, dass „die in Folge der Vereinbarung 
mit den Ländern der ungarischen Krone zwischen diesen und 
den übrigen Ländern der Monarchie gemeinsam zu behandeln- 
den Angelegenheiten" nicht in den Wirkungskreis des cis- 
leithanischen Reichsrathes gehören ! Und ungeachtet des §. 37 des 
ungarischen Ausgleichsgesetzes, der laut verkündet, dass „diese 
Delegationen" — diese Ausschüsse der Parlamente ! — „in die 
dem ungarischen Reichstage und der ungarischen Regie- 
rung vorbehaltenen Angelegenheiten sich nicht mengen 
dürfen" ! 

Wahrlich, das Gesetz spricht vernehmlich und deutlich 
genug, um es zu hören! Aber man hörte es nicht. 

Sonach ergibt sich als Beantwortung der zweiten Frage, 
der Frage nach der Verfassung der österreichisch-ungarischen 
Monarchie, ob diese eine constitutionelle oder absolute sei, 
folgendes Resultat: 

Die österreichisch-ungarische Monarchie ist eine politisch- 
freie, eine constitutionelle Monarchie: 

1. Die österreichisch-ungarische kaiserliche und königliche 
Krone übt eine Function der ihr originär zustehenden einheit- 
lichen österreichisch - ungarischen Staatsgewalt — die voll- 
ziehende Gewalt — mittelst der sowohl ihr als der Volks- 
vertretung verantwortlichen, gemeinsamen, k. und k. öster- 
reichisch-ungarischen Reichsminister aus. 

2. Die zweite grosse Function der einheitlichen Staats- 
gewalt — die gesetzgebende Gewalt (und theilweise die Selbst- 
bestimmung des Staates gegenüber anderen Staaten) — übt die 
österreichisch-ungarische Krone unter Mitwirkung der öster- 
reichisch-ungarischen Volksvertretung aus. 

3. Das Organ zur Erzeugung des österreichisch-ungari- 
schen Volkswillens ist der gemeinsame, der weitere Reichstag. 

Er besteht aus zwei untrennbaren, politisch gleichen 
Theilen, aus zwei halben Vertretungskörpern. Diese „Vertre- 
tungskörper beider Reichshälften" sind der österreichisch-un- 
garische „Reiehsrath" und „Reichstag". 
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4. Der weitere Reichstag übt die im constitutionell-monar- 
chisehen Staate der Volksvertetung zustehenden politischen 
Rechte 

a) in Betreif eines Theiles der (gemeinsamen) Reichs- 
angelegenheiten unter Mitwirkung des gemeinsamen Reichs- 
ministeriums selbst und unmittelbar aus; er übt diese Rechte 
unmittelbar aus rücksichtlich aller gemeinsamen Angelegen- 
heiten, insoferne dieselben nicht durch das Gesetz seinem 
Stellvertreter — der einheitlichen Delegation — zur Erledigung 
zugewiesen sind; 

b) in Betreff jenes anderen Theiles der gemeinsamen An- 
gelegenheiten , welcher der unmittelbaren Behandlung des 
weiteren Reichstages durch das Gesetz entzogen ist — das 
Gesetz zählt diese gemeinsamen Angelegenheiten taxativ auf 
— übt der Reichstag die politischen Rechte der Volksvertre- 
tung unter Mitwirkung des gemeinsamen Ministeriums mittel- 
bar durch einen Stellvertreter aus. 

5. Dieser Stellvertreter des weiteren Reichstages ist die 
(einheitliche) Delegation. Der Stellvertreter ist gegenüber dem 
Vertretenen 1. vollkommen frei, durch Instructionen nicht 
gebunden ; 2. unverantwortlich, er hat für seine Function keine 
Rechenschaft abzulegen. 

6. Die Delegation ist daher kein Parlament, sondern der 
Stellvertreter eines Parlamentes. 
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Oesterreichisch - ungarische Staatsverträge sind nach 
der EeichsYerfassnng der VolksYertretang behufs Mit- 
wirkung oder Genehmigang vorzulegen. 

Die dritte Frage lautet: 

Sehreibt die österreichisch - ungarische Reichsverfassung 
vor, dass Staatsverträge der Genehmigung der Volksvertretung 
bedürfen ? 

Antwort: Ja. 

Der §. 1 des Delegationsgesetzes, der auch für Ungarn 
Geltung hat, ordnet an, dass „die Genehmigung der inter- 
nationalen Verträge, insoweit eine solche verfassungsmässig 
noth wendig ist, den Vertretungskörpem der beiden ßeichs- 
hälften (dem Reichsrathe und dem ungarischen Reichstage) 
vorbehalten bleibt " . Der ungarischeText aber enthält bei 
richtiger Auffassung des §. 8") des Gesetzartikels XII 
keine Bestimmung darüber, in wieferne die österreichisch- 

'') G. A. XII. §. 8. rEin Mittel der ans der pragmatischen Sanction 
fliessenden gemeinsamen und simultanen Vertheidigung ist die zweckmässige 
Leitung der auswärtigen Angelegenheiten. 

Diese zweckmässige Leitung erfordert Gemeinsamkeit bezüglich jener 
auswärtigen Angelegenheiten , welche die unter der Herrschaft Sr. Majestät 
stehenden gesammten Länder simultan betreffen. Deshalb gehören die 
diplomatische und commercielle Vertretung des Reiches gegenüber dem Aus- 
lande, sowie die hinsichtlich der internationalen Verträge etwa nothwendigen 
Verfügungen, im Einverständnisse mit den Ministerien beider Theile und unter 
deren Zustimmung zu den Agenden des gemeinsamen Ministers des Auswärtigen. 
Die. internationalen Verträge wird jedes Ministerium seiner 
eigenen Legislatur mittheilen. Diese auswärtigen Angelegenheiten 
erkennt somit auch Ungarn als gemeinsam an" etc. etc. 
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nngarische Volksvertretung liei <Ier Entstehung gemeinsamer 
Verträge mitzuwirken, inwieferne sie solulie zu genehmigen habe. 
Denn §. 8 kann in richtiger AiifFaBsung — als Paragraph 
des gemeinsamen Staatsrechtes — nur den möglichen 
Inhalt hahen, dass er die Mittheilung des Abschlusses Öster- 
reichisch-ungarischer Staats vertrüge an die Sonderataaten von 
Seite des Keiches vorschreiht ; es kann in ihm nnr die Bestiui- 
mung erblickt werden, dass das Reich den Sonder ministerien 
der beiden souveränen Einzelataaten die Mittheilung zn machen 
habe, dass die österreichisch-ungarische Monarchie einen Ver- 
trag mit einem anileren frem<ien Staate oder mit mehreren der- 
selben abgeschloBsen habe. Und zwar hat diese Eröffnung, diese 
Hittheilung seitens des Reiches an die Ministerien der Einzel- 
staaten in Betreft' aller österreichisch-ungarischen 
Verträge zu erfolgen. Denn es mnss natürlich — nach der 
Stellung des §. 8 im Ausgleichsgeaetze — hier angenommen 
werden , dass das Gesetz von denjenigen „internationalen 
Verträgen" redet, welche Oesterreich- Ungarn mit den anderen 
europäisclien oder ansser-europäischen Staaten abschliesst, also 
von den gemeinsamen internationalen Verträgen. 

Die Staaten Ungarn und Cisleithanien können nämlich 
anch — und dies darf hier nicht übersehen werden — „inter- 
nationale Verträge" abschliessen, aber allerdings nur unter- 
einander und nocli mit einem Staate — Oesterreich-Ungam. 
Allein unter den internationalen Verträgen des §. 8 können 
hier nicht solche cisleithanisch-ungarische Staatsverträge ge- 
meint sein und verstanden werden. Denn die Gesetzesbestim- 
mungen über die rechtliche Entstellung derartiger Verträge 
der Etnzelataaten untereinander könnten hier in der Reichs- 
verfassung keinen Platz finden. Derlei Geaetzesbeatimmungen 
gehören in die Verfassung der Sonderstaaten. Die 
jünzelstaaten Ungarn und Cisleithanien schliessen, wie erwähnt, 
xsit einander Verträge ab und mit dem Reiche Oesterreicb- 
Ungarn. 

So erwarb z. E. in neuesterZeit der Staat Cis- 
leithanien Spizza durch einen Vertrag mit dem 
Beiehe. 

Es hätte der Einverleibung Wpizzas in den Staat Cia- 
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leithanien ein Vertrag zwischen der österreichiscli- 
ungarischen Monarchie und dem Staate Cislei- 
thanien vorausgehen sollen, wodurch das öster- 
reichisch-ungarische Reichsland Spizza — denn ein solches 
wurde Spizza in Folge des Berliner Vertrages — an den 
Staat Cisleithanien abgetreten wurde. Dieser Vertrag hätte 
— da er eine Gebietsveränderung Cisleithaniens enthielt — nach 
§. 11 lit a dies cisleithanischen Staatsrechtes dem Reichsrathe 
zur Behandlung vorgelegt werden müssen. Es erfolgte aber 
thatsächlich an den cisleithanischen Reichsrath nur die Vorlage 
eines Gesetzentwurfes, betreffend die Einverleibung der Ge- 
meinde Spizza in Dalmatien, welchen Gesetzentwurf die Regie- 
rung in der 406. Sitzung (Vill. Session) des Abgeordnetenhauses 
einbrachte. Dieser Gesetzentwurf konnte strenge genommen, nur 
vorgelegt worden in Ausführung eines österreichisch-ungarisch- 
cisleithanischen Staatsvertrages — der formell allerdings 
nicht abgeschlossen worden — wodurch die österreichisch-unga- 
rische Monarchie das Gebiet von Spizza an Cisleithanien abtritt. 
Dieser Vertrag zwischen Oesterreich-Ungam und ^Cisleithanien 
muss auch als „stillschweigend" abgeschlossen angenommen wer- 
den. Das Gesetz, betreffend die Einverleibung Spizzas in Cislei- 
thanien, wurde dann geschaffen, es ist das Gesetz vom 15. April 
1879, R. G. Bl. 59. ^®) Da, wie gesagt, ein förmlicher Vertrag 



'^) „Gesetz vom 15. April 1879, betreffend die Einverleibung des durch 
Artikel XXIX, 3. Absatz des Berliner Vertrages vom 13. Juli 1878 bezeichneten 
Gebietes in Dalmatien. 

Mit Zustimmung beider Häuser des Beichsrathes finde Ich anzuordnen 

wie folgt: 

Artikel I. 
In Ausführung des Artikels XXIX, 3. Absatz des Vertrages von Berlin 
vom 13. Juli 1878 (R. G. Bl. 1879 Nr. 43) wird die Gemeinde Spizza bis 
zur nördlichen Grenze des in der genauen Beschreibung der Grenzlinien 
(Artikel XXVIU, 5. Absatz desselben Vertrages) angegebenen Territoriums dem 
Königreiche Dalmatien einverleibt. 

Artikel II. 
Die in Dalmatien bestehenden Gesetze und Einrichtungen haben auch in 
dem durch Artikel I. bezeichneten Gebiete zu gelten. Die Regierung ist jedoch 
ermächtigt, üebergangsbestimmungen hiezu auf dem Verordnungswege zu treffen. ' 

Artikel lU. 
Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes ist das Gesammtministerium beauftragt.*^ 



I 
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zwischen Cisleithanien und der Österreichisch ■ungarischen Mon- 
archie über die Abtretung des von der öaterreichisch-nngari- 
Hchen Monarcliie völkerrechtlich durch den Berliner Vertrag 
erworbenen türkischen Gebietes von Spizza an den Staat Cis- 
leithanien nicht erfolgt war, so ergab sich, dasa Ungarn in 
seiner Eigenschaft als Theil der österreichisch- 
ungarischen Monarchie bezüglich der Abtretung 
dieses österreichtsch-nngariachenGebieteaseinen 
Theilwillen gar nicht hatte äussern können. 

Der weitere Reichstag hätte gefragt werden miisaeii — vor- 
ausgesetzt, dasa das Ausgleichsgesetz die Genehmigung von 
gemeinsamen Staats vertragen, welche eine Gebietsveränderung 
der österreichisch - ungarischen Monarchie zur Folge haben, 
seitens der Österreichisch-ungarisclien Volksvertretung fordert — 
ob er seine Zustimmung gebe, dass das österreicliisch-nngarische 
Reichsland 8pizza an den Staat Cisleithanien abgetreten werde ; 
es hätten die beiden Theile des weiteren Reichstages dies- 
bezüglich einen übereinstimmenden zustimmenden Besehluas 
fassen müssen. Durch die Verwechslnng der beiden Theile 
des weiteren Reichstage» mit den Parlament en der 
beiden Einzelataaten ergab sich nun Folgendes: 

Soweit Cisleithanien als Provinz der Gesammtmonar- 
chie durch seiue österreichisch-ungarischen Volksvertreter einen 
£infiuss anazuüben gehabt hätte auf die Bildung des österrei- 
chisch-ungarischen Stsatswillens behufs Abtretung von Spizza, 
schien dieser EinHusri indirect — dem Gefühle nach — dadurch 
ausgeübt, das« das cisleithanische Paria nient diese Zu- 
weisung Spizzas an Cisleithanien angenommen hatte. Cis- 
leithanien also schien bei der Verfügung über Spizza , bei der 
Abtretung Spizzas seitens des Reiches, genügend gefragt und 
■berücksichtigt, und bei der Disponirung über Spizza bezüg- 
lich des auch ihm zukommenden Retthtes, hier als Reicbs- 
theil mitzueutscheiden, nicht übergegangen zu sein. 

Bezüglicli dieses oisleithanisch-österreichischungarischen 
Staatavertrages in Betreff der Abtretung des öaterreichiach- 
ungarischen Reichslandes Spizza an den Sonderstnat Cisleitha- 
nien hätte daher der Reichsrath zweimal thätig werden und 
gefragt werden sidlen, unter der Voraussetzung nämlich, dasa 
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(lieser Staatsvertrag dem österreichiscli-ungarischeii Parlamente 
und dem cisleithanischen Parlamente nach dem positiven Rechte 
dieser beiden Staaten vorzulegen gewesen wäre, was im Staate 
Cisleithanien nach §. 11 lit a gewiss hätte geschehen müssen. 
Der Reichsrath hätte — als Theil des weiteren Reichstages — 
unter Mitwirkung des gemeinsamen Ministeriums mit dem 
anderen Theile ^ Reichstag" Einen (übereinstimmenden) Willen 
äussern müssen in Betreif der Genehmigung dieses Vertrages 
seitens der österreichisch-ungarischen Volksvertre- 
tung. Und dann hätte der Reichsrath als selbstständiges cis- 
leithanisches Parlament gegenüber dem cisleithanischen 
Ministerium die Genehmigung dieses Staatsvertrages mit 
Oesterreich-Ungarn von Seite des Staates Cisleithanien 
aussprechen müssen. Hierauf erst hätte in Ausführung des 
cisleithanisch-österreichischungarischen Staatsvertrages dieser 
Gesetzentwurf in Betreif der Einverleibung Spizzas in den 
Staat Cisleithanien von der cisleithanischen Regierung im 
cisleithanischen Parlamente eingebracht werden müssen. 

Anders stand die Sache in Bezug auf Ungarn. Hier 
machte sich das Gefühl geltend, dass Ungarn bei dieser Zu- 
weisung Spizzas an Cisleithanien doch auch mitzuentscheiden 
habe; hörte ja Spizza dadurch auf, für das Gebiet der 
nach dem Ausgleichsgesetze nichtgemeinsamen 
Angelegenheiten gemeinsames, d. h. Reichsland zu 
sein. Vom staatsbegriiflichen und staatsrechtlichen Stand- 
punkte hätte Ungarn natürlich nicht alssouveränerStaat, 
sondern als Theil Oesterreich - Ungarns , als politisch voll- 
kommen gleichberechtigte Provinz, durch seine als Theil 
des weiteren Reichstages erscheinenden Volksvertreter (durch 
seine im weiteren Reichstage sitzenden Vertreter) im Vereine 
mit den österreichisch-ungarischen Vertretern aus Cisleithanien 
seine Zustimmung zu dieser Abtretung Spizzas seitens des 
Reiches geben oder verweigern sollen. 

Den Staat Ungarn berührte diese Angelegenheit gar 
nicht, er hatte Spizza weder erworben oder erhalten, noch 
hatte er es zu verlieren oder abzutreten. Allein ganz conse- 
quent gelangte Ungarn durch die Verwechslung seiner 
staatsrechtlichen Stellung als Provinz und als 
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Bouveräiier Staat zu einer Willensäusserung in Betreff 
dieses aach ihm gehörigen österreichisch-ungarischen Gebietes 
■von Spizza nicht als Provinz") — sondern es gab diesbezüglieh 
— formell — als Staat seine Willenserklärung ab. So ent- 
stand dieser staaterechtlich interessante Gesetzartikel „XV vom 
Jahre 1879, betreffend die Einverleibung der Gemeinde Spizza 
in Dalraatien" (sanctionirt am 4. Mai 187il, verlantbart in 
beiden Hänsem des Eeichstages am 5. Mai 1879): 

„In Ausführung des Art. XXIX, 3. Absatz des Vertrages 
von Berlin vom ]^^. ,Tnli 1878 wird die Einverleibung der 
Gemeinde Spizza bis zur nördlichen Grenze des in der genauen 
Beschreibung der Grenzlinien (Art. XXVIII, 5. Absatz des- 
selben Vertrages) angegebenen Territoriums in Dalmatien 
hiemit gutgeheissen." «") 

Wie ist staatsrechtlich diese „Gutheissung" der Vergrös- 
serung eines Staates „CIsleithanien" seitens eines anderen 
Staates „Ungarn" zu erklären? Ist Cisleithanien ein Vasallen- 
staat Ungarns, ist Ungarn der „Sucerän" Cisleithaniens , so 
dass dieses z. B. in Betreff einer Gebiets vergrösser ung der 
Zustimmnng der Krone des heil, Stephan bedürfte? 

Oder ist die Ingerenz des souveränen Staates Ungarn 
dadurch hervorgerufen, dass Dalmatien der königl. ungarischen 
Staatsgewalt untersteht, also ungarisches Staatsgebiet ist? 

**) Daher erklärte (ße nngarische Regierang liei der Verhandlnng flb«r ' 
dm Gesetzentwurf, betreffend dfe Einverleibong Spizzus in Dulmalien au 
29 April 1879 im Abgeordnetenliaaae, <la£B „jede Gebietsverändernnf; der 
Ifonarcbie der cnngtitntioD eilen Gntheieann^ l)edarfe''. I>ie Einverleibnnf; 
8))izia8 ist aber nach dem gegenwärtigen staatsrechtlichen umfange der Staaten 
(Saleithanien nnd UDgam nur dann eine Uebiels verändern ng auth lückHicht- 
Ifch Ungarns, wenn elien Ungarn abi ein aatrennbarer Tlieil dieser ÜEterreichisuli- 
nngariiicben Monarchie ersübeint , wenn Dagam ein Theit dieses dorch den 
Berliner Vertrag; vurandertnii ügterreichisth-nngurigchen einheitlichen Staat«- 
tonitorinma ist. 

") Dies ist der Wortlnat der amtUoben Ausgabe. Der Artikel lantet im 
LandesgeBetEe dea Jahres 1879: 

„Die im Artikel SXIX des Berliner Vertrages vom 13. Juli 1878 ent- 
kkltene BeBtimmniig. laut welcher die Gemeinde SpizEn bis zn der im 5. Alinea 
das XXVUI. Artikels des erwähnten TertrageH in der gcnanen Grencbeachrei- 
lOMg angenlirten nördlichen Grenze dem Gebiete von Dalmatien einverleibt 
■oU, wild genehmigt." 

tantsehar, O. Boadsutaat OMtcrrelcti-Dugiru, 15 
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Keiner dieser beiden Tälle greift hier Platz. 

Oder war Spizza etwa durch, den Berliner Vertrag unga- 
risches Staatsgebiet geworden, so dass Ungarn dasselbe an 
Cisleithanien abgetreten hätte? 

Oder ist Ungarn eine der Signatarmächte des Berliner 
Vertrages, so dass dieser Staat Ungarn jetzt diesen Vertrag 
mittelst Durchführungsbestimmungen, soweit solche nothwendig 
sind, gegenüber seinen Staatsangehörigen verwirklicht? 

Auch diese Fragen sind mit einem entschiedenen „Nein" 
zu beantworten. 

Dieser Gesetzartikel XV des Jahres 1879 hat staats- 
rechtlich nur dann einen Sinn, wenn man darunter die Publi- 
cirung des zwischen Oesterreich - Ungarn und Cisleithanien 
geschlossenen Uebereinkommens — in Betreif Abtretung Spizzas 
an Cisleithanien — in der österreichisch-ungarischen Provinz 
Ungarn versteht; oder wenn die Zustimmung des Reichsver- 
tretungstheiles der Provinz Ungarn, also de» halben B.eichfi- 
vertretungskörpers zu dem österreichischungarisch-cisleithani- 
schen Staatsvertrage begriffen wird, wodurch das österreichisch- 
ungarische Reichsland Spizza an den Staat Cisleithanien abge- 
treten wird. 

Indess dürfen, wie erwähnt, unter den internationalen 
Verträgen des §. 8 (des Art. XII) der ja als eine Bestimmung 
der Reichsverfassung nur von den gemeinsamen auswärtigen 
Angelegenheiten handelt und nur in Betreff gemeinsamer Ver- 
träge Gesetzesbestimmungen aufstellen kann, namentlich auch 
mit Rücksicht auf §. 1 des deutschen Textes, nur diejenigen 
Verträge verstanden werden, welche die österreichisch-unga- 
rische Monarchie mit einem oder mehreren der völkerrechtlich 
anerkannten Staaten abschliesst. Würde man übrigens dennoch 
unter den „internationalen Verträgen**, welche Jedes Ministe- 
rium seiner eigenen Legislatur mittheilen wird", Staatsver- 
träge begreifen, welche die beiden Einzelstaaten untereinander 
oder mit dem Reiche abschliessen, dann wäre auch dadurch dem 
ungarischen Texte keine Bestimmung eingefügt darüber, inwie- 
ferne die österreichisch-ungarische Volksvertretung beim Zu- 
standekommen von Staatsverträgen mitwirken müsse, welche das 
Reich mit Staaten ausserhalb des Reiches abschliesst. 
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1 Bezüglich dieser österreicbiach-ungariaehen Staatsverträge 

I verordnet 80 nach der angarische Gesetzestext nur, daas auch 
l'den Bouveränen Sonderstaaten — welche ja indirect 
I BO innig durch das Wohl und Wehe des Reiches beeiuflusst 
I werden, immer Mittheilung gemacht werden müsae 
»■von den Verträgen, welche das Reich — also 
I Ungarn und Cisleithanien als untrennbare Pro- 
1 Tinzen — mit andern Staaten abgeschlossen 
I tat. Im nngariachen Gesetzeateste des österreicluBch-nngari- 
I sehen Staatsrechtes ist daher bezüglich der Mitwirfenng oder 
I 'Genehmigung der Volksvertretung OeBterreJch-'üngamfl bei Ent- 
I stehung öaterreichisch-ungariacher Staatsverträge gar keine 
■ Bestimmung getroffen; die diesbezüglichen gesetzlichen 
I Bestimmungen dafür finden sich nur im deutschen Texte §. 1. 
I Dafür enthält aber der ungarische Ausgleichatext im §. 8 

I indirect eine andere Bestimmung , welche natürlich für das 
I ganze Reich verpflichtende Kraft hat. die Bestimmung nämlich, 
r-dass das kaiserl. und königl, Ministerium des Auswärtigen Oester- 
reich-Dngarna die üsterreicbiflch-nn garischen Staatsverträge den 
I Ministerien der Sonderstaaten mitziitheilen habe. Das allein 
kann staatsbegriffUch und staatsrechtlich der Sinn des Satzes 
[ «ein (§. 8): „Die internationalen Verträge wird jedes Ministe- 
rium seiner eigenen Legislatur mittlieilen" ; denn die Sonder- 
ministerien der beiden Staaten, das kaiserlich oisleithanische 
und das königlich ungarische Mi-niaterium können — wenig- 
stens durch diesen Passus des Ausgleichsgesetzes, des öster- 
»Teichiseh- ungarischen positiven Staatsrechtee — 
sieht gesetzlich verpflichtet werden, ihrerseits die vom Reiche 
■ilinen mitgetheilten österreichisch -ungarischen Staatsverträge 
tivieder ihren Parlamenten zu notificiren, und zwar aus 
Idem natürlichen und einfachen Grunde, weil daa Reich den 
I 'souveränen Sonderstaaten und deren Organen — insofeme die- 
I selben natürlich nicht auch als Reichsorgane gesetzlich ver- 
I wendet werden — keine Gesetze zu geben hat. 

Und in den Worten des §. H : „wird jedes Ministerium 
l'Seiner eigenen Legislatur mittheilen" kann nur die Motivirung 
Ider Vorsclirift der Reiclisvei-fassung, warum den Sonderstaaten 
Reichsverträge niitzutheilen seien , erblickt werden ; sie 

15' 
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können nur die Angabe des Zweckes bedeuten, den die Reichs- 
verfassung bei dieser ihrer Bestimmung vor Augen hatte. 

Das österreichisch -ungarische Staatsrecht 
kann eben nicht vorschreiben, dass das kaiserlich cisleitha- 
nische Ministerium und das königl. ungarische 
Ministerium ihren Parlamenten dann diese ihnen seitens des 
Reiches mitgetheilten österreichisch ungarischen Staats vertrage 
„mittheilen", notificiren müssen. Denn ob die Ministerien d^r 
Sonder Staaten die ihnen seitens des Reiches mitgetheilten Staats- 
verträge dann ihren Parlamenten zur Kenntniss zu bringen oder 
ihnen vorzulegen haben oder nicht, das zu bestimmen ist Sache 
des cisleithanischen Staatsrechtes und des unga- 
rischen Staatsrechtes, und nicht Sache des öster- 
reichisch-ungarischen Reichsrechtes. 

Die österreichisch - ungarischen Gresetzesbestimmungen, 
welche von der Vorlage eines österreichisch-ungarischen Staats- 
vertrages an die österreichisch - ungarische Volksvertretung 
handeln, beschränken sich im Ausgleichsgesetze 
somit auf den §. 1. 

Aber noch eines Gesetzes ist hier Erwähnung zu thun. 

Es sind die Artikel 11 und III des (formell allerdings 
auch in Betreff dieser Artikel cisleithanischen) Gesatzes vom 
27. Juni 1878 „wodurch das Ministerium der im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder zur Vereinbarung eines 
Zoll- und Handelsbündnisses mit dem Ministerium der Länder 
der ungarischen Krone ermächtigt wird" (R.-G.-Bl. Nr. 62); 
desgleichen Artikel II und III des (formell auch für Artikel 
II und III ungarischen) Gesetzes vom 27. Juni 1878, des 
„XX. Gesetzartikels über das zwischen den Ländern der unga- 
rischen Krone und den übrigen Königreichen und Ländern 
Sr Majestät geschlossene Zoll- und Handelsbündniss (sanctio- 
nirt am 27. Juni 1878, kundgemacht in beiden Käusem des 
Reichstages am 28. Juni 1878)". Diese Artikel II und III der 
beiden Gesetze sind identischen Inhaltes und wörtlich gleich- 
lautend; sie sind, weil sie über gemeinsame Angelegen- 
heiten, — österreichisch-ungarische Staatsverträge — 
gesetzliche Bestimmungen aussprechen, Artikel des öster- 
reichisch-ungarischen Staatsrechtes. Es muss daher, 
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Be Artikel II und HI als ruchtlieh wirksame 
Gese tzeebest immungen üiifrecht zu erhalten, sup- 
ponirt werJen, dass sie seiner Zeit vom weiteren Reichs- 
tage angenommen und von der gemeinsamen Krone aanc- 
tionirt wurden. Als Artikel eines königlich ungarischen 
und kaiserlich cisl eithaniscben Gresetzes haben diese 
Artikel It mid III einen staatsbegrifflich unmöglichen und 
positiv sta-itsrochtlich unrichtigen Inhalt. Weder der Staat 
Ungarn , noch der Staat Cieleithanien kann Geaetzesbestim- 
mnngen erlassen über die rechtliche Entstebung S a t e r- 
reicbiöch-ungarischer Staatsverträge, über ihr Geltungs- 
gebiet, die ,4rt ihrer Kündigung etc. Von diesen beiden 
Artikeln iat Artikel II überflüssig, v^'bü ohnedies im ersten 
Theile des §. 1 des Delegationsgesetzes schon enthalten. Dieser 
Artikel II lautet: „Die mit fremden Staaten abgeachlossenen 
Verträge, welche die Regelung wirtbschaftl icher Beziehungen 
zum Auslande bezwecken, insbesondere Handels-, Zoll-, Schiff- 
fahrt*t-, Conaular-, Post- und Telegraphenverträge , baben so- 
wohl für die Länder der ungarischen Krone, als für 
die im Reicharathe vertretenen Königreiche und 
Länder gleich bindende Kraft." Dies geht aber, wie gesagt, 
Bcbon aus §. 1, lit. a hervor, wonach gemeinsam sind: „Die 
auswärtigen Angelegenheiten mit Einschluss der diplomatiaehen 
und commerciellen Vertretung dem Auslände gegenüber, aowie 
die in Betreff der internationalen Verträge etwa notbwendigen 
Verfügungen. " 

Der in beiden Gesetzen identische und wörtlich gleich- 
lautende Artikel III aber kann inaoferne als eine Ergänzung 
zweiten Thcilea des §. I des Delegationagesetzea betrachtet 
werden, als er genauer beatimmt, daas alle Öaterreichiscb- 
nngariacben Verträge wirtbschaftlicben Inhaltes „den Ver- 
tretungskörpem der beiden lieicbshälften (dem Reicharathe 
tmd dem ungarischen Reichstage) vorbehalten bleiben". Denn 
dieser Artikel III sagt ganz allgemein: „Die Negocirung und 
der Abschluss neuer derartiger Verträge geschieht vorbehalt- 
lich der verfassungsmässigen Genehmigung beider Legislativen 
durch den Minister des Aeussern auf Grundlage von Verein- 
barungen, welche zwischen den bftreffeni'en ReBsortmin istern 
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beider Theile stattzufinden haben." (Und jetzt folgt eine neue 
Bestimmung gegenüber dem Artikel III des Zoll- und Handels- 
bündnisses vom 24. December 1867, ß.-G.-Bl. 1868, Nr. 4: 
„Wenn bei Ablauf eines derartigen Vertrages ein Theil von 
dem darin vorbehaltenen Rechte der Kündigung Gebrauch 
gemacht wissen will , so ist spätestens 6 Monate vor Ablauf 
des Kündigungstermins dem anderen Theile von der Absicht, 
zu kündigen, Mittheilung zu machen, um über den weiteren 
Vorgang das Einvernehmen zu pflegen. Kommt innerhalb dieser 
Frist ein Einverständniss nicht zu Stande, so hat der Minister 
des Aeussem die Kündigung vorzunehmen, sobald auch nur 
ein Theil sie begehrt.**) 

Das sind sämmtliche Gesetzesbestimmungen 
des inneren öffentlichen österreichisch-ungari- 
schen Staatsrechtes, welche von der Vorlage gemein- 
samer Staatsverträge an die österreichisch-ungarische Volks- 
vertretung behufs Genehmigung durch dieselbe handeln. Nach 
diesen Gesetzesbestimmungen wird daher die Entscheidung zu 
fällen sein, ob der Berliner Vertrag dem weiteren Reichstage 
vorzulegen war oder nicht. 
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Der Berliner Vertrag war dem weiteren Reichstage 
niclit vorzulegen. 

Die Frage , wem der Berliner Vertrag eventuell ver- 
faeanngsmäsuig vorzulegen gewesen wäre, dem weiteren Reichs- 
tage oder dessen Stellvertreter , den Delegationen — voraus- 
gesetzt, liass er überhaupt der Volksvertretung Uesterreich- 
TJngams vorzulegen sei — ist leicht zu entscheiden. 

Das Gesetz erklärt ja ansdrücklieh, dasa „die Genehmigung 
der internationalen Verträge, insoweit eine solche verfassungs- 
mässig nothwendig ist, den VertretungskÖrpefn der beiden 
Reiehshälften" {d, h. dem VertretnngskÖrper des Reiches, dem 
weiteren Reichstage) „vorbehalten bleiht," Von der Behand- 
lung des Berliner Vertrages durch die Delegationen kann also 
nicht die Rede sein. 

War aber der Berliner Vertrag dem weiteren Reichstage 
selbst vorzulegen? Diese Frage musa mit „Nein" beantwortet 
werden. Und zwar möge es gestattet sein, dieses Nein genau 
xa begründen durch Zerlegung der Frage in zwei Fragen, 
nämlich in die rein theoretische Frage: 

1. War der Berliner Vertrag staatsrechtlich nach den 
positiven Verfasaungs -Bestimmungen Oesterreich-Ungarns dem 
weiteren Reichstage vorzulegen? 

Und in die praktische Frage: 

2, Konnte der Berliner Vertrag f'actisch, thatsachlich 
dem weiteren Reichstage vorgelegt werden, war es möglich, 
ihn dem weiteren Reichstage, behufs parlamentarischer Behand- 
lung, zn übergeben? 

I. Die erste Frage kann nach dem jiositiven 
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österreichisch-ungarischen Staatsrechte absolut 
nicht beantwortet werden, sie kann theoretisch nicht 
entschieden werden. Der Artikel III findet auf den Berliner 
Vertrag, da er nicht „die Regelung wirthschaftlicher Be- 
ziehungen zum Auslande bezweckte", keine Anwendung. Der 
§. 1 aber, welcher ganz allgemein von der Grenehmigung der 
internationalen Verträge, also auch der eigentlich politischen, 
d. h. solcher Verträge handelt,, welche das Staatsgebiet, das 
Wollen und Handeln des Staates gegenüber den anderen 
Staaten etc. zum Inhalte haben — verordnet nur, dass „die 
Genehmigung der internationalen Verträge , insoweit eine 
solche verfassungsmS.ssig nothwendig ist, den 
VertretuDgskörperu der beiden Reichshälften (dem Reichs- 
rathe und dem ungarischen Reichstage) vorbehalten bleibt." 
Für welche politische Staats vertrage nun aber eine solche 
Genehmigung verfassungsmässig nothwendig ist, damit sie 
völkerrechtlich und staatsrechtlich in Kraft seien, wird vom 
Gesetze nicht gesagt; wir finden darüber keine Andeutung 
oder Bestimmung im Ausgleichsgesetze. 

Und es kann nicht etwa die Behauptung aufgestellt 
werden, dass aus dem §. l des deutschen Ausgleichsgesetzes 
im Zusammenhalte mit den Artikeln II nnd III des Zoll- 
und Handelsbündnisses die principielle Entscheidung 
erschlossen werden könne, welche österreichisch-ungarischen 
Staatsverträge der Genehmigung oder der Mitwirkung des 
weiteren Reichstages bedürfen , und welche nicht ; da nämlich 
§. 1 im Allgemeinen ausspreche, dass für manche Kategorien 
der gemeinsamen Staatsverträge „die Genehmigung verfassungs- 
mässig nothwendig sei", Artikel III aber festsetze, dass „die mit 
fremden Staaten abgeschlossenen Verträge, welche die Rege- 
lung wirthschaftlicher Beziehungen zum Auslande bezwecken*, 
— also die wirthschaftlichen Verträge — der „verfassungs- 
mässigen Genehmigung" bedürfen, sofolge daraus, dass alle 
österreichisch ungarischen Staatsverträge, welche nicht wirth- 
schaftliche Verträge sind, und daher z. B. alle politischen 
österreichisch - ungarischen Staatsverträge nicht der „ver- 
fassungsmässigen Genehmigung seitens der Volksvertretung 
bedürfen. Denn es kann nicht im Entferntesten davon die Rede 
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Bein, das» Artikel III des Zoll- und Handelsbiindnisses, wenn 
er nnch durch die oben angeführt« Snpposition als eine rechts- 
wirksame Bestimmung der Reiehaverfaseung gerettet wird, eine 
prinzipielle Entacheidung darüber treffe, welche Claaaen der 
g«niein»amen Staats vertrage in Oesterreich- Ungarn zu ihrer 
välkerreeht liehen und staatsreeh tlichen Giltigkeit der Gteneh- 
migung, reap. Mitwirkung der österreichiaeh-nngarianhen Volks- 
vertretung bedürfen. 

Eine principielle, theoretische Entscheidnng , oder auch 
nur taxative Aufzählung , welche Staatsverträge der Mit- 
wirkung des Parlamentes bedürfen, und welche nicht, wird 
man im österreichisch - ungarischen Staatsrechte vergebens 
Buchen. 

2. Was aber die Frage anlangt nach der faeti sehen 

" Möglichkeit der Vorlegung des Berliner Vertrages an den 
weiteren Reichstag behufs parlamentarischer Erledigung durch 
denselben, so war dieselbe jedenfalls nicht vorhanden. Factisch 
konnte der Berliner Vertrag dem weiteren Reichstage nicht 
vorgelegt werden, selbst wenn man analog — z. B, den Ver- 
füssungsbestimmungen Cisleithaniens über die Vorlage eisleitha- 
niaeher Staatavertrage an das cisleithaniache Staatsparlament, 
BO des §. 1 1 n) , des Artikels des Staatsgrundgesetzes über 
die Ausübung der Regierungs- und Vollzugsgewalt durch die 
cisleithanische Krone — nnter weitester Ausdehming der Rechte 
des Parlamentes nach §. 1 des Ausgleichsgesetzes supponiren 
wollt«, dasB der Gesetzgeber auch die Vorlage solcher öster- 
reichisch ■ nngariBcher ,.Staatverfräge, die das österreichisch- 
nngariache Reich oder Theile demselben belasten oder einzelne 
Bürger verpflichten oder eine Gebietaänderung der im weiteren 
Reichstage (in den Delegationen) vertretenen Königreiche und 
Länder zur Folge haben", an die österreichisch-ungarische Volks- 
vertretung im Auge gehabt habe. 

Die Vorlage des Berliner -Vertrage» an den weiteren 
Reichstag wäre unmöglich gewesen — aus praktischen Gründen. 
Denn so sicher und zweifellos rechtlich dieser weitere Reichs- 
tag besteht — (Delegationsgesetz §. 1, §. ü, G. A. XII, §. 23, 
,2(*, 29, 37, 38) und auch schon factisch functionirt hat, ^. B. 

f bei der Bestimmung der üsterrei<:hiach -ungarischen Quote, — 
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so wenig ist im Allgemeinen für das wirkliehe, regelmässige 
Funetioniren desselben, resp. seiner beiden untrennbaren Theile, 
Vorsorge getroffen. Ist doch nicht einmal die rechtliche 
Existenz dieses weiteren Reichstages, dieses von den Delega- 
tionen vertretenen österreichisch-ungarischen Volksvertretungs- 
körpers, dessen Willen auf dem Grebiete der gemeinsamen 
Angelegenheiten das gemeinsame Ministerium zu vollziehen 
hat, anerkannt! 

Es fehlen die allgemeinen gesetzlichen Normen für den 
Verkehr der zunächst als Theilkörper berathenden Theile des 
weiteren Reichstages, Normen namentlich über die Art und 
Weise, wie der einheitliche Beschluss beider Theile — im 
Falle als nicht beide Theile ohnedies übereinstimmen — allge- 
mein zu erzielen sei. Es fehlt das allgemeine Gesetz in 
Betreff der Geschäftsordnung des weiteren Reichstages. Es 
besteht nur eine specielle Geschäftsordnung für die Art und 
Weise der Erledigung einer einzigen der gemeinsamen Ange- 
legenheit, welche dem weiteren Reichstage behufs gesetzlicher 
Regelung zukommen — die Geschäftsordnung für die 
Mitwirkung des gemeinsamen Reichstages an der 
Gesetzgebung über die österreichisch-ungarische 
Quote. Die bezüglichen gesetzlichen Normen enthalten §.- 3 
und §. 36 des Delegationsgesetzes (im zweiten Theile) und die 
übereinstimmenden und theilweise ergänzenden Bestimmungen 
finden sich in den §§. 19, 20, 21 des Gesetzartikels XH. Allein 
der hier gesetzlich bestimmte Modus der Wahl eines Ausschusses 
von und aus beiden Theilen des weiteren Reichstages, des Quoten- 
ausschusses — die Berichterstattung über seine Anträge 
kommt im weiteren Reichstage den beiden Ministerien zu — und 
die eventuell absolute Entscheidung durch die Krone, 
falls nicht beide Theile des weiteren Reichstages freiwillig 
übereinstimmen , kann nicht als allgemeine Norm für den 
Verkehr der beiden Theile des weiteren Reichstages bei der Be- 
handlung aller unmittelbar von ihm zu erledigenden gemein- 
samen Angelegenheiten hingestellt werden. Auch geben die 
bezüglichen Gesetzesstellen keine Directive darüber, wie eine 
Willensentscheidung der Theile des gemeinsamen Reichstages 
zu erwirken sei im Falle, als diese Theile nicht ohnedies 
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I Sbereinstiramen. Denn bei der Bebaiidlung der Quote tritt in 
bdiesem Falle die absolute Entscheidung des Kaiaere ein. Die 
r für diesen besonderen Gegenstand — Quote — ausdrücklicb 
Verlassenen Gesetzesbestimmungen über die Entstehung des 
[ öaterreichisch-ujigariHehen Gesetzes in Betreff der Beitrags- 
I leistung der Provinz Cisleithanien und der Provinz Ungarn 
Lcnm österreiebiseh - ungarischen Staateha nah alte kann daher 
■ nicht verallgemeinert werden zu einer allgemeinen Norm über 
f den Verkehr der Theüe des weiteren Reichstages. 

Das österreichisch - ungarische Reich ist daher in Betreff 
derjenigen Gesetze, an deren Schaffung der weitere Reiehstag 
selbst und unmittelbar mitwirkt, auf die frei willige Ueber- 
einstimmuag der beiden untrennbaren Theile seines Parla- 
mentes angewiesen. Also z, B. bei dem Gesetze über die 
Aufnahme eines gemeinsamen, österreichisch- ungarischen Dar- 
lehens, bei der provisorischen Gesetzgebung über die occupirten 
Länder, bei der österreichisch-ungarischen Bank, bei der Be- 
handlung der österreichisch-ungarischen Staatsverträge , bei 
Abänderung der Reichsverfassung n. 8. f. Die Monarchie steht so 
räcksichtlich der Gesetzgebung über die wichtigsten 
Lebensfragen vor der Alternative, entweder gar kein Gesetz, 
gar keine Entscheidung zu erzeugen, oder auf die freiwillige, 
d. h. nicht zu erzwingende Uebereinatimniung der beiden Theile 
der österreichisch- ungarischen Volksvertretuug angewiesen zu 
■ein. Es ist im Gesetze keine d i r e c t e Bestimmung getroffen 
über die Erzielung eines Älajoritätsbesehlusses dieses weiteren 
Reichstages , reap. seiner beiden untrennbaren Theile. Die 
Majorität jedes Theilea des weiteren Reichstages kann die 
Entstehung jedes tisterreicbiach- ungarischen Gesetzes absolut 
verhindern. Und wenn im polnischen Reichstage dem einzelnen 
Hitgliede durch sein absolutes Vorreclit die Macht gegeben 
war , die Gesetzgebung seines Vaterlandes still stehen zu 
machen, so ist es im österreichisch-ungarischen Reichstage die 
Majorität eines halben Theiles und also wieder die Minorität 
des ganzen Reichstages, welche dieses Recht des absoluten 
Veto besitzt. Und bisher war es nur die staatsmännische 
Einsicht und der Patriotismus (lieser Theile „Reichsrath" und 
^Reichstag" des weiteren Reichstages, welche sie erfüllten mit 
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dem Grefühle der Nothwendigkeit der Uebereinstimmung, welche 
sie freiwillig immer diese Zusammenstimmung finden, und so 
die österreichisch ungarischen Gesetze und Verträge schaffen 
Hessen; denn die Reichsverfassung bietet keine Hilfe und kein 
Mittel für den wichtigsten Fall ~ der Nichtzusammenstimmung 
der Theile der österreichisch-ungarischen Volksvertretung. 

So fehlt für das factische Functioniren des rechtlich 
unzweifelhaft bestehenden weiteren Reichstage^ — die 
Geschäftsordnung für den Verkehr der beiden Theile unter- 
einander unter Mitwirkung des gemeinsamen Reichsministeriums. 

Sonach ergeben sich als Resultat der rein staatswissen- 
schaftliohen und staatsrechtlichen Untersuchung, ob der von 
Oesterreich-Ungarn mit den Signatarmächten am 13. Juli 1878 
abgeschlossene Berliner Vertrag, um völkerrechtlich und staats- 
rechtlich giltig zu sein, in Oesterreich-Ungarn der Volksver- 
tretung behufs Genehmigung vorzulegen war, folgende Sätze: 

1. Von der Vorlage des Berliner Vertrages — als eines 
österreichisch-ungarischen Staatsvertrages, an die selbstständigen 
und von einander unabhängigen Staatsparlamente der beiden 
souveränen Staaten Cisleithanien und Ungarn behufs Genehmi- 
gung durch dieselben kann der Natur des Staates gemäss und 
nach dem positiven Verfassungsrechte Oesterreich-Ungarns nie 
und nimmer die Rede sein. 

2. Derjenige Volksvertretungskörper, welchem nach der 
österreichisch ungarischen Reichs Verfassung die parlamentarische 
Behandlung — sei es Mitwirkung zu deren Entstehung, sei 
es Genehmigimg — der österreichisch ungarischen Staatsver- 
träge im Allgemeinen zukommt, ist der weitere Reichstag. 

3. Welche politische Staats vertrage jedoch der ver- 
fassungsmässigen Behandlung seitens des weiteren Reichstages 
bedürfen, ist in der österreichisch-ungarischen Reichsverfassung 
nicht bestimmt, die Entscheidung daher, ob der Berliner 
Vertrag nach dieser österreichisch-ungarischen Reichsverfassung 
der Volksvertretung der österreichisch-ungarischen Monarchie 
behufs Genehmigung oder Ablehnung vorzulegen war oder 
nicht, kann nicht gefällt werden. 

4. Aber selbst unter der Annahme, dass der Berliner 
Vertrag dem weiteren Reichstage vorzulegen gewesen wäre — 
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hätte er factiach diefiem weiteren Reichstage nicht vorgelegt 
weiden künnen, weil die allgemeine Geschäftsordnung, die 
gesetzlichen Normen über den Verkehr und die einheitliche 
Willensbildung der beiden untrennbaren Theile des weiteren 
Reichstages unter Ingerenz des österreichisch - ungarischen 

I Ministeriums nicht erlassen sind. Der weitere Reichstag 

I fiinctionirt heute factisch nicht. 

5. Dem Stellvertreter des weiteren Reichstages — der 

L ■öete rreichi 8 ch ■ ungarischen Delegation — konnte der Berliner 
Vertrag nicht vorgelegt werden , weil die Reichs Verfassung 
ausdrücklich die parlanientarischeBehandlung der österreichisch- 
angarischen Staats vertrage dem weiteren Reichstage selbst, 
flden VertretungsktJrpem beider Reichshälften ", zuweist. 

Dies sind die Ergebnisse der Theorie und des positiven 

I Österreichisch-ungarischen Reichsstaatsrechtes. 

Und die letzte Frage tritt heran: Fanden diese Anfor- 

' derungen der Staatslehre und des positiven Staatsrechtes in 
Oesterreich-Ungarn auch ihre Anerkennung und Verwirklichung 
in der Praxis? Stand der factische Vorgang, wie er sich 
in Oesterreieh - Ungarn in Betreff der parlamentarischen Be- 
handlung des Berliner Vertrages durch die Volks Vertretungs- 
körper vollzog — in Harmonie mit den Anforderungeil der Er- 
kenntnissieb re von der unveränderlichen Natur des Staates und 
mit den streng zu befolgenden Vorschriften des ölfentlicheu 
Rechtes? 

Und wenn dies nicht der Fall war, welche rechtliche 
Bedeutung und welche rechtliche Wirkung ist dem Vor- 

I gange, wie er sich im Innern der Körpers „Oesterreich-Ungarn" 
Betreff der parlamentarischeD Behandlung des Berliner 
Vertrages abspielte, beizulegen? 
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staatsrechtliche Benrtheilnng des thatsächlichen Yor- 
ganges hei der parlamentarischen Behandlung des 

Berliner Vertrages. 

Es erübrigt noch die staatsrechtliche Beurtheiliing des 
factischen Vorganges, welcher 

1. bei der Behandlung des Berliner Vertrages durch die 
Volksvertretungskörper und 

2. bei der Publikation dieses Vertrages stattfand. 
Dieser thatsachliche Vorgang war folgender: 

a) In Cisleithanien. 

Die kaiserliche Regierung halte am 4. November 1878 
dem Abgeordnetenhause in der 404. Sitzung der 8. Session 
die Eröffnung gemacht, dass sie zu Folge des zu Berlin am 
13. Juli geschlossenen Vertrages, nach welchem die Gemeinde 
Spizza in Dalmatien incorporirt werden solle, demnächst eine 
Vorlage bezüglich der Einverleibung der Gemeinde Spizza in 
Dalmatien zur verfassungsmässigen Behandlung einbringen 
werde. Vorläufig erlaube sich die Regierung mit Allerhöchster 
Ermächtigung den Berliner Vertrag auf den Tisch des Hauses 
niederzulegen. 

In der 406. Sitzung am 10. December brachte die Re- 
gierung dann den Gesetzentwurf, „betreffend die Einverleibung 
der Gemeinde Spizza in Dalmatien", ein. In dieser Sitzung 
wurde ein Ausschuss von 18 Mitgliedern aus dem ganzen 
Hause zur Berathung dieses Staatsvertrages und Bericht- 
erstattung hierüber gewählt. Dieser Ausschuss aber war 



[ der Ansickt — und darin stimmte daa Majoritätsvotum 

mit dem MinoritätBvotum iiberein — dasa der Beriiner Vertrag 

zuerst seibat reehtsgiltig werden müsse , wozu in Folge des 

[ Inhaltes dieaea Staatsvertrages auch die Mitwirkung des 

eiten Factora für die Bildung des Staatswillena — des 

Volks willens — nothwendig aei. Der Berliner Ver- 

I trag bedürfe daher zu seiner Giltigkeit der Ge- 

i nehmigung des cisleithanischen Reicliarathes und 

I sei deshalb selbstatändig in Verhandlung zu nehmen. 

Und zwar bedürfe der Berliner Vertrag zu seiner ataata- 
rechtlichen Giltigkeit dieaer Genehmignng des Reicharathee nicht 
I Wos wegen der Incorporirung Ton Spizza, wodurch eine Gebieta- 
veränderung der im Reich arathe vertretenen Königreiehe 
und Länder involvirt werde, sondern auch wegen der versehieden- 
I artigen, in demselben enthaltenen Belastungen des Reiches. 

Die Majorität des Auaachuaaea stellte daher durch Ihre 
f • Berichteratatter , bei der zweiten Lesung des Berliner Ver- 
tragee, in der 413, Sitzung ilea Abgeordnetenhauses am 
15. Jänner 1879 den Antrag, das hohe Haus wolle beschlieasen, 
„dem Vertrage von Berlin vom 13. Juli 1878 wird die ver- 
& SB imgs massige Zustimmung ertheilt". 

Eine Minorität von 7 Mitgliedern des Auaschuases hin- 
gegen stellte den Antrag, daa hohe Haua wolle heschliesBen : 
„Indem das Abgeordnetenhaus unter den gegebenen Ver- 
hältnissen dem zu Berlin am 13. Juli 1. J, abgeschlossenen 
Vertrage die verfassungsmässige Genehmigung ertheilt, hält 
, es sich für verpflichtet zu erklären , dass es , festhaltend an 
[ den in der Adresse vom 5. November niedergelegten Ansehau- 
QDgen, nicht vermöge, eine Politit als den waliren Interessen 
der Monarchie entsprechend zu erklären , welche schon bisher 
anverbältnissmässige Opfer erheischte und in ihrer Durch- 
HihruDg und weiteren Entwicklung eine ernste Gefährdung 
der Staatatinanzen und eine dauernde Verwirrung der staata- 
recbtlicben Verhältnisse der Moitarchie nach aich ziehen muss." 
In der 421. Sitzung des Abgeordnetenhauses am :i7. Jänner 
wurde der Majoritätsantrag bei namentlicher Abstimmung mit 
BT Majorität von 42 Stimmen — 154 gegen U2 — ange- 
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Der Beitritt des Herrenhauses zu dem Beschlüsse des 
Abgeordnetenhauses erfolgte in der 84. Sitzung am 6. Februar 
in welcher das Haus den Antrag seiner Commission zur Be- 
rathung des Berliner Vertrages, dahin gehend, das hohe Haus 
wolle beschliessen : 

„Dem Vertrage von Berlin vom 13. Juli 1878 wird die 
verfassungsmässige Zustimmung ertheilt", ohne Debatte an- 
nahm. Im Staate Cisleithanien war somit — formell — dem 
Berliner Vertrage ausdrücklich die Genehmigung durch die 
Volksvertretung ertheilt, der Reichsrath hatte dem Inhalte 
des Berliner Vertrages zugestimmt. 

Am 30. März 1879 wurde der Berliner Vertrag im lieichs- 
gesetzblatte für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder»^) (XVni. Stück, Nr. 43) „nach erfolgter Zu- 
stimmung beider Häuser des Reichsrathes" kundgemacht unter 
Contrasignatur auch der cisleithanischen Regierung, welche 
sich unter der Contrasignatur des österreichisch - ungarischen 
Ministers des Aeussern befindet. Im Amtsblatte Cisleithaniens — 
in der Wiener Zeitung — erfolgte die Pablikation des Ver- 
trages unter derselben Clausel ebenfalls am 30. März 1879.®*) 



^^) Unter den Unterschriften der Bevollmächtigten der Signatarmächte 
heidst es: 

Nos yisis et perpensis tractatus hujas articulis , eos approbayimns et 
approbamus in omnibas et singnlis dispositionibus , quae in illis continentnr, 
atque ipsas hisce ratas gratasque habere declaramus, yerbo Nostro Caesareo et 
Regio promittentes, Nos eas fideliter adimpleturos esse. In qnorum fidem ac robnr 
praesens ratihabitionis Nostrae instmmentum manu Nostra signayimns, sigilloque 
Nostro Caesareo et Regio adpenso firmari jussimas Dabantur in Vienna die 
vigesima sexta mensis Julii anno Domini millesimo octingentesimo octavo, Reg- 
norum Nostromm trigesimo. 

Franciscus Josephus m. p. (L. S.) 

Andrdssy m. p. 

Ad mandatum Sacrae Caesareae et Regiae Apostolicae Majestatis proprium : 

Alphonsns über baro de Pont m. p., 
Ablegatns extraordinarins ao Minister plenipotentiariiiB. 

Dieser Staatsyertrag wird nach erfolgter Zustimmung beider Häuser d«8 
Reichsrathes kundgemacht. 

Wien, am 29. März 1879. 

Stremayr m. p. 
«0 In der Wiener Zeitung vom 30. März 1879. 
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h) Iti Ungarn. 

Hier war das liesiiltat ein wesentlich verscliieflenea. 

Änf Verlangen der Opposition, „im Sinne der Verfasanng 

4er Legialative den Berliner Vertrag vorzulegen", legte die 

königlich ungarisclie Regiernng am 2. November 1878 im Ab- 

.geordnetenhaiise den Berliner Vertrag in Abschrift anf den 

iBcb dea Hauses nieder. Schon damals gab die üegierung 

Anschauung Ausdruck, „daaa die Giltigkeit internationaler 
litischer Verträge nicht von der Annahme oder Ablehnung 
•selben seitens der Legislative abhängig gemacht werden 
.könne. Der Berliner Vertrag bedürfe daher zu seiner Giltig- 
keit der Zustimmung des Iteichstages nicht. Auch müsse in 
der üsterreichisch-ungariächen Monarchie hinsichtlich der aus* 
vrärtigen Fragen ein übereiustimmendes Verfahren beobachtet 
werden, da sonst jede PoHtilt des Aeuesem eine Unmöglichkeit 
sei. Wenn es geschehen könnte, dass in Oesterreich und Ungarn 
von den Legislativen in verschiedener Richtung über die aua- 
wärtige Politik Beschlüsse get'asst würden, würde der Dualismus 
ad ahstirdum geführt. Denn wie sollte in solchen Fällen der 
Minister des Aeussern die auswärtige Politik leiten? 

Die Regierung lege daher nur in dem Sinne den Berliner 
Vertrag auf den Tisch des Hauses nieder, als er zur Grund- 
lage für die Beurtheilung des Vorgehens der Regierung zu 
dienen habe," 

In demselben Sinne äusserte sirh die königlich ungarische Re- 
gierung am 9. December gegenüber dem Antrage der Opposition, 
den Berliner Vertrag demnächst in Verhandlung zu nehmen. 

„Selbst in solchen Staaten — erklärte die Regierung — 
wo über die Leitung der auswärtigen Angelegenlieiten ein ein- 
heitUchea Parlament beschliesse, werde über die Giltigkeit oder 
Nichtannahme internationaler Verträge nicht abgestimmt Der 
Berliner Vertrag diene nur als Grundlage der Beurtheilung 
fiir die von der Regiernng befolgte Politik. Sollte iiidess im 
fiaterreichisehen Parlamente ein anderer Vorgang zur Geltung 
gelangen , so werde die Regierung im Interesse der Parität 
■lOR gleiches Vorgehen in der einheimischen Legislative veran- 
lassen , damit die Störung der Parität durch eine von der 
mgarischen Auffassung verschiedene Interpretation nicht 
R. Dant«pli«r, D. Bundi-xstaitt Oesterrclvli Ungnin. |{l 
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stabilisirt werde, vielmehr die zur Wiederherstellung der- 
selben nöthigen Massnahmen getroffen würden." 

Nach der Beendigung der parlamentarischen Be- 
handlung des Berliner Vertrages in Cisleithanien 
legte dann die ungarische Regierung am 1. März 1879 einen 
motivirten ^2) Gesetzentwurf über die Inarticulirung des Berliner 
Vertrages vor, wonach der Berliner Vertrag zur Kenntniss 
genommen und inarticulirt werde. 

Bei der Verhandlung über diesen Gesetzentwurf, welche 
am 24. März im Abgeordnetenhause begann, erklärte die Re- 
gierung, „es sei ihre feste Ueberzeugung und entschiedene An- 
sicht, dass von der Krone abgeschlossene internationale Ver- 
träge hinsichtlich ihrer Giltigkeit nicht vom Parlamente abhängig 
seien. In dem Momente, wo, in was immer für einem Staate, 
internationale Verträge nicht werden geschlossen und ausge- 
führt werden können ohne die vorherige Gutheissung des Par- 
lamentes, werde dieser Staat aufhören, einen politischen Ein- 
fluss in Europa üben zu können ; der Abschluss internationaler 
Verträge sei das ausschliessliche Recht der Krone. Der Ein- 
fluss der Legislative beginne rücksichtlich des Berliner Ver- 
trages in dem Augenblicke, wo die Regierung eine aus dem 
Vertrage sich ergebende Action beginne und die hiezu erfor- 
derlichen Mittel von der Legislative in Ansprach nehme". 



*'^) In dieser Motivirung zum Gesetzentwurfe betreffend die Inarticulirung 
des Berliner Vertrages heisst es wörtlich : 

„Jedermann kennt das Verfahren , welches die Gesetzgebungen anderer 
constitutioneller Länder diesem Vertrage ähnlichen internationalen Verträgen 
gegenüber zu befolgen pflegen. 

Bas Haus hat bereits in seiner Adresse ausgesprochen, dass es den Unter- 
schied fühlt, der bezüglich der Behandlung internationaler Verträge, der Natur 
derselben entsprechend, eingehalten zu werden pflegt , und welcher zufolge die 
Inarticulirung des Berliner Vertrages nicht unerlässlich nothwendig wäre. Bei 
dem heutigen Stande der Dinge aber erweist sich zufolge des staatsrecht- 
lichen Verhältnisses zwischen den beiden Staaten der Monarchie und mit Rück- 
sicht auf Beseitigung der aufgetauchten constitutionellen Besorgnisse die In- 
articulirung als nothwendig; aber gleichzeitig fordern die internationalen Ver- 
hältnisse und die Lage der Monarchie zwischen den grossen Mächten unbedingt, 
dass die luarticulirung in solcher Form geschehe, durch welche die Monar.:hie 
anderen Staaten gegenüber durch Abschluss von internationalen Verträgen nicht 
in eine nachthrilige Stellung gelange." 
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Die Opposition erklärte dagegen „den Gesetzentwurf über 
die Tnarticulirung des Berliner Vertrages nicht annehmen zu 
können, weil darin nur von einer Inarticulirung des Ver- 
trages die Rede sei und hierin eine Verkürzung des Rechts- 
kreises der Legislative erblickt werden müsse. Zur Rechts- 
giltigkeit internationaler Verträge sei die Zustimmung des 
Parlamentes nothwendig; diese Beurtheilung internationaler 
Verträge sei ein Cardinalrecht der Legislative. Dieses Recht, 
internationale Verträge gut zu heissen oder deren Gutheissung 
zu verweigern, stehe der Legislative nach Gesetzartikel XII 
1867 und der Erklärung der Regierung vom 9. December 1879 
zu. Auch die von der Regierung so oft erwähnte Parität er- 
heische die Verwerfung der Vorlage. Denn, da in Oesterreich 
der Berliner Vertrag genehmigt und demnach der transleitha- 
nischen Legislative die Gutheissung zugestanden wurde, muss 
im Sinne der Parität dieses Recht auch der ungarischen 
Legislative belassen werden. Wenn das Parlament dieses Recht 
der Zustimmung zu internationalen Verträgen nicht habe, wozu 
verlange die Regierung die Inarticulirung?" 

Allein die Regierung blieb im ungarischen Reichstage 
Sieger. 

In der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 27, März 
wurde die Regierungsvorlage in Betreff der Inarticulirung des 
Berliner Vertrages mit Hinweglassung der Worte: „wird zur 
Kenntniss genommen" bei namentlicher Abstimmung mit 208 
gegen 154 Stimmen angenommen; am 28. März erfolgte die 
Annahme in 3. Lesung. 

Das Oberhaus endlich acceptirte ohne Bemerkung den 
Gesetzentwurf in der Sitzung vom 29. März 1879. 

So entstand der „VIII. Gesetzartikel vom Jahre 1879 
über die Inarticulirung des Berliner Vertrages ^ •) (sanctionirt 

*") Der „VIII. Gesetzartikel über die Inarticnlirnnp: des Berliner Vertrages 
(sanctionirt am 29. März 1879', kundgemacht in beiden Häusern des Reichs- 
tages am 80. März ISSO)" lautet: 

„J«.*ner Vertrag, welcher auf Gnind des zwischen Seiner Majestät dem 
Kaiser v(»ii Oos terrei c h, König von Bülimen u. s. f. und apostolischen 
König von rngarn, ferner Seiner Majestät dem deutschen Kaiser und Könige 
\on I*n!usseii, dem I'räsidenten der französischen Republik, Ihrer Majestät der 

16* 
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am 29. März 1879, kundgemacht in beiden Häusern des Reichs- 
tages am 30. März 1879)". 

Er besagt, dass der Berliner Vertrag als Landesgesetz 
inartieuHrt werde. Da der Eeiehstag ihn nicht genehmigt hatte, 
fehlt der Passus „nachdem er durch den Reichstag ange- 
nommen". 

Mit der Publikation des Berliner Vertrages im ungarischen 
Amtsblatte — Budapesti Közlöny — wurde am 1. April be- 
gonnen. 

Welche staatsrechtliche Bedeutung ist nun der 
Behandlung des Berliner Vertrages im cisleithanischen Staats- 
parlamente und im ungarischen Staatsparlamente zuzusehreiben ? 

Da die beiden Parlamente der Sonderstaaten vollkommen 
incompetent sind zur Behandlung österreichisch - ungarischer 
Staatsverträge, so ist die von diesen Parlamenten rücksichtlich 
des Berliner Vertrages ausgeübte Action — um denselben in 
einen auch für die Staaten Cisleithanien und Ungarn ver- 
pflichtenden, daher rechtlich giltigen Vertrag zu verwandeln, 
rechtlich vollkommen wirkungslos , gänzlich irre- 
levant. Denn da der Berliner Vertrag nicht von der Krone 
Cisleithaniens mit den übrigen Signatarmächten abgeschlossen 
wurde, konnte — unter der Voraussetzung, dass die gemein- 
same Krone allein einen solchen österreichisch - ungarischen 
Staatsvertrag nicht rechtsgütig abschliessen könne — auch 
nicht der cisleithanische Volkswille, resp. Volksvertretungs- 
wille als zweiter nothwendiger Factor für die Bildung des 
gemeinsamen Staats willens nach Aussen und Innen hinzutreten. 
Denn nur der cisleithanische Staatswille constituirt sich aus 
dem Willen der Krone Cisleithaniens und aus dem Willen des 
cisleithanischen Staatsvolkes, resp. des Parlamentes der im 



Königin des vereinigten Königreiches Grossbritannien und Irland und Kaiserin 
von Indien, Seiner Majestät dem Könige von Italien, Seiner Majestät dem 
Kaiser aller Reussen und Seiner Majestät dem Kaiser der Ottomanen zu Berlin 
abgehaltenen Congresses daselbst am 13. Juli 1878 abgeschlossen und durch 
Seine Majestät den Kaiser von Oesterreich , König von Böhmen u. s. f. und 
apodtolisohen König von Ungarn mittelst der zu Wien am 26. Juli 1878 aus- 
gefertigten Ratificationsklausel genehmigt worden ist, wird hiemit als L a n d e s- 
gesetz inarticulirt. Der Wortlaut des erwähnten Vertrages ist folgender :" 
(Folgt der Text des Vertrages). 
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f Reiohsrathe vertretenen Königreiche und Länder. Die zahl- 
reiche und vertrauensvolle Berufong auf den §. 1 1 des Keiehs- 
mtfasstatutes und auf Artikel li dea Staatsgrundgeaetzea über 
die Ausübung der Kegierunga- und "Vollzugagewalt, aus welclien 
Paragraphen „die Sonnenblarheit" der Berechtigung des Parla- 
mentes zur Behandlung des Berliner Vertrages seheinen sollte, 
»ist eine staatarechtlich durchaus unzulässige und wirkungslose ; 
diese Berufung ist staatsrechtlich, wirkungslos aus dem ein- 
fachen Grunde , weil diese Paragraphe des cisleithaniscben 
Staatsrechtes nur von Staataverträgen handeln und handeln 
können, welche der Staat Cialeithanien, die Krone 
Cialeithaniens abschliesst — der cisleithanische Kaiser. 
Und die — formell — staatsrechtlich richtige Berufung auf 
§. 1 dea Delegationsgesetzes (als eines österreichisch -ungari- 
schen Verfassangsparagraphen), um daraus das Recht des 
cisleithanisohen Staatsparlaraentes „Eeichsrath" zur Behand- 
lung des gemeinsamen Berliner Vertrages zu begründen , war 
deshalb wirkungslos, weil dieser §. 1 von den Theilen dea 
öaterreichißch - ungarischen Parlamentes — von „den Ver- 
tretungskörpem der beiden Reiehshälften " — handelt und 
diesen principiell das üecht zuspricht , gemeinsame Staats- 
vertrage zu genehmigen; §. 1 spricht dieses Recht nicht dem 
(ganzen) Vertretungskörper des selbstständigen Staates Clß- 

Ileithanien und dem (ganzen) Parlamente des selbstständigeu 
Staates Ungarn zu. Die ßeclamirwng eines Rechtes des cis- 
leithaniscben Staat aparlamenteä auf Grund eines österreichisch - 
Itngarisehen Verfassungsparagraphen musste rechtlich wirkungs- 
poa sein und bleiben I Und dieser §. 1 des Delegationsgesetzes 
ist ein österreichisch -ungarischer Verfassungeparagraph ! Wäre 
er es nicht, wäre er eine blos cisleithanische Gesetzesbestimmung, 
wie könnte er die Verfügung enthalten, dass bestimmte (in 
diesem Falle) cisleithanische Staatsverträge anch der Geneh- 
nigmig des ungarischen Reichstages bedürfen ! Wie könnte 
eine „den Vertretungskörper der Reichsbalfte" Ungarn 
iflichtende und berechtigende Bestimmung enthalten! 

Die „Sonnenklarheit" dieser Verfassungsbestimmungen, 

§. 11 und der Artikel G, seheint also nur über die eis- 

lithanischen Staataverträge — aber sie wirft auch nicht einen 
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Streifen erhellenden Lichtes auf den Berliner Vertrag und 
sein Verhältniss zur österreichisch-ungarischen Volksvertretung ! 
Für den Berliner Vertrag konnte^ eine staatsrechtliche Sonne 
nur aus dem §. 1 des Delegationsgesetzes (oder §. 8 des Ge- 
setzartikels XII) scheinen, und die Klarheit dieser Sonnen 
bescheint die Frage, ob der Berliner Vertrag dem weiteren 
Heichstage seinem Inhalte nach vorzulegen war oder nicht, 
wahrlich nicht allzu helle ! Denn dieser §. 1 entscheidet 
gar nicht, welche politischen österreichisch - ungarischen 
Staatsverträge zu ihrer Rechtsgiltigkeit der Mitwirkung und 
Genehmigung des österreichisch-ungarischen Parlamentes be- 
dürfen; er erklärt vielmehr nur, dass für manche Kategorien 
derartiger Verträge „eine solche Genehmigung verfassungs- 
mässig nothwendig ist". Trotz dieses Hinweises auf gewisse 
gemeinsame Verträge, für welche „eine Genehmigung verfassungs- 
mässig nothwendig ist" , verordnet das Ausgleichs- 
gesetz mit keinem Worte, dass bei österreichisch- 
ungarischen politischen Staatsverträgen die Mit- 
wirkung der Volksvertretung einzutreten habe. 

Der §. 1 wird durch die nachfolgende Reichsgesetzgebung 
(Gesetze über das Zoll- und Handelsbündniss der Einzelstaaten, 
Artikel III) dahin ergänzt, dass alle österreichisch-ungarischen 
Staatsverträge wirthschaftlichen Inhaltes der Mitwirkung, 
resp. Genehmigung des Reichs Vertretungskörpers bedürfen. Da 
sonach das österreichisch-ungarische Staatsrecht 
— das Ausgleichsgesetz — nicht bestimmt, dass zur Ent- 
stehung österreichisch-ungarischer politischer Staatsver- 
träge die Mitwirkung oder die spätere Genehmigung seitens 
der österreichisch-ungarischen Volksvertretung rechtlich noth- 
wendig sei, so folgt, dass — entsprechend der Natur 
des Verhältnisses der internationalen politischen 
Beziehungen der Staaten — die österreichisch-ungarische 
Krone allein nach dem Reichsstaatsrechte zum Abschlüsse 
solcher österreichisch-ungarischer Staatsverträge politischen 
Inhaltes berechtigt ist. 

Der Berliner Vertrag wurde daher durch die 
österreichisch-ungarische Krone allein, sowohl 
völkerrechtlich als staatsre chtlich giltig abge- 
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htuasen. Er bedurfte gegenüber den österreichiscli-iinga- 
risuhen StaatflaDgehörigen nur mehr der Piiblikatiou, um 
ftncb für sie Gesetz zu eein. Der Berliner Vertrag hätte so- 
nach in derjenigen Art und Weise, welche überhaupt bei dem 
Mangel eines gemeinaamen ßeichegesetzblattes für die Kund- 
maehnng österreichiach-ungarischer WUlensbeschlüsse — für die 
Kundmachung der aanctionirten DelegationsbeschlÜsae — prak- 
tisch acoeptirt ist, einfach kundgemacht werden sollen. Der 
Berliner Vertrag hätte nach dieser ataatBreobtUcben Usance in 
Oesterreich-Ungarn einfach in den beiden, in diesem i'alle ala 
Beichsorgane erscheinenden Amtsblättern der Sonderstaaten ^ 
"Wiener Zeitung und Budapesti Közlöny — und zwar natür- 
lich ohne Contraaignatur der Ministerien derSon 
derstaaten — und nur unter Contrasignatur der gemein- 
samen, der österr ei e bis eh- ungarischen llegierung für jede der 
beiden Provinzen der Monarchie kundgemacht werden sollen. 
Staatßbegrifflich und staatarechtHch unmöglich 
aber war die Publikation des Berliner Vertrages als eines c i s 1 e i- 
thanischenStaatävertrages unter Contrasignatur 
des cialeithanischen Sonderstaats -Ministeriums, 
Ebenso wie der Präsident des gemeinsamen Ministeriums haftet 
und allein contrasignirt ist z, B. für die Ernennung der übrigen 
Mitglieder des öaterreichiseh-ungarischen Ministeriums (für den 
unverantwortlichen, verfassungsrechtlichen Act der österrt-ichisch- 
ungarischen Ki'one, die Mitglieder des österreichisch-ungarischen 
Ministeriums zu ernennen), ebenso haftet er, resp. das gemeinsame 
Ministerium allein, für den durch die österreichisch-ungarische 
Krone abgeschlossenen Berliner Vertrag, fiir den unverant- 
wortlichen Sonveränetätaact der Abscliliessang österreichisch- 
^nngarischer politischer Staatsverträge durch die gemeinsame 
Krone. 

Ebensowenig ala bei der Ernennung des österreichisch- 
'Sngarischen Kriegsrainisters oder Finanzministers die Coiitra- 
ingnatnr des Ministers des Aeuseern und Präsidenten des 
gemeinsamen KUnisteriums noch einmal durch den Präsidenten 
des königlich ungarischen Ministeriums oder des kaiserlich 
cixleitfaanisclien Ministeriums contrasignirt ist, und ataatsbe- 
^friälich Sowie nach dem gemeinsamen Staatsrechte contrasignirt 
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sein kann, ebensowenig durfte und konnte dies staata- 
rechtlieh beim Berliner Vertrage der Fall sein. 

Die ungarische Regierung anerkannte auch, dass dieser 
durch die gemeinsame Krone abgeschlossene österreichisch- 
ungarische politische Staatsvertrag — der Berliner Vertrag — 
fiir Ungarn ohneweiters rechtswirksam sei. Sie erklärte im 
Motivenberichte, dass „b ezüglich der Behandlung inter- 
nationaler Vertr äge der Natur derselben entspre- 
chend die Inarticulirung des Berliner Vertrages 
nicht unerlässlich noth wendig wäre". Die Regierung 
stand auf dem staatsrechtlich richtigen Standpunkte, 
dass ein durch die österreichisch-ungarische Krone abgeschlos- 
sener politischer Staatsvertrag für Ungarn als Theil dieser 
österreichisch-ungarischen Monarchie — ohne Mitwirkung des 
königlich ungarischen Parlamentes — rechtlich wirksam 
sei. Der Berliner Vertrag hätte sonach einfach kundgemacht 
werden sollen im Budapesti Közlöny, nachdem nun schon 
die österreichisch-ungarischen Gesetze nicht — dem Wesen des 
Staates entsprechend — einmal — für den ganzen Staat 
— sondern zweimal, nämlich für jede Provinz und in jeder 
Provinz kundgemacht werden. 

Unmöglich aber konnte die Regierung des Staates Ungarn, 
die königlich ungarische Regierung, „zu Folge des 
staatsrechtlichen Verhältnisses zwischen den beiden Staaten 
der Monarchie und mit Rücksicht auf die Beseitigung der auf- 
getauchten constitutionellen Besorgnisse" für die Schaffung 
einer solchen zweifellosen Rechtsgiltigkeit des Berliner Ver- 
trages in Action treten; unmöglich konnte das ungarische 
Staatsparlament zur Beseitigung etwaiger constitutioneller 
Bedenken rücksichtlich der Rechtsgiltigkeit dieses gemeinsamen 
österreichisch-ungarischen Staatsvertrages zur Hilfe herange- 
zogen werden. Hegte man irgendwie Zweifel über die staats- 
rechtliche, daher auch über die völkerrechtliche Giltigkeit des 
Berliner Vertrages, insoferne ihn die österreichisch-ungarische 
Krone allein — ohne Mitwirkung oder Genehmigung der 
Reichsvertretung — abgeschlossen habe, so konnte zur Ent- 
kräftung dieser staatsrechtlichen und völkerrechtlichen Be- 
denken nur die Genehmigung des Berliner Vertrages 
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durch ilen weiteren Reichstag angestrebt werden ; 
mir iliesü Mitwirkung des weiteren Reichstagea zur Erzengiing 
des gcmeinsuinen (österreichisch ungarischen) Staatawillens n.ioh 
Än»sen und Innen konnte stRatßbegrifHich und staatsrechtlicli 
in Betracht kommen. Zufolge nun des, wie erwähnt, bei der 
parliimentari sehen Behandlung Österreiohiach angariacher Staats- 
verträge seit i;i Jahren gegen das positive Gesetz ein- 
gehaltenen praktischen Vorgehens, diese Stant^verträge in cis- 
leithanisehe und in ungarische -Staatsverträge zu zerfallen, 
wurde auch in Ungarn das ungarische Parlament zur Inarti- 
culirung eines Österreichisch- ungarischen Staatsvertrages ver- 
wendet! Es wurde der Berliner Vertrag als ungarischer 
Staatsvertrag — den der Staat Ungarn mit den Signatar- 
mächten abgeschlossen habe — inarticuHrt. 

Aber selbst für einen ungarischen Staats ver- 
trag konnte eine solche Art der Inartiouliruug 
nicht platzgreifen. 

Denn entweder konnte die ungarische Krone nach dem 
ungarischen Staatsrechte allein — ohne Mitwirkung des unga- 
risohen Parlamentes — den Berliner Vertrag abschliessen ; in 
diesem Falle war dieser ungarische Berliner Verti-ag einfach 
nach Art der ungarischen Gesetze und Verträge zu pnbliciren 
— d. h, im lieichstage kundzumachen und in der zu diesem Zwecke 
SU redigirenden Landeagesetzsaromlung unverzüglich zur allge- 
meinen Kenntniss zu bringen". 

Oder die ungarische Krone konnte nach dem ungari- 
schen Staatsrechte allein in diesem Falle den souveränen unga- 
nechen Staatswillen gegenüber <len Signatarmilchten nicht 
erzeugen, sie bedurfte zur völkeirechtlich und stflatsreclitlieh 
giltigen Erzeugung dieses ungarischen Staatswillens — de» 
Berliner Vertragea — der Mitwirkung des ungarischen Par- 

Ilamentes. In diesem Falle musste dann der Inhalt des von 
der Krone nur bedingt ausgesprochenen Berliner Vertrages 
erst vom Parlamente eelbtst als Inhalt auch des ungari- 
schen Volkswillens erklärt werden, es musste der Berliner 
Vertrag vom Pa rlamente seinem Inhalte nach gut- 
geheisscn werden. Dann war er wieder in beiden Häusern 
des Keichstages kund zu machen — nachdem er durch den 
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Reichstag nachträglich angenommen worden — und als Landes- 
gesetz in die Landesgesetzsaramlung einzureihen. 

Aber eine Mitwirkung des Reichstages zur Inarticulirung 
ohne Einflussnahme des Reichstages auf den Vertrag selbst, 
d. h. auf den Vertragsinhalt, eine solche Mitwirkung 

— ohne Mitwirkung und ohne G-enehmigung — ist und war 
eine staatsrechtliche Unmöglichkeit. Die ungarische Regierung 
gerieth in diese schwierige Position dadurch, dass sie einer- 
seits der Natur der Sache Rechnung tragen wollte 

— der Thatsache, dass dieser Vertrag giltig von der gemein- 
samen Krone allein abgeschlossen war. Andererseits wollte sie 
vom Standpunkte der Parität — nachdem einmal das 
cisleithanische Staatsparlament aus eigener Ini- 
tiative und in staatsrechtlich unmöglicher Weise 
den Berliner Vertrag in Verhandlung genommen 
hatte — auch ihrer Legislative ein Recht der Behandlung 
des Berliner Vertrages zugestehen. Desgleichen war natürlich 
die Publikation des Berliner Vertrages als eines königlich 
ungarischen Staatsvertrages unter Contra Signatur des königlich 
ungarischen Sonderstaatsministeriums eine staatsbegriffliche 
und staatsrechtliche Unmöglichkeit. 

Aber alle diese Schwierigkeiten, Widersprüche und Zwangs- 
lagen (diesmal in Ungarn) sind nur die Folge der staatsbegrifflich 
unmöglichen und verfassungswidrigen Behandlung der 
österreichisch - ungarischen Staatsverträge — durch die Parla- 
mente der Sonderstaaten. Wäre die parlamentarische Behandlung 
der internationalen österreichisch-ungarischen Verträge wirklich 
eine Angelegenheit der Sonderstaaten, d. h. gäbe es königlich 
ungarische Staatsverträge, geschlossen vom Staate Ungarn mit 
den europäischen und aussereuropäischen Mächten , und exis- 
tirten solche cisleithanische Staatsverträge — dann entfielen 
sogleich alle diese „durch die Parität" erzeugten Schwierigkeiten. 
Denn nirgends findet sich im ungarischen Staatsrechte, 
nirgends erscheint im cisleithanischen Verfassungs- 
rechte die Bestimmung, dass die ungarischen Staatsverträge 
in derselben Weise parlamentarisch zu behandeln 
seien, wie die Staats vertrage des Staates Cisleithanien, oder 
dass die Staatsverträge beider Staaten immer identischen In- 
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hültcf »ein müfisten, oder tiiullicli dasa ein Staats vertrag für 
Ungarn nnr dann in gesetzlicher Kraft stehe, wenn ein gleidiur 
Staatsvertrag in Cisleithanien Gesetz geworden sei. Würden 
die ÖBterreichisch-ungarisehen StaatBvertrÜge , würde daher 
■ncIi der Berliner Vertrag wirklich auf dem Wege vom Öster- 
reich! ßch-ungarischen Ministerium dea Auswärtigen durch die 
Sondern) in isterien hinab bis in den Ileieharatb und Reichstag 
Hl zwei Verträge sich spalten, wäre der Berliner Vertrag in 
einen iingariarlien und eisleithanisehen Berliner Vertrag zer- 
fallen, dann würde die parlamentariöche Behandlung und deren 
Wirkung eine höchat einfache gewesen sein. In demjenigen 
Staate, in welcheni das Parlament auf ürnnd einer positiven 
Gesetzesbestimmung — wie z, B. in Cisleithanien auf Grund 
des §. II, des Artikels li — seinen Berliner Vertrag in Be- 
handlung genommen luid genehmigt hätte, wäre er in Gesetzes- 
kraft erwachsen ; für denjenigen Staat, dessen Parlament ihn 
nicht genehmigt hätte, würde er völkerrechtlich und ataitta- 
rechtlieh nicht verpdichtend geworden sein. Hätte das eisleitha- 
nische Parlament ihn abgelehnt, das ungarische Parlament ihn 
angenommen, dann wäre der Berliner Vertrag nach seiner Publi- 
kation in Ungarn Gesetz geworden, in Cisleithanien nicht. Allein 
nach dem Äusgleicbsgesetze ist dies unmöglich. Und so springt 
die Unrichtigkeit dieser Theorie von der Behaudlimg der ösler- 
rei ch i sc h-ungari sehen Staatsverträge dureli die Parlamfnte der 
Sonderstaaten auch in ihren praktischen Consequenzen in die 
Augen. 

Die staatsrechtliche Beurtheüung der thatsäehlicb 
ungleichen Behandlung , welcher der Berliner Vertrag 
seitens des Reicherathes und Reichstages unterzogen wurde, 
gelangt sonach zu folgendem Resultate : 

I. Wird angenommen, dase das cisleithanieehe Staals- 
parlament „ Reichsrath " und das ungarisclie Staats- 
Parlament „ Reichstag" den vom Staate Oesterreicb- 
Ungarn abgeschlossenen Berliner Vertrag parlamentjirisch 
behandelten und darüber Beschtiiss gefaest haben; ferners 
daas die Kronen der beiden souveränen Einzelstaaten Uislei- 
tbanien und Ungarn unter ('onti-asignatur der Sunderstuuts- 
miniatericn di^n Berliner Vertrag publicirten — dann ist; 
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a) diese ganze parlamentarische Behandlung des Berliner 
Vertrages sammt grosser Debatte und feierlicher Abstimmung, 
sowie : 

b) diese Publikation eine staatsbegrifFliche Absurdität; 
sie steht ferners in directem Widerspruche zu dem positiven 
österreichisch-ungarischen Staatsrechte und ist daher staats- 
rechtlich vollständig wirkungslos. 

Es könnte rechtlich in dem ganzen Vorgange höchstens 
noch die Benachrichtigung der Parlamente durch die Sonder- 
ministerien verstanden werden — welche ihrerseits vom Reiche 
über den Abschluss des Berliner Vertrages in Kenntniss 
gesetzt wurden — dass die österreichisch-ungarische 
Monarchie, der Gesammtstaat , den Berliner Vertrag ab- 
geschlossen habe. Man könnte rechtlich in dem Vorgange die Mit- 
theilung des Berliner Vertrages an die Parlamente der Einzel- 
staaten erblicken ; von einer parlamentarischen Behandlung aber 
des österreichisch-ungarischen Staatsvertrages durch die Par- 
lamente, oder gar von einer Beschlussfassung über den Berliner 
Vertrag, dessen „Genehmigung" etc. könnte natürlich auch in 
diesem Falle niemals die Rede sein. Die Sonderstaatsparla- 
mente konnten in diesem Falle den ihnen mitgetheilten Berliner 
Vertrag nur zur Kenntniss nehmen. 

2. Supponirt man aber, geleitet von dem Streben, 
thatsächlich Geschehenes so weit möglich auch als staats- 
rechtlich giltig und wirksam aufzufassen, dass Reichsrath 
und Reichstag als österreichisch-ungarische Volks- 
vertretungstheilorgane, somit als die Th eile des weiteren 
Reichstages bei der thatsächlichen Behandlung des Berliner 
Vertrages thätig waren, und dass die Sonderministerien hiebei 
als die instruirten und verantwortlichen Stellvertreter des 
gemeinsamen Ministeriums, d. h. als Reichsorgane 
functionirten, dann kann: 

a) in diesem factischen Vorgange nicht etwa die An- 
nahme oder Genehmigung des Berliner Vertrages 
seitens des österreichisch -ungarischen Reichs- 
parlamentes erblickt werden. 

Denn die Theile des weiteren Reichstages fassten in 
diesem Falle keinen übereinstimmenden Beschluss. 
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Der Tlieil „Reicti8ratli" tialim den Inhalt des Berliner Ver- 
traget» allerdings an, allein der Tlieil ^ Ueicbatag" enthielt 
sich Jeilea nieritoriselien Einfliissps, jeder Willensäussening in Be- 
trt'ff (lea Inhaltes des Berliner Vertrages, da die Gutheissung 

Ioder Verwerfung solelier von der gemeinsamen Krone abge- 
schlossener gemeinsamer, politisclier Staatsverträge nicht in 
■einen Competenzkreis gehöre. Der Theil „Reichstag" hatte 
Sber den Berliner Vertrag und dessen Inhalt überhaupt gar 
nicht abgestimmt, er hatte ihn nicht „genehmigt". Ja, dieser 
Theil Reichstag hatte ein dem anderen Theile des 
weiteren Reichstages, dem Relchsrathe, gerade 
entgegengesetztes Votum abgegeben. Der Reichstag 
hatte (durch Majoritätsbeschluss) ausdrücklich erklärt , dasa 
der Berliner Vertrag zu seinem rechtlich gütigen 
Abschlüsse und Bestände der Mitwirkung, even- 
tu ellderGenehmignngderVoIks Vertretung nicht 
bedürfe, dass solche politische Staatsverträge von der 
Krone allein rechtsgiltig abgeschlossen werden. Der Reichs- 
tag hatte in der Annahme des Gesetzentwui-fes über die In- 
articulirnng des Berliner Vertrages die Rechtsgiltigkeit des 
Abschlusses dieses Berliner Vertrages durch die Krone allein 
ausdrücklich anerkannt. Und diese Inarticnlirung des Berliner 
Vertrages selbst war überhaupt nui- in Folge des Vorganges 

tdee Reichsrathes in dieser Frage erfolgt, um die nunmßhr 
•nfgetauchten constitutionellen Zweifel zu beheben. 
Welche Rechtswirkung immer man der Inarticulirung 
Ünes öaterreichiach-ungarischen Staatsvertrages (als ungarisches 
fresetz) durch den halben Reichsvertretungskörper beilegen 
aag — jedenfalls involvirt der im ungarischen 
Parlamente stattgehabte Vorgang die Erklärung 
des Theilwillens des halben Reichsvertretungs- 
körpers „Reichstag", dass der Berliner Vertrag nicht 
der Genehmigung der Volksvertretung zu seinem 
vülkerreclitlicben und thatsächlJchen Bestände bedürfe. 

Der Theil Reichsrath also hatte seine Collectivstimme 

Vfär die staatsrechtliche Nuthwendigkeit der Genehmigung des 

|<Bfrliner Vertrages abgegeben, der Thuil Reichsfag gegen 

dieselbe. In Folge der Nicht übereinst iuinmng der 
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beiden Theilwillen der zwei politisch vollkommen 
paritätischen Vertvetiingskörper der Reichs- 
hälften ist gar kein Wille der Keichsvertretung 
bezüglich des Inhaltes des Berliner Vertrages 
entstanden und vorliegend. Somit kann auch bei der 
Annahme, dass Reichsrath und Reichstag den Berliner Ver- 
trag in ihrer staatsrechtlichen Eigenschaft als untrennbare 
Theile des weiteren Reichstages behandelt haben, in der statt- 
gehabten Action der beiden Volksvertretungstheilkörper staats- 
rechtlich nicht die Genehmigung des Berliner Vertrages erkannt 
werden. Der Berliner Vertrag ist in Oesterreich- 
Ungarn von der Volksvertretung nicht genehmigt 
worden. Er wurde nur von den als Reichsorgane fungi- 
renden Sonderministerien über Auftrag des k. und k. gemein- 
samen Reichsministeriums dem weiteren Reichstage — dessen 
beiden Theilen — mitgetheilt, zur Kenntniss gebracht. 

Und dieser staatsrechtliche Vorgang steht wohl im Ein- 
klänge mit der Natur solcher internationaler Acte und auch 
nicht im Widerspruche- zu dem österreichisch - ungarischen 
Reichsstaatsrechte. Denn da die Reichsverfassung nur an- 
ordnet, dass für internationale österreichisch-ungarische Staats- 
verträge wirthschaftlichen Inhaltes „die Genehmigung 
durch die Vertretungskörper der beiden Reichshälften verfassungs- 
mässig nothwendig ist", wird man. bei dem Fehlen jeglicher Ge- 
setzesbestimmung darüber, welche anderen — z. B. politische 
österreichisch-ungarische — Staatsverträge der Mitwirkung der 
Reichsvertretung bedürfen, in der Praxis wohl die Entschei- 
dungtreifen müssen, dass der österreichisch-ungarischen Krone 
— dem originären Inhaber der gesammten Reichsstaatsgewalt — 
verfassungsmässig das Recht zustehe , internationale Staats- 
verträge politischen Inhaltes allein — ohne Mitwirkung der 
gemeinsamen Volksvertretung — mit den anderen Mächten 
abzuschliessen. 

Die nicht erfolgte Genehmigung des Berliner Vertrages 
durch die österreichisch-ungarische Volksvertretung braucht 
daher heute nicht etwa nachgeholt zu werden ; denn der Berliner 
Vertrag wurde durch die Ratification der österreichisch-unga- 
rischen Krone für das Reich Oesterreich-Ungarn völkerrechtlich 
und staatsrechtlich giltig. 



Was fernera unter iHeaer Ännalime, dasa Reicliaratti iind 
J Beichstag sowie die SonderminiHterien bei der parlamentarischen 
t Behandlung des Berliner Vertrages als Heichaorgane functionirt 
1 haben, den Vorgang in Betreff 

f>) der Publikation anlangt, ao erscheint der Berliner 
[ Vertrag dann in beiden Provinzen — und anf verBchiedene 
[Weise in beiden — pnblicirt; und zwar bediente nlch daa Reich 
t hiezu der ( jesetze ablütte r und Amtsblätter der Sonderataaten ; es 
I nahm sie zu iteichagesetzblättern und zu Amtsblättern des 
I Keiches. Contrasigmrt ist der Berliner Vertrag dann vom öster- 
I reichiach-ungarisohen Minister des Auswärtigen; ausserdem noch 
] für jede Provinz von einem zweiten ßeichsbeamten der 
[vollziehenden Gewalt, — von derselben physischen 
I Person, welche in ihrer zweiten (anderen) Staatsangehörigkeit 
nen der Sonderstaaten der Ministerpräaident des Sonder- 
I iitaatsministeriunia ist. 

Denn nur in dieser Eigenschaft, als Stellvertreter des 
I gemeinsamen Ministerin ma — welches „ftir die Gegen- 
I stände errichtet ist, welche, alä in der That gemeinsam, weder 
unter die gesonderte Regierung der Länder der ungarischen Krone, 
noch der übrigen Länder Sr. Majestät", gehören — konnten die 
Ministerpräsidenten der Sonderstaatsministerien den Berliner 
Vertrag in „den Vertretungskörpern beider Reichshälften " 
einbringen, vertreten und deneelben mitcontrasigniren. 

Und auch der Laie in staatsrechtlichen Dingen hatte das 
[ 0«fiihl, daaa entweder beide Theile des geme:naamen Reichstages, 
I Aeichsrath und Reichstag, den Vertrag annehmen , oder beide 
I um ablehnen müssen, und daaa die Sonderregierungen in Ver- 
f tretung dieses Vertrages — den sie nicht geschlossen und 
I nicht ausführen — zum Beweise seiner Nothwendigbeit 
Nichts vorbringen könnten, als das, was die gemeinsame Reichs- 
, regierung beiden übereinstimmend zugeflüstert habe. 

Hieran aehliesst sich — academii|aement zu erörtem — 
.noch eine interessante Frage, Was hat in dem Falle zu ge- 
[ Khehen, wenn die Theile des weiteren Reichstages nicht über- 
(• «nstimmen in ihren Beschlüssen? 

Gibt es ein, logisch aus dem Gesetze sich erge- 
hendes Mittel für die Erwirkung Eines Willpnsbeschluaaes 
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der Theile (Reichsrath und Reichstag) des weiteren Reichs- 
tages, wenn diesemit ihren Theil willen (Collectiv- 
stimmen) nicht übereinstimmen? 

Wie soll vorgegangen werden, wenn der eine gemeinsame 
Angelegenheit verfassungsmässig g,ls Vertretungskörper einer 
Reichshälfte behandelnde Reichsrath und Reichstag zu keiner 
Willensübereinstimmung in der Entscheidung der gemeinsamen 
Angelegenheit gelangen können? Wenn sie sich z. B. über 
die Genehmigung eines österreichisch - ungarischen Handels 
Vertrages nicht zu einigen vermögen? Das Gesetz beobachtet 
über diesen wichtigen Punkt das tiefste Schweigen. Es 
gibt keine directe Bestimmung, wie in einem solchen 
Falle überhaupt ein Beschluss des gemeinsamen Reichstages, 
sei es ein bejahender oder verneinender, zu erwirken siei. Das 
Gesetz stellt nur das Grundprincip fest, „dass einerseits die 
Länder der ungarischen Krone zusammen, andererseits die 
übrigen Länder und Provinzen Seiner Majestät zusammen als 
zwei gesonderte und ganz gleichberechtigte Theile angesehen 
werden mögen. Folglich ist die • vollkommene Parität der beiden 
Theile bei Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten eine 
unerlässliche Bedingung". 

Das Gesetz bestimmt direct nicht einmal allgemein, wie 
der Verkehr der beiden Theile des weiteren Reichstages (des 
Reichsrathes und Reichstages) stattzufinden habe. Nur für 
eine dieser dem weiteren Reichstage selbst zugewiesenen 
gemeinsamen Angelegenheiten hat das Ausgleichsgesetz den 
Modus festgesetzt, um einen einheitlichen Willen der Theile 
leichter zu erzeugen, nämlich für die Quote. Aus der .be- 
treffenden Bestimmung ergibt sich, dass die Theile des wei- 
teren Reichstages sich ihre „Beschlüsse im Wege der betref- 
fenden Ministerien mittheilen und die dergestalt zu bewir- 
kenden Feststellungen beider Theile Seiner Majestät zur Sanc- 
tionirung unterbreitet werden". Dieser im Gesetze begründete 
Verkehr des Reichsrathes und Reichstages, bestehend in der^ 
gegenseitigen Mittheilung der gefassten Beschlüsse rücksichtlich 
der gemeinsamen Angelegenheit „im Wege der betreffenden Mini- 
sterien" inuss wohl auf alle Fälle ausgedelmt werden, in welchen 
die Theile des weiteren Reichstages einen Beschluss in einer 
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gemeinsamen Angelegenheit zu lassen haben. Denn diese Bestiin- 
mnng iflt , wie erwähnt , die einzige über den Verkehr 
d&s Reicharathes und Reichstages bei Behandhing 
einer gemeinsamen Angelegenheit. Allein darüber, wie 
eventuell ein üViereinstimmendor "Willensbeschlnas der Theile 
des weiteren Reichstages zii erwirken «ei , wenn trotz dieser 
Mif.theilnng der gegenseitigen Anschaunngen und Beaehlüase 
,die beiden Reichstage sich nicht einigen künnen", enthält das 
Gesetz gar keine directe Bestimmung. Denn die im Ausgleichs- 
gesetze festgestellte Art der En ts cheidung in dem Falle, 
wenn der Reichsrath und Reichstag sich trotzdem über das Bei- 
trags verhältniss der beiden Provinzen der Gesammtmonarchie zu 
den Kosten der gemeinsamen Angelegenheiten nicht zu einigen 
vermögen, kann gewiss nicht auf alle gemeinsamen An- 
gelegenheiten ausgedehnt werden, welche der 
weitere Reichetag selbst zu erledigen hat. Diese 
Art der Entscheidnng nämlich in dem speciellen Falle der 
Quote, wenn die Theile des gemeinsamen Reichstages sieh 
über das Beitragaverhältnias der beiden Länder der Gesammt- 
monarchie zu den Kosten der gemeinsamrn Angelegenheiten 
absolut nicht vereinigen können, besteht in der Festsetzung 
dieses Beitragsverhältnisses durch die Krone allein in abso- 
luter Weise. 

Aber gewiss kann das Mittel für die sichere Erzielung eines 
fibere ins timmenden Beschhiifses der beiden Theile der Österrei- 
chisch ■ ungarischen Volksvertretung nicht dahin angegeben 
werden, dass dem gemeinsamen Reichßtage die Mitwirkung bei 
der Regelung der betreffenden gemeinsamen Angelegenheit 
eventnell ganz entzogen werde. 

Die Frage geht vielmehr dahin: Wie ist anter Auf- 
rechter halt ung des Principes der politischen 
Freiheit in dem Falle vorzugehen, wenn Reichstag und 
Reichsrath als Theile des gemeinsamen Reichstages absolut 
keinen einheitlichen Beachluss z« fassen vermögen? Gesteht 
^K man der öpterreichisch-ungarischen Volksvertretung nach dem 
^H^ gt^meinsamen StJintarpi-hte, analog z. B. der Gesetzgebung de» 
^ftstaatea Cisleithanien, das Recht und die Pflicht zu. solche 
^^KgemelRBame österreichisch ungarische Staatsverträge zu geneh- 
^^B R.DNntichor. D, BnudcMtimt OostiMTcicb-C.isarn. )7 
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migen oder abzulehnen, welche eine Gebietsveränderung der 
im weiteren Reichstage und in den Delegationen vertretenen 
Königreiche und Länder — also der österreichisch-ungarischen 
Monarchie — zur Folge haben, würde im vorliegenden Falle* 
die Frage lauten: 

Was hätte gesetzlich geschehen sollen, wenn der Reichs- 
rath und Reichstag bezüglich des Berliner Vertrages zu keinem 
übereinstimmenden Beschlüsse gelangt wären? 

Wenn der Reichsrath den Berliner Vertrag abgelehnt, 
hingegen der ungarische Reichstag, der Vertretungskörper der 
anderen Reichshälfte, ihn angenommen . hätte ? 

Da SS Reichsrath und Reichstag den Berliner Vertrag 
nicht — wie ausnahmslos angenommen wurde — in ihrer 
Eigenschaft als selbstständige Parlamente der Sonderstaaten 
Cisleithanien und Ungarn behandelt haben, liegt auch für die 
Praxis auf der Hand. Denn in diesem Falle würde die Lösung 
der Frage, was im Falle divergirender Voten der Vertretungs- 
körper zu geschehen habe, gar nicht auftauchen, da das 
Staatsrecht der Einzelstaaten nirgends bestimmt, dass ungarische 
Staatsverträge und cisleithanische Staatsverträge immer meri- 
torisch gleich von den Parlamenten erledigt werden müssten. Die 
praktische Wirkung des Nichtübereinstimmens der beiden Parla- 
mente rücksichtlich des Berliner Vertrages wäre eine höchst klare 
und einfache. Da in Ungarn alle Factoren für die Bildung des 
souveränen ungarischen Staatswillens, nämlich Krone und Par- 
lament, den Berliner Vertrag angenommen hätten, wäre dieser 
Berliner Vertrag eben in Ungarn und für Ungarn völkerrecht- 
lich und staatsrechtlich rechtskräftig geworden. In Cisleithanien 
aber wäre bezüglich des Berliner Vertrages kein Staatswille 
zu Stande gekommen, da der zweite wesentliche Factor für 
die Bildung des souveränen cisleithanischen Staatswillens, die 
Volksvertretung, ihn abgelehnt hätte ; für Cisleithanien würde 
der Berliner Vertrag einfach nicht in Rechtskraft erwachsen 
sein. Für Ungarn hätte der Berliner Vertrag Geltung, für 
Cisleithanien nicht. Dass diese gesetzliche Wirkung — die 
nothwendige Folge der Auffassung „der Vertretungskörper 
der Reichshälfteu" als selbstständiger Staatsparlamente — 
nicht eingetreten wäre, und niemals eintreten konnte, bedarf 
wohl keines Beweises. 
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Was wäre nun aber die Wirkung eines solchen djver- 
gircnilen Votums, wenn der den Berliner Vertrag behandelnde 
Reichsrath und Reichstag in staatsrechtlich richtiger Welae 
als Tbeile der Österreich iscli-ungariachen Volksvertretung auf- 
gefasst werden V 

Wäre der Berliner Vertrag in diesem Falle angenoinmen 
oder abgelehnt gewesen? Wäre überhaupt ein öster- 
reichisch-ungarischer Volkswille nach dem posi- 
tiven gemeinsamen Staats rechte erzeugt und an a- 
gesprochen gewesen t* 

Dass der Berliner Vertrag in diesem Falle vonderVolks- 
vertretiing Oesterrelch - Ungarns nicht ange- 
nommen gewesen wäre, wenn der Theil Reichsrath Nein, 
der Theil Reichstag Ja gesagt hätte , wird man wohl zuge- 
stehen, und wahrscheinlieb weit eher einräumen, als die andere 
rechtliche Folge, dass der Berliner Vertrag dadurch auch 
nichtabgelehntgewesenwäre. Allein auch dies Letztere 
ist nach dem Ausgleichsgeaetze ohne Zweifel der FaU , und 
zwar in Folge des im österreichiach-nngarischen Staatsrechte 
festgehaltenen fiirderativen Principes: 

II. Dass zunächst versucht werden muss, die gemeinsamen 
Angelegenheiten dnrch Abgabe der Länderstimmen (der 
Stimmen der nsterreichisch-ungariscten Provinzen, nicht der Land- 
schaften) zu besehliesseo und zu entscheiden. In Oesterreich- 
Dngarn sind — gegen die organische Natur des Staates — in 
erster Linie die Theile des Staates (Provinzen) die Facto ren 
der Bildung des Volkawillens. Sie gehen TbeilwUlen ab. 
Dazu kommt: 
2. Das Princip, dass die beiden Provinzen Cisleithanien 
nnd Ungarn politisch als vollkommen gleich erachtet werden 
hinsichtlich der Bildung des gemeinsamen Staatswillens Der 

IEinfluss, den Cisleitlianien auf die Bildung des Jiaterreichisch- 
QRgarischen Stnatswiltens in der Erzeugung des VolliswillenH 
ausübt, ist vollkommen gleich dem Einflüsse und der Kraft, 
mit der Ungarn zur Entstehung des gemeinsamen Staatswillens 
mitwirkt. Daher haben beide Länder (iberhanpt nothwendig 
■gleich viele Elemente, Factoren bei der Bildung des öater- 
iMiohiseb- ungarischen Staatswillens - gleich viele Vertreter 
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und Stimmen; darum müssen insbesondere imPalle desEin- 
tretens des zweiten Modus für die Bildung des 
österreichisch-ungarischen Volkswillens, bei der 
Abstimmung nicht mehr nach Ländern (Curiatstimme 
der Delegationen), sondern bei der Abstimmung nach 
Köpfen der österreichisch - ungarischen Delegirten (Abge- 
ordneten) immer gleich viele in Cisleithanien gewählte und 
gleich viele in Ungarn gewählte gemeinsame, österreichisch- 
ungarische Delegirte abstimmen. Im Falle der Abgabe der 
Collec tivstimme der Delegationen werden die Voten 
der beiden Delegationstheile als vollkommen gleiche Grössen 
erklärt. Sind diese zwei gleichartigen und gleichen Grössen 
einander entgegengesetzt, so heben sie sich auf. Hat eine 
Delegation — wenn auch einstimmig durch alle 59 Mitglieder 
— Nein , die andere Delegation Ja gesagt, so ist Nichts ent- 
standen ; der nur von einer Delegation z. B. bewilligte höhere 
Betrag ist dadurch noch nicht abgelehnt, sondern es liegt gar 
kein gemeinsamer Volkswille vor. Der Volkswille hat nicht 
Ja, aber ebensowenig Nein gesagt. Dieser Volkswille ward im 
Augenblicke seines Entstehens wieder vernichtet, er muss erst 
(wieder) erzeugt werden durch einen neuen, u.zw. anderen 
Process. 

Hätte das Gesetz nun an der immer zuerst zu versuchenden 
Form der Bildung des gemeinsamen Volkswillens allein fest- 
gehalten, so hätte es nothwendig Vorsorge treffen müssen für den 
Fall, wenn die beiden Collectivstimmen der Delegationen nicht 
übereinstimmen, einander entgegengesetzt sind. Denn sonst würde 
in allen Fällen, wo die Delegationen entgegengesetzte Voten 
abgeben, nicht nur kein Volkswille entstanden sein, sondern 
auch kein solcher Volkswille entstehen können. 

Das österreichisch-ungarische Staatsrecht bestimmt nun, 
da SS in dem Falle, als die beiden Provinzen der österreichisch- 
ungarischen Monarchie bezüglich einer gemeinsamen Angelegen- 
heit sich nicht einigen können, d. h. wenn die beiden Collectiv- 
Theilstimmen der Delegationen nicht übereinstimmen — dann 
der Volkswille nicht mehr durch die Provinzen als Fac- 
toren dieser Willens bildung erzeugt werde, sondern 
dnss d^nn das ga nze Reichsvolk in seiner Einheit 
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I durch seine Abgeordneten " die Delegirten - seinen 
Willen auazusj) recken habe. 

Niclit mehr die beiden Theile diese» Volkes, weluLo die 

Provinzen Ungarn und Cisleitbanien bewohnen , habea je eine 

Stimme abzugeben für die Erzeugung des gemeinsamen Volk»- 

L willens , sondern die einheitliche Delegation erzeugt diesen 

[Willen, die Ei uheit spricht, und nicht mehr die zwei untrenn. 

E baren Theile. Nicht durch Provinzialstimnien wird dann 

^der österreichisch -ungarische Volkawille erzeugt, sondern durch 

Fersonaltitimmen, d. h. durch die sämmtlichea einzeln 

nach Köpfen abstimmenden Delegirten (Abgeordneten) in der 

gemeinschaftlichen Plenarsitzung. Der ßeschluss wii'd in der 

gemeinschaftlichen Plenarsitzung mit absoluter Mehrheit der 

Stimmen gefasst. Das Ausgleich agesetz schweigt auch 

darüber, welche Folge Stimmengleichheit in der 

gemeinsamen Plenarsitzung habe, ein Fall, der nach 

dem Principe der vollkommenen politischen Parität der beiden 

£eichstheile leicht eintreten kann, da die „Gleichheit der Zahl 

I der beiderseits Stimmenden" (§. 33) nothwendjg ist. Hier wurde 

' nun in der Praxis der Grundsatz acceptirt, dass im 

I Falle der Stimmengleichheit in der gemeinschaftlichen Plenar- 

I Sitzung der zur Abstimmung gebrachte Antrag als abgelehnt 

] gelte. Denn da ein Beschluss nothwendig ist — z. B. im Falle 

I als die von den beiden Theilen der Delegation zu einem Titel 

k des Budgets bewilligten Summen ditfenren — so mnsste in 

[der Praxis irgend einAuskunftsmittel ergriffen 

irerden. 

Allerdings ist ein ablehnender Beschluss ebenso ein Be- 
^■chluss, wie eine zustimmende WiUensäusserung, und nach dem 
I dentscben Äuegleiehsgesetze §■ 3J und XII, § 3» »wird der 
I Beschluss mit absoluter Mehrheit der Stimmen 
l gefasst" und „erfolgt die Beschlussfassung jeder- 
[seit mit absoluter Mehrheit". 

Der Unterschied der beiden verschiedenen Formen der 

Bildung de« österreichisch-ungarischen Volkswillens — zuerst 

durch Provinciaistimmen und dann eventuell durch Personal- 

Btimmen — tritt auch practisch deutlich hervor. Haben 

^im Falle der nach dem Gesetze zuerst zu versuchenden Art der 
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Erzeugung des Volkswillens durch Abgabe von Pro vincialstiramen 
z. B. alle 59 in Ungarn gewählten österreichisch-ungarischen 
Delegirten „Ja" gesagt, also der Theil Ungarn der Gesammt- 
monarchie den Antrag angenommen, hingegen alle in dem anderen 
untrennbaren Theile der Monarchie „Oesterreich- Ungarn" ge- 
wählten 59 österreichisch-ungarischen Delegirten „Nein" gesagt, 
hat die andere Provinz Cisleithanien die Regierungsvorlage (den 
Antrag) abgelehnt — so ist noch gar keine Entschei- 
dung seitens des gemeinsamen Volkswillens vor- 
liegend. Der Antrag ist durch die entgegenstehenden Voten 
der beiden Theile der Delegation weder abgelehnt, noch ange- 
nommen. 

Nach dem Principe der vollkommenen Parität der beiden 
Provinciaistimmen ist dies auch nicht anders möglich. Denn 
hätte das Gesetz in diesem Falle den Antrag als abgelehnt 
erklärt, so würde in concreto Ungarn als nicht gleich behandelt 
erscheinen, es wäre vom Theile Cisleithanien majorisirt worden. 
Dasselbe würde bezüglich Cisleithaniens gelten, wenn der An- 
trag durch die Zustimmung einer Hälfte, Ungarn allein , als 
angenommen erschiene. Es würde dadurch lür den Fall diffe- 
rirender Voten der Provinzen nothwendig die Majorisirung 
einer Provinz durch die andere constituirt. 

Wenn hingegen ganz dasselbe Stimmenverhält' 
niss in der gemeinsamen Plenarsitzung statt- 
findet — 59 in Ungarn gewählte Delegirte, welche mit „Ja" 
stimmen, zu 59 in Cisleithanien gewählten Abgeordneten, 
welche mit „Nein" stimmen"**) — dann erscheint der Antrag, 
oder die Regierungsvorlage, als abgelehnt. 

Es muss nun wohl auch unzweifelhaft die vollkommene 
politische Parität der beiden Reichsprovinzen in dem Falle 
anerkannt und festgehalten werden, wenn dieselben nicht durch 
den Stellvertreter des von ihnen zu wählenden Theiles der 
Reichsvertretung ihre Stimme in Betreff einer gemeinsamen Ange- 
legenheit abgeben, sondern durch diesen ihrenTheil der 



*•*) Der Präsident desjenigen Delegationstheiles , welchem durch das Los 
oder (später) nach der Bestimmung des G. A. XIT, §. So , Ausgleichsgesetz 
§.3^, das Präsidium in der gemeinschaftlichen Plenarsitzung nicht zukommt, 
gibt auch keine Stimme ab. 



Reichsvertretung selbst. Denn auch bei der Berathung 
und Keschlusafaaaung über Österreichisch-aiigarisclie Angelegen- 
heiten diircli die Theile des weiteren Ileichatagea selbst hat 
geaetzlich zweifelsohne die Bildung des gemeinsiimen Volks- 
willens durch Abgabe von Pro vinzialatimmen —Votum 
des Reichsratlies und des Reichstages — Jn erster 
Linie zu erfulgen. Dies ergibt sieh aus §. 1 a, §. 3, g. 6 des 
deutschen AusgleiehsgeBetzes, wie aus §. 20, 21, 2'A, 38, 49, 
. 5t) des GesetzartlkelB XII, Da nun „in Betx'eff jenes Theiles 
der gemeinsamen Angelegenheiten, welcher nicht rein Sache 
der Regierung ist . . . die vollkommene Parität der beiden 
Theile bei Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten eine 
unerlÜÄBliche Bedingung" ist (XU, §. 28), so folgt, da das 
Gesetz nicht« weiter bestimmt, dass auch in dem Falle, wenn 
„die Verti-etuiigskörper beider Reichshälften " selbst bei der 
Behandlung gemeinsamer Angel egenheiteu entgegengesetzte 
Voten abgeben, kein Volkawille entstanden ist, dass 
das gleichwiegende Ja und Nein der beiden Theile 
des geraeinsamen Reichsta ges sich aufheben. Hätte 
daher bei der Berathung des Berliner Vertrages der Reichsrath 
r Nein , der Reichstag aber Ja gesagt , so wäre der Berliner 
I Vertrag nicht etwa abgelehnt gewesen, sondern es wäre noch 
keine Willensäusserung der Keichsvolks Vertretung darüber 
I erzengt gewesen, es wäre noch gar kein Staatswille vorgelegen. 
I Allein die Erzeugung und Aussprdchung eines solchen Vülks- 
I willens bezüglich der dem weiteren Reichstage selbst zugewie- 
I senen gemeinsamen Angelegenheiten ist absolut n o t h - 
I wendig, z.B. bei der Aufnahme eines gemeinsamen Dür- 
ens, hei den der Mitwirkung oder späteren Genehmigung 
F -der Volksvertretung bedürfenden Staatsverträgen etc. Auch 
I "bezuglich des Berliner Vertrages war es — die Nothwendigkeit 
Beiner Vorlage an die Reichsvertretung nach dem AusgleJchs- 
geeetze concedirt — unerlässlieh, dass die Volksvertretung 
ihren Willen äusserte, und dadurch über die völkerrecht- 
liche und staatsrechtliche Giltigkeit dieses Berliner Vertrages 
[entschied. Auch die Signa tarmächte muasten wissen, ob 
[ Oesterreich Ungarn den Berliner Vertrag nach der Befragung 
|,deö zweiten Factors für die Bildung des östeiTeithiscb unga- 
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Tischen Reichswillens für sich verpflichtend erachte oder nicht. 
Dasselbe gilt natürlich für den Abschluss aller Verträge wirth- 
schaftliehen Inhaltes zwischen Oesterreich Ungarn und einem 
anderen Staate. Ein Beschluss der Reichsvolksver- 
tretung, respective ihrer beiden untrennbaren 
Theile muss erzeugt und erwirkt werden können. 

Gibt es nun für den Fall, als die Theile der gemein- 
samen Volksvertretung, Reichsrath und Reichstag, sich bei 
Behandlung einer österreichisch-ungarischen Angelegenheit nicht 
zu vereinigen vermögen, ein aus dem Gesetze logisch 
folgendes Mittel für die Erzielung des gemeinsamen 
Volkswillens? Kann, wenn die Provinzen Oesterreich-Ungarns, 
die politisch als vollkommen gleich erklärt sind, durch die von 
ihnen gewählten Theile der Reichsvertretung keine iden- 
tischen Theilwillen aussprechen, der österreichisch- 
imgarische Volkswille auf eine andere Weise gesetzlich erzeugt 
werden ? 

Eine directe gesetzliche Bestimmung hierüber ist, wie 
erwähnt, nicht vorhanden. Es bleibt daher für diesen Fall nur 
Eins: 

Will man in diesem Fall nicht alle gemeinsamen Ange- 
legenheiten dem weiteren Reichstage gänzlich entziehen und 
in absoluter Weise von der gemeinsamen Krone allein rechtlich 
entscheiden lassen, so erübrigt nichts Anderes, als dem Geiste 
der Ausgleichsgesetzgebung entsprechend dengemeinsamen 
Volkswillen ebenso entstehen zu lassen, wie der- 
selbe erzeugt wird in dem Falle, wenn die Provin- 
zen des Staates Oesterreich-Ungarn durch mittel- 
bare Abgabe ihrer Collectiv-Theilstimmen mittelst 
der Delegationstheile keinen gemeinsamen Volks- 
willen zu bilden vermochten. Sind die Theile der Monarchie, 
deren jeder zuerst ein absolutes Vetorecht hat, nicht im Stande, 
durch übereinstimmende Theilwillen den einheitlichen Volkswillen 
zu erzeugen, so erübrigt Nichts, als wieder nicht mehr die 
einzelnen Reichstheile und die Theile der Reichs- 
vertretung zu fragen, sondern das ganze Reich, die 
Einheit, und die einheitliche Reichs Vertretung selbst 
sprechen zu lassen. Die Reichs Vertretung selbst, d.h. 



der Inbegriff' der Vertreter der niirht melir utiteraflieidbaren, 
Dicht mehr selbstständig eraclielnen len Tlieüe iltis Reiches, 
musö dann Jen Reicbsvolkswillen st'hatteii. Nifht mehr die 
beiden Hälften des Reichstages können dann noch den 
Volkswillen erzeugen, sondern der einkammerige 
weitere Reichstag selbst. 

Das aus dem Geiste des Auegleichsgesetzes und dem 
Principe der modernen Vulksvertretnng sieh ergebende Mittel 
in dem Falle, wenn die TheUe des österreichiach ungarischen 
Reichstages, Reichsrath und Reichstag, sieh in der Entscheidung 
einer ihnen selbst und unmittelbar zugewiesenen geraeinsamen 
Angelegenheit — z. B. eines üsterreiehiBch-nogarischeu Staats- 
Vertrages — nicht einigen können, ist die gemeinschaftliche 
Plenarsitzung der beiden Reichstagatheile, es ist die Plenar- 
sitzung fies gemeinsamen Reichstages. 

Sollte es mittelst des gesetzlieh geregelten Verkehres 
(Xil, g. 20, '-'1, deutsches Äusgleichsgesetz g. 3, 3lj) der beiden 
Theile des weiteren Reichstages, d. h. aollte es mittelst dieser 
„Mittbeilnng der Beschlüsse jedes Reichstages im Wege der 
betreffenden Ministerien au den anderen" oder mittelst eines 
„dreimaligen Notenwechsels" „nicht gelingen, d'e Meinungen 
dieser beiden Reichstage zu vereinigen , dann halten beide 
Tbeile des weiteren Reichstages" — so ranas logisch :iiis 
dem Gesetze deducirt werden — ,,eine gemeinsame Sitzung, 
doch lediglich behufs einfücher Abstimmung. In dieser Plenar- 
sitzung werden die Präsidenten =*) beider Reichstage abwech- 
selnd, einmal der Eine das andere Mal der Andere präsidiren. 
Ein Beschlnss kann nur dann gefasst werden, wenn wenigstens 
zwei Drittel der Mitglieder jedes Reichstages anwesend sind. 
Die Beschlussfafsung erfolgt jederzeit mit absoluter Mehrheit. 
Da aber die praktische Anwendung des Paritäts Pnncipes im 
Interesse heider Theile eben bei der Abstimmung am wichtigsten 



'*) Die Milglipder des Vortrutangak&rpers der Ruichahäin» Ungarn mBisten 
■US ihrer Mille einen Pr&sidenton wählen, desgl«idien die Mit^ieder de» Viir- 
tretnngskörpers der Heichshälfle CialeithiwiBn Vnu dieseii heidon Präsidenten 
inlimte bei der erütea gernuinflcliaftliclicn PlenarBitKnui; in der Sr'Fsion der 
bicnu nai^U dem Getietze — mittetHt Los — Borufeae ia der PlenargiUnns 
pi«aidirea. 
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ist, so miiss in dem Falle, wenn von dem Reichstage des 
einen oder anderen Theiles ans was immer für einem Grunde 
mehr Mitglieder anwesend sind, auch der Reichstag des anderen 
Theiles die Zahl seiner Mitglieder derart herabmindern, dass 
die Reichstage beider Theile hinsichtlich der Zahl ihrer Mit- 
glieder völlig gleich sind. 

Die Herabminderung wird der in der Majorität befindliche 
Reichstag in seinem Schoosse durch das Los veranlassen. Das 
Protokoll wird in der Sprache beider Theile durch die beider- 
seitigen Schriftführer und gemeinsam authenticirt werden. 

Wenn eine dreimalige Mittheilung im Wege der betref- 
fenden Ministerien oder ein dreimaliger Notenwechsel erfolglos 
geblieben ist, so hat jeder Theil das Recht, den andern auf- 
zufordern, dass die Frage durch gemeinschaftliche Abstimmung 
entschieden werde, was dann der aufgeforderte Theil nicht 
verweigern darf; die Präsidenten beider Theile vereinbaren dann 
den Ort, Tag und die Stunde der Abstimmung, und jeder 
Präsident ladet die Mitglieder seines Reichstages dazu ein." 

Aus welchen Gesetzesbestimmungen kann nun 
das Recht der Theile des weiteren Reichstages, 
eine Plenarsitzung abzuhalten, logisch gefolgert 
werden? 

Diese Plenarsitzung des weiteren Reichstages folgt logisch 
aus dem Verhältnisse der Delegationstheile zu 
den Theilen des weiteren Reichstages — aus dem 
Verhältnisse der Stellvertretung. 

Daraus ergeben sich auch die näheren hier angegebenen 
ModaUtäten für die Abhaltung der Plenarsitzung des weiteren 
Reichstages. 

Dass die beiden Theile der Reichsvertretung zusammen 
den einheitlichen österreichisch-ungarischen Volkswillen ver- 
fassungsmässig zu erzeugen das Recht und die Pflicht haben, 
dass sie diesen gemeinsamen Volkswillen zusammen bilden 
müssen , folgt klar aus dem ganzen Ausgleichsgesetze, nament- 
lich aus den §.1,6 des deutschen Ausgleichsgesetzes, aus 
den Bestimmungen der §§. 23, 29, -iS des Gesetzartikels XII. 
Wenn z. B. §. 6 bestimmt, dass das „Gesetzgebungsrecht, in- 
soweit es sich um die gemeinsamen Angelegenheiten handelt. 
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den Vertretungskörpem beider Reiclishälftcii (dem Ki'iiihsratlie 
und Jem iinga riadien Reichstage) zustehe" , so tb'gt daraus 
unzweifelhaft, das» Relchsrath und Reichstag zuaamiueii den 
einheitli<:heii Voikswillen hezügUeli der genieinssmen Angelegen- 
heiten erzeugen müssen. Da aber die Gesetzgebang den Reiubs- 
ratb und Reichstag ula Theilu des gemeinsamen Parlamentes 
ihren Theilwüleu aussprechen lüsät, da die beiden halben 
Kammern ihren Willen erklären, so folgt nicht auch noth- 
wendig echon, daas sie im Falle der Abgabe verschiedener 
Cüllectiv - Theilstimmen den einheitlichen WÜ le nahes ch Inas 
in einer gemeinschaftlichen Plenarsitzung erzengen müssen 
durch Abstimmung aller Mitglieder nach Köpfen, Diese Art 
der einheitlichen Willensbildung filr die Mitglieder eines 
einkam merigen Parlamentes ist allerdings nach Jem Principe 
der modernen Volksvertretung und nach der Isatiir des ein- 
heitlichen Staates die nächstliegende und natürlichste; aHein 
es könnte zur Erwirkung diesea einheitlichen Volkswillenw in 
Oesterreich-Ungam durch die TLeile Reichsrath und Reichstag 
immerhin auch ein anderes Mittel gesetzlich bestimmt worden 
sein, z. B. die Entscheidung durch das Los. 

Allein die Plenarsitzung des gemeinsamen Reichstages 
als das gesetzliche Mittel zur eventuellen Erzwingung des 
einheitlichen Volkswillens ergibt sich aus dem diirch das Aiis- 
gleiohsgesetz geschaffenen Verhältnisse der Stellvertetung der 
Theile des weiteren Reichstages durch die Delegationen. 

Wie erwähnt, sind es der zur Behandlung der gemeinsamen 
Angelegenheiten gesetzlich berufene und berechtigte Reichs- 
rath und Reichstag, der Reichsrath und Reiclistig als Theile 
des weiteren Reichstages , welche von den Delegationen ver- 
treten werden. Die Delegationen sind der freie, nnverant- 
wortliche Stellvertreter des gemeinsamen Reichstages, von 
diesem selbst gewählt. Diese Theile des weiteren Reichstages, 
Reichsrath und Reichstag, sind die willensfähigen Organe 
des geraeinsamen Staates, der österreichisch -ungarischen Mon- 
archie, welche zusammen den österreichisch ungarischen Volks- 
willen zn erzeugen haben Djs Verhältniss zwischen den 
beiden Theilen de« weiteren Reicbstuges und den beiden Thellen 
der Delegation besteht also darin, dass ein öffentliches. 
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willensfähiges Organ des Staates die ihm obliegende 
Function der Mitwirkung an der Bildung des Staatswillens 
durch seinen Stellvertreter vornimmt. Den beiden 
Theilen des weiteren Reichstages steht in thesi das Recht zu, 
den gemeinsamen Staatswillen zu erzeugen und die österreichisch- 
ungarische Verwaltung zu controliren. Dieses öffentliche, 
willensfähige Organ aber — der weitere Reichstag — wird 
in der ihm zukommenden Function der Bildung des Volks- 
willens durch die Delegation vertreten. Gewiss kann nun 
der Stellvertreter eines öffentlichen Organes, derjenige, durch 
welchen das öffentliche Organ die ihm zukommende Fanction 
— hier die Function der Willensbildung — für das Leben des 
Ganzen, der Gemeinschaft ausübt, in dieser Eigenschaft 
als Stellvertreter, soweit er die Rechte des ver- 
tretenen Organes ausübt, nicht mehr Rechte haben 
und ausüben, als das vertretene Organ selbst hat 
und durch ihn ausübt. Der Stellvertretene kann durch 
seinen Stellvertreter nicht mehr Rechte haben und ausüben, 
als er selbst hat. Hätte der Stellvertreter d mehr Rechte 
als das von ihm vertretene willens- und handlungsfähige 
öffentliche Organ r, so würde d bezüglich dieses Ueberschusses 
von Rechten aufhören, Stellvertreter von r zu sein®^). Wenn 
z. B. die Krone im Constitutionen - monarchischen Staate sich 
in der Ausübung eines ihr zustehenden politischen Rechtes 
vertreten lässt, also in der Ausübung eines Souveränetätsrechtes, 
etwa bei der Eröfihung, beim Schlüsse des Parlamentes etc., 



®'^) Dagegen kann nicht die Stellvertretung des Minderjährigen durch 
den Vormund, des Wahnsinnigen, Blödsinnigen durch den Curator etc. angeführt 
werden, in welchen Fällen der Stellvertreter Rechte habe und ausübe, die den 
Vertretenen nicht zukommen und nicht von ihnen ausgeübt werden können. 
Denn diese Thatsache folgt nicht aus dem Verhältnisse der Stellver- 
tretung, sondern aus der rechtlichen Willens- und Handlungs- 
unfähigkeit der Vertretenen. In diesen Fällen der nothwendigen Stell- 
vei-tretung liegt eine Stell Vertretung Willensunfähiger vor. In dem 
Augenblicke, in welchem diese Vertretenen rechtlich willens- und handlungsfähig 
sind, wird, wenn das Verhältuiss der Stellvertretung dieser rechtlich willens- und 
liandlungsfähigen Personen fortdauern sollte — ihr Vertreter nicht mehr Rechte 
haben und ausüben , als diesen Personen selbst zustehen und von ihnen aus- 
geübt werden können. 



so kann der Stellvertreter des öfFentlicheii Organea (tler Krone) 
uninögiicli mehr Kechte haben und ausüben in dieser Function 
der ParlamentserÖfFnung, des Parlaraentescbluasea etc., als 
die Krone selbst. Wenn der Minister sith in der Kammer 
durch ein anderes ofFentliches Organ vertreten läsat, z. B. 
darpb einen seiner Beamten — kann dieser stellvertretende 
Beamte unmöglich mehr Rechte Her Kammer gegenüber haben 
und ausüben, als der Minister selbst. Rücksicht lieh dieses 
sich notbwendig deckenden Umtanges und Inhaltt-a der Rechte 
des vertretenen öffentlichen Organea und des Vertreters dieses 
Organes wird auch dadurch keine Aenderung herbeigeführt, 
dass das Verbältniss der Stellvertretung nicht ein freiwilliges, 
sondern ein vom Gesetze vorgeschriebenes ist. Dasselbe nun, was 
bezüglich der Stellvertretung der Krone und des Organes der 
vollziehenden Gewalt gilt, findet auch statt bezüglich der 
allerdings selten — vielleicht im österreichisch-nnga- 
rischen Verfassungsreeht e allein — vorkommenden 
Stellvertretung des Organes für die Bildung des 
Volkswillens — bezüglich der Stellvertretung des 
Parlamentes. 

Es liegt nahe, hier einzuwenden, die Volksvertretung 
selbst sei doch der Stellvertreter des Volkes nnd diese Volks- 
vertretung (das Parlament) habe Rechte, die daa Volk selbst, 
der Vertretene , nicht habe. Denn alle Hechte der Volksver- 
tretung stünden dem Volke selbst nicht zu. 

Allein dieses Verhältniss der Volksvertretung zum 
Staatsvolk ist nicht das Verhältniss der Stellver- 
tretung. 

Das Volk, das wirklich versammelte Staatsvolk, ist nicht 
der originäre Erzeuger des Volkswillens , es ist nicht daa 
zuerst berufene Organ für die Bildung des Volkswiliens, 
welches Organ dann in dieser Function durch das Parlament 
vertreten würde Es steht den passiv wahlberechtigten Gliedern 
des Volkes nicht das Recht zu, sich zu versammeln, um den 
Volkawillen zu erzeugen. Und wo dem Volke dieses Recht 
zusteht, seihst und unmittelbar seinen Willen zu bilden 
nnd auszusprechen, in kleinen absoluten Demokratien, oder 
z. B. im Falle des rcfei-fiiäum in der Scliwdiz, dort i:^t nicht 
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die Volksvertretung dann das Organ für die Erzeugung dieses 
Volkswillens. 

Die Volksvertreter üben in den Repräsentativ- Verfassungen 
nicht das Recht ihres Wahlkreises oder des ganzen Volkes 
aus, sondern das Volk hat nur das Recht der Wahl der 
Abgeordneten. 

Das Volk wird rechtlich erst willensfähig im Organe 
und durch das Organ ' der Volksvertretung. Und es ist kein 
Satz z. B. des cisleithanischen Staatsrechtes, dass die cislei- 
thanischen Staatsbürger das ihnen als Volksversammlung 
zustehende Recht der Mitwirkung an der cisleithanischen 
Gesetzgebung und der Controle der Verwaltung mittelst zu 
entsendender Abgeordneten ausüben Die parlamentari- 
schen Körperschaften sind das erstberechtigte 
und einzige Organ für die ihnen gesetzlich zukommende 
Function, d. i. für die Bildung des Volkswillens. 

Dieser von ihnen ausgesprochene Wille wird allerdings 
Volkswille genannt, und zwar deshalb, weil man sup- 
ponirt, dass der von der Volksvertretung erzeugte und aus- 
gesprochene Wille — der Wille der Volksvertretung — denselben 
Inhalt habe, welchen der Volkswille haben würde, wenn es 
einen solchen gäbe, d. h. wenn das Volk selbst, die ver- 
sammelten Staatsbürger, ihren einheitlichen Willen rück- 
sichtlich der öffentlichen Angelegenheiten ansprechen würden. 
Es wird supponirt, dass der existirende Volksvertretungswille 
denselben Inhalt habe, als der rechtlich nicht existirende un- 
mittelbare Volkswille. 

Dieses Recht der Willensbildung wird daher nicht etwa 
vom Volke den Abgeordneten übertragen, weder freiwillig 
noch in Folge gesetzlicher Bestimmung. Die parlamentarischen 
Körperschaften üben das ihnen durch das Gesetz originär®") 

") So sagt Hänel in Hirt's Annalen des norddeutschen Bundes, J. 1S77, 
in der Abhandlung ^zur Kritik der Begriffsbestimmung des Bundesstaates" S. 90: 

„Niemals kann wahre, nicht fingirte Rechtssuhjectivität einem blos Ideellen, 
einem blos Gedachten beigelegt werden. Alle Rechtssuhjectivität ist bedingt 
durch die Existenz einer Willenspotenz. Eine abstracte Gesammtheit wird zur 
Willenspotenz nur durch willensfähige Organe, mögen dieselben dargestellt werden 
in einer physischen Person oder durch eine Vielheit, welche in verfassungsmässigen 
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[ zuerkannte Recht der Ausspreclinng ihres Willens als eines 

I Fnctors fiir die Erzeugung dea StantawÜlens ana. Sie sind eben 

in der konstitutionellen Monarchie das eine Organ Tiir die 

"Willenabihluug des Staates. Ebensowenig als die Krone ihr 

Recht der freien Sanction, der Anasprechnng ihres freien 

Willens, von dem Staatavolke ableitet, ebensowenig ist dies 

bei dem Parlamente der Fall. Die Organe der Gesammt- 

I Persönlichkeit überhanptleitendie ihnen eben als ver- 

f BChiedenen Organen zustehenden and der Natur nach zu- 

^kommenden verschiedenen Functionen nicht von einer 

' hinter diesen Organen stehenden, nnabhängig von 

\ ihnen und ohne sie esiatirenden persönlichen Ein- 



flieit ab, welche 



diese verschiedenen Functionen der 



I jpnen knnn ci 

1 haben int e 

I üerkiiial, ohne 



inheitlichen Willen bildet. Nur diircli. mit and in ilieaen Or- 
iC Oesammtheit zum KBchtssulijecte erlinben venlon. Orgnae 
n dnrcli den 'BegriS der jnriattschen Person nnmitMlbar gesetztes 
welches dieselbe nicht einmal (gedacht werden kaoit. Doe Oi^n 
ift dasjenige Element in der GeBammtheit . an welche« dns Becht aUein die 
Buch IsBubjectivi tat anknüpfen kann nnd dnich welches die Geeammthejt als 
solche xa eioer individaalmirten rechtlichen Erscheinnng wird. Kiemais stehen 
der JBristischen Person ihre Beohte, abgesehen von ihren Organen , alg einem 
Ton ihren Orgauen verschiedenen oder auch uar verdchieilen gedachten Wesen 
tax, sondern ni* steheu ihr immer nnr in ihren Organen zn. Niemals daher 
können die Organe in Bücksicht auf die Rtichtsztiständigkcit in irgend welches 
RecbtaverhällnisE zn der von ihnen verschieden gedachten jnr'atischen Person 
treten, in dem Sinne, dass die Organe Hechte £u irgend welcher Ableitung nnr 
ausüben nnd handhaben , die an sich einem von ihnen verachiedenon Sobjecte 
Techtlich zustehen. So auch im Staate. Gewiss niemals können die Eechte des 
Staates, kann die Staatsgewalt einem von dem Staate selbst b^fflicb vei^ 
schiedenen Snbjecte beigelegt wenlen , aber die Organe des Staates sind auch 
nicitta von dem Staate begrifflich Verschiedenes, sondern sie sind die begrifflich 
IKithwendige Dnrstetlong der Willenspotenz des Staates, sie sind die Bechts- 
nhjectivitjlt des Staates in ihrer äasseren. realen Erscheinnng. 

Gewiss, die Rechte der Slaatsgewalt stehen nicht dem ludividnnm als 
(■■Ichea, welches das Orgau des Staates bildet, oder denjenigen ludividnen als 
j Mlchcn NU, welche au der WillGUsbildung der Organe des Staates betheiligt 
■ 4lBd, sondern sie stehen den Organen als solchen in, zn deren Bildung die 
FJhdividiiea verfnssnngsmftnsig berufe n werden. Diesen Organen als solchen, 
pals der verwirklichten Willenspotenz des Staates, steht aber die Staatsgewalt 
l^tcht zur blossen Ansübnng oder Handhabung, nicht zu irgend welcher Ableitung 
n einem von ihnen verschieden zn denkauden H-ehtssubjeete, sondern M^hlncht- 
Fbai in diesem Sinne zn Bigeiteui Bechte. wenn auch unr von .Staalswegen xu." 
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verschiedenen Organe der Gresammtpersönliclikeit in thesi selbst 
vorzunehmen hätte. 

Die der Gesanimtpersönlichkeit angehörenden Menschen 
werden erst durch die Organe und in den Organen 
eine will ensfähige Einheit, eine Persönlichkeit. 

Die Organe der Gesanimtpersönlichkeit üben die ihnen 
gesetzlich oder statutenmässig zustehenden Functionen und 
Rechte als eigene, ihnen originär zustehende aus, sie sprechen 
nichteinen fremd en Willen aus, sie thun nicht eine fremde 
That. Vielmehr ist der verfassungsmässig ausgesprochene 
Wille desOrganes für die Selbstbestimmung der Gesammt- 
persönlichkeit und die gesetzlich erfolgte Handlung des 
Organe s für das Handeln der Gesammtpersönlichkeit — der 
Wille und die Handlung eben dieser Gesammt- 
persönlichkeit selbst. 

Es kann daher z. B. nicht der Einwurf erhoben werden : 
Der Verwaltungsrath einer Actiengesellschaft sei der Vertreter 
aller Mitglieder dieser Gesammtpersönlichkeit, aller Actionäre. 
Als solcher Stellvertreter habe dieser Verwaltungsrath viele 
Rechte, welche den Vertretenen nicht zustehen. 

Denn die einzelnen Mitglieder der Actiengesellschaft und 
auch alle versammelten Mitglieder können und dürfen nicht 
handeln, sie sind nicht etwa der erste und ursprünglich han- 
delnde Factor, welcher dann in dieser seiner Function und in 
diesem seinem Rechte zu handeln von dem Verwaltungsrathe 
vertreten würde. Der Verwaltungsrath vertritt auch nicht in 
seiner Function der Verwirklichung des Willens der 
Generalversammlung diese Generalversammlung. Wohl ist er 
als Executivorgan verpflichtet, ihren Willen zur Richtschnur 
seines Handelns zu nehmen , diesen Willen der General v«-r- 
sammlung zu befolgen und zu erfüllen. Die Verantwortlichkeit 
des Executivorganes besteht daher in dem Nachweise, dass es 
den Willen der Generalversammlung zur Directive eines selbst- 
ständigen Handelns genommen habe. Aber in der ihm originär 
zukommenden Function des Handelns vertritt der Verwal- 
tungsrath nicht etwa die Generalversammlung als das zur 
Handlung originär berechtigte Organ. 

Die Einheit der Gesammtpersönlichkeit — die Einheit 
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aller Organe — erscheint dann in ihrem Oberhaapte. Ans 
der Natur der Persönlichkeit ergibt sich die Nothwendigkeit 
des organischen Fiinctionirens der selbstständigen und selbst- 
berechtigten Organe für das Wollen und Handeln der Gesammt- 
persönlichkeit , die Harmonie zwischen Wollen und Handeln. 
Und im Staate ist die politische Ministerverantwortlichkeit 
der feinste Ausdruck dieser Harmonie. 

Nun erklärt das österreichisch - ungarische Staatsrecht, 
das AusgleichsgesetZi sowohl im ungarischen Originaltexte als 
im deutschen Texte, dass die Delegation der Stellvertreter ®8) 
des weiteren Reichstages ist, beziehungsweise, dass die beiden 
Theile der einheitlichen Delegation die Stellvertreter der beiden 
Theile des weiteren Reichstages sind. Das österreichisch-unga- 
rische Verfassungsrecht bestimmt ausdrücklich: 

1 . Dass alle der Volksvertretung im constitutionell-monar- 
chischen Staate zustehenden politischen Rechte in Betreff der 
österreichisch-ungarischen Angelegenheiten „den Vertretungs- 
körpem beider Reichshälften", d. i. dem — als Organ für die 
Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten identischen — 
Reichsrathe und Reichstage zustehen. 

2. Wird durch das Gesetz ausdrücklich erklärt — was 
sich übrigens aus der Natur des Organs für die Willens- 
bildung ergeben würde — dass auch die Ausübung dieser 
politischen Rechte in thesi dem weiteren Reichs- 
tage zustehe. Der §. 6 erklärt, dieses „Gesetzgebungs- 
recht" werde von den Vertretungskörpern beider Reichshälften 
— wenn auch mittelbar — ^aus geübt". Und §. 38 des Gesetz- 
artikels XII bestimmt noch näher, dass auch in der Form 
der Ausübung der politischen Rechte die Delegation den 

"") §. ü : „Das den Vertretungskorpern beider Reichshälften (dem Reichs- 
rathe und dem ungarischen Reichstage) zustehende Gesetzgebungsrecht 
wird von denselben, insoweit es sich um die gemeinsamen Angelegen- 
heiten handelt, mittelst zu entsendender Delegationen ausgeübt/ G. A. XII, 
§. 29, 38: „Die zur Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten entsendete 
Delegation — vom Reichstage frei gewählt — wird in den in dieser Feststellung 
bezeichneten und abgegrenzten Angelegenheiten und unter den daselbst be- 
stimmten Modalitäten den Reichstag gegenüber den übrigen Ländern Seiner 
Majestät vertreten." Auch ü. A. XXX v. J. 1868, §. 40. 

R. D an t scher. D. Baadesataat Oe^terreich* Ungarn. 18 
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weiteren Reichstag vertrete, also auch rücksichtlich der Aus- 
übung dieser ßechte als Stellvertreter desselben erscheine. „Die 
Delegation wird in den in dieser Feststellung bezeichneten 

« 

und abgegrenzten Angelegenheiten und unter den daselbst 
bestimmten Modalitäten den Reichstag gegenüber den 
übrigen Ländern Sr. Majestät vertreten". 

Nun besteht der wesentliche Inhalt dieses „Gresetzgebungs- 
rechtes** in Betreff der gemeinsamen Angelegenheiten eben in der 
Erzeugung und Aussprechung des gemeinsamen Volkswillens. 
Die Delegationen erzeugen diesen gemeinsamen Volkswillen 
bezüglich eines Theiles der gemeinsamen Angelegenheiten eben 
als Ausüber fremden Rechtes, als Stellvertreter des gemein- 
samen Reichstages. Dieser Stellvertreter — die Delegation — 
erzeugt den gemeinsamen Volkswillen eventuell in letzter 
Instanz dadurch, dass ihre Theile unmittelbar in der Plenar- 
sitzung zusammentreten und nach Köpfen abstimmen. Es sind 
daher die beiden Theile des Reichstages selbst, 
welche mittelbar in der Plenarsitzung zusammen- 
treten und den Volkswillen in Betreff der gemein- 
samen Angelegenheiten durch Abstimmung nach 
Köpfen erzeugen. Die Delegationstheile vertreten „unter 
den daselbst bestimmten Modalitäten**, d. h. auch in der 
Plenarsitzung und in der Abstimmung nachKö'pfen 
den weiteren Reichstag. Die Delegationstheile üben als Stell- 
vertreter der Theile des weiteren Reichstages das Recht dieser 
Theile aus, eventuell unmittelbar zusammenzutreten und als 
einheitliche Körperschaft durch Abstimmung nach Köpfen den 
Volkswillen zu erzeugen. Hätten die beiden Theile des 
weiteren Reichstages nicht das Recht, unter den 
im Gesetze für das Zusammentreten ihrer Stell- 
vertreter „angegebenen Modalitäten" selbst eine 
Plenarsitzung abzuhalten, dann könnten eben die Theile 
der Delegation als Stellvertreter nicht den Reich srath und 
Reichstag in di eser Plenarsitzun g und unter den 
gesetzlich bestimmten Modalitäten „vertreten". 

Es folgt also aus dem Begriffe der Stellvertretung, der 
auf das'Verhältniss der Delegationstheile zum Reichsrathe und 
Reichstage Anwendung findet, das Recht des Reichsrathes und 
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Reichstages auf Abhaltung einer Plenarsitzung unter den im 
Gesetze bezüglich des Stellvertreters angegebenen Modalitäten, 
insbesondere unter Anwesenheit des gemeinsamen Ministeriums. 

Natürlich wird damit nicht behauptet, dass etwa der 
weitere Iteichstag das Hecht habe, rücksichtlich derjenigen 
gemeinsamen Angelegenheiten, welche er gesetzlich durch seinen 
Stellvertreter berathen und beschliessen muss, sein Recht un- 
n) i 1 1 e 1 b a r auszuüben. Der vertretene, der weitere Reichs- 
tag, kann, da seine Stellvertretung gesetzlich bezüglich eines 
Theiles der gemeinsamen Angelegenheiten vorgeschrieben ist, 
diesen seinen Stellvertreter nicht durch seinen Willen allein 
abberufen und dessen Agenden rücksichtlich dieses Theiles der 
österreichisch-ungarischenAngelegenheiten unmittelbar erledigen. 
Der weitere Reichstag kann dies nicht, trotz des Passus des 
§. 38 des Gesetzartikels XII, dass diese Delegation „vom 
Reichstage frei gewählt" sei. Der weitere Reichstag muss 
den Stellvertreter „aus seiner Mitte" ^^) wählen und ihm die 
Erledigung der «den Delegationen zugewiesenen Gegenstände" 
überlassen. 

Selbstständig und allein kann der weitere Reichstag die 
Delegation nicht entlassen oder absetzen. Das könnte nicht 
durch den Willen der Volksvertretung allein, sondern nur 
durch den souveränen Willensact des Staates — durch ein 
Reichsgesetz — geschehen. Aber dieser Schluss ergibt sich : 

Wenn dem weiteren Reichstage — respective dem Reichs- 
rathe und Reichstage als „Vertretungskürpern beider Reichs- 
hälften" — das Recht der Mitwirkung an der gemeinsamen 
Gesetzgebung und die Ausübung dieses Rechtes principiell nach 

"*) ü. A. XXX vom Jahre 1868 über die Inarticuliranfc «1er, weg;en 
Schlichtim^ der zwifwlien Tni^arn, Croatien, Slavonien uud Dalmatien bestandenen 
staatsrechtlichen Fru<;en, zu Stande gekommenen Convention J^. 40: „Na(Thdeni 
der gemeinschaftliche Reichstag der Länder der ungarischen Krone einen Theil 
seiner Agenden, nämlich die Feststellung des Budgets der aus der pragmatischen 
Sanction herrührend anerkannten gemeinsamen Angelegenheiten durch eine aus 
seiner Mitte entsendete Delegat ion ausübt: werden von den Repräsen- 
tanten Croatiens, Slavoniens und Dalinatiens durch den gemeinschattlichen 
Reichstag so viele Mitglieder in die ungarisch«» Delegation gewählt, als na<*h dem 
Schlüssel, nach welchem die erwähnten Ijänder im gemeinschaftlichen Reichstage 
vertreten werden, auf sie entfallen.'* 

18* 
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dem österreichisch - ungarischen Verfassungsrechte zusteht, 
so wird der weitere Reichstag dieses Recht ohne 
Weiteres ausüben dürfen und ausüben müssen, 
insoweit ihm die unmittelbare Ausübung dieses 
Rechtes nicht entzogen und die mittelbare Aus- 
übung durch einen Stellvertreter gesetzlich vor- 
geschriebenist. Und zwar wird der weitere Reichstag dieses 
Recht unter denselben Modalitäten unmittelbar 
ausüben dürfen und ausüben müssen, unter welchen 
er dieses Recht mittelbar, durch seinen Stellvertreter, die 
Delegation, ausübt. Die beiden Theile des weiteren Reichstages 
werden somit zum Behufe der Erledigung der ihnen unmittelbar 
zugewiesenen gemeinsamen Angelegenheiten eventuell „eine 
gemeinsame Sitzung, doch lediglich behufs ein- 
facherAbstimmung** abhalten dürfen und abhalten müssen. 

Das Mittel, welches sich logisch aus dem Gesetze 
für den Fall ergibt, als die Theile des weiteren Reichstages 
den Berliner Vertrag wirklich berathen, sich aber über den- 
selben nicht geeinigt hätten, wäre daher die gemeinschaftliche 
Plenarsitzung der Theile des weiteren Reichstages — des 
Reichsrathes und Reichstages — gewesen. 

Hätte in diesem Falle die eine Hälfte der nach Köpfen 
abstimmenden weiteren Reichstagsmitglieder mit Nein, die andere 
mit Ja gestimmt, dann wäre der Berliner Vertrag abgelehnt 
gewesen, da für die Annahme die Majorität von wenigstens einer 
Stimme gefehlt hätte ; dadurch wäre er für Oesterreich-Ungam 
völkerrechtlich und staatsrechtlich unverbindlich geworden. 

Oder welches andere Mittel für die Erwirkung einer 
endlichen Entscheidung des österreichisch ungarischen Parla- 
mentes über den Berliner Vertrag könnte aus dem Ausgleichs- 
gesetze abgeleitet werden ? Und wäre nicht die Willensäusserung 
des weiteren Reichstages in Betreff des Berliner Vertrages — 
seine Competenz für derartige politische österreichisch-unga- 
rische Staatsverträge vorausgesetzt — eine absolute Noth- 
wendigkeit gewesen, sowohl völkerrechtlich als staatsrechtlich ? 

So erscheint ein Dilemma , dem auch die Gregner der 
staatsrechtlichen Behauptung von der Reichseinheit, von dem 
Bestände des politisch freien Staates Oesterreich-Ungarn, nicht 
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werden entgehen können, nnd es reeultirt jedenfalls folgender 
Sctluss, den auch sie nicht werden widerlegen können : 

Entweder üben die Delegationen ein fremdes Recht 
aue, ein ihnen übettragenea, delegirtes Recht, da« ßeeJit des 
ReidiBrathe» und Reichstages, und dann üben sie auch in 
diesem ihrem Rechte, ziiBammenzutreten und nach dem Principe 
t der modernen Volkavertretung (nacli Köpfen abstimmend) den 
I gemeinsamen VolkHwillen zu erzeugen, das Recht derjenigen 
[ aus, welche sie gesetzlich vertreten ; d. h, sie üben dann in der 
I gemeinschaftlichen Plenarsitzung das Recht des Reichsrathes 
f nnd Reichstages aus, direct zusammenzutreten und nach dem 
Principe der modernen Volksvertretung den österreichisch- 
I ungarischen Volkewillen zu erzeugen, als den einen Factor 
I des souveränen österrfichiBeh-ungarischen Reichswillens; oder 
I aber : die Delegation übt kein iremdes Recht aus , sondern 
sie übt die ihr zukommenden Functionen und politischen Rechte 
[ als eigene, ihr originär zustehende aus. Würde diese 
' Behauptung anerkannt, dann fiele das einzige und 
letzte Moment, welches der Delegation den Cha- 
rakter eines Parlamentes nimmt. Nur insolange 
die Delegation die ihr zustehenden politischen Rechte der 
Volksvertretung — nnd ihre politischen Rechte sind die 
ofl'entlichen Recht* einer Volksvertretung — als fremde 
Rechte ausübt , als Rechte eines anderen Organes für die 
Bildung des Volkswillens , ist diese Delegation kein 
Parlament, sondern der Stellvertreter jenes Organes, 
welchem originär die Bildung des österreichisch-ungarischen 
Volkswillens gesetzlich zukommt. Die Delegation ist so- 
1 dann der Stellvertreter des öaterreichisch-ungari- 
I sehen Parlamentes. In dem A.ugenbUcke aber, in welchem 
[die Delegation diese Functionen und Rechte einer 
IVolksvertretung als eigene hat und ausübt, ist sie 
[■such dieVolkavertretung .selbst; sie ist dann das ein- 
I kämme r ige Parlament Oesterreich-Uogarna für „jenen Theil 
f-derÖ ff entlichen Österreichisch-ungarischen Angelegenheiten, 
l welcher nicht rein Sache der Regiürung ist", für „jene Gegen- 
Lttände, die in diesem Beschlüsse (Ausgleichsartikel) ausdrücklich 
LrIs gemeinsam diesen Delegationen zugewiesen sind". In dieses 
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Parlament „Delegation" , welches in zwei halben Kammern 
tagen würde , hätten die beiden Länder der österreichisch- 
UBgarischen Monarchie durch indirecte Wahl je 60 Abge- 
ordnete zu entsenden, 60 in Cisleithanien gewählte österreichisch- 
ungarische Reichsabgeordnete und 60 in Ungarn gewählte 
österreichisch-ungarische Delegirte. Dann erschienen Reich srath 
und Reichstag als Wahlkörper, ein allerdings unorgani- 
sches (unmögliches) Verhältniss, indem eben angenommen 
werden müsste, dass das cisleithanische Staatsparla- 
ment und das königlich ungarische Parlament österrei- 
chisch-ungarische Abgeordnete wählen. Oder aber 
man müsste supponiren , dass auch in diesem Falle „die Ver- 
tretungskörper beider Reichshälften", dass der weitere Reichs- 
tag, der neben dem Parlamente „Delegation* fort- 
bestünde, für denjenigen Theil der gemein- 
samen Angelegenheiten, welcher ihm selbst ge- 
setzlich zur Erledigung zugewiesen ist, die Mit- 
glieder des (zweiten österreichisch - ungarischen) Parlamentes 
„Delegation** aus seinen Mitgliedern wählen würde; dabei 
müsste die „Delegation" .als ein vom weiteren Reichstage 
dennoch ganz unabhängiges, selbstständiges Parlament ange- 
sehen werden , welches eben die politischen Rechte ' einer 
Volksvertretung als eigene Rechte ausübt. 

Würde man also diesen Cardinalsatz des österrej- 
chisch-ungarischen Staatsrechtes aufheben — dass 
nämlich die Delegation nur als Stellvertreter des ge- 
meinsamen Reichstages dessen Functionen vornimmt und 
Rechte ausübt — dann ist die Delegation das eine Reichsparla- 
ment. Und in diesem Falle hätte der Bundesstaat 
Oesterreich-Ungarn, wie erwähnt, sogar zwei Par- 
lamente Denn bezüglich derjenigen gemeinsamen Angelegen- 
heiten, welche durch das Ausgleichsgesetz nicht der Dele- 
gation, sondern „den Vertretungskörpern beider Reichshälften" 
selbst zur unmittelbaren Behandlung zugewiesen sind — z. B. 
gemeinsame Staatsverträge, Quote, Bankgesetzgebung auf 10 
Jahre etc. — wäre der weitere Reichstag das zweite ebenfalls 
einkammerige und in zwei halben Kammern tagende österrei- 
chisch-ungarische Parlament, 
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Natürlich ist es absolut unzulässig, diese Grund- 
bestinimung des Ansgleichsgesetzes über das Verhältniss der 
„Delegationen'* zu „den Vertretungskörpern beider Reichs- 
hälften " ausser Acht zu lassen oder zu eliminiren. 

Und so hat Oesterreich-Ungarn nur ein Parla- 
ment, den gemeinsamen, österreichisch-ungarischen 
ßeichstag, und einen freien, dem Parlamente gegen- 
über unverantwortlichen Stellvertreter dieses 
Parlamentes, die österreichisch-ungarische Dele- 
gation. 



Die Behauptung aber, dassder Berliner Vertrag, der 
seitens des Contrahenten „Oesterreich-Ungarn" mit den Signatar- 
mächten am 13. Juli 1878 zu Berlin abgeschlossene Staats ver- 
trag, zu seiner völkerrechtlichen und staatsrechtlichen Giltigkeit 
nach der gemeinsamen Reichsverfassung der Genehmigung dieses 
österreichisch - ungarischen Reichstages bedurfte, kann nicht 
aufrecht erhalten werden; denn die österreichisch - ungarische 
Reichsverfassung ordnet über die Vorlage gemeinsamer poli- 
tischer Staatsverträge an die gemeinsame Volksvertretung Nichts 
an. Der Berliner Vertrag ist auch thatsächlich 
und rechtlich von der Reichsvolksvertretung 
Üesterreich-Ungarns nicht genehmigt worden. 



B. Die bosnische Yorlage. 

Die Frage, welche hier zu beantworten ist, lautet: 
Welche Volksvertretung war competent zur Behandlung 
des „Gesetzentwurfes über die nöthigen Verfügungen hin- 
sichtlich der durch den Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 
an Oesterreich-Ungarn übertragenen Verwaltung Bosniens und 
der Herzegowina" ? 

In Cisleithanien hatte die Regierung diesen Gesetzentwurf 
in Folge Allerhöchster Ermächtigung in der 3. Sitzung der 
IX. Session am 15. October 1879 im Abgeordnetenhause 
schriftlich eingebracht. Diese Regierungsvorlage wurde in 
der 4. Sitzung am 17. October einem Ausschusse von 24 Mit- 
gliedern zugewiesen und in der 42. Sitzung dieser Session 
am 3. Februar 1880 in zweiter und dritter Lesung (mit un- 
bedeutenden Modificationen der §§. 1 und 2) mit Zweidrittel- 
Majorität der Stimmen angenommen. Das Herrenhaus gab 
dem „Gesetze, betreffend die durch den Berliner Vertrag vom 
13. Juli 1878 an Oesterreich-Ungarn übertragene Verwaltung 
Bosniens und der Herzegowina" — wie der Titel des Gesetzes 
nun lautet — in der 15. Sitzung der IX. Session am 16. 
Februar 1880 seine Zustimmung in zweiter und dritter Lesung 
mit Zweidrittel-Majorität. Mittelst Zuschrift des Präsidiums 
des Herrenhauses ward dem Abgeordnetenhause in der 48. 
Sitzung am 1 8. Februar die Mittheilung gemacht von dem Bei- 
tritte des Herrenhauses zu den Beschlüssen des Abgeordneten- 
hauses bezüglich des Gesetzes über die Verwaltung Bosniens 
und der Herzegowina. Dieser Gesetzentwurf erhielt die Aller- 
höchste Sanction am 22. Februar 1880. Die Publication er- 
folgte mittelst Reichsgesetzblattes vom 28. Februar 1880 
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(VII. Stück. Nr. 18) und Wiener Zeitung vom 28. Februar 
(Nr. 48). 

In Ungarn ward dieselbe Kegierungsvorlage über die 
Verwaltong Bosniens und der Herzegowina in ungariacher 
Sprache am 8. Octoher 1879 im Abgeordnetenhause eingebracht, 
und am 28. November in di-itter Leaung angenommen. Der 
Beitritt des Oberhauses zu den BestjhliiHsen des Abgeordneten- 
hauses erfolgte am 8. Februar 1880; das Oberhaus nahm den 
Gesetzentwurf in der vom Unterhause ihm gegebenen Fassung 
unverändert an. 

In der Sitzung am 9. Februar erhielt das Abgeordneten- 
haus das Nuntium des Oberhauses , wonach dasselbe den 
Gesetzentwurf über die Verwaltung Bosniens und der Herze- 
gowina angenommen habe. Am 28, Februar 1880 erfolgte 
die Allerhöchste Sanction dieses Gesetzentwurfes ; die Publieation 
des Gesetzes geschah — nachdem dasselbe am 28. Februar 
in beiden Häusern des Reichstages kundgemacht worden — 
dnrch Veröffentlichung in der Landesgesetzsammlung (VI. 
6esetzartikel vom .Tahre 1880). Im Budapesti-Közlöny (Nr. 49) 
wurde das Gesetz am 29, Februar 18S0 publicirt. 

Mit der princ-ipiellen, aus dem A u Sgl eich sgesetze ge- 
«!höpft,en Entscheidung, welche Volksvertretung in Oeeterreich- 
TJngam competent sei zur Behandlung Österreichisfh-nngarischer 
Staatsverträge — eventuell des Berliner Vertrages — ist 
zugleich schon die principielle und staatsrechtliche Entscheidung 
getallt, welche Volksvertretung berufen und competent sei 
zur Mitwirkung bei der gesetzlichen Regelung dieser neuen 
österreichisch-ungarischen Angelegenheit — der Verwaltung 
Bosniens und der Herzegowina. 

Was hat man nicht Alles behauptet bezüglich der Ver- 
waltung der occnpirten ProxnnzeD in Theorie und Praxis, in 
den Parlamenten und in der Presse 1 Die Verwaltung der 
occupirten Provinzen sei an sich keine gemeinsame An- 
gelegenheit, weder nach der pragmatischen Sanction, noch 
nach dem Geeetzartike! XII vom Jahre 18(i7, sondern müsse 
erst durch dieGesetzgebungderbeidenEinzelataaten 
xa einer solchen geraeinsamen Angelegenheit gemacht werden; 
die Verwaltung occupirter Provinzen sei nicht enthalten unter 
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den Angelegenheiten, welche das Ausgleichsgesetz als ge- 
meinsam bezeichne und aufzähle, und die Behandlung dieser 
Verwaltung als einer gemeinsamen Angelegenheit sei daher 
eine Verletzung des Ausgleichsgesetzes! Sie in- 

volvire eine Gefährdung des Dualismus, und — merkwürdiger 
Weise — eine Verletzung der Verfassung der Son- 
derstaaten! Denn diese Verwaltung an sich falle nicht 
in den Competenzkreis der gemeinsamen Regierung, und das 
Recht der Mitwirkung an der provisorischen Gesetzgebung in 
diesen türkischen Ländern stehe nicht den Delegationen zu, 
sondern den Parlamenten der beiden Einzelstaaten. Und da- 
her müssten in dieser Beziehung die Befugnisse der Sonder- 
staatsparlamente gewahrt werden! 

Und so wuchs die Trage, welche Volksver 
tretung competent sei zur verfassungsmässigen 
Behandlung der Regierungsvorlage betreffend die 
Verwaltung Bosniens und der Herzegowina, zu der Frage 
empor, welcher Staat zu dieser Verwaltung com- 
petent und berufen sei. Diejenigen, welche diesen Gesetz- 
entwurf den Delegationen, dem Stellvertreter des weiteren 
Reichstages, zuwiesen — und zu dieser Auffassung bekannten 
sich Viele — gingen von der Voraussetzung aus, dass die 
österreichisch- ungarische Monarchie kraft des Berliner Vertrages 
und der Convention vom 21. April 1879 die Provinzen Bosnien 
und Herzegowina verwalte. Diejenigen aber, welche für die 
parlamentarische Behandlung dieses Gesetzentwurfes über die 
Verwaltung der occupirten Provinzen das cisleithanische 
Staatsparlament und das königlich ungarische 
Staatsparlament competent erklärten, hatten zur Basis 
ihrer Entscheidung die Annahme , dass die Staaten Cislei- 
thanien und Ungarn die beiden Provinzen in gegenseitigem 
Einvernehmen einst occupirt haben und gegenwärtig verwalten, 
dass somit die Krone Cisleithaniens und die Krone des heiligen 
Stephan durch ihre verantwortlichen Ministerien die Provinzen 
bisher absolut regierten. Aus der Frage nach der Competenz 
der verschiedenen Organe eines und desselben 
Staates für die Verwaltung und die Mitwirkung an der 
provisorischen Gesetzgebung in diesen Provinzen war die Frage 
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nach iler Cumpetenz versi^biedener Staaten — 
GeeammtstHat oikr Einzelstaaten — hiefiir geworden. Freilich 
konntp diese 

I. Frage der Competenz Her Staaten zur Verwaltung 
der beiden türkischen Provinzen — diese völkerrechtliche 
Frage ^ nicht von den Parlamenten Cislelthaniena und 
Ungarns entschieden werden; diese Frage war schon ent- 
Bchieden worden von den europäischen Grnssmächten im Wege 
des Vertrages — nämlich des Berliner Vertrages. Die Frage 
daher, welche Volksvertretung seit der Ofcupation der 
beiden Provinzen eventnell compet«nt wäre zur Mitwirkung 
an der proviHorischen Gesetzgebung und zur Controle der 
Verwaltung dieser Provinzen , die Frage somit , wessen 
Staates Volksvertretung gegenwärtig berufen ist zur 
Behandlung einer Regierungsvorlage „betreffend die Verwaltung 
Bosniens und der Herzegowina" — ist aus dem Berliner 
Vertrage zu entscheiden und hat schon der Berliner Vertrag 
indirect entschieden. 

Die II. Frage aber, oh überhaupt ein Volksvertretunga- 
organ — und eventuell welches dieser VnlksvertretnngBorgane 
desselben Staates — mitzuwirken habe bei der provisorischen 
Gesetzgebung und Verwaltung in diesen Provinzen, die Frage 
also, ob der Staatswille desjenigen Staates, der die Provinzen 
oecnpirte nnd sie jetzt verwaltet, ein absoluter oder politisch 
freier sei, diese Frage ist nach dem Staatsrechte des ocenpirenden 
nnd verwaltenden Staates zu entscheiden. Wer zu occupiren 
und zu verwalten habe, das ent^schied der übereinstimmende 
Wille der souveränen Signatarraächte. und dieser berechtigte und 
verpflichtete hlezu das „österreichisch-ungarische Reich*. Wie 
verwaltet werde — absolut oder Constitutionen — das entscheidet 
die Verfassung dieses Österreichisch ungarischen Reiches. 

Auf die T. Frage : Wer hat nach dem Berliner Vertrage 
die Provinzen Bosnien und Herzegowina zu verwalten? ant- 
wortet Artikel XXV dieses Vertrages : „Z^en proninces de Bonaie 
-et d" Hers^goi-ine semni occupees et adminütreea par CAutnc/ie- 
Mongrü". Die österreichisch -ungarische Monarchie hat die 
lOconpation vollzogen , und diese österreichisch - ungarische 
"onarchie, der Bundesstaat Oesterreich-lfngarn, verwaltet (He 
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Provinzen. Die gemeinsame, die österreichisch-ungarische Krone 
ist eingerückt in Bosnien und der Herzegowina, und die 
österreichisch -ungarische Reichsarmee hat den Widerstand 
gebrochen. Die österreichisch-ungarische Monarchie verwaltet 
durch ihren Verwaltungs - Organismus — gemeinsames Mini- 
sterium mit den ihm unterstehenden Behörden (Landesregierung 
in Bosnien und der Herzegowina) — die occupirten Provinzen. 
Die Occupation war völkerrechtlich und die Verwaltung der 
beiden Provinzen ist staatsrechtlich eine That der österreichisch- 
ungarischen Monarchie, eine Handlung des Bundesstaates ; aus 
der völkerrechtlichen Action (Occupation) entstand eo ipso 
factisch und rechtlich eine österreichisch-ungarische, eine ge- 
meinsame Angelegenheit. Allerdings haben Cisleithanien und 
Ungarn einst — durch die pragmatische Sanction — die 
damals absolute österreichische, die heute politisch- 
freie österreichisch-ungarische — Monarchie durch den 
Vertrag gegründet; und sie haben die Gesammtmonarchie 
für den aus der pragmatischen Sanction sich ergebenden Cora- 
petenzkreis (die gemeinsamen Angelegenheiten) im Ausgleiche 
neuerdings anerkannt. Allein nachdem einmal diese souveräne 
Gesammtpersönlichkeit , diese Monarchie geschaffen und aner- 
kannt worden war, ist die Gesanuntmonarchie selbst die Quelle 
ihrer eigenen Angelegenheiten. Es sind natürlich die Acte 
des persönlichen Lebens dieser Monarchie , ihr Wollen und 
ihr Handeln eben gemeinsame, österreichisch-ungarische Acte — 
Gesetze, Verordnungen, Handlungen — und die Interessen 
und Angelegenheiten dieser Monarchie sind an sich österrei- 
chisch-ungarische, gemeinsame Angelegenheiten und Interessen ; 
sie sind es, ohne dass es nothwendig, ja ohne dass es 
überhaupt nur möglich wäre, sie durch den Willen der 
Sonderstaaten Cisleithanien und Ungarn erst anerkennen 
zu lassen, oder sie zu solchen gemeinsamen Interessen oder 
Angelegenheiten durch den Willen der Einzelstaaten 
machen und erheben zu lassen. Die Sonder Staaten Cisleithanien 
und Ungarn selbst können nur auf eine Art durch ihren 
Willen gemeinsame Angelegenheiten schaffen, so nämlich, dass 
sie beide neuerdings im Wege des Vertrages mit der Gesammt- 
Monarchie staatliche Angelegenheiten an den Gesammtstaat, 
in die Competenz des Reiches, abtreten würden. 
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Nur in diesem Falle und nur auf diese Weise wüi-de 
durch den Willen der Sonderstaaten — und zwar in 
Üe bereinst im ?nnng mit dem Willen des Gesammtstaatea — eine 
früher Einzel Staats- Angelegenheit zu eüier gemeinsamen, einer 
Reich sangeiegenheit gemacht. Nur in dieser Art kann der 
Wille der EinzeUt^aten gemeinsame Angelngenheiten entstehen 
lassen. Die Occnpation und Verwaltung abe r ist als 
Folge eines osterreicliiseh-ungarischen Wiilens- 
nnd Handlungsactes, als Keanltat einer gemeinsamen 
Action, somit einer Actiim des gemeinsamen Staates, natur- 
■nothwendig eine gemeinsame Angelegenheit. Diese 
Occupation aber war eine gemeinsame Aetion, weil sie in einer 
Handlung der untrennbaren Provinzen Cisleithanien und Ungarn 
gegenüber einem anderen Staate bestand, in einer theils diplo- 
matisehen, theils militärischen Aetion nach Aussen; die Occu- 
pation war eine die auswärtigen Angelegenheiten betrefffende 
Action. 

Die Occupation war nicht etwa eine Parallelaeti on 
der Staaten Cislei thanien und Ungarn, hervorge* 
gangen aus einem identischen , auf die Oceupation gerichteten 
WUlensacte der beiden Sonderstaaten Cisleithanien und Ungarn. 
Die Sonderstaaten berührte rechtlich diese Occupation gar nicht; 
■weder die eisleithanische noch die ungarische Regierung hatten 
dabei einzugreifen. Kein kaiserlich cisleithanischer Soldat und 
kein königlich ungarischer Soldat betrat durch das Einrücken 
der Österreichisch -ungarischen Armee den Boden 
Bosniens oder der Herzegowina. In der That, die Sonder- 
staaten wären bei dem Nichtvorhandensein einer stehenden cis- 
leithanischen oder ungarischen Armee in Betreff eines bewatf- 
neten Einschreitens in Bosnien und der Herzogewina auch in 
arger Verlegenheit gewesen. Und wie nicht die Kronen und 
nicht die Regierungen der Sonderataaten bei der Occupation 
irgend eine Ingerenz zu üben hatten , und nicht die Armeen 
fler Sonderstaaten die Occupation thatsächlich vollzogen. 8o 
hatten staatsrechtlich und faetisch auch nicht die Parla- 
mente der Sonderstaaten irgendwie fiir diese Occupation 
thätig zn sein, sie hatten weder der Politik dieser Occupation 
zuzustimmen, noch hiefiir einen Kreuzi-r zn bewilligen oder zn 
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verweigern ; die gemeinsame Krone , der gemeinsame Staat 
übernahm im Berliner Vertrage diese Oecupation und Ver- 
waltung Bosniens und der Herzegowina und führte sie durch 
mittelst des gemeinsamen Ministeriums, der Genehmigung der 
gemeinsamen Delegationen und der Tapferkeit und Hingebung 
der gemeinsamen Armee; dieser gemeinsame Staat, die öster- 
reichisch-ungarische Monarchie schloss den Berliner Vertrag, 
occupirte die Provinzen und verwaltet sie gegenwärtig. 

So ist die Oecupation und Verwaltung — erzeugt 
durch die Handlung des gemeinsamen Staates — eine ge- 
meinsame Angelegenheit. Und würden die Provinzen 
Bosnien und Herzegowina heute völkerrechtlich an Oester- 
reich-Ungam abgetreten — würden sie und wären sie nach 
allen Beziehungen des staatlichen Lebens österreichisch- 
ungarische, gemeinsame Reichsprovinzen — sie 
wären nur österreichisch-ungarisches Reichsland. Erst dann, 
wenn die österreichisch-ungarische Monarchie sich bewogen 
finden sollte, eine oder beide dieser Provinzen an die Sonder- 
staaten abzutreten, wären die Parlamente dieser Sonderstaaten, 
wäre z. B. der Reichsrath berufen und competent, nach §.11 
sich über die Einverleibung einer Provinz in den Staat Cis- 
leithanien zu äussern, diese Einverleibung zu acceptiren oder 
zurückzuweisen. Dadurch erhielte dieses einverleibte Stück 
Landes dann ebenfalls eine doppelte staatsrechtliche Qualität: 
Es würde l für das Gebiet der „allen im Reichsrathe vertre- 
tenen Königreichen und Ländern" gemeinsamen Angelegenheiten 
cisleithanisches Staatsgebiet und wieder 2. für den Competenz- 
kreis der gemeinsamen österreichisch- ungarischen Angelegen- 
heiten — österreichisch-ungarisches Staatsgebiet. Dasselbe fände 
statt bezüglich der etwa Ungarn einverleibten Provinz. Von 
einer staatsrechtlichen oder völkerrechtlichen Verpflichtung aber 
des Gesammtstaates, eine oder beide dieser Provinzen für das 
Gebiet der Sonderstaats-Angelegenheiten an die Einzelstaaten 
abzutreten, kann natürlich nicht im Entferntesten die Rede sein. 

Gegenwärtig also ist die Verwaltung Bosniens und der 
Herzegowina Reichssache, gemeinsame Angelegenheit, deren 
Bestreitung das Reich zu tragen hat. Daher sind die Kosten 
dieser Verwaltung von den beiden Reichstheilen Cisleithanien 
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Uli«! Trans! eithaiiiPii in dem Verliältiiisap von 70 : 30 Percent 
zu tragen. 

Und jetzt ergibt sieh die 

II. staatsrechtliche Frage, ob die Verwaltung der 
beiden türkischen Provinzen duruli den Staat Oesterreicb Ungarn 
nach dem positiven Staatsrechte der Monarchie eine absolute 
oder conalitutionelle Verwaltung sei, 

Es entsteht die Frage, ob der gegenüber den Ein- 
wohnern dieser Provinzen jedenfalls ahsolnte 
österreichisch -ungarische HeielmwiUe -diu nolv-linr von der öster- 
reichisch-ungarischen Krone allein erzeugt werde, oder ob er 
nach der Keichsverlassuug auch den österreichiach-nngarischen 
Volkawillen ala Factor seiner Bildung iu sich begreifen müsse. 
Es ist zu entscheiden, ob der in Bosnien und der Herzegowina 
provisorisch als Gesetz und Verordnung auftretende, die Ein- 
wohner zum (iehorsam verpHichtende , für sie fremde österrei- 
chisch-ungarische StaatswUle staatarechtlich unter Hitwirkung 
der österreichisch - ungarischen Volksvertretung geschaffen 
werde oder nicht; ob dieser Heichswüle nicht nur gegenüber 
den türkischen Unterthanen als ein absoluter eracheint (und 
erscheinen muss) , sondern ob er auch gegenüber den eigenen 
ßeichaangehörigen ein solcher absoluter Wille aei oder nicht. Ea 
ist zu erwägen, ob das gemeinsame Ministerium für seine Acte 
der Regierung, Vollziehung imd Verwaltung in den oeeupirten 
Provinzen ausser der gemeinsamen Krone auch der österrei- 
chisch-ungarischen Volksvertretung oder deren Stellvertreter 
— der Delegation — verantwortlich ist. 

Nun ist die österreichisch -ungarische Monarchie ohne 
Zweifel eine politisch freie, eine constitntionelle 
Monarchie. Daher wird dieser österreichisch - ungarische 
Staatswille auch für die ihm durch die Oceupation der tür- 
kischen Provinzen erwachsenen neuen Agendim als ein poli- 
tisch freier erhalten werden müssen , wenn auch die 
Reichsverfassung diese Gesetzgebung bezüglich aller oder 
einiger Gebiete des ataatliehen Lebens der oeeupirten Provinzen 
weder dem weiteren Reichstage noch den Delegationen zuschreibt. 

Der, kraft des Berliner V^ertrages und der Convention 
als Gesetz auftretende, gegenüber den Bewohnern dieser Pro- 
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vinzen fremde österreichisch-ungarische Reichswille in Betreff 
der Verwaltung Bosniens und der Herzegowina, welcher alle 
Gebiete des staatlichen Lebens zu regeln hat, und daher 
in den fremden Provinzen und gegenüber den fremden 
Staatsangehörigen einen viel ausgedehnteren Co m- 
petenzkreis hat alsdaheim im eigenen Reiche und 
bezüglich der österreichisch-ungarischen Reichs- 
bürger und Reichsunterthanen, wird sonach durch die 
Mitwirkung der österreichisch-ungarischen Volksvertretungs 
körper entstehen müssen. Und die „österreichisch-ungarische 
Verordnung in Bosnien und der Herzegowina wird der verfas- 
sungsmässigen Controle der österreichisch-ungarischen Volks- 
vertretungskörper unterliegen. Das gemeinsame Ministerium 
ist diesen gemeinsamen Volksvertretungskörpern für seine Ver- 
waltung und amtliche Thätigkeit in den occupirten Pro- 
vinzen verantwortlich. 

Von diesem Standpunkte der politisch-freien Gesetzgebung 
— wenigstens auf wirthschaftlichem Gebiete — und der ver- 
fassungsmässigen Verwaltung der occupirten Provinzen aus- 
gehend, hat die Regierung daher einen „Gesetzentwurf über die 
nöthigen Verfügungen hinsichtlich der durch den Berliner Ver- 
trag vom 13. Juli 1878 an Oesterreich-Ungarn übertragenen 
Verwaltung Bosniens und der Herzegowina" vorgelegt. Merk- 
würdiger Weise hat nicht die Reichsregierung, welche 
occupirte, bisher verwaltete und für diese Verwaltung verant- 
wortlich ist, diesen Gesetzentwurf über die Gesetzgebung und 
Verwaltung in den occupirten Provinzen den gemeinsamen 
Volksvertretungskörpern unterbreitet, sondern zwei andere 
Regierungen; die Regierungen der beiden Sonder- 
staaten, die kaiserlich cisleithanische Regierung und das 
königlich ungarische Ministerium brachten je eine ihrem Inhalte 
nach identische Regierungsvorlage betreffs der Verwaltung der 
occupirten Provinzen durch die Gesammtmonarchie in den 
Staatsparlamenten der souverän en Sonderstaaten 
einl Der grosse Irrthum, der in der Theorie und zum Theile 
auch schon in der Praxis bezüglich der „österreichisch-unga- 
rischen Monarchie" sich eingewurzelt hat, den Staat Oesterreich- 
Ungarn gleich zu halten zwei nebeneinanderstehenden und sich 



teriilireiiden amlereii Staaten, den beulen souveränen Sonder- 
staaten Cisleithanien nnd Ungarn, Lat aiicli bier zu dem ataats- 
reclitlieh und praktiach Unmöglichen geführt, die Bildung des 
üBterreichisüh-ungarischen Staatswillens — des gemeinsamen 
Gesetzes ~ für Bosnien und die Herzegowina entstehen lassen 
zH wollen durch die Parlamente zweier Staaten, welche riick- 
siclitlicli dieser Provinzen gar keinen Willen zu iiuRBern haben. 
Wenn die Parlamente der Sonderstaateii die Gesetze erzeugen 
könnten für die occupirten Provinzen, dann kiinnten und müsaten 
auch nach der organischen Natur des Staates die beiden Organe 
liir die VerwirkliL-hung und Erfüllnng der Gesetze der beiden 
Einzel Staaten, d, i. die eisleithanische und die ungarische Regie- 

Ijvng, diese Provinzen verwalten, 
■ Mau könnte vielleicht einwenden, diese Verwaltung der 
ÜKCuiiirten Provinzen sei insoferne auch eine Angelegen- 
ieit der Sonderstaaten , als deren Ministerien nach 
Äem Ausgleichsgesetze — G. A. Xn g. 8, 13, 40 — 
eine „Einflussnahme" auf die Verwaltung der 
gemeinsamen Angelegenheiten (auawSrtige Politik 
g, 8, gemeinsames Budget §. 40) zustehe. Daher könne z. B, " 
in dem cisleitlianiachen Gesetze über Bosnien und die Herze- 
gowina immerhin der Einflusa und die Competenz der So nder- 
regierung Cisleithaniens bei der Verwaltung der oeca- 
-.pirten Provinzen bestimmt werden. Und das seinem Inhalte 
KvDRcli niithwendig identische ungariache Gesetz über die Ver- 
Tiraltung Bosniens und der Herzegowina regle den EinKuss 
Bid die Competenz der ungarischen Regierung bezüglich 
P<fler Verwaltung der occupirten Provinzen. 

Allein dieser ganze verlasmingsmäasige Einfluss der 

mderminißterien auf die Verwaltung der gemeinsamen An- 

■gentieiten — im vorliegenden Falle daheT- aiif die Ver- 

Jpaltiuig der occupii-t^n Provinzen — könnte nur in einem 

in fiirviatirum der Snnderregiernngeu bei der 

ftl^enieinsamen Regierung bestehen. Diese ganze Ein- 

nossuahme der Sonderregierungen könnte nur darin beruhen, 

1 in Folge der innigen gegenseitigen Beziehungen und der 

&bhängigk<^it des (Jesammtstaates von den Sonderstjiaten und 

Sondei-sitaateii vom Reiche die Regierungen der 

R. DaUISFlier, D, Uiindeagitaat OeiterrEkli-Uiigara. ly 
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Sonderstaaten das gemeinsame Ministerium dar- 
über informirten und instruirten, welche Momente 
auch vom Standpunkte des Interesses und der 
Entwicklung der Sonderstaaten bei der Verwal- 
tung der gemeinsamen ßeichsangelegenheiten zu 
berücksichtigen wären. In Folge der indirecten Rück- 
wirkung des Wohles und der Entwicklung des Gesammtstaates 
auf die Sonderstaaten , , auf Grund der indirecten Einwirkung 
der Entwicklung und des Erblühens der Sonderstaaten auf 
das Wohl und die Kraft des Gesammtstaates, würden die 
Sonderregierungen das gemeinsame Ministerium berathen über 
diese Rückwirkung der gemeinsamen Verwaltung, ihrer Prin- 
cipien, ihrer eingeschlagenen Richtung etc. auf den Sonder- 
staat. Die Sonderregierungen könnten nur das Sonder- 
interesse ihrer Staaten als ein für den Gesammtstaat even- 
tuell und in zweiter Linie zu berücksichtigendes Moment 
für sein Wollen und Handeln bei der Regierung des Gesammt- 
staates vertreten. 

Allein die Entscheidung selbst bezüglich der Ver- 
waltung die gemeinsamen Angelegenheiten hat einzig die, so auch 
über die Wünsche der Sonderstaaten informirte, gemeinsame Re- 
gierung; sie ist auch g a n z allein v erantwortlich für diese 
Verwaltung der gemeinsamen Angelegenheiten, sie allein haftet 
und kann allein nur haften für alle Acte der gemeinsamen, 
österreichisch-ungarischen Verwaltung. Es ist unmöglich, dass 
der Minister des Aeussern in seiner Action an die „Zustimmung" 
(§. 8) der Einzelnstaatsministerien gebunden sei. Der Minister 
des Aeussern könnte nicht etwa, wenn er wegen seiner be- 
folgten Politik von der Delegation politisch oder rechtlich 
zur Verantwortung gezogen würde, sich durch die Behauptung 
entlasten, dass eine andere, zweifelsohne bessere Reichspolitik, 
die er befolgen wollte, nicht die „Zustimmung" der Sonder- 
ministerien gefunden habe, daher von ihm nicht realisirt werden 
konnte. Desgleichen kann von einer Verantwortung und Haf- 
tung der Regierungen der Staaten Cisleithanien und Ungarn 
für die Richtung und Leitung der auswärtigen Politik des 
österreicliisch-ungarischen Reiches nicht die Rede sein. 

Eine Entscheidung also, ein votum deciswum bezüglich 
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Ber gemeinsamen Angelegenlieiten, und eine Tliätigkeit bezüg- 
uicli der gemeinsamen Angelegenheiten selbst kann einer oder 
keiden der t^onderregierungen der Natur des Staates natdi 
Jtieinsla zukommen. Konnte die Einzelstaatsregierung gesetzlieh 
Kiiie gemeinsame Angelegenheit entsclieiden, würde sie wirklich 
^uf dem Gebiete der gemeinsamen Angelegenheiten gesetzlieh 
bnctioniren , dann würde die Sonderreglernng eben bezüglicli 
pieser Entscheidung und dieser ihr zustehenden und obliegen- 
flen Functionen aufhören, Sonderregierung zu sein; sie würde 
für dieses Gebiet ihrer Thätigkeit ebenfalls gemeinsames 
Organ — Reichsorgan — werden und sein, ein Organ der 
gemeinsamen ilegiernng. Der Passus des §. 8 des Gesetzartikels 
XU, dass „die diplomatische nnd commercielle Vertretung des 
Reiches gegenüber dem Auslande, sowie die hinsichtlich der 
interniitionalen Verträge etwa nothwendigen Verfügungen, im 
Einverständnisse mit den Ministerien beider Theile 
und unter deren Zustimmung, zu den Agenden des 
gemeinsamen Ministers des Auswärtigen gehören", kann daher 
niemals bedeuten — auch wenn man unter den „Ministerien 
beider Theile" hier die Einzelstaatsminiaterien ver- 
stehen wollte ^ dass diese Sonderstaatsministerien die Richtung 
der auswärtigen Politik entscheiden; diese „Zustimmung" 
kann niemals den Sinn haben, dass die Einzelstaat-sregierungen 
mit den etwa vom gemeinsamen Minister des Auswärtigen 
vorgeschlagenen einzelnen internationalen Acten der österrei- 
chisch-ungarischen Monarchie oder wenigstens mit der von 
ihm beabsichtigten und angedeuteten Ricbtnng der auswärtigen 
Politik einverstanden sein und derselben wirklicli 
zustimmen mUssten. 

Denn dies ist derNatur des Staates nach eine 
Unmöglichkeit, und könnte daher von keinem positiven 
Staatsrechte rechtswirksam angeordnet werden. Die Regierung 
des Staates A kann unmöglich in dieser staatsrechtlichen 
Eigenschaft, in ihrer Staatsangehörigkeit an A, die 
auswärtige Politik eine* Reiches B als auswärtige Politik 
ihres eigenen Staates A entscheiden und führen; dies ist 
abpifdnt unniilglifh, mag A noch s'> sehr von der auswärtigen 
kPolitik des R^i,.|,.s B b.TÜl.rt wcnlen. Die Einzelstaats- 



292 

regierung von A könnte höchstens beim Ministerium des Aus- 
WHrtigen von B die Interessen des Staates A nachdrücklich 
zur Kenntniss bringen. Und die Verantwortlichkeit der Regie- 
rungen der beiden Sonderstaaten gegenüber ihren Parla- 
menten für die Geltendmachung ihres „verfassungsmässigen" 
Einflusses auf die Leitung der gemeinsamen auswärtigen An- 
gelegenheiten könnte nur in der Haftung der Einzelstaats- 
regierungen dafür bestehen, dass sie dem k. und k. Ministerium 
des Auswärtigen der österreichisch-ungarischen Monarchie die 
Interessen und Wünsche der Sonderstaaten in entsprechender 
Weise zur Kenntniss bringen. 

Es wäre auch natürlich unmöglich, dass in diesem Falle, 
— wenn die Sonderministerien Cisleithaniens und Ungarns ein 
Votum decisivum haben könnten und hätten bezüglich der 
gemeinsamen Angelegenheiten — dann noch das gemeinsame 
Ministerium für seine Verwaltung der gemeinsamen Angelegen- 
heiten verantwortlich sei, wie dies nach der österreichisch- 
ungarischen Reichsverfassung stattfindet. Denn, wenn das 
gemeinsame Ministerium diejenigen Anschauungen und Wei- 
sungen der Sonderministerien befolgen und ausführen müsste, 
welche diese vom Standpunkte des Sonderinteresses ihrer Staaten 
für die Leitung der gemeinsamen Angelegenheiten aussprechen, 
dann könnte nur das gemeinsame Ministerium den Sonder- 
staatsministerien verantwortlich sein, nicht aber der öster- 
reichisch-ungarischen Volksvertretung und ihrem Stellvertreter ; 
diese aber müssten dann politisch und rechtlich für den Inhalt 
der Acte und für die Amtsführung des gemeinsamen Mini- 
steriums den gemeinsamen gesetzgebenden Körperschaften der 
Gesammtmonarchie verantwortlich sein. Soll aber das gemein- 
same , das österreichisch - ungarische Ministerium selbst für 
seine Amtsführung — natürlich den geraeinsamen Volks- 
yertretungskörpern — politisch und rechtlich verantwortlieh 
sein, wie dies nach dem Ausgleichsgesetze der Fall ist, dann 
mnss es sich auch selbst und allein den Inhalt seines 
Willens setzen und selbstständig handeln können. Hätten diese 
Sonderregierungen der Einzelstaaten ein votuni decisivum in der 
Verwaltung z. B. der österreichisch -ungarischen Politik des 
Auswärtigen , wem Allen wäre dann der Minister des Aeussern 



Ueaterreifh -Ungarns verantwurtlk'h ! Er wäre verantwurtUch 
der gemeinsamen Krone, ferner der Delegation, dem weiteren 
Reichstage (fiir die abgeechlosseneii Staatsverträgej, er haftete 

Iferners dem cialeltbanischen Ministerium , und endlieb dem 
Bngarischen Ministerium ! 
Wahrhaft, eine übermenschliche Verantwortlichkeit! 
Uebrigens könne n nnd dürfen, strenge genommen, 
Bnter den „Ministerien beider Theile" im S- ^ des 
ttngarischen Textes der Reichsverfassung nicht die 

Regierungen der Einzelstaaten verstanden werden. 

Vielmehr erklärt das Gesetz hier — wohl in Folge des innigen 
Zusammenhanges zwischen Reich und Einzelataat, — dass den 
Ministerien beider Theile (nämlich des Reiches) dieses Recht 
der Zustimmung ziir auswärtigen Reiehspolitik zustehe. Nun 
sind aber der suuveräne Staat Ungarn und der 
souveräne Staat Cisleithanien nicht die „beiden 
Theile" des Ileichea. Untrennbare Theile des Keiches sind 
nur die beiden Kelchsprovinzen Ungarn und Cieleithanien. 
Daher können die Ministerien der beiden souveränen Einzei- 
staaten nicht die Ministerien „beider Keichstheile"* sein. Die 
iteichsverfassung erklärt also indirect im §. 8 , dass diese 
Ministerien — d. h. wohl nur die Ministerpräsidenten — auch 
Keiehsorgane seien und als solche in der gemeinsamen 
Regierung bei der Berathung der auswärtigen Politik mitzu- 
sprechen haben. Das Gesetz erklärt also durch §. 8, dass dieselben 
Personen, welche 1. die Ministerpräsidenten der Einzelstaats- 
ministerien sind, auch 2. für die auswärtige Politik Keiehs- 
organe seien, und diese auswärtige Politik mitzuberathen haben. 
Natürlich sind diese beiden Reiehworgane als noh'he und fiir 
diese ihre Function nicht etwa der Krone oder der Volks- 
vertretung der Sonderstaaten verantwortlich. 

Das Unorganische nnd staatsrechtlich Unmügliclie also, 
das&die Btaatspavlamenteder beiden Sonder Staaten 
mitwirken an der Schaffung der ohjeetiven Kechtsnormen für 
die (provisorische) Gesetzgebung und Verwaltung des 
Staates Oesterreich ■ Ungarn in den durch ihn 
occupirten Provinzen, kann auch nicht zu einem staats- 

jlchtlich Möglichen und Organischen erhoben werden durch 
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die Behauptung, die Parlamente der Sonderstaaten wirkten 
nur mit an der Gesetzgebung über den Einfiuss 
der Sonderregierung auf die Gesetzgebung und 
Verwaltung in den oecupirten Provinzen. Denn 
in diesem Falle könnte der Inhalt eines wirklich cisleithani- 
schen und ungarischen Gesetzes über die Verwaltung Bosniens 
und der Herzegowina nur die Verpflichtung der ßegierungen 
der Staaten Cisleithanien und Ungarn aussprechen, die 
Interessen der Einzelstaaten — da diese indirect durch die Ver- 
waltung Bosniens und der Herzogewina seitens des österrei- 
chisch-ungarischen Reiches berührt werden — der k. und k. 
österreichisch-ungarischen Regierung zur Kenntnis» zu bringen. 
In der Mittheilung dieser Interessen der Sonderstaaten könnte 
allein dieser „Einfluss" der Einzelstaatsregierungen bestehen. 
AUein der von den Parlamenten angenommene Gesetzentwurf 
hat einen wesentlich anderen Inhalt! Er enthält durchweg 
— höchstens mit Ausnahme des §.1 — nur Normen für 
die gemeinsame Regierung, und er regelt die gemein- 
same Gesetzgebung in den oecupirten Provinzen. Nur im 
§. 1 ist die überflüssige Bestimmung ausgesprochen, dass das 
Sonderministerium „im Geiste der für die gemeinsamen Ange- 
legenheiten der Monarchie bestehenden Gesetze ermächtigt, 
beziehungsweise angewiesen ist, auf die durch das gemeinsame 
Ministerium zu leitende provisorische Verwaltung Bosniens 
und der Herzegowina unter verfassungsmässiger Verantwortung 
Einfluss zu nehmen". Die Bestimmung ist überflüssig, weil sie 
im Gesetzartikel XII der Reichs Verfassung enthalten ist. Soll 
aber im §. 1 etwa dem gemeinsamen, österreichisch-ungarischen 
Reichsministerium erst das Recht der Verwaltung der oecu- 
pirten Provinzen eingeräumt und zuerkannt werden, soll in 
der durch den Ausschuss vorgenommenen jetzigen Textirung 
des §. 1 des Gesetzes „zum Unterschiede von dem Regierungs- 
entwurfe** — wie der Bericht sagt — „die Führung der 
Verwaltung durch das gemeinsame Ministerium ausdrücklich 
ausgesprochen werden" , dann ist diese Abänderung des §. 1 
der Regierungsvorlage eine sehr unglückliche. Denn dadurch 
erhielte auch dieser Paragraph nothwendig einen staats- 
begriff'lich unmöglichen und positiv-staatsrechtlich unrichtigen 
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llnhalt, und zwar not-h weit mühi-, als dies navU der Ilfgle- 
IrongBvorlage der Fall ist. 

Oder vermag wirkliuli daa Pa r laiiieii t des Staatisa 
Cisleithanien in Verbindung mit der eisleithanischen Krone, 
oder daa Parlament des Staates Ungarn unter Sanction 
der Krone des heiligen Stephan, oder vermögen diu beiden 
Staaten Cisleithanien und Ungarn zusammen dem kaiaer- 
lifhen nnd königlichen ]i eichsm inis teriiim des 
Oaterreiehiach -ungarischeil Reiches Agenden zu- 
ziiweieen, seinen Competenzkreia zu bestimmen? Und ver- 
möchten sie es inebesondere in diesem Falle? Hatte der 
Staat Cisleithanien oder der Staat Ungarn über die Ver- 
waltung der von Oester reich- Ungarn oecnpirten Provinzen zu 
entscheiden? Und wenn dies nicht der Fall ist, wie kann das 
cisleithanisehe oder ungarische Staataparlament Gesetze schatten, 
wodurch das gemeinsame Ministerium zur Verwaltung der 
oecnpirten Provinzen berechtigt wird? Wie kann der Staat 
Cisleithanien die Verwaltung Bosniens und der Herzegowina — 
die ihm gar nicht zusteht — an das österreichisch ungarische 
lieicheministerium übertragen, über das er ebenfalls keine 
Competenz hat? 

Das Wesen dieses ^Einflusses" der Sonderregierungen 
kann, wie erwähnt, nur darin bestehen, dass das Sondermini- 

■•terinm seine Anschauungen und giiten Rathschläge, wie sieh 
solche ergeben vom Standpunkte der Interessen des Sonder- 
staates, dem gemeinsamen Ministerium des Staates OesterreicL- 
Ungarn mittheilt . damit sieb dasselbe von diesen Sonder- 
interessen der Staaten, so weit möglich, bei der Verwaltung 
f^ der occupirten Provinzen auch leiten lasse. 
^^K Mit Ausnahme des g. 1 aber handelt das ganze Gesetz 

^^ftir die Verwaltung der occupirten Provinzen in Wahrheit 
von dem gemeinsamen Ministerium, dessen Rechten und Pflichten, 
und von der Einflussnahme der Vertretungskörper beider Reichs- 
bätften auf die gemeinsame Gesetzgebung. Es ist daher seinem 
Inhalte nach ein Gesetz fiir Cisleithanien und Ungarn als Theilc 
dieser gemeinsamen Monarchie, es ist ein Gesetz fiir die Gi- 
- Bttmnitmonarchie. ein gemeinsames ReichsgeKetz, und 
picht ein cisleithanischex Gesetz, 
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Dieses österreichisch-ungarische Gesetz nun, betreifend 
die Verwaltung Bosniens und der Herzegowina, konnte als ein 
constitutionelles Gesetz natürlich nur durch die Volks- 
vertretungskörper Oesterreich-Ungarns und die 
gemeinsame Krone rechtlich erzeugt werden. Es ist der 
gemeinsame Volkswille, der Wille des gemeinsamen österrei- 
chisch-ungarischen Reichsvolkes ^®) , ausgesprochen durch seine 
Vertretung in Betreff dieser Verwaltung der occupirten Pro- 
vinzen, welcher durch die Zustimmung der österreichisch- 
ungarischen Krone, durch die Sanction, Reichsgesetz wird. 

Der Gesetzentwurf über die Verwaltung der 
occupirten Provinzen konnte daher derNatur der 
Sache nach, und gemäss der Ausgleichsgesetz- 
gebung nur dem weiteren Reichstage, eventuell 
der Delegation, und zwar von dem gemeinsamen 
Ministerium vorgelegt werden. Wäre die ebenfalls ge- 
äusserte Anschauung, dass dieser Gesetzentwurf in den Competenz- 
kreis der Delegationen gehöre, durchgedrungen, dann würde er 
dadurch von selbst der einzig competenten gemeinsamen Regie- 
rung zur Vertretung und Verwirklichung überwiesen worden sein. 

Nicht davon also kann der Natur der Sache nach die 
Rede sein, wessen Staates Volksvertretung competent war zur 
Schaffung dieses Gesetzes über eine gemeinsame Angelegenheit, 
ob das Parlament Cisleithaniens , Ungarns oder Oesterreich- 
Ungarns ; es konnte nur die Frage nach der 
Competenz der zwei den österreichisch -ungari- 
schen Volkswillen erzeugenden Organe zur Mit- 



®®) Daher findet sich in dem vom ungarischen Reichstage angenommenen 
Gesetzentwurfe am Schlüsse (§. 6) die Bestimmung: ^Das gegenwärtige Gesetz 
tritt unter der Voraussetzung, dass die demselben entsprechenden Bestimmungen 
in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern Gesetzeskraft 
erhalten und gleichzeitig mit diesem Gesetze kundgemacht werden, mit dem 
Tage seiner Kundmachung in Wirksamkeit." 

Und im deutschen Gesetzestexte dieses Gesetzentwurfes über die Ver- 
waltung Bosniens und der Herzegowina heisst es wieder im §. 6 :. 

„Das gegenwärtige Gesetz tritt unter der Voraussetzung, dass die dem- 
selben entsprechenden Bestimmungen in den Ländern der ungarischen Krone 
Gesetzeskraft erhalten und gleichzeitig mit diesem Gesetze kundgemacht werden, 
mit dem Tage seiner Kundmachung in Wirksamkeit " 
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Wirkung an diesem Reicliögesütze vorliegen. Nielit 
(las konnte (»rörtert werden, welcher Stüat dieses Gesetz 
erzengen solle; es konnte nur höchstens darüber Zweifel ent- 
stehen, welches Organ zur Erzeugung des Volkswillens im 
Keiche OesterreichUngarn nach dem österreichisch-ungarischen 
Staatsrechte competent und berufen sei zur Mitwirkung an 
dem (xesetze, betreffend die Verwaltung Bosniens und der Her- 
zegowina, ob der weitere Reichstag selbst oder sein freier 
Stellsvertreter, die Delegation. Damit ist natürlich auch die 
liedeutung dieses Competenzstreites sehr gesunken gegenüber 
der ausserordentlichen Wichtigkeit, die ihm innewohnte, so 
lange er irriger Weise als ein Competenzstreit der drei 
souveränen Staaten selbst erschien: freilich hat dieser 
Stellvertreter von seinem Vertretenen weder eine Instruction 
anzunehmen noch ihm Rechenschaft abzulegen , er ist ihm 
gegenüber unverantwortlich. 

Sonach ist hier nur nach dem inneren öffentlichen Staats- 
rechte dieser politisch freien österreichisch-ungarischen 
Monarchie noch die staatsrechtliche Frage zu entscheiden: 

War d«r Gesetzentwurf, betreffend die Verwaltung Bos- 
niens und der Herzegowina, von der gemeinsamen Regierung 
dem weiteren Reichstage — „den Vertretungskörpern l)eider 
Reichshälften" — zur verfassungsmässigen Behandlung vorzu- 
legen oder dem Stellvertreter der österreichisch-ungarischen 
Volksvertretung, der Delegation? Und diese staatsrechtliche 
Frage zerfällt wieder in eine a) theoretische und ä) praktische 
l^nterfrage. Die rein theoretische Frage geht dahin: Welchem 
der beiden österreichisch-ungarischen Organe zur Erzeugung des 
Volkswillens war der bosnische Gesetzentwurf nach dem 
österreichisch - ungarischen Staatsrechte zu- 
zuweisen? Die praktische Frage aber lautet: 

AVelchem dieser beiden Volksvertretungsorgane konnte 
gegenwärtig dieser Gesetzentwurf tactisch vorgelegt werden? 

a) Die erste theoretische Unterfrage nun niuss nach dem posi- 
tive»n österreichisch-ungarischen Staatsrechte dahin beantwortet 
werden, dnss dieser aus der Initiative der Regierung hervor- 
gegangene Gesetzentwurf über die Verwaltung Bosniens und 
der Herzegowina dem we iteren Reichstage selbst vor- 
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zulegen war. Freilieh ist in dem Aiiygleiehsgesetze, wie 
erwähnt, keine Bestimmung enthalten, wem diese neue gemein- 
same Angelegenheit, die Verwaltung oeeupirter Provinzen und 
die provisorische Gesetzgebung in denselben zustehe, ob sie vom 
weiteren Reichstage unmittelbar, oder mittelbar durch seinen 
Stellvertreter zu erledigen sei. Bezüglich des Berliner Vertrages 
war eine solche Competenzfrage zwischen weiterem Reichstage 
und Delegation nicht vorhanden, weil die Reichsverfassung 
die Genehmigung österreichisch-ungarischer Staatsverträge — 
insoweit eine solche überhaupt verfassungsmässig nothwendig 
ist — ausdrücklich „den Vertretungskörpern der beiden Reichs- 
hälften" selbst, d. i. dem Vertretungskörper des Reiches, vor- 
behält. 

Dessenungeachtet wird man auch den Gesetzentwurf über 
die Verwaltung der occupirlen Provinzen aus den früher ent- 
wickelten Gründen dem weiteren Reichstage selbst nach der 
Reichsverfassung zuweisen ; eben in der Erwägung, dass die in 
den Competenzkreis der Volksvertretung fallenden österreichisch- 
ungarischen Angelegenheiten so lange und in so weit dieser 
Volksvertretung selbst zustehen, als sie nicht durch das Gesetz 
ausdrücklich dem Stellvertreter des Reichsparlamentes, der 
Delegation, zuerkannt werden. Im Ausgleichsgesetze selbst ist 
sogar der grössere Theil der gemeinsamen Angelegenheiten dem 
weiteren Reichstage selbst vorbehalten; so fallen die österrei- 
chisch-ungarische Quote, die Aufnahme eines gemeinsamen 
Darlehens, die Genehmigung der Staatsverträge, die österrei- 
chisch-ungarischeBank, die Mitwirkung bei derAbdankung seitens 
der gemeinsamen Krone, die Abänderung der Reichsverfassung 
(des Ausgleichsgesetzes) etc. in die unmittelbare Competenz des 
weiteren Reichstages selbst. In den Competenzkreis seines Stell- 
vertreters gehören nur „das gemeinsame Budget" und die Controle 
der österreichisch-ungarischen Verwaltung. Es soll hier nicht 
darauf hingewiesen werden, dass das Heeresgesetz — seinem 
Wesen und Inhalte nach ebenfalls ein gemeinsames Gesetz, wenn 
es auch heute formell von den Sonderstaaten erlassen wird — 
ebenfalls unter Mitwirkung des weiteren Reichstages zu Stande 
kommen muss. 

Ausserdem werden die in den Competenzkreis der Dele- 



gatiuii t'ullemifii gfiiieinsiinK'n AiigrlL'g<.'iilii.'iteii Vuli diT Roit-Iis- 
, vcrfaiising tyxttiv EiufgezUlilt, wälireiul priiicipidi „ilae tiesetz- 
gtbnngsreeht, insoweit es sich um die gemeinsamen Ängelegen- 
I heiten handelt, den Vertretungakörpem beider Reichshälf'ten 
t (dem Reiehsrathe und ungarischen ßeichstage)" zuerkannt ist. 
Auch ist es die Wichtigkeit dieser gemeinsamen Ange- 
tlegeiiheit — der Verwaltung Bosniens und der Herzegowina ^ 
J-welehe für deren Zuweisung an den weiteren Reichstag selbst, 
Isn die Vertretungskörper der beiden Reichshälften, spricht. 
I Südlich liegt auch ein Präjudiz vor, wem, dem weiteren Keichs- 
I tage oder der Delegation, eine neue in dem Ausgleichsgesetze 
i nicht aufgeführte gemeinsame Angelegenheit zur parlamentari- 
schen Behandlung zustehe — die Zuweisung der österreichisch - 
ungarischen ßank in die Competenz der Vertretungskörper der 
Reichs half ten. Denn nachdem die Sonderstaaten sich durch Ver- 
I tr»g verpflichtet hatten, für zehn Jahre auf die Errichtung einer 
L Belbstständigen Bank zu verzichten, unter der Bedingung, dass 
das R«ith Eine gemeinsame Bank errichte, wies das Reich die 
Mitwirkung an der fiesetzgehung über seine, die Österreichiach- 
ungariache Bank — dem weiteren Reichstage selbst zu. 

Gegen die Zuweisung des bosnischen Gesetzentwurfes 
, in die unmittelbare Competenz des weiteren Reichstages selbst 
rkann auch nicht der fi. 13 des deutschen Ausgleichsgesetzes 
i geltend gemacht werden , welcher erklärt, dass „ alle Gegen- 
[ stände, welche die gemeinsamen Angelegenheiten betrefFeu", 
\ in den Wirkungskreis der Delegationen gehören. Denn ohne 
f Zweifel versteht — wie früher erörtert wurde — dieser §. l'A 
L unter den .gemeinsamen Angelegenheiten" nur die in diesem 
fGe^tze — §.1 — ansdrücklich als gemeinsam erklärten 
I Angelegenheiten, nämlich „auswärtige Angelegenheiten, KriegM- 
tweaen und Finanzwesen". Und auch bezüglich dieser taxativ 
filier aufgezählten gemeinsamen Angelegenheiten fallen viele 
[•Gegenstände, welche die gemeinsamen Angelegenheiten be- 
l treffen", nach dem deutschen Ausgleichwgesctze selbst nicht in 
I den Wirkungskreis der Delegationen , sondern in den des 
I ■weiteren Reichstages. 

Dem S- 13 kann sonach nicht die Bedeutung und der 
[Sinn zuerkannt werden, das« er „alle gemeinsamen Angelegen- 
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heiten" notliwendig und aiiönaliin«los in den Competenzkreis 
der Delegationen verweise. Auch er enthält keine Bestimmung, 
welchem Vertretungskörper neue, durch das Leben der gemein- 
samen Monarchie entstehende, nicht im Ausgleichsgesetze ent- 
haltene und aufgezählte gemeinsame Angelegenheiten zu- 
zuweisen seien. 

Bei dem Mangel einer directen Bestimmung des Gesetzes 
darüber, ob neue gemeinsame Angelegenheiten, bezüglich welcher 
der Volksvertretung eine Ingerenz zusteht, den Vertretungs- 
körpern der Reichshälften selbst, oder ihrem Stellvertreter 
zukommen, wird man sich daher sowohl nach der Natur 
des Verhältnisses der Stellvertretung, als gemäss des gemein- 
samen Verfassungsrechtes, d. i. nach der allgemeinen Tendenz 
des Ausgleichsgesetzes und namentlich auch mit Rücksicht 
auf die diesbezüglich genauer sprechenden ungarischen Ge- 
setzesbestimmungen (§. 37, 38, 43) für die Competenz des 
weiteren Reichstages selbst zur parlamentari- 
schen Behandlung des Gesetzentwurfes; be- 
treffend die Verwaltung Bosniens und der Herze- 
gowina, entscheiden müssen. 

Was aber dann die 

h) praktische Frage anlangt, welchem dieser beiden 
zur Erzeugung des gemeinsamen (österreichisch - ungarischen) 
Volkswillens rechtlich bestehenden Organe der Gesetz- 
entwurf über die Verwaltung der occupirten Provinzen gegen- 
wärtig factisch zugewiesen werden konnte, so geht die 
Antwort dahin, dass dieser Gesetzentwurf dem zu seiner Be- 
handlung in erster Linie competenten weiteren Reichs- 
tage nicht vorgelegt werden konnte. Denn so un- 
zweifelhaft dieser weitere Reichstag gesetzlich besteht als 
österreichisch -ungarische Volksvertretung, so gewiss ist es, 
dass er thatsächlich bis heute nicht functionirte, ja noch nicht 
einmal in's Bewusstsein getreten und anerkannt ist. 

Da sonach dieser Gesetzentwurf über die Verwaltung 
Bosniens und der Herzegowina dem weiteren Reichstage vom 
gemeinsamen Ministerium aus praktischen Gründen nicht vor- 
gelegt werden konnte, ergibt sich nur Eines: Soll die Ver- 
waltung und Gesetzgebung Oesterreich-Ungarns in den occu- 



pirten Provinzen überhaupt eine (vmstitiifinnelle und iiidit eine 
abeolute sein, so oiuss, bo lange nicht der weitere Reichstag 
seihst factiach functionirt , dessen Stellvertreter — 
die Delegation — herangezogen werden zur 
Mitwirkung an der Gesetzgebung fürBosnien und 
die Herzegowina. Dieser Gesetzentwurf über die 
Verwaltung in den nin'U pirte n Provinzen musste 
und konnte gegenwärtig daher nur der gemein- 
samen Delegation vorgelegt werden als dem 
einzigen österreichisch - ungariaehen Volks Vertretungsorgane, 
welches rechtlich besteht und auch gegenwärtig wirklich 
fnnctionirt, d. h den gemeinsamen Volkswiltena äussert. Und 
diese bosnische Vorlage konnte unisoraehr in den Delegationen 
eingebracht werden, als sich bezüglich dieser gemeinsamen 
Angelegenheit, der Verwaltung der occupirten Provinzen, nicht 
die directe Bestimmung in der Reiehsverfaasung Hndet , dasa 
sie „den Vertretnngskörpem der beiden Reichshältten (seibat) 
vorbehalten" sei; eine Bestiminung , die bezüglich der Öater- 
reiehisch -ungarischen Staatsvertrjlge allerdings Platz greift 
und daher die Vorlage des Berliner Vertrages an die Delegation 

— und dessen Genehmigung durch die Delegation — staat."«- 
rechtlich unmöglich machte. 

So konnte also heute, w^o das gemeinsame Ministerium 
nicht in den Vertretungskörpern der Reichshälften erscheint — 
d.i. indem, einen grossen Theil der österreiehisch-ungarisehen 
Angelegenheiten herathenden und beschliessenden Reichstage 
nnd Reichsrathe — der bosnische Gesetzentwurf 1. nur von 
der gemeinsamen Regierung und 2. nur in den Delegationen 
eingebracht werden, als demjenigen Yolkavertretungaorgane^ 
wficliem das gemeinsame Ministerium auch bezüglich der Vt 
waltung Bosniens und der Herzegowina verantwortlieh ist. 

Es bedarf hier wühl kaum der Erwähnung, dasa die Ein- 
bringung der liosnisclien VerwaltungsvorUge vun den beiden 
Sonderregierungen in den Staatsparlamenten Cialei thaniens 
und Ungarns nicht nur eine Verletzung der Reicliaverfassung 

— wenn auch linrnt ßdi- — ist . sondern daas dieser Vorgang 
und die Belnindliing diewes (xeaetzeutwurfea durch die Parla- 
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lieh ist. Konnten aber die beiden Staaten Cisleithanien und 
Ungarn nicht je ein Sonderstaatsgesetz mit identischem Inhalte 
über die Verwaltung der occupirten Provinzen erlassen, so 
konnten sie auch natürlich nicht ein solches cisleithanisches 
und ungarisches Gesetz publiciren. Daher ist diese parlamen- 
tarische Action rücksichtlich der bosnischen Verwaltungs- 
vorlage, deren Berathung und Annahme durch die selbststän- 
digen Staatsparlamente staatsrechtlich wieder völlig 
irrelevant und gänzlich wirkungslos; desgleichen die 
Publication dieses Gesetzes unter Contrasignatur des cis- 
leithanischen und ungarischen Staatsministeriums. Und auch 
seinem Inhalte nach bestimmt dieser Gesetzentwurf staats- 
rechtlich Unmögliches , wenn er z. B. in §. 3 festsetzt , dass 
finanzielle Leistungen der Monarchie für bleibende Investitionen 
in Bosnien und der Herzegowina nur auf Grund überein- 
stimmender königlich ungarischer und kaiserlich cisleithanischer 
Gesetze erfolgen dürfen ! Der österreichisch-ungarische Staats- 
wille des Inhaltes, bestimmte Geldsummen zur Anlage von 
Eisenbahnen, öffentlichen Bauten etc. in den occupirten Pro- 
vinzen zu bewilligen, soll durch das cisleithanische Parlament 
und das Parlament des Staates Ungarn erzeugt werden unter 
Mitwirkung des Staatsoberhauptes von Cisleithanien und des 
Trägers der Krone des heiligen ."tephan! Es ist eine Unmög- 
lichkeit, wenn nach §. 3 „finanzielle Leistungen'* seitens des 
Keiches für bleibende Investitionen in den occupirten 
Provinzen „nur auf Grund von in beiden Theilen (d. i. hier 
Staaten) der Monarchie übereinstimmend zu Stande gekommenen 
Gesetzen gewährt werden dürfen"; wenn der §. 4 die Zoll- 
einrichtungen, indirecten Abgaben, das Münzwesen etc. in den 
occnpirten Provinzen analog den Angelegenheiten d«^ s §. 2 des 
deutschen Ausgleichsgesetzes (G. A. XII, §. 12, IJ^, 59 — 68) 
in der Weise gesetzlich regeln und durch die Sonderstaaten 
verwalten will, dass bezüglich dieser siaatliehen Angelegen- 
heiten durch identische Gesetze der beiden Sonder- 
Staaten (§.3) „die Grundsätze festzustellen sind (§. 4) nach 
welchen 1. die Zolleinrichtungen, 2. diejenigen indirecten Ab- 
gaben, welche in beiden Theilen der Monarchie nach verein- 
barten gleichartigen Gesetzen gehandhabt werden, 3. das Münz- 



Biisnien und der Herzogowina geregelt iinil ver- 
waltet werde» sollen". Denn ilie bosiiiaulien Angelegenlieiten 
sind, wie eben gezeigt, gemeinsame, iJBterreicIiisfh-ungaiische 
Angelegenheiten, die dort gebauten Bahnen gemeinsame Balmen. 
Die Angelegenheiten des §. 2 des AusgleielisgesetKes aber sind — 
mit Ausnahme der FestBtellung des Wehrsystems — keine 
gemeinnamen, sondern Einzel Staatsangelegenheiten ; aller- 
dings wird die Gemein8H.mkeit der auswärtigen 
Angelegenheiten, also auch der wirthschaftlichen Bezie- 
hungen der öeterreichisch ungarischen Monarchie zu den anderen 
Staaten , die beiden Sonderstaaten zur identischen 
Gesetzgebung auf diesen Gebieten nöthigen. Wie 
sollte sonst ein Zoll- oder Handelsvertrag mit einem anderen 
Staate geschlossen werden? 

Aber die Gesetzgebung für die staatlichen Angelegen- 
heiten des g. 2 steht deshalb doch den Sonderstaateu zu; sie 
verpflichten sich nur durch einen Vertrag, diese ADgelegen- 
beiten in übereinstimmender W«ise in Gesetz und Verordnung 
zu regeln. 

Und wie das Gesetz über die Verwaltung Bosniens und 
der Herzegowina zum grossen Theile einen staatsrechtlich un- 
richtigen und unmöglichen Inhalt hat, so ist auch der Bericht 
des Verfassungsausschnases nicht frei von ataatsbegriff- 
lieh und staatsrechtlich Unmöglichem und Unrichtigemi Die 
Hauptfrage, auf deren Beantwortung Alles ankam und mit deren 
richtiger Eni Scheidung die „Keihe der Schwierigkeiten' von selbst 
verschwindet, die principielle Frage, die nun einmal, merk- 
würdig genug, in Oesterreich -Ungarn aufgeworfen war — ob die 
Verwaltung der occupirten Provinzen eine gemeinsame (österrei- 
chisch-ungarische) Reichsaiigelegenheit sei, oder aber Angele- 
genheit eines oder beider Einzelstaaten Cisleithanien imd Ungarn 
— entscheidet der Bericht nicht", erweicht dieser Entscheidung 
aus. Soweit eine solche principielle Entscheidung — welchem von 
den Staaten Oesterreich-Ungarn, Cisleithanien und Ungarn die 
Verwaltung der occupirten Provinzen zukomme — aus dem Be- 
richte zu entnehmen ist, scheint ^lieae dahin xu gehen, d a a s die 
bosnische Angel egen hei t sowohl eine gemeinsanie, 
als eine Ki ii zc U t a a ts :i ii g .■ 1 cgcn h c i t H.-i. „Pi^ bos- 
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niscbe Verwaltungsaufgabe" — heisst es S. 2 des Berichtes — 
„welche die Monaveliie auf sich genominen hat, ist aber eine 
so bedeutende sowohl in politischer als in finanzieller Bezie- 
hung, dass auch die beiderseitigen Regierungen, welche ja die 
lebendigeren Träger der Staatsgewalt (welcher?) sind, ihr 
gegenüber nicht indifferent bleiben und sie ausschliesslich der 
gemeinsamen Regierung überlassen können". 

Oder es liegt dem Berichte die Anschauung zu Grunde, 
dass die bosnische Angelegenheit in den Compe- 
tenzkreis der beiden souveränen Einzelstaaten 
Ungarn und Cisleithanien falle; denn sonst könnte 
nicht wieder durch die gesetzgebenden Gewalten dieser Sonder- 
staaten die gesetzliche Regelung dieser gemeinsamen Angelegen- 
heit versucht und angestrebt werden. Ferners soll durch „das 
Gesetz (nämlich des Staates Cisleithanien), welches die 
organischen Bestimmungen über die Beziehung der bosnischen 
Verwaltung zur Monarchie (zu welcher, zur cisleithanischen 
oder zur österreichisch ungarischen ?) enthält" — „der Kreis 
der gemeinsamen Angelegenheiten erweitert" (das könnte aber 
ja nun durch Vertrag zwischen dem Reiche und dem Ein- 
zelstaate geschehen), „dann die diesseitige Regierung zu einer 
ihr bisher nicht zustehenden Aufgabe berufen" werden. In 
dem ganzen Berichte herrscht der Gedanke, dass es in der 
Macht und in dem Belieben des cisleithanischen 
Parlamentes, respective des Staates Cisleithanien liege, die 
Verwaltung der occupirten Provinzen dem gemeinsamen Mini- 
sterium, oder dem Ministerium des Einzelstaates oder gar 
beiden gesetzlich zuzuweisen. 

Es ist aber unmöglich, dass eine durch Action des Ge- 
sammtstaates entstehende öffentliche Reichsangelegenheit erst 
durch den Willen — d.h. durch die Gesetze — der 
S n d e r s t a a t e n zu einer solchen gemeinsamen Reich s- 
angelegenheit gemacht werde, dass daher dieses unga- 
rische und cisleithanische Gesetz „den Kreis der gemeinsamen 
Angelegenheiten erweitert" (S. 2); es ist unmöglich, dass die 
Regiei'ungen der Sonderstaaten als solche in derselben staats- 
rechtlichen Eigenschaft im Bundesstaate wieder Reichsorgane 
seien und bei der Reichsgesetzgebung und in der Ver- 



305 

I ■wattung Her Reiphaangeleffenheitpn mitwirken , nder tiass 
[ We gar die „leltentligeren Träger""') der Reiehsstaat^gewalt 
[ Torsteilen, und daher diirct daa bosniBche Verwaltmiga- 
l-^gesetz Cisleitbaniens „die diesseitige Regierung za einer ihr 
l^islier nicht zustehenden Aufgabe berufen" werde. Ea ist 
■unmöglich, dass im Bundesstaate die Reichsgewalt in die Sonder- 
staatsgewalten aufgetheilt sei, dass daher ptrotz Dualismus 
und der damit zusammenhängenden Theihmg der Regierungs- 
gewalt das Staatsinteresse und die Einheit des obersten Regie- 
tmngsfactors in Fällen , wo eine grosse Regierungsaetion die 
Vonarehie als Ganzes ergreift, das Zusammenwirken aller ihrer 
JOrgane" (worunter hier auch die Organe der Sonderstaaten 
•') Der Bericht sagt (Seite 2) : „Die boaniaclie Verwaltungsaufgalje, welohe 
^4ie HoDarchje anf sich geuomioeD hat, ist aber eine so bedeutende, sowohl in 
politischer als in flnanEieller Beziehang, dass auch Jie lielderaeitigen Reg^ernngeii, 
welche ja die lebendigeren Trager der Staatsgewalt sind, ihr 
gesenüber nicht indilTereut bleiben nnd sie unasublieeslich der gemeinsamen 
Begierung überlassen künnen. Trotz Dualisniaa nnd der damit ensammen- 

»llängenden Theilnng der Regie rangsge Walt verlangt das Staats- 
ifatBresne nnd die Einheit des obersten Regierungeractors in Fällen, 
iro eine grosse Begientcgaactlou die Monarchie als Ganzes ergreift, das Znsammen- 
wlrken aller ihrer Organe " 

Von welcher „Staatsgewalt", von welcher „Begiemngsgewalt" ist hier 
die Rede? Von welcher .Monarchie"? Entweder ist von der „iJBterreichisch- 
nngarischea Uonarchie" die Sprache, nnd iiau.n ist nach dem Berichte die gemein- 
ume RegieniDg ein „Träger der Staatsgewalt", und zwar der woniger active, 
„ weniger lebendige", und dann erscheinen — nnrichtiger Weise — ilie Einxel- 



nfalle 



elbe 



«his 



arischen Staatsgewalt", und zwar als „die lebendigeren 

I ^Hger". Sonach wären alle drei RegiemDgen Orgaue dar gemeinsamen Uonarchie, 

f klle „gemeinsame Beglenmgen"? Aosserdem sind die gRegierungeti*, d, i. die 

G«Hunimtniiuisterien, keineTräger der Staatsgewalt, sondern Träger der 

Staatsgewalt ist der Soaverän. 

Oder aber es wird hier unter der „Hnnarchie" die cisleilhnnisrhe Unnarchie 
verstanden — was nicht der Fall zn sein scheint — nnd dann würde dadurch 
das gemeinsam« HInisterium auch ein „Träger der ctBleithanischen Staatsgewalt" 
nnd Ewar der „weniger lebendige Träger" dieser Staategewalt. 

Dod welche „Begiemngsgewalt" ist tlnreh den Dualismus gelheilt? Wer 
i>t „dar oberste Regterungsfactor". dessen „Kiuheit in Küllen. wo eine grosse 
Begiemngsat'tion die Hunarehie als Ganzes ergreift, ilns Znsammen wirken aller 
Ihrer Organe verlangt"? Ist dieser „oborsle Regierangsfactor" das Reichs- 
■injeteriam? Oder der gemeinsame HonarchV Dk Üstcrreiehiiidi - ungariHclie 
[' irene ? 

R. nantsohcr. l). Bundesstaat Oegterrelch Ungarn. 20 
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verstanden werden) verlange. Denn darin besteht das Wesen 
des Dualismus, dass zwei souveräne Sonderstaaten für je einen 
bestimmten Competenzkreis existiren, und dass dann die diese 
Staaten bewohnenden Menschen und deren Land für das Gebiet 
der gemeinsamen Angelegenheiten Einen Staat bilden, der nur 
Ein politisches Staatsvolk und E i n einheitliches Staatsgebiet 
enthält und enthalten kann ; das ist das Wesen des Dualismus. 
Und es ist nach dem positiven österreichisch-ungarischen ßeichs- 
rechte unrichtig, dass ein „getheiltes Budgetrecht der Delega- 
tionen und der beiden Legislativen" bestehe. Die Delegationen 
allein erzeugen den gemeinsamen Volkswillen in BetreiF der 
Geldbewilligung für den gemeinsamen österreichisch-ungarischen 
Staatshaushalt, und dieser Volkswille wird durch die Sanction 
des österreichisch-ungarischen Kaisers Eeichsfinanzgesetz. Der 
Bericht des Verfassungsausschusses aber enthält die An- 
schauung, dass sowohl die österreichisch-ungarische Delegation, 
als auch die Parlamente der Sonderstaaten ein Geldbewilli- 
gungsrecht für die gemeinsamen Angelegenheiten 
haben; er sucht nach Gründen und führt solche an, wonach 
dieses Bewilligungsrecht für einen bestimmten Theil der Kosten 
der gemeinsamen Angelegenheiten in den occupirten Provinzen — 
nämlich für die bleibenden Investitionen — eben den Sonderstaats- 
parlamenten durch dieses „Constitutivgesetz" eingeräumt werden 
solle. Es ist ferner gegen die Natur des Staates und gegen den 
Sinn und Wortlaut der Reichsverfassung, dass die S on-d er- 
st aatsregierungen die gemeinsamen Angelegenheiten ver- 
walten und die Sonder Staatsparlamente, Reich srath und 
Reichstag, mitwirken an der Gesetzgebung für gemeinsame 
Angelegenheiten — daher hier für das durch die Monarchie 
occupirte Gebiet; dass somit nach dem neuen mit dem 
Geiste der Reichsverfassung harmonirenden Gesetze „auf dessen 
Verwaltung auch die beiderseitigen Regierungen und auf dessen 
Gesetzgebung nach §. 4 des Entwurfes theilweise auch die dies- 
seitigen Legislativen Einfluss nehmen". Es ist staatsbegrifflich 
und nach österreichisch-ungarischem Staatsrechte unmöglich, 
dass die Sonderregierung als solche gemeinsame Ange- 
legenheiten verwalte und hiefür — namentlich für die hiezu 
nöthigen und verwendeten Geldsummen — wieder dem Sonder- 
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Parlamente verantwortlieh sei, dass also „die diesseitige Regie- 
rung, welche bei den vorausgängigen Berathnngen mit dem 
gemeinsamen Ministerium solchen (duiiemden) Anlagen zuge- 
atimmt hat, nach Aussen hin. für diesen Act auch die ihr 
dafür zukommende Verantwortung übernehme und dies nur 
thun könne, indem sie eine solche Creditfordernng vor ihrem 
constitutionellen GeldbewilligungakÖrper vertritt, und das ist 
für die diesseitige Regierung der Reichsrath" (S. 5). 

Denn die Son der regier tingen haben der gemeinsamen Re- 
gierung Nichts zu bewilligen, sondern nur die Delegation. Für 
die Verwendung aber der bewilligten gemeinsamen Gelder 
haftet einzig und allein das gemeinsame Ministerium. 

Und nat*h der Reichsverfassung ist „Ein gemeinsames 
Ministerium errichtet für die Gegenstände, welche als in der 
That gemeinsam, weder unter die gesonderte Regierung der 
Länder der ungarischen Krone, noch der übrigen Länder Seiner 
Majestät gehören". Und „verantwortlich wird ein jedes Mit- 
glied dieses Ministeriums bezüglich alles dessen sein, was in 
sein Bereich gehört, verantwortlich wirtl aber auch das ganze 
Ministerium gemeinschaftlich bezüglich jener amtlichen Ver- 
fügungen sein, welche es gemeinschaftlich festgestellt hat". 
Und §. 5 des deutschen Textes sagt: „Die Verwaltung der 
gemeinsamen Angelegenheiten wird durch ein gemeinsames ver- 
antwortliches Ministerium besorgt," 

Auch §. 41 des G. A. XU sagt noch insbesondere: „Der 
gemeinsame Finanzminister vrird für die Verwendung der über- 
nommenen Summe zu den bestimmten Zwecken verantwortlich 
sein, wobei es selbstverständlich ist, dass derjenige, welcher 
mit diesen Summen gebahrt, zu. genauer Rechnungslegung ver- 
pflichtet sein wird." 

Das Äuögleichagesetz — und zwar der ungarische Text 
allein, dessen Bestimmungen hier aber allerdings tiir beide 
Hälften Gesetz sind — räumt nun allerdings im §, 4U „den beiden 
besonderen verantwortlichen Ministerien" eine gewisse „HinQuss- 
nahme" gegenüber dem geraeinsamen Ministerium ein, und zwa 
bezüglich der „Ausarbeitung des gemeinsamen Budgets".**) 

") r;. A. Xn, §. 40: „Die Festetellune iles gemeiuuimea ItiidgeU wbj 
deu jklirlioh wiwlerkehraDden wichtigsten Thoil der Anfgatw ilieser Dole||;i)tioi 
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Auch hier kann aber nur von einer informirenden und 
berathenden Thätigkeit der Einzelstaatsministerien in dem 
oben angegebenen Sinne gegenüber dem Reichsministerium die 
Rede sein. Es ist selbstverständlich, dass die Sonderstaats- 
ministerien nicht etwa auf den gemeinsamen (österreichisch- 
ungarischen) Staatshaushalt selbst, etwa auf die Höhe des- 
selben oder einzelner Titel etc. Einfluss nehmen können. Und 
auch hier kann von einer Verantwortung der Sonderministerien 
gegenüber dem Reichsrathe für das gemeinsame Budget, 
welches das österreichisch - ungarische verantwortliche Mini- 
sterium den Delegationen vorlegt, nicht die Rede sein. Das 
Ministerium kann dem Reichsrathe höchstens dafür , verantwort- 
lich sein, dass es das Interesse des Staates Cisleithanien bei 
der Reichsregierung diesbezüglich zur Sprache gebracht habe. 

Es ist also im Ausgleichsgesetze keineswegs eine theil- 
weise Verwaltung der gemeinsamen Angelegenheiten durch die 
Sonderministerien, und etwa wieder eine Verantwortung der 
Sonderministerien für ihre Verwaltung der gemeinsamen An- 
gelegenheiten gegenüber den Staatsparlamenten der Sonder- 
staaten constituirt. 

Staatsbegrifflich unmöglich und vollkommen unrichtig nach 
dem positiven österreichisch - ungarischen Staatsrechte ist es 
ferner, wenn der Bericht des Verfassungsausschusses die Ent- 
scheidung über die Aufnahme eines gemeinsamen Anlehens „den 
beiden Legislativen" (S. 5) der Sonderstaaten zuerkennt, wenn 
er in den Delegationen „die Eorm für die Theilnahme der Re- 
präsentative (des Sonderstaates) an der Verwaltung gemeinsamer 
Angelegenheiten "* erblickt (S. 5), wenn er „eine Zweitheilung 
des Budgetrechtes" (S. 4) für die gemeinsamen Angelegenheiten, 
desgleichen „einen Gegensatz zwischen Delegation und Reichs- 



bilden. Dieses Budget, welches sich blos auf jene Ausgaben erstrecken darf 
die in der gegenwärtigen Feststellung als gemeinsam bezeichnet sind, wird das 
gemeinsame Ministerium mit Einflussnahme der beiden besonderen verantwort- 
lichen Ministerien ausarbeiten und so jeder Delegation gesondert vorlegen. Die 
Delegationen werden es nach dem oben beschriebenen Modus berathen und ihre 
Bemerkungen einander schriftlich mittheilen ; über die Punkte, in Betreff welcher 
ihre Ansichten sich nicht vereinigen würden, entscheiden sie durch Abstimmung 
in gemeinschaftlicher Sitzung." 



I 
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rath" (als Staatsparlament) behauptet (S. 5), fernera die Delega- 
^nen als zwei „Körper" erklärt (S. 5); und ea ist endlich die 
Behauptung eine positiv staatarechtlieh unrichtige (S. 6) , dasa 
„die materielle Gtesetügebung über Civil-, Criminal recht und Ver- 
waltungseinricbtungen in jenen Ländern dem Kaiser zustehe, als 
dem Träger der factischenStaatahobeit", ausser ea wird unter dem 
Kaiser der gemeinsame, österreichisch-ungarische 
Kaiser, und nicht das eis lei t ha niacbe Staatsoberhaupt 
verstanden. Und so enthält der Bericht des Verfassiingsaus- 
schu!«ses alle die grossen staatsbegrifFl leben und staatsrechtlichen 
Irrthümer, welche über das österreicbisch-ungariscbe Staaterecht 
so vielfach in der öffentlichen Meinung existiren. Dadurch werden 
alle Competenzen, sowohl des Bundesstaates Oesterreich-Ungam, 
als der Sonderstaaten vermischt und verwirrt; die gemein- 
samen Angelegenheiten wie die Einzelstaatsangelegenheiten 
werden als die Öffentlichen Angelegenheiten desselben Staates 
aufgefasöt, die gemeinsamen (österreichisch-ungarischen) Reichs- 
organe — gemeinsamer Keichstag und gemeinsames Ministerium 
' — werden mit den Organen der Sonderstaaten — Einzel- 
Btaatsparlamenten und deren Regierungen — verwechselt und 
nicht als Organe verachiedenerStaaten erkannt etc. 

Und so wurde allerdings durch die bosnische Angelegenheit 
die Verfassung verletzt; aber diese Verfassungsvcrletzung 
traf nicht, wie man behauptete und fürchtete, die Verfassun- 
gen der süuveränenEinzel Staaten; eine Verfassungsver- 
letzung erfolgte nicht dnrchdle Zuweisung dieses Gresetzentwurfes 
über die Verwaltung der occupirten Provinzen an die Delega- 
tionen; ja die Ansgl eichsgesetzgebung und Reichs- 
Verfassung wäre unverletzt geblieben, wenn zur 
Schaffune; dieses gemeinsamen Gesetzes über die provisorische 
Gesetzgebung und Verwaltung Oesterreich-Üngarns in Bosnien 
und der Herzegowina die Delegation mitgewirkt hätte und ver- 
fassungsmässig hiezu berufen worden wäre. 

Nicht die Verfassung der Sonderstaaten wurde 
alterirt durch dieses bosnische Gesetz, sondern die Reichs- 
verfasaang worde, wenn auch nicht ma/a /i/e — schwer 
verletzt. 

Denn diese identischen Gesetze in Ungarn und Cislei- 
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thanien sind ein weiterer Versuch, die Reichsangelegenheiten 
dem Reiche zu entzieheli, und sie den souveränen Sonder- 
staaten zuzuweisen. 

Diese Ordnung der bosnischen Verwaltungsfrage wäre, 
wenn sie in der -Praxis durchgeführt werden könnte, eine neue 
schwere Verletzung der österreichisch-ungarischen Monarchie, 
eine Vergewaltigung des Reichsstaatsrechtes durch die Sonder- 
staaten. Wieder wäre dem Reiche entzogen, was nach der 
Natur der Dinge und gemäss des positiven Staatsrechtes des 
Reiches ist. Thatsächlich und rechtlich ist es natürlich un- 
möglich, dass die Sonderstaatsparlamente und deren Regie- 
rungen in dieser staatsrechtlichen Eigenschaft an 
der provisorischen G-esetzgebung und Verwaltung in Bosnien 
und der Herzegowina mitwirken. 

Sonach erhellt als Resultat der staatsrechtlichen Be- 
trachtung der Regierungsvorlage über die Verwaltung Bosniens 
und der Herzegowina: 

1. Die Verwaltung der von der österreichisch-ungarischen 
Monarchie occupirten Provinzen ist eine österreichisch-unga- 
rische, eine (mit Rücksicht auf die beiden Reichsprovinzen 
Cisleithanien und Ungarn) gemeinsame Angelegenheit. 

2. Es ist daher eine staatsbegrifFliche und staatsrechtliche 
Unmöglichkeit, dass etwa die souveränen Einzelstaaten Ungarn 
und Cisleithanien Gesetze identischen Inhaltes über die Ver- 
waltung der occupirten Provinzen seitens des Reiches 
schaffen. Solche cisleithanische und ungarische Staatsgesetze 
mit übereinstimmendem Inhalte über die Verwaltung der 
occupirten Provinzen wären daher rechtlich vollkommen 
ungiltig und unwirksam. 

3. Insoferne diese Provinzen nicht rücksichtlich aller 
Gebiete des staatlichen Lebens absolut regiert und verwaltet 
werden sollen, insoweit diese Verwaltung der fremden Provinzen 
— z. B. auf wirthschaftlichem Gebiete — durch den constitu- 
tionellen österreichisch - ungarischen Reichswillen und die 
verfassungsmässige Verordnung erfolgen soll, können zur 
Mitwirkung an der provisorischen Gesetzgebung durch das 
Reich und zur Controle der Reichsverwaltung nur die öster- 
reichisch-ungarischen Reichs Volks Vertretungsorgane — weiterer 
Reichstag und Ddlegation — herangezogen werden. 
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4. Das cisleithanische Gesetz vom 22. Februar 1 880 und 
der ungarische Gesetzartikel VI vom Jahre 1880 betreffend 
die durch den Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 an Oesterreich- 
Ungarn übertragene Verwaltung Bosniens und der Herze- 
gowina sind nur dann rechtskräftige und rechts- 
wirksame Gesetze, wenn sie als das in deutscher 
und ungarischer Sprache ersciienene österrei- 
chisch-ungarische Reichsgesetz in Betreff der 
Verwaltung dieser occupirten Provinzen durch 
das österreichisch-ungarische Reich betrachtet 
werden; d. h., wenn supponirt wird, dass dieses Gesetz vom 
weiteren Reichstage unter Mitwirkung der das gemein- 
same Ministerium vertretenden Einzelstaatsministerien (also 
von diesen als Reichsorganen) geschaffen, und von der 
kaiserlichen und königlichen (gemeinsamen) österreichisch- 
ungarischen Krone sanctionirt wurde. 

5. Dieses Gesetz über die Verwaltung Bosniens und der 
Herzegowina ist nur dann für die Oesterreicher-Ungarn 
gesetzlich publicirt, wenn ebenfalls angenommen wird, 
dass die allein — ohne das gemeinsame Ministerium — 
contrasignirten Sonderstaatsministerien wieder als Reichs- 
organe — in Stellvertretung des gemeinsamen Ministeriums 
— erscheinen, und dass das Reich sich zur Publication seines 
Gesetzes in seinen beiden Provinzen der Gesetzblätter und 
Amtsblätter, die zugleich auch Gesetzblätter und Amtsblätter 
der souveränen Sonderstaaten sind, bedient habe. 



C. Oesterreich-TJngarn — der monarchische 

Bundesstaat in Europa. 

Der monarchische Bundesstaat Oesterreich-Ungarn besteht 
nicht nur völkerrechtlich, sondern auch staatsrechtlich. Gäbe 
es nicht eine die Bewohner diesseits wie jenseits der Leitha 
zu einem Staate zusammenfassende , eine ihnen gemeinsame 
Monarchie, wie könnte diese nicht existirende österreichisch- 
ungarische Monarchie gegenüber den anderen Staaten in die 
Erscheinung treten als eine wollende und handelnde Einheit? 
Wie könnten Cisleithanien und Transleithanien , wären sie 
nicht eine Einheit, ein Staat auf dem Gebiete und für den 
Kreis der gemeinsamen Angelegenheiten, den auswärtigen 
Mächten als „ österreichisch - ungarisches Reich " erscheinen ? 
Wenn die Bewohner Ungarns und Cisleithaniens bezüglich 
der gemeinsamen, österreichisch - ungarischen öffentlichen An- 
gelegenheiten in Verbindung mit der gemeinsamen Krone 
nicht einen einheitlichen Reichswillen erzeugten , wie könnte 
dieser Reichswille gegenüber anderen Staaten ausgesprochen 
werden ? Und wie könnte ein österreichisch-ungarischer Reichs- 
wille, bestünde er nicht, und hätte die österreichisch - 
ungarische Monarchie als souveräne Persönlichkeit nicht die 
Fähigkeit der Verwirklichung dieses ihres Willens (die Hand- 
lungsfähigkeit), besässe sie nicht den für ihr Handeln nöthi- 
gen Organismus, wie könnte dieser österreichisch- ungarische 
Staatswille gegenüber den anderen Staaten verwirklicht werden? 

Gewiss, wenn eine Monarchie, ein Staat gegenüber 
den anderen Staaten nach Aussen existirt, dann existirt 
und lebt er in derselben Ausdehnung und mit demselben Com- 
petenzkreise auch nach Innen für die Staatsange- 
hörigen; sicher ist es unmöglich, die völkerrechtliche 
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Existenz eüiea Staates zu eoneediren und anzuerkennen, die 
staatsrechtliche Existenz aber zu leugnen. Die Trenniuig 
der völkerrechtlichen Existenz von der staatsrechtliehen Existenz 
ist nicht weniger unmöglich , ala die Existenz einea Menschen 
bloss Tür die Außsenwelt, ohne das Vorhandensein alier inneren 
Organe, durch deren Bestand und organische Einheit ja eben 
die Erscheinung dieses Menschen für die Äussenwelt nar 
müglich ist. Ebenso könnte man dann auch die Behauptung 
aufstellen, ein Mensch existire zwar für seine Mitmenschen, 
er lebe, er wolle und handle ihnen gegenüber, aber nach Innen 
exiatire er nicht, es fehlen ihm sämmtliche Organe für dieses 
einheitliche Leben nach Aussen ; oder man könnte ■ — analog 
der Behauptung — die nach Aussen Eine österreichisch- 
ungarische Monarchie sei nach Innen zwei Monarchien, 
eine ungarische und eine cisleit hanische , argumentireu , dieser 
für die Äussenwelt und gegenüber den anderen Menschen Eine 
Mensch bestehe im Innern aus zwei ganz anderen Menschen. 



_^ Aas 



I. Oesterreichisch ungarische Krone und österreichisch-ungarische 
Reichsbiirgerschaft. 

Existirt nun dem Auslände gegenüber eine Österreichisch- 
ungarische Monarchie, ein österreichisch- ungarischer Staat, so 
müssen eben Jiaturnoth wendig alle wesentlichen Glieder, 
alle Organe des monarchischen Staates zunächst dem Auslände 
gegenüber vorhanden sein. Ist ein gemeinsames, ein Gster- 
reichißch- ungarisch es Ministerium des Auswärtigen vorhanden, 
so folgt nach dem organischen Staatsbegriffe, dass auch der- 
jenige Factor existiren musa , der durch das Ministerium des 
AoBwärtigen die ihm originär zustehende Österreichiach-unga- 
:hü Staatsgewalt nach Aussen ausübt. Es muss: 

1 gemeinsames, einheitliches monarchi- 
BchesStaatsoberhaupt factisch vorhanden sein und 
rechtlich anerkannt werden. Es mnss ein österreicldsch- 
ungarischer Monarch gegenüber dem Auslände, und daher eine 
einheitliche österreichisch ungarische Kaiserkrone existiren und 
zugestanden werden. Und ist der Staat die souveräne Einheit 
der ihm angehörenden Menschen, und existirt dem Aus- 
ide gügeuiiber diese österreichiscli-nngarische Monarchie , so 
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ergibt sich daraus mit absoluter Noth wendigkeit die Existenz der- 
jenigen Theile, deren Einheit die Monarchie nach Aussen ist, 
d. h. der Angehörigen an diese gemeinsame Monarchie ; es muss 
daher die Existenz von 

2. Oesterreichisch -Ungar i sehen Staatsbürgern 
gegenüber dem Auslande anerkannt werden. 

Es besteht nothwendig eine österreichisch- 
ungarische Reichsangehörigkeit — bedingt durch 
die Staatsangehörigkeit an einen der beiden Sonderstaaten 
Cisleitlianien oder Ungarn ; es besteht rechtlich, wenn auch 
nur stillschweigend, nicht vom objectiven Rechte ausdrücklich 
ausgesprochen, so doch als eine unvermeidliche Con- 
sequenz des österreichisch-ungarischen Reichs- 
staatsrechtes — ein einheitliches österreichisch- ungarisch es 
Reichsbürgerrecht gegenüber dem Auslande. 

Der ausführliche Nachweis des Bestehens einer öster- 
reichisch-ungarischen Reichskrone aus dem Auagleichsgesetze, 
und der österreichisch-ungarischen Reichsangehörigkeit gegen- 
über dem Auslande aus dem positiven Rechte liegt ausserhalb 
der Grenzen dieser Untersuchungen nach der Competenz der 
Volksvertretung Oesterreich - Ungarns zur Behandlung des 
Berliner Vertrages und der bosnischen Verwaltungsvorlage. 
Nur im Allgemeinen soll hier noch auf die entscheidenden 
Momente hingewiesen werden. 

Der österreichisch-ungaris che Monarch ist ver- 
treten bei den Staaten der Erde, die im völkerrechtlichen Ver- 
kehre stehen , durch die österreichisch - ungarischen Reichs- 
gesandten ; bei dieser einheitlichen österreichisch-ungarischen 
Reichskrone sind die Botschafter und Gesandten der anderen 
Staaten accreditirt ; der österreichisch-ungarische Kaiser schliesst 
die Staatsverträge ab, er erklärt im Namen und als oberstes 
Organ des österreichisch - ungarischen Reiches den Krieg, er 
führt das Reichsheer gegen die Reichsfeinde, der österreichisch- 
ungarische Monarch schliesst den Frieden ab, und es war die 
einheitliche österreichisch-ungarische Krone, welche in Bosnien 
und der Herzegowina mit ihrer Reichsarmee einrückte; diese 
Krone vereinbarte mit der Türkei die Convention vom 21. April 
1879 und es ist diese österreichisch-ungarische Krone, welche 
gegenwärtig durch die Reichsorgane die occupirten Provinzen 
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*■ Bosnien und die Herzegowina verwaltet. Es war der öater- 
mchiBch-ungariijohe Monareh. welcher den bosniaehen Depiitirten 
die Versicliening ertheüte, daas seine Regierung gleiche Gerech- 
tigkeit für alle habe und das Wohl dea Landes unverriickt 
anstreben werde, der sie beanftragte, ihren Mitbürgern daheim 
zu sagen, dasa der „Kaiser" sein Wort halten werde. 
I Desgleichen besteht dem Auslände gegenüber eine 

■einheitliche österreichisch -ung arische Staat a- 
angeliörigkeit. 

Jeder Angehörige der Sonderstaaten Cisleithanien und 
Ungarn erscheint dem Auslände gegenüber als österreichisch- 
ungarischer lleicbsaDgehöriger. 
m Es ist ja die Einheit aller dieser Oesterreicher-Ungam, 

■welche dem Auslande gegenüber durch die österreichiseh-unga- 
*■ rJBche Krone repräsentirt wird. Für die anderen Staaten gibt 
es keine ungarischen, keine cisleithanischen Staatsangehörigen, 
sondern nur gemeinsame, österreichisch-ungarische Reichsange- 
hörige. Diese werden eventuell verletzt von den fremden 
Staaten, diese werden als Reichsangehörige gegenüber den 
fremden Staaten von den Reichsorganen (Botschaftern , Ge- 
sandten, Consnlnl geschützt. Die Soldaten der stehenden Armee, 
der Flotte , erscheinen als solche österreichisch ■ ungarische 
Staatsangehörige gegenüber dem Auslände, und solche Reichs- 
■lÄligehörige sind die Botschafter, Gesandten, Consuln etc. 
fOeste rreich-Ungams. 

Und diese oft bestrittene, aber staatsbegrifflieh und staats- 
rechtlich unmöglich zu bestreitende einheitliche öster- 
reichisch-ungarische Staatsangehörigkeit, sie 
findet auch ihren rechtlichen Ausdruck in öffentlichen 
und amtlichen Documenten, in den Staatsverträgen 
Oesterreich -Ungarns mit anderen Staaten, in Erlässen und 
Gesetzen. Denn die Natur der Dinge erzwingt ihre Anerkennung. 
Ruhig und unangefochten erscheint die österreichisch- 
nngarische Staatsbürgerschaft in den Staats vertrügen, ja Oester- 
reich- Ungarn schliesst besondere Verträge gertule wegen Rege- 
lung dieser österreichisch-nngarischen Staatsbür- 
gerschaf t ab. Diesistz. B. der Fall in dem „Staatsvertrage vom 
20. September 1 870 mit den Vereinigten Staaten von Amerika ") 
'■j UugitriH-liei GewUnrtikul SLIII vom Jtilire 1371 „Über dea mit d«a 
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wegen Regelung der Staatsbürgerschaft der aus der 
österreichisch-ungarischen Monarchie nach den Ver- 
einigten Staaten von Amerika und aus diesen nach Oesterreich- 
Ungarn auswandernden gegenseitigen Staatsangehörigen" 
(R-G.-Bl. 1871, Nr. 74). „Seine Majestät der Kaiser von Oester- 
reich, König von Böhmen etc. und Apostolischer König von 
Ungarn" — heisst es Eingangs des Vertrages — „und der 
Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika, von dem 
Wunsche geleitet^ die Staatsbürgerschaft jener Per- 
sonen zu regeln, welche aus der österreichisch- 
ungarischen Monarchie nach den Vereinigten 
Staaten von Amerika und aus den Vereinigten Staaten 
von Amerika nach den Staatsgebieten der österreichisch-unga- 
rischen Monarchie auswandern, haben beschlossen, über diesen 
Gegenstand in Verhandlung zu treten . . . ." 

So heisst es im Artikel I: 

„Staatsbürger der ö s t er r eic hi s ch - ung a- 
rischen Monarchie, welche sich ununterbrochen durch 
wenigsten 5 Jahre in den Vereinigten Staaten von Amerika 
aufgehalten haben und während dieses Aufenthaltes naturali- 
sirte Bürger der Vereinigten Staaten geworden sind, sollen 
von der Regierung Oesterreich - Ungarns als amerikanische 
Bürger angesehen und als solche behandelt werden." 

Und im Artikel IV: 

„Derjenige, welcher aus dem einen Staate ausge- 
wandert und nach Artikel I als Angehöriger des an- 
deren Staates zu erachten ist, soll bei etwaiger Rückkehr 
in sein früheres Vaterland nicht angehalten werden können, 
in die alte Staatsangehörigkeit einzutreten. Wenn er dieselbe 
mit seinem Willen jedoch wieder erwirbt und auf sein durch 

Vereinigten Staaten von Amerika behufs Regelung der Staatsbürgerschaft der 
auswandernden Individuen unterm 20. September 1870 abgeschlossenen Staats- 
vertrag (Sanctionirt am 10. Juni 1871)". 

„Der zwischen Seiner Majestät dem Kaiser von Oesterreich und Aposto- 
lischen König von Ungarn und den Vereinigten Staaten von Amerika behufs 
Regelung der Staatsbürgerschaft der auswandernden Individuen abgeschlossene 
Staatsvertrag wird hiemit unter die Landesgesetze inarticulirt ** (Folgt der iden- 
tische Text des Vertrages.) 
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Naturalisation erworbenes Staatsbiirgerrecht wieder verzichtet, 
so soll ein solcher Verzicht zulässig und soll für die Aner- 
kennung der Wiedererwerbung des Staatsbürgerrechtes im ur- 
sprünglichen Heimatsstaate eine gewisse Dauer des Aufent- 
haltes in diesem Staate nicht erforderlich sein." 

So z. B. sagt der „Handels- und Schifffahrtsvertrag vom 

27. December 1878 zwischen Oesterreich Ungarn und Italien" ^*}, 
(R. G. Bl. 1878 Nr. 11, im Artikel I: 

„Zwischen den Unterthanen der österreichisch- 
ungarischen Monarchie und des Königreichs Italien wird 
vollständige Handels- und Schifffahrtsfreiheit bestehen;" und 
Artikel III: 

„Die Unterthanen jedes der beiden hohen con- 
trahirenden Theile werden in dem Gebiete des anderen 
von jedem Militärdienste zu Wasser und zu Lande, in der 
regulären Armee, der Miliz oder Nationalgarde befreit sein" etc. 
Desgleichen erscheint diese österreichisch- ungarische Staats- 
angehörigkeit im „Staatsvertrage zwischen der österreichisch- 
ungarischen Monarchie und der Schweiz vom 7. December 1 875 **) 
wegen Regelung der Niederlassungsverhältnisse , Befreiung 
vom Militärdienste und den Militärsteuern, gleichmässiger 
Besteuerung der beiderseitigen Staatsangehörigen 
in dem Gebiete des anderen vertragenden Theiles, 
gegenseitiger unentgeltlicher Verpflegung der mittellosen, er- 

^*) Gesetzartikel I des Jahres 1879 „über den mit Italien am 27. De- 
cember 1878 abgeschlossenen Handels- und Schifffahrtsvertrag (sanctionirt am 

28. Jänner 1879, knndgemacht in beiden Hänsem des Reichstages am 1. Februar 
1879)^ 

^'') Gesetzartikel XII ,jiber die Inarticulimng d« s mit der schweizerischen 
Eidgeno.ssenschaft in Betreff der Niederlassungen am 7. December 1875 abge- 
schlossenen Staatsvertrages (sanctionirt am 7. Mai 1876, kundgemacht in 
beiden Häusern des Reichstages am 12. Mai 1876)*'. 

„Der durch die Bevollmächtigten Seiner kaiserlichen und königlichen 
apostolischen Majestät und der schweizerischen Eidgenosseuächaft wegen Regelung 
der Niederlassungsverhältnisse der Staatsbürger am 7. December 1875 zu 
Bern abgeschlossene Staatsvertrag wird, nachdem derselbe durch den 
Reichstag angenommen und von beiden Theilen auf die übliche Art rutiflcirt 
worden ist, hiemit inarticulirt. 

Der Wortlaut de« Vertrages ist folgender** : (folgt der identische Vor- 
tragstext). 
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krankten oder verunglückten Staatsangehörigen und gegen- 
seitiger und kostenfreier Mittheilung von amtlichen Auszügen 
aus den Geburts-, Trauungs- und Sterberegistern" (R. G. Bl. 
1876, Nr. 70). 

Fortwährend ist in diesem Vertrage die Rede von den 
„Staatsangehörigen des einen der contrahir enden Staaten" etc.; 
so heisst es z. B. im Artikel 8 : 

„In allen Geburts-, Trauungs- und Todesfällen öster- 
reichisch-ungarischer Staatsangehöriger in der 
Schweiz und umgekehrt schweizerischer Staatsangehöriger in 
Oesterreich-Ungarn werden die competenten kirchlichen und 
weltlichen Functionäre die amtlichen Auszüge aus den Kirchen- 
büchern, respective Standesregistem (regütres dfetat civil) ohne 
Verzug und kostenfrei ausfertigen und dieselben in Oesterreich- 
Ungarn an die Gesandtschaft der schweizerischen Eidgenossen- 
schaft in Wien und in der Schweiz an die k. u. k. österrei- 
chisch-ungarische Gesandtschaft in Bern gelangen lassen." 

Ebenso findet sich die ausdrückliche Anerkennung 
einer einheitlichen den Cisleithaniern wie den 
Ungarn gleich zukommenden Staatsangehörigkeit 
gegenüber dem Auslande, d.h. die ausdrückliche Aner- 
kennung einer gemeinsamen österreichisch-unga- 
rischen Reichsangehörigkeit ausgesprochen in dem 
Erlasse des k. k. Justizministeriums vom 28. Jänner 1 877, 
Z. 966, an sämmtliche k. k. Oberlandesgerichte und Oberstaats- 
anwaltschaften : 

„Aus Anlass eines vorgekommenen Falles" — sagt dieser 
Erlass — „wird hiemit in Erinnerung gebracht, dass die öster- 
reichische und ungarische Staatsbürgerschaft, entsprechend der 
international einheitlichen Stellung der österrei- 
chisch-ungarischen Monarchie, wie solche durch das 
Gesetz vom 21. December 1867, Reichsgesetzblatt 146, betref- 
fend die allen Ländern der österreichischen Monarchie gemein- 
samen Angelegenheiten und namentlich durch dessen §. 1 lit. a 
gegeben ist, im Verkehre mit dem Auslande als eine 
einheitliche Staatsangehörigkeit aufzufassen 
sind, und dass daher Angehörige der ungarischen Reichs- 
hälfte, welche ausserhalb der österreichisch - ungarischen 
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Ifonarchie eine strafbare Handhing begangen haben und im Ge- 
[ biete der im Reicherathe vertretenen Läniler betreten werden, nie- 
nals an dasAnsland ausgeliefert werden können. 
I "In derartigen Fällen ist, insofema es sich um ein Verbreelien oder 
^Vergehen handelt, im Sinne der mit dem Justizministerinl- 
erlasse vom i'ß. Mai I87fj, Z, (1742, knndgeraachten Verein- 
barung mit dem künigl. ungarischen Justizministerium das im 
§. 59 Strafprocesaordnting vorgezeichnete Verfahren durch 
Verhandlung mit dem königl. ungarischen Grerichte des Heimata- 
a einzuleiten". 
Und §. 17 des ungarischen Strafgesetzes vom Jahre 1878 
L'lKstimmt: „Ein Angehöriger des anderen Staates 
der Monarchie darf nur der Behörde jenes Staates, dem er 
ingehört, auegeliefert werden." 

Und diese einheitliche öaterreichiach ungarische Krone 

md die einheitliche österreichisch-ungarische Staatsbürgerschaft, 

iaie existiren nicht nur factisch und rechtlich gegenüber dem Au s- 

[Jande, sondern sie bestehen natürlich auch factisch und 

chtlieh gegenüber den eigenen Staatagliedern 

Hnd Staatsorganen; sie existiren nicht nur völkerrech t- 

[lieh, sondern auch staatsrechtlich, und zwar fiir das Gebiet 

der gemeinsamen österreichisch-ungarischen Angelegenheiten. 

Es ist die österreichisch- ungarische Krone, 

}. welche die Glieder des gemeinsamen Verwaltungsorganismus 

I ernennt, die gemeinsamen Reichsminister , alle gemeinsamen 

I Jioheren Beamten, den Präsidenten des gemeinsamen Eechnungs- 

l-hofes, den Gouverneur der gemeinsamen Bank, die beiden Vice- 

I gouverneure , alle Botschafter, Gesandten, Conanln und deren 

JjBeamte; es ist der österreichisch ungarische Monarch, welcher 

lels oberster Kriegsherr den Oljerbefehl führt über die bewalf- 

'nete Macht, welcher alle Offielere der lleichsarmee ernennt; 

ihm geloben alle diese Organe Treue und Gehorsam, und er 

übt die Relehsgewalt durch die verantwortlichen ßeichsminister 

und Beamten aus. Es ist der üsterrelchiach-ungarlache Kaiser, 

I vwelcher das wesentlichste Recht der Krone hat und ausübt, 

Idas Recht der freien Sanction des gemeinsame Volkswillens 

■'Bnd das Recht der Verordnung. 

Der österreichisch-ungarische Kaiser sanctionlrt den ge- 
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meinsamen Volkswillen, die Beschlüsse des weiteren Reichs- 
tages und die Beschlüsse der einheitlichen Delegation, er rati- 
ficirt die gemeinsamen Staatsverträge und publicirt sie. Der 
gemeinsame Kaiser beruft diese Delegation ein, er schliesst 
durch den Präsidenten der Delegationstheile die Session. Im 
Namen des gemeinsamen Kaisers und unter Berufung auf die 
Zustimmung der verfassungsmässigen, gemeinsamen Volksver- 
tretung oder deren Stellvertreter, der Delegation, werden die 
gemeinsamen Gesetze kundgemacht. Der österreichisch-unga- 
rische Kaiser verleiht Orden an die Staatsbürger der gemein- 
samen Monarchie, wie an Ausländer. Es ist der österreichisch- 
ungarische Kaiser, welchem von den Reichsunterthanen und 
Reichsbürgem der staatsbürgerliche Gehorsam und die Unter- 
thanentreue zu leisten ist. Auch die österreichisch-ungarische 
Majestät ist geheiligt, unverletzlich und unverantwortlich, 
wenn auch dieses Majestätsrecht im Ausgleichsgesetze nicht 
ausdrücklich anerkannt ist; und der österreichisch-ungarische 
Thronfolger besteigt kraft des Geburtsrechtes — ohne beson- 
dere Anerkennung von Seite des Parlamentes — den österrei- 
chisch-ungarischen Kaiser thron. Der gemeinsame Kaiser hat 
das Recht auf Führung der Reichsinsignien, den zweiköpfigen 
Adler, Reichssiegel etc. 

Merkwürdiger Weise hat der österreichisch-ungarische 
Monarch keine Civilliste, indem kein Budget des österreichisch- 
ungarischen Hofstaates votirt wird. 

Desgleichen ergibt sich die österreichisch-unga- 
rische Staatsangehörigkeit^^) auch für das innere 

**"') So spricht z. B. auch die Verordnung des Finanzministeriums vom 
2. October 1868 „über die Regelang des gegenseiligen Verhältnisses der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder einerseits , dann der Länder 
der ungarischen Krone andererseits in Ansehung des Stempel-, Gebühren- und 
Tax Wesens" (R. G. Bl. J. 1868 Nr. 135) von einer Staatsbürgerschaft m beiden 
Reichshälften in §. 5 lit. b : 

„Die Gebühr für den übrigen beweglichen Nachlass hat jener Reichshälfte 
zuzufallen, welcher der Erblasser als Staatsbürger angehört. Falls aber 
der Erblasser in den b eiden Reichshälften die Staatsbürger- 
schaft besitzt, ist jene Reichshälfte bezugsberechtigt, in welcher sich der 
Geburtsort des Erblassers befindet, oder wenn der letztere im Auslande geboren 
ist, in welcher er gestorben ist. Befände sich aber auch der Sterbeort im 
Auslande, so hat jedem Finanzgebiete die Gebühr von der Hälfte des 
freien beweglichen Nachlasses zuzukommen 1" 
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Leben der öaterreichiscli-ungarisohen Monarchie mit NotLwen- 
digkeit ans dem Ausgleichsgesetze, sie ist still schweigend und 
zweifellos im österreiehisch - ungaTiei'hen Staatsrechte einge- 
schlosHen nnd enthalten, wenn sie auch nicht ausdrücklich 
rechtlich ausgesprochen ward. Die österreichisch-nngarische 
Reich »an geh ürigkeit ist eine nothwendige Folge der ÄJigehÖrig- 
keit an einender beiden Sondei-staaten. Diese Reiclisangeliiirigkeit 
ist nothwendig verbunden und gegeben mit der cisleithaniechen 
oder mit der ungarischen Staatsangehörigkeit, insoferne 
jede dieser beiden Staatsbürgerschaften genügt, 
um Organ des österreichisch-ungarischen Staates 
zn werden. Alle gemeinsamen Beamten sind österreicliisch- 
ongarische Staatsbürger, Inländer in beiden Beichahälften, 
die österreichisch-ungarischen gemeinsamen JUnister mit allen 
ihnen unterstehenden Beamten — daher alle Glieder der boa- 
nischen Landesregierung — alle österreichisch - ungarischen 
Botschafter, Gesandten mit deren Beamten ; alle Abgeordneten 
in ihrer zweiten staatsrechtlichen Qualität, d. h. als Mitglieder 
des gemeinsamen, des weiteren Reichstages, sind Keichsbürger 
und Reichs unter thanen, daher aucb alle Delegirten. Als öster- 
reichjscli- ungarische Reichsangehörige endlich suchen dieCialei- 
leithanier und die Ungarn Schutz und Hilfe bei den gemein- 
samen Gesandten, Botschaftern, Consuln, bei den österreichisch- 
ungarischen Consnlargerichten ; als solche unterstehen sie der 
öaterreichisch-ungarischen Reichsgewalt und deren Organen, den 
Reichsbehörden , dem Reichskriegsministerium , den Militär- 
gericJiten, dem Reichg&nanzministerium , dem Ministerium des 
Auswärtigen etc. ; sie schulden Gehorsam den gemeinsamen 
Gesetzen, den sanctionirten Beschlüssen des weiteren Reichs- 
tages und der Delegation; als österreichisch-ungarische Reichs- 
unterthanen leisten sie die gemeinsamen Abgaben, dienen als 
Inländer in den gemeinsamen österreichisch- ungarischen Aem- 
tem, in der österreichisch - ungarischen Armee"), kämpfen la 

") Noch g. 16 des ■Welirgesaties TOm 6. December 1868, B. 0. Bl, 46 

erscheinen die Ängeliiirigc'u der beiden Staaten für die ütohende Aimea ula 

Inläuder. Dies ergibt si^h auch aus g. 6 des WebrgegetEos. Fernor Hügt die 

[uatTQrUou Enm Wehrsesetx im I. Tbtdie. 1. Aliacbajtt §. 2, 4: ,ViT dus 

irr itehende Heer nnd die K rie gsmari ue gill jeder Wehr prlieliligB 

!■ R. DnotKoUer, l>. BaDdessUkut Owterrriol.-l-i.gani. 21 



322 

dieser Reiebsarmee für ihr Vaterland, das Reich Oesterreich- 
Ungam, und schulden die staatsbürgerliche Treue und den 
Gehorsam dem gemeinsamen Kaiser und dem Reiche. 

Daher bestraft auch der neue cisleithanische Strafgesetz- 
entwurf (Regierungsvorlage) — der Natur der Sache noth- 
wendig Rechnung tragend — Verbrechen gegen die öster- 
reichisch-ungarische Monarchie und deren Organe (§. 89, 93, 
94, 99, 102, 113, 114, 116, 118, 122, 124 etc.); desgleichen 
ahndet das ungarische geltende Strafgesetz (§. 127, 
142—146, 15i, 165, 173, 262, 269, 270, 449—460) solche 
Verbrechen und Vergehen gegen den gemeinsamen Staat, d. i. 
gegen die österreichisch-ungarische Monarchie. 

Aus diesen Bestimmungen des Strafgesetzes ergibt sich 
mit Nothwendigkeit die Reichseinheit für das Gebiet der ge- 
meinsamen Angelegenheiten und dem zu Folge der rechtliche 
Bestand der Reichs angehörigkeit. Und spricht es denn 
das Ausgleichsgesetz irgendwo aus, dass es keine österreichisch- 
ungarische Reichsangehörigkeit gebe? Oder folgt daraus schon, 
dass das Ausgleichsgesetz die Reichsangehörigkeit nicht aus- 
drücklich und positiv ausspricht, dass diese gemeinsame Staats- 
angehörigkeit auch nicht vorhanden sein könne als unab- 
weisbare Consequenz und Folge des vom Gesetze 
geschaffenen staatlichen Zustandes — d. i. der ge^ 

beider Staaten der Monarchie als Inländer, für die Landwehr jedocli 
nur derjenige, welcher die Staatsbürgerschaft des betreffenden Staates besitzt". 
Daraus ergibt sich also Eine Staatsbürgerschaft, d. h. die Reichsangehörigkeit 
für das stehende Heer und die Kriegsmarine. Der Ungar und der Cisleithanier 
können als Inländer nur dann in der Einen Österreichisch-ungarischen Armee 
ihre Wehrpflicht erfüllen, wenn sie gleicherweise Angehörige desjenigen Staates 
sind, dessen Armee die österreichisch-ungarische Armee ist, wenn sie also 
österreichisch -ungarische Staatsangehörige sind, und z B. §. 37 sagt: „Als 
Inländer ist in Absicht auf die Stellungspflicht jeder anzu- 
sehen, welcher die Staatsbürgerschaft in einem der beiden 
Staaten der Monarchie besitzt." 

Der Ungar und der Cisleithanier erscheinen also in der Armee und für 
die Armee als Angehörige desselben Staates, als österreichisch-ungarische 
Staatsangehörige. 

Dasselbe gilt bezüglich des Eintretens in alle gemeinsamen Aemter. 
Auch hier erscheinen die Angehörigen beider Staaten als gleichberechtigte 
Inländer. 
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setzlichen Existenz gemeinsamer Organe fiir Gesetzgebung und 
Verwaltung ? Und ist durch das Schweigen des Gesetzes schon 
absolut ausgeschlossen, dass die österreichisch-ungarische Staats- 
bürgerschaft stillschweigend im Gesetze enthalten, 
stillschweigend von ihm anerkannt sei? 

Uebrigens ist diese Rei chs angehörigkeit auch 
direot ausgesprochen, z. B. im §. 93 der Regierungs- 
vorlage des cisleithanischen Strafgesetzentwurfes, welcher be- 
stimmt, dass ^gegen Personen, welche der österreichisch-unga- 
rischen Monarchie nicht angehören, im Kriege nach Kriegs- 
gebrauch zu verfahren ist**. Und das ungarische Strafgesetz 
sagt im §. 145: „Auf Ausländer sind in den Fällen der Para- 
graphe 142 und 144 die internationalen Kriegsgesetze anzu- 
wenden. 

Auf Angehörige des anderen Staates der öster- 
reichisch-ungarisch en Monarchie finden jedoch in 
den Fällen der §. 142, 143 und 144 die Bestimmungen des 
gegenwärtigen Gesetzes Anwendung", somit findet das unga- 
rische Gesetz ebenso auf die Cisleithanier Anwendung. 

Dessgleichen enthält der §.17 des ungarischen Gesetzes 
die indirecte Anerkennung der österreichisch-ungarischen Staats- 
angehörigkeit, der ;, Angehörigkeit an die Monarchie", wenn er 
vorschreibt: 

„Ein ungarischer Staatsangehöriger darf der Behörde 
eines anderen Staates niemals ausgeliefert werden. 

Ein Angehöriger des anderen Staates der Monar- 
chie darf nur der Behörde jenes Staates , dem er angehört, 
ausgeliefert werden". Denn Eine Monarchie kann nicht aus 
zwei Staaten bestehen; Eine Monarchie ist Ein Staat. 

Die österreichisch-ungarischen Staatsbürger üben endlich 
auch politische Rechte im engeren Sinne aus gegenüber 
dem Reiche, insoferne sie die Mitglieder des gemeinsamen, 
weiteren Reichstages wählen (daher auch indirect die zur 
Behandlung der österreichisch -ungarischen Angelegenheiten be- 
rufenen Delegirten), welcher Reichstag dann theils unmittelbar 
selbst an der Reichsge.>etzgebung mitwirkt und die Controle der 
Reichsverwaltung ausübt, theils mittelbar durch seinen Stell- 
vertreter, die Delegation diese Function versieht. Im Bundes- 

21* 
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Staate Oesterreich - Ungarn wählt jeder Wäliler für den 
„Reichsrath" in doppelter staatsrechtlicher Qualität, d. h. er 
wählt als zweifacher Staatsangehöriger den Abgeordneten, resp. 
Wahlmann, nämlich 1. als Reichsbürger, als österreichisch- 
ungarischer Staatsangehöriger und 2. als Einzelstaatsangehöri- 
ger, d. i. als Cisleithanier. Das Analoge findet statt betreffs 
jedes Wählers für den „Reichstag-, Und da dieser Wähler ein und 
dieselbe physische Person als Mitglied des Staatsparlamentes 
„Reichsrath, resp. Reichstag", und als Mitglied des weiteren 
Reichstages , des österreichisch-ungarischen Reichsparlamentes 
wählt, so wählt er nothwendig in derselben physi- 
schenPerson zwei rechtliche Personen, zwei Ab- 
geordnete, nämlich den Volksvertreter des Gresammtstaates 
und den Abgeordneten des Einzelstaates. Vom Wähler, wie vom 
Grewählten gilt der Satz : plures, i, e. diMs sustinet personas. 

Das Staatsgebiet aber, auf dem die Oesterreicher-Ungarn 
ansässig sind, ist das österreichisch-ungarische Staatsgebiet.^^) 

Der Oesterreicher-Ungar also, er hat noch ein Vaterland 
in der Welt, und einen Heimatstaat, er ist nicht überall 
auf Erden ein Ausländer und ein Fremder, so dass er staatlos 
harren müsste der Errichtung des Weltstaates mit seinem jus 
cosmopoltticum , um endlich auch Bürger eines Staates zu 
werden und den Schutz heimatlicher Gresetze zu gemessen. 

Wohl kann man der österreichisch-ungarischen Verfassung 
nicht nachrühmen , was der Republikaner Rousseau als 
höchsten Vorzug der Lykurgischen Gesetzgebung Spartas 
preist, dass sie einen ausserordentlichen Gemeingeist in jedem 



***) Dieses einheitliche Staatsgebiet findet ebenfalls seine rechtliche An- 
erkennung in den Staatsverträgen, in den Gesetzen. So z. B. im ungarischen 
Strafgesetze §. 114: „Derjenige ungarische Staatsbürger begeht das Verbrechen 
des Staatsverrathes und ist mit lebenslänglichem Zuchthaus zu bestrafen, .... 
welcher dem Feinde bei dem Eindringen oder Vordringen auf dem Gebiete 
des ungarischen Staates oder der österreichisch-ungarischen 
Monarchie Vorschub leistet". 

Oder z. B. §. 450: „Wer sich der Wehrpflicht dadurch zu entziehen 
sucht, dass er das Gebiet der österreichisch-ungarischen Monarchie 
verlässt oder sich während der Eecrntirung ausserhalb der Grenzen der ösler- 
reichisch-ungarischen Monarchie aufhält, ist mit Gefängniss bis zu einem Jahre 
und an Geld bis zu tausend Gulden zu bestrafen". 
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Bürger erweckte: II lui montra sans cesse la patnn, dans ses 
lois, dans ses jeiix, dans sa maison , dans ses amom'S, dans ses 
festtns ; il ne lui laissa pas un instant de reldche pour ^tre h 
lui seid. 

Und der strenge Republikaner, dessen Name untrennbar 
ist von den Ideen der Freiheit und Gleichheit, er erklärt in 
Uebereinstimmung mit dem klassischen Alterthume die Schaf- 
fung dieses Gemeingeistes als die wichtigste Auf- 
gabe der Staatserziehung und der Gesetzgebung 
in einem freien Staate y^qui doit donner aux ames la forme 
nationale et diriger tellemenf. leurs opinions et leurs goütSy qu'elhs 
soient patriotes par inclination, par 2>08sion, par necessite! Un 
enfant, en ouvrant les yeux, doit voir la patrie et fusqu'h la mori 
ne doit plus voir qyCelle, Tout vrai republicain suga avec le lait 
de sa m^re Vamour de sa patrie, c^est-ä-dire des lois et de la 
liberte. Cet amour faxt tonte son existence, ü ne voit que la patrie, 
il ne vit que pour eile; sitot quil est seul, il est nul; sitöt qxi!il 
n'a plus de patrie, il n^est plus; et s^il n'est pas mort, it est pis, 

Wohl ist das „Reich" selten und kaum genannt im Ge- 
setze, wohl schweigt die Reichsverfassung über die öster- 
reichischungarische Reichsangehörigkeit! Dafür aber tritt ein 
in Oesterreich-Ungarn — den Gemeingeist und das Einheits- 
gefühl erhaltend — die Kraft der historischen Entwicklung 
und die Macht des wirklichen Lebens, sie führen die Oester- 
reicher-Ungarn weit hinaus über das geschriebene Recht, und wer 
möchte leugnen oder tadeln, dass sie lauter sprechen und 
wirken, als das schweigsame Gesetz? 

So finden sich in „Oesterreich-Ungarn" alle Elemente 
und Organe, welche durch den Begriff des staatliclien Orga- 
nismus gefordert sind; es existirt das österreichisch-ungarische 
Reichsvolk , welches durch seine Organe eine willens- und 
handlungsßihige Gemeinschaft ist; diese Organe für die Bil- 
dung des österreichisch-ungarischen Reichswillens nach Aussen 
und nach Innen sind — der österreicliiscli-ungarisclie Kaiser und 
die österreichisch - ungarisclie Volksvertretung (gemeinsamer 
Reichstag und dessen Stellvertreter, die Delegation); und der 
Organismus für die vollziehende Gewalt, für die Handlung 
des Staates nach Aussen und gegenüber der staatlichen Gesell^ 
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Schaft bestellt aus dem österreichisch-ungarischen Monarchen 
und dem gemeinsamen Reichsministerium mit dem ihm unter- 
stehenden Beamtenthura. Und in der lebendigen Einheit dieser 
Organe lebt es fort das alte Oesterreich, das neue „Oesterreich- 
Ungarn" als monarchischer Bundesstaat! 

2. Die Idee des Bundesstaates. 

• Es ist hier nicht der Ort jene Einwände eingehend zu 
widerlegen, welche in neuerer Zeit gegen den Begriff des 
Bundesstaates erhoben wurden. Man hat den Begriff des 
Bundesstaates als einen staatsrechtlich unmög- 
lichen gänzlich zurückgewiesen. 

Dieser Einwände sind vornehmlich zwei. Man behauptet, 
der Begriff des Bundesstaates Verstösse gegen die beiden 
wesentlichen Eigenschaften der Staatsgewalt, nämlich: 

1- g^g^^ die Einheit, und 

2. gegen die Souveränetät. 

Sind diese Einwürfe wirklich begründet, und ist dadurch 
der Begriff „Bundesstaat" aus der Staatslehre und dem Staats- 
rechte ausgewiesen? 

Einheit,, Untheilbarkeit der Staatsgewalt be- 
deutet, da SS sämmtliche aus dem Begriffe des Staates sich 
ergebenden Functionen seines persönlichen Lebens — d. i. die 
Selbstbestimmung des Staates und die Handlungsfähigkeit des 
Staates — einem und demselben Individuum (Einzelpersönlichkeit 
oder Gresammtpersönlichkeit) untrennbar und originär zukommen. 
Eine Trennung der Staatsgewalt in dem Sinne, dass die Function 
der Selbstbestimmung des Staates — die gesetzgebende Gewalt 
— dem Einzelindividuum a oder der Gesammtpersönlichkeit 
a' originär zustände , die Function der Verwirklichung dieser 
Selbstbestimmung aber — die vollziehende Gewalt — dem 
Individium b oder der Gesammtpersönlichkeit J' zukäme, ist 
durch den Begriff des organischen Staates ausgeschlossen. So 
schrieb z. B. die Theorie von der Trennung der Staatsgewalt 
dem Volke die gesetzgebende, dem Könige die vollziehende 
Gewalt originär zu. 

Ist nun durch den Begriff „Bundesstaat" eine solche 
Trennung der beiden grossen Functionen der Staatsgewalt mit 
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TotliweTniigkeit gesetzt? Kommt etwa im raonarchisclien 
ittndeHstaate die originäre Innehabang der gesetzgebenden 
pwalt einem bestimmten Organe zu, z. B. dem Volke, die 
iginäre Innehabung der vollziehenden Gewalt aber einem 
ideren Organe, dem Monarchen? Gewiss ist dies durch 
Begriff des Bundesstaates nicht gefordert 
id somit im monarchischen Bundesstaate auch niemals der 
'all. Vielmehr kommt auch im Bundesstaate die gesammte 
Itaatsgewalt für den Competenzb ereich des Gesammtstaates 
inem und demselben Organe — dem Souverän des Gesammt- 
originär zn; und gewiss ist im monarchischen 
linzelstaate die Krone für den Competenzbereich des Einzel- 
staates originärer und ausschliesslicher Inhaber der gesammten 
Einzel Staatsgewalt. Es ist unbegreiflich, wie man den Einwand 
erheben konnte, im Bundesstaate liege nothwendig eine Thei- 
liing, eine Trennung der ihrem Wesen nach einheitlichen Staats- 
gewalt vor, d. h. also eine Trennung der gesetzge- 
benden Gewalt von der vollziehenden Gewalt. 

Besteht nicht die einheitliche Bundesstaatsgewalt (Ge- 
imtataa tsgewalt) für das ganze Gebiet der Bundeastaats- 
angelegenheiten, für das ganze Gebiet der objectiv-identischen 
Interessen, durch welche alle Bewohner der Einzelstaaten eben 
zn einer Einheit — dem politischen Reichsvolke — verbunden 
sind? Und ist die Einheit der Staatsgewalt nicht vorhanden 
fiir das ganze Gebiet der Interessen, welche nur für die An- 
gehörigen des Einzelstaates eben als identische esistiren, 
reiche daher die Ursache der Einheit der dem Einzelstaate 
[ehörenden Menschen sind? Sowohl die Bundeastaatsgewalt 
'■Is die Einzelstaatsgewalt haben ebenso das wesentliche 
Moment der Staatsgewalt — die Einheitlichkeit (Untheil- 
barbeitl — an sich, als die Staatsgewalt im einfachen Staate. 
Die einzige Besonderheit derBundesataatsgewaltund der Sonder- 
ataatagewalten liegt vielmehr in dem geringeren Inhalte 
an Objecten und Zwecken dieser Staatsgewalten im Vergleiche 
zur Staatsgewalt im einfachen Staate. 

Liegt etwa in Oesterreich- Ungarn eine Trennung der 

Functionen der einheitlichen Staatsgewalt in ihrem Träger, im 

ilerreichisch-ungarischen Kaiser, vor? Ist nicht der Kaiser 
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in Oesterreicb-Üngarn der originäre und aiisschliesslicbe In- 
haber der gesetzgebenden und voUziebenden österreicbisch-un- 
gariscben Staatsgewalt ? Er besteigt kraft eigenen Rechtes den 
gemeinsamen Thron — ohn« hiezu etwa der Zustimmung der 
Volksvertretung zu bedürfen — er beruft den weiteren Reichstag 
ein, die Delegation, sanctionirt die Beschlüsse der Volksver- 
tretungskörper, schliesst deren Session, publicirt die gemeinsamen 
Gesetze ; der Kaiser ernennt alle Reichsbeamten (gemeinsamen 
Minister mit den ihnen unterstehenden Organen bis zu einem 
bestimmten Grade), alle Botschafter, Gesandten, verleiht Orden 
und Titel ; der Kaiser ernennt alle Officiere der Armee, der Ma- 
rine, er ist oberster Kriegsherr, erklärt Krieg, schliesst Frieden, 
schliesst die österreichisch-ungarischen Staatsverträge ab etc. 

Und ist nicht ebenso der souveräne Träger der Krone 
des heil. Stephan originärer und ausschliesslicher Inhaber 
der gesammten ungarischen Staatsgewalt? Und ist dasselbe 
nicht beim cisleithanischen Staatsoberhaupte in Betreff der 
cisleithanischen Staatsgewalt der Fall? 

Nicht eine Theilung der Staatsgewalt liegt somit 
im Bundesstaate vor, sondern die Thatsache, dass die Aufgabe 
der Entwicklung aller Einzelnen und damit der Gemeinschaftj 
welche im einfachen Staate durch die Eine Gesammtpersönlichkeit 
vollzogen wird, im Bundesstaate durch zwei Gesammtpersön- 
lichkeiten, zwei Staaten — Gesammtstaat und Einzelstaat — 
gelöst wird, die nothwendig zur Erfüllung dieser Aufgabe in 
Betreff derselben physischen Gemeinschaft einheitlich zusammen- 
wirken. Aber ist das Wesen der Persönlichkeit dadurch ver- 
nichtet, dass nur ein bestimmter Kreis von Angelegenheiten 
ihrer ausschliesslichen Regelung, ihrer freien Selbstbestimmung 
unterworfen ist? 

Der erste Einwurf gegen den Begriff „Bundesstaat" (im 
weitern Sinne) entsteht somit aus der Verwechslung der 
beiden Thatsachen: Einheit der beiden p ersönlichen 
Functionen der Staatsgewalt im Gesammtstaate 
wie in den Einzelstaaten, und Beschränkung des 
Competenzkreises dieser einheitlichen Staats- 
gewalten im Bundesstaate (im engeren Sinne) wie 
in den Einzelstaaten. 
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Der zweite Einwand triift dann die Soiiveränetät der 
StaatBgewalt. 

Nur derGesammtataatsoll — nach der Aiiachammg 
der G-egner des Bundesstaates — im Bnndeastaate souverän 
ae in. Die Sonclerstaatsgewalten seien nicht souverän, sondern 
der BundesatEiatsgewalt untergeordnet. Die Bundesstaate- 
gewalt habe — da sie eine souveräne Gewalt ist — das 
Recht, ihre Competenz zu bestimmen auch gegen- 
über den Einzelataaten. Der Bundesstaat habe zufolge 
des BegritfcB der Souveränetät das Recht, im Wege der 
Gesetzgebung die Competenz der Sonderstaaten 
abzuändern und einzuengen. Daher seien die Sonder ataaten 
nur Selbstverwaltungskörper mit weitgehender Auto- 
nomie. Der Weg, den diese Argumentation einschlägt, ist fol- 
gender: Zuerst entkleidet man die Sonderataaten des wesent- 
lichen Momentes, welches sie zu Staaten macht, der Souverä- 
netät, indem man sie der Gesetzgebung des Bundes- 
staates unterwirft und dadurch in Landschaften (autonome 
Selbstverwaltungskörper) des Bundesstaates verwandelt. Hierauf 
wird dann erklärt, die Sonderataaten seien keine Staaten, weil 
sie der Gesetzgebung des Bundesstaates unterliegen, dem Bundes- 
staate also unterworfen seien. Allein diese Unterwerfung der 
Einzelstaaten unter den Bundesstaat folgt nicht aus dem Be- 
griffe des Bundesstaates, ja sie widerspricht geradezu 
diesem Begriffe. Das wesentliche Moment, welches den 
Bundesstaat vom decentralisirten Einheitsstaate unterscheidet, 
besteht eben darin, daasdieSonderstaaten demBundes- 
staate gegenüber souverän sind, d. h. also, dasa eine 
Einschränkung des Competenzkreisea der Sonderataaten durch 
den Bundesstaat niemals im Wege der Gesetzgebung seitens 
des Bundesstaates erfolgen kann. Eine Abänderung des 
Competenzkreisea dieser Einzels taatengegenüber 
dem Bundesstaate, oder des Competenzgebietea 
des Bundesataates gegenüber den Einzelataaten 
kann vielmehr einzig und allein niu' im Wege der Ueberein- 
stimmung der beiden souveränen von einander unabhängigen 
Staatawillen — des Bundesstaates und des Einzelstaatea — 
erfolgen, d. h. nur durch den Staatsvertrag zwischen 
Bundesstaat und Einzelstaat. Der Begriff der Souvera- 
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netät bedeutet: höchste, oberste Selbstbestimmung und Hand- 
lung. Der wesentliche Inhalt dieses Begriffes geht dahin, das» 
ein Wille für ein bestimmtes seiner Normirung unterliegendes 
Gebiet höchster irdischer Wille ist, so dass es keinen 
Willen mehr gibt, welcher ' diesem souveränen Willen hoch 
übergeordnet wäre und ihn beherrschte. Derjenige ist souverän, 
qui a Vautoi-iU suprhne^ der vollständig unabhängig ist. 

Man hat nun noch eine andere Eigenschaft als logische 
Folge dieses wesentlichen Merkmales der Souveränetät erklärt, 
nämlich die Unbeschränkthe 1 1 der Staatsgewalt. 
Wenn ein Wille der oberste Wille sei, müsse dieser Wille 
nothwendig sich selbst seine Schranken setzen, 
er müsse entscheiden, welche Gebiete und Objecto er seiner 
Normirung unterwerfen wolle. 

Der Begriff der Souveränetät der Staatsgewalt bringe 
es daher mit sich, dass der Staats wille selbst und allein ent- 
scheide, welche Gebiete des menschlichen Lebens, des Lebens 
der Gemeinschaft, seiner Herrschaft und Regelung unterliegen. 
Der souveräne Wille setze sich nothwendig selbst seine 
Schranken. Dies sei daher auch nothwendig bei der Bundes- 
staatsgewalt der Fall und zwarinsbesonderegegenüber 
den sogenannten Sonderstäaten. Die Bundesstaats- 
gewalt allein habe zu entscheiden und zu bestimmen, welche 
Gebiete und Objecto des staatlichen Lebens sie in ihren Com- 
petenzkreis aufnehmen, daher auch, welche öffentlichen An- 
gelegenheiten sie aus dem Competenzkreise der Einzelstaaten 
herausnehmen , welche sie diesen Einzelstaaten noch überlassen 
wolle. Die Bundesstaatsgewalt habe die sogenannte 
Competenz-Competenz. 

Die potentielle S chrankenlosigkeit der Staats- 
gewalt wäre sonach deren wesentliche Eigenschaft. Es gibt 
nichts Irdisches, was der Staat nicht seinem Willen und seiner 
That unterwerfen könnte, es gibt kein Gebiet des Lebens, 
welches gesichert und abgeschlossen wäre gegen das Ein- 
dringen des souveränen Staatswillens und dessen unmittelbare 
Herrschaft. Diese im Begriffe des souveränen Staats willens 
liegende Möglichkeit der schrankenlosen Ausdehnung seiner 
Herrschaft auf alle Gebiete des menschlichen Lebens soll die 
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logische Nothwendigkeit des Begriffes der Souveränetät sein. 
Die Souveränetät hat nach dieser Anschauung zu ihrem Inhalte 
„le pouvoir ahsolu du houverain^, einen Inhalt, den schon 
Rousseau seiner souveränen Gewalt, der volontS generale gab. 

Ist nun diese „Unbeschränktheit" wirklich ein wesent- 
liches Merkmal eines souveränen Willens? Hört der Wille, 
welcher ein begrenztes Gebiet seiner alleinigen und obersten 
Bestimmung und Entscheidung unterworfen hat, dadurch, dass 
seiner Extension Grenzen gesetzt sind, auf, ein souveräner, 
ein selbstherrlicher, höchster Wille zu sein? 

Und ist sonach dadurch, dass im Bundesstaate der Com- 
petenzkreis der Staatsgewalt ein beschränkter — wenn auch 
nicht absolut unabänderlicher ist — der Begriff des Staates 
aufgehoben ? 

Gewiss ist dies nicht der Fall. Wenn die Schranke n- 
losigkeit ein wesentliches Merkmal der Staatsgewalt wäre, 
wo in der Welt bestünde eine solche „wahre Staatsgewalt" 
und ein wahrhaft souveräner Staat? Sind der Herrschaft des 
Staatswillens und des Staates nach Aussen nicht Schranken 
gesetzt durch den Bestand anderer Staaten, durch ihren Willen 
und ihre Handlung? Ist der Staat als Mitglied eines Staaten- 
yereines, eines Staatenbundes nicht beschränkt? Sind es nicht 
die einem Sucerän unterstehenden Staaten? Ist nicht auch 
die Xatur eine solche Schranke für diese Extension des 
Staatswillens? Und gibt es nicht viele Lebensgebiete der 
Individuen, welche der Staat niemals seiner Normirung, seiner 
Willensherrschaft unterwerfen kann? So viele Beziehungen des 
Familienlebens, des religiösen Lebens ? Kann der Staat jemals 
z. B. den Inhalt des Glaubens für das Individuum bestimmen? 

Ist nicht die Persönlichkeit selbst, ihre individuelle Frei- 
heit, Unverletzlichkeit, eine unübersteigbare Schranke für den 
Staatswillen? Oder kann er etwa im Interesse des Staats- 
zweckes auch die Freiheit der Individuen aufheben? Ist auch 
die Beschränkung des Staatswillens gegenüber dem Individuum 
nur eine selbstgewollte , die der Staat jeden Augenblick 
beliebig abändern kann ? Und ist nicht jeder Vertrag, den der 
Staat abschliesst und ertVillen muss, eine Beschränkung dieser 
Extension des Staatswillens? 
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Auch die Beschränkung des Competenzkreises des Bundes 
Staates und der Einzelnstaaten ist durch die Natur der that- 
sächlichen Verhältnisse gesetzt und gefordert. Die Sonderstaaten 
können nur bestehen, wenn sie für diejenigen staatlichen 
Aufgaben, welche ihre Kräfte übersteigen, einen Staat bilden. 

Soweit die Identität der Interessen derjenigen vorhanden 
ist, welche dem Gesammtstaate angehören, soweit reicht die 
Competenz der . Bundesstaatsgewalt. Soweit diese Gleichheit 
der Interessen eben für die Angehörigen der Sonderstaaten 
bestand, haben diese ja im Wege des Staatsvertrages sich zu 
einem Staate — dem Gesammtstaate — vereinigt, sie haben 
sich zu einer Gesammtpersönlichkeit verbunden , da sie als 
Einzelstaaten nicht vermochten, diese einheitlichen, identischen 
Zwecke — auch nicht durch vereinigtes Zusammenwirken, 
Allianz etc. — zu erfüllen. Für diejenigen Interessen und 
Zwecke hingegen, welche den Staatsvölkem der Einzelstaaten 
nicht identisch waren und sind, bilden diese ebei^L selbstständige 
Sonderstaaten. 

Bei der Gründung des Bundesstaates wurde klar zum 
Ausdrucke gebracht, wie weit die Identität der öffent- 
lichen Interessen aller bisherigen Mitglieder der 
Sonderstaaten reiche. Für dieses Gebiet — für das 
ganze Gebiet der einheitlichen Interessen — wurde der Ge- 
sammtstaat gegründet und die Bundesstaatsgewalt creirt 

Dadurch, dass der eigenberechtigte und oberste Wille 
eines politischen Gemeinwesens einen bestimmten Competenz- 
kreis hat, den er allein gegenüber einem anderen nicht 
erweitem kann, ist der Begriff des Staates — der 
souveränen menschlichen Gemeinschaft — für dieses Ge- 
meinwesen nicht verloren gegangen. 

Ja selbst wenn man die unbeschränkte Extensionsfähigkeit 
des Staatswillens als nothwendig für das Bestehen und für die 
Anerkennung eines politischen Gemeinwesens als „Staat" ein- , 
räumen wollte, so dass die Beschränkung des Staatswillens 
nur eine selbstgewollte sein könnte, wäre damit der staatliche 
Charakter für die Einzelstaaten noch nicht verloren gegangen. 
Denn die Beschränkung des Competenzkreises der Einzelstaaten 
ist ja eine durch den Willen der Einzelstaaten selb st 
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erfolgte, nie ist ebenfallB eine aelbstgewollte Be- 
sohränkung, entstanden im Wege des Vertragea, 

Ausserdem ist ja die Erweiterung und Aenderung des 
Competenzkreises den Bundesstaates und der Einzelstaaten, 
falls dieselbe dureli objective Gründe gefordert wäre, im Wege 
des Vertrages mfiglich 

Somit ist auch der zweite Einwand gegen den Bundea- 
Btaat, dasB die Sonderstaatsgewalt nicht souverän sei, viel- 
inehr dem Bundesstaate ^Iresammtstaate) notbwendig nuter- 
geordnet, kein stichbältiger. Sowohl die Bundesstaatagewalt, 
als die Einzelstaafsgewalt sind — jede für ihren Competenz- 
kreis — wahre Staatsgewalten. Sie sind für ihr Gebiet eigen- 
berechtiger, allein herrschender uml höchster Wille. Daher ist 
der Gesatnin tstaat (^Bundesstaat im engeren Sinne) Staat, 
und ebenso sind die Einzelstaaten wahrhaft Staaten. Der 
.ngehörige des Bundesstaates ist für das tJabiet der Ein^elstaats- 
igelegenheiten Angehöriger (Theil) des Einzelstaatea. Im 
Bnndest^taate all ein ist begrifflich die. Zugehörig- 
keit eines Menschen an zwei souveräne politische 
Gemeinwesen — die zweifache Staatsbürgerschaft 
— möglich. Der Einzelne ist Angehöriger des Reiches und 
Bürger des Sonder Staates. Der Boden, welchen er bewohnt, 
bat eine zweifache staatliehe Qualität: Er ist 
Staatsgebiet des Souderstaates ; und er bildet mit den Land- 
gebieten , welche für einen anderen Conipetenzkreis selbst- 
ständige Staatsgebiete sind ( Einzelstaatsterritorien) , das ein- 
heitliche Reiehaterritorium. Die Sonderstaatsgebiete sind 
daher untrennbare Theile, sie sind die Staatebezirke des 
Bundesstaatsterritoriuma ; sie sind Verwaltungsgebiete der 
lichsgewalt, der sie für den Competenzkreis des 

desstaates ausschliesslich und unmittelbar 
unterworfen sind, d. h. die Sonderstaatagebiete sind als 
Theile des Reichsterritoriums Provinzen, Im Bundesstaate 
ist daa Land zweifaches Staatsgebiet, der Mensch zweifacher 
Staatsbürger. Daher kann auch Ein Mensch Monarch des 
Bundesstaates und Sonderstaates sein. In diesem Falle liegt 
nicht der Widerspruch vor, wie im Falle der Personalunion 
jiweier monarchischer Staaten mit verschiedenem piiysiaohen 
Substrate (Terschiedenem Volke} ; denn bei dieser Personatunion 
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unverbundener Staaten ist der Monarch Staatsoberhaupt zweier 
aus verschiedenen physischen Personen bestehenden 
Staaten. Er ist Angehöriger des Staatsvolkes A und des 
Staatsvolkes B, die einander begrifflich, thatsächlich und 
rechtlich feindlich gegen übertreten und bekriegen können. 

Und liegt in der Personalunion schon ein logischer Wider- 
spruch darin, dass ein Mensch im Frieden die politischen Rechte 
der Krone in zwei verschiedenen Staaten (mit verschie- 
denem physischem Substrat) ausübe, ein Wille alle 
staatlichen Aufgaben in zwei Staaten erfüllen soll, so tritt 
diese Anomalie, dass Zwei Staaten Ein Organ haben für ihre 
identischen Functionen, besonders in der Eigenschaft des Sou- 
veräns als obersten Kriegsherrn hervor. 

Damit ist nicht gesagt, dass solche Anomalien, wie die 
Personalunion, nicht factisch — in der Natur — vorkommen 
können, Sie werden zur Folge haben , dass solche Vorgänge 
und Bewegungen, die bei zwei vollständig und von einander 
unabhängig entwickelten staatlichen Organismen möglich sind, 
soweit ausgeschlossen sein werden, als es die Anomalie, der 
Mangel selbstständiger Organe bedingt! Anderseits ist es 
möglich, dass eine solche Personalunion wieder die Ursache 
einer Verbindung der Staaten selbst wird. 

Im Bundesstaate also sind nicht die Staaten 
als souveräne Gresammtpersönlichkeiten Theile 
des Bundesstaates. Soweit sie sich durch den Vertrag in 
Theile (Provinzen) des Bundesstaates verwandelt haben, exi- 
stiren sie als Staaten nicht mehr. Sie sind daher für 
den Competenzkreis des Bundesstaates keine willens- und hand- 
lungsfähigen Persönlichkeiten mehr. Sie sind vielmehr ununter- 
scheidbare, nicht selbstständig und nicht individuell existirende 
Theile der Einheit: Bundesstaat. Alle Angehörigen des 
Sonderstaates bilden für das Gebiet der ihnen allen objectiv 
identischen Interessen — Bundesstaatsangelegenheiten — das 
Bundesstaatsvolk, das Reichsvolk. Das Reichsvolk Oesterreich- 
Ungarns besteht nicht etwa aus zwei Sonderstaatsvölkern — 
nach Laband aus zwei Mitgliedern, d. h. zwei Staaten — son- 
dern aus 38 Millionen Menschen. Desgleichen umfasst das 
deutsche Reichsvolk nicht „25 Mitglieder", d. h. 25 Sonder- 
staatsvölker, sondern 40 Millionen Menschen. Und das öster- 
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reichisch-ungarische Eeichsterritorium setzt siöh nicht aus zwei 
Sonderstaatsterritorien zusamme|i, sondern es ist Ein einheit- 
liches Staatsgebiet mit einem Flächeninhalte von 11,336.050 
Quadratmeilen. Der Bundesstaat ist nicht die Einheit aus 
Staaten — der Staatenbund — sondern er ist die souveräne 
Einheit von Menschen. Der Bundesstaat ist eben ein aus Staaten 
zusammengebundener, entstandener Staat. Soweit daher dieser 
neue Staat geschaffen wurde, haben die ihn bildenden Elemente 
aufgehört, in ihrer alten Form — als Staaten — fortzuexi- 
stiren. Soweit sie den neuen Organismus bilden , wurden sie 
von diesem absorbirt, sind daher nicht mehr wahrnehmbar. 

Die Besonderheit des Bundesstaates und des Einzelstaates 
gegenüber dem einfachen Staate besteht daher nur in dem 
geringeren Inhalte an Aufgaben und Zwecken dieser Staats- 
gew^alten, sie liegt in der gegenseitig selbstgesetzten und selbst- 
gewollten Beschränkung des Competenzkreises. 

Und auch in Betreff dies-^r sslbstständigen Competenz- 
gebiete des Bundesstaates und der Einzelstaaten — welche 
ihrem Inhalte nach zusammen immerhin den Aufgaben und 
Zwecken der Staatsgewalt im einfachen Staate gleichkommen 
mögen — darf man nicht die Behauptung aussprechen, diese 
Competenzgebiete seien entstanden durch Zer- 
reissung der einheitlichen Staatsaufgaben und 
Staatszwecke. Man darf nicht einwenden: Erst durch die 
Zerlegung dieser einheitlichen staatlichen Aufgaben für das 
Staatsvolk in zwei Theile seien der Competenzkreis des Bundes- 
staates und der Sonderstaaten entstanden. Denn durch diese 
petio facti würde man eben annehmen , dass auch die Iden- 
tität derjenigen öffentlich en Interessen und Ange- 
legenheiten für die Angehörigen der Einzelstaats- 
völker objectiv bestehe — und damit die Einheit der 
Sonderstaatsvölker selbst — für welche öffentlichen Angele- 
genheiten sie eben Einzelstaaten blieben Aber gerade dieses 
Nichtvorhandensein solcher identischer Interessen für die 
Einzelstaatsvölker, ja die objective Verschiedenheit 
eben dieser Sonderstaatsangelegenheiten ist es ja, w^elche die 
Einzalstaaten nothwendig fortbestehen macht, welche die ihnen 
angehörigen Menschen nicht auch für diesen Theil der «iffent- 
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liehen Staatsangelegenheiten Ein Staatsvolk werden liess. Man 
bekämpft die Theilung einer Einheit, ^welche nicht besteht. 

Wer aber kann bestimmen — namentlich in Hinblick auf 
die historische Herausbildung des Staatsbegriffes und die Ver- 
änderlichkeit des Inhaltes der staatlichen Aufgaben — welche 
oder wie viele der aus dem Leben der menschlichen Gemein- 
schaft fliessende Aufgaben und Zwecke dem souveränen Willen 
einer politischen Gemeinschaft unterstehen müssen, und welche 
nicht, um diese noch als Staat erscheinen zu lassen oder 
nicht ? 

Mit der Anerkennung der gegenseitigen Souveränetät 
des Bundesstaates und der Einzelstaaten entfallt auch die 
Frage, ob die Keichsgesetze den Sonderstaatsgesetzen oder 
diese den ersteren vorgehen. Denn es existirt für jeden 
Competenzkreis eben nur ein Staat und eine staat- 
liche Gesetzgebung. Nur durch Mangelhaftigkeit des 
Verfassungsrechtes oder Irrthum kann hier überhaupt eine 
CoUision eintreten. 

Dass ein einträchtiges Zusammenwirken zwischen Bundes- 
staatsgewalt und Sonderstaatsgewalt nothwendig stattfinden 
wird — haben ja doch beide Staaten theilweise dasselbe 
physische Substrat — , dass eine tiefe und fortwährende 
gegenseitige Rückwirkung und indirecte Beeinflussung der 
Staaten eintritt, bedarf wohl keines Beweises. Sind es ja 
doch dieselben Menschen, die Angehörigen aller Sonderstaaten, 
welche als Einheit, als Reichsangehörige an der Bildung des 
Reichswillens mitwirken. 

Oesterreich-Ungarn istnun der einzige Staat 
in Europa, in welchem die Idee des Bundesstaates 
in der Form der Monarchie rein zum Ausdrucke 
kommt. Oesterreich-Ungarn ist der einzige mo- 
narchische Bundesstaat in Europa; denn Oesterreich- 
Ungarn allein erfüllt in seiner Verfassung die Grundbedingung 
des Bundesstaates : Die Souveränetät der Einzelstaaten gegen- 
über dem Bundesstaate. Der Kreis der gemeinsamen 
Angelegenheiten kann im Wege gemeinsamer Ge- 
setzgebung gegenüber den Einzelstaaten Cislei- 
thanien und Ungarn niemals erweitert, dieZahl der 
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gemeinsamen Angelegenheiten gegenüber den Einzelstaaten durch 
den ßeiehswillen allein niemals vermehrt werden. 
Dadurch sind eben Cisleithanien und Ungarn als souveräne 
Staaten erhalten. Denn wie könnte die Angelegenheit eines 
Staates A, oder zweier Staaten A und B durch eine sou- 
veräne Willenserklärung eines- Staates C nur 
gegenüber seinen Angehörigen (C'sches Staatsgesetz) 
in eine C'sche Staatsangelegenheit verwandelt werden ? 

Der Staatswille kann nur für den eigenen Staatskörper — 
sein Land und sein Volk — als Gesetz erscheinen. Das Gesetz 
kann nur die eigenen öffentlichen Angelegenheiten zu seinem 
Inhalte haben. 

In dem Augenblicke daher, in welchem in einem Staats- 
gebilde, welches äusserlich die Form des Bundesstaates auf- 
zuweisen scheint, die (scheinbare) Bundesstaatsgewalt das 
Recht hat — im Wege der Gesetzgebung den (vermeintlichen) 
Sonderstaaten Agenden zu entziehen und in ihren eigenen 
Competenzkreis aufzunehmen, kommt der Begriff des 
Bundesstaates diesem S taatsgebilde nicht mehr 
zu. Es ist dann ein decentralisirter Einheitsstaat, ein Staat, 
dessen Selbstverwaltungskörper (Landschaften) eine weitgehende 
Autonomie besitzen, und zwar auf Grund des Staats willens — 
des Staatsgesetzes. Denn in der rechtlichen Thatsache, 
dass die Bundesstaatsgewalt Agenden der scheinbaren Einzel- 
staaten im Wege der Gesetzgebung an sich nimmt, 
kommt nur das thatsächliche Verhältniss derjenigen 
Sonderstaatsangelegenheiten zur Bundesstaats- 
gewalt zum Ausdrucke, welche diese Bundesstaatsgewalt 
als souveräner Wille gesetzlich selbst regeln kann. 

Dieses Verhältniss besteht darin, dass diese 
Angelegenheiten schon eigene öffentliche Ange- 
legenheiten desjenigen Staates sind, welcher als 
vermeintlicher Gesammtstaat nur für seinen mo- 
mentanen Competenzkreis erscheint. Der „Bundes- 
staat** hat nur die Gesetzgebung und Verwaltung dieser seiner 
Angelegenheiten, welche er im Wege der Gesetz- 
gebung jetzt den scheinbaren Einzelstaaten ent- 
ziehen kann, den Provinzen zugewiesen, ihnen übertragen 

R. Da nt HC her. D. Bundeüfltaut Oestt^rreich-Ungara. 22 



338 

(übertragener Wirkungskreis). Daher kann dieser Gesammtstaat, 
wenn er es für noth wendig und zweckmässig erachtet, diese 
Angelegenheiten im Wiege der Gresetzgebung wieder diesen seinen 
Provinzen — vermeintKchen Sonderstaaten — entziehen und 
unmittelbar selbst besorgen. Hingegen ist die Selbstbestimmung 
und Unverletzlichkeit der Landschaften für das Gebiet 
der Sonderinteressen eines Landes, für das Gebiet der Indi- 
vidualinteressen der Landschaft — eigener Wirkungskreis — 
unbedingt anzuerkennen. Für dieses Gebiet sind die Land- 
schaften eigenberechtigte Gesammtpersönlichkeiten im Staate 
und gegenüber dem Staate, wie die Einzelpersönlichkeit. Land- 
schaft und Provinz bedeuten daher ebenso Verschiedenes 
rücksichtlich eines Landes, als die Begriffe Individuum und 
Theil des Staates in Betreff der Einzelpersönlichkeit. 

Wenn daher der Bundesstaat das Recht hat, im Wege 
der Gesetzgebung seinen Competenzkreis durch Beschränkung 
des Competenzgebietes der Sonderstaaten zu erweitern, dann 
sind diese „ Einzelstaaten ** nicht mehr souveräne, wirkliche 
Staaten ; sie sind vielmehr dann schon Theile des Bundesstaates 
auch für ihre — scheinbar eigenen — Sonderstaatsangelegen- 
heiten, sie sind Provinzen des Bundesstaates und üben die Func- 
tionen der Bundesstaatsgewalt über Auftrag des Gesammt- 
staates in ihrem Gebiete aus. 

Daher sind viele der Einzelstaaten inDeutsch- 
land für einen grossen Theil der heute noch ihnen zustehenden 
Angelegenheiten, ja es sind die meisten derselben für ihren 
ganzen staatlichen Competenzkreis — soweit derselbe nicht 
reine Sonderangelegenheiten gegenüber dem Reiche enthält — 
nicht mehr souveräne Staaten; sie sind vielmehr nur 
Provinzen (Verwaltungsgebiete) des deutschen Reiches, welchen 
das Reich die Ausübing der Functionen der deutschen Reichs- 
gewalt in ihrem Gebiete übertragen hat. 

Soweit Alinea 1 des Artikel 78 der deutschen 
Reichsverfassung Anwendung findet, soweit ist 
Deutschland kein Bundesstaat, sondern ein 
decentralisirter Einheitsstaat mit Provinzen, 
welchen im übertragenen Wirkungskreise eine 
weitgehende Autonomie zukommt. Denn dieser Ar- 
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tikel 78 beBtimmt : „Veränderungen der Verfassung erfolgen im 
Wege der Gesetzgebung. Sie gelten als abgelehnt, wenn 
sie im Bundesrathe 14 Stimmen gegen sich haben. 

Diejenigen Vorschriften der Reichsverfassung; durch welche 
bestimmte Rechte einzelner Bundesstaaten in deren Ver- 
hältniss zur Gesammtheit festgestellt sind, können nur mit 
Zustimmung des berechtigten Bundes Staates abgeändert 
werden.** 

Zweifelsohne sind in der Alinea 1 nicht Veränderungen 
der deutschen Reichsverfassnng an sich gemeint, Aenderungen 
nur in der Art und Weise der Bildung des deutschen Reichs- 
willens und der Verwirklichung dieses Reichswülens, sondern 
es sind unter den „Veränderungen der Verfassung" der Alinea 1 
solche p Veränderungen" zu verstehen, welche durch Erweiterung 
der Reichscompetenz gegenüber sämmtlichen Sonderstaat^n her- 
beigeführt werden 

Nur kraft der zweiten Alinea des Artikels 78 und in 
Folge des Bestehens solcher Einzelstaaten, auf welche er An- 
wendung findet, welchen also Jwra aingulorum gegen- 
über demReiche zustehen — ist Deutschland noch 
ein Bundesstaat. Diese Staaten sind: Baiern, Sachsen, 
Würtemberg, Baden, Oldenburg, die Hansestädte Bremen und 
Hamburg (bezüglich der Exemtion vom deutschen Zoll- und 
Handelsgebiete); denn die „Vorschriften" über diese „be- 
stimmten Rechte einzelner Bundesstaaten" können nur im 
Wege des Vertrages zwischen dem deutschen 
Reiche und den Staaten Baiern, Würtemberg, Ba- 
den etc. abgeändert werden. 

Diese einzelnen Staaten sind bezüglich ihrer „bestimmten 
Rechte" durch vertragsmässige Schranken gegenüber dem 
Reiche als Staaten erhalten. 

Würde man aber der Anschauung einzelner deutscher 
Staatslehrer — z. B. Hänel's*^) — beitreten, wonach unter 

**) Hänel, Studien zum dentsclien Staatsreclite (Leipzig 1873). Ente 
Studie: Die vertragsmässigen Elemente der deutschen Beichsverfassang. 

S. 224 : „Und so stehen die Einzelstaaten selbst in Rücksicht auf besonders 
geschützte Sonderrechte nirht in einem vertragHmässigen oder völkerrechtlichen 
Verhältnisse zum Reiche, obgleich hier ein solches herausgefordert schien. Aach 

22* 
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der „Zustimmung des berechtigten Bundesstaates" in Ali- 
nea 2 nicht die Zustimmung des Einzelstaates, z. B. Baiems 
(des Königs und des Landtages) zu verstehen wäre, sonderD 
wonach nur die Zustimmung des Vertreters oder der Vertreter 
dieses „Baiern" — d. i. der deutschen Reichsprovinz Baiern — 
im Bundesrathe zu dieser Abänderung der „bestimmten Rechte" 
Baiems zu begreifen wäre — dann ist Deutschland kein 
Bundesstaat mehr. Danach müsste sich in der zur Rechtsgil- 
tigkeit von Verfassungsänderungen nach der Reichsverfassung 
— Artikel 78, Alinea 1 — nothwendigen Majorität im Bundes- 
rathe nur die bejahende Stimme des berechtigten Landes — 
Bundesstaates — finden. 

Li diesem Falle ist Deutschland ein Einheitsstaat. Denn 
der Vertreter Baierns ist im Bundesrathe nicht der Vertreter 
des Königs von Baiern ^o<^), sondern er ist Vertreter der 



diese Sonderrechte sind gewandt zu Vorschriften der Verfassung. Sie unter- 
liegen der formell erschwerten, doch immer verfassuogsmässigen abändernden 
und aufhebenden Einwirkung des Reiches. Sie durchbrechen das gemeingiltige 
verfassungsmässige Verhältniss der Einzelstaaten zum Reiche nicht mit einem 
verfassungsm ässigen Elemente. " 

i«o) Der Bundesrath — der deutsche Souveränetätskörper — besteht 
natürlich aus lauter deutschen Beichsangehörigen. Er setzt sich nicht zusammen 
aus 25 verschiedenen Staatsangehörigen, aus dem Könige von Prenssen als 
preussischem (Staatsangehörigen) Monarchen, aus dem Könige von 
Baiern als baierischem Souverän (baierischen Staatsangehörigen), dem 
Könige von Sachsen in dieser seiner sächsischen Staatsangehörig- 
keit etc. Die Mitglieder des deutschen Souveränetätskörpers sind nicht Könige, 
Grossherzoge, Herzoge, Fürsten, Senatsmitglieder etc.; vielmehr 
bilden alle diese physischen Personen, die jeweiligen Monarchen der Einzel- 
staaten und die Senate der freien Städte als Angehörige eines und desselben 
Staates, d. i. in ihrer Eigenschaft als deutsche Staatsangehörige 
(deutsche Fürsten) den Bundesrath. In dieser ihrer zweiten deutschen Staats- 
angehörigkeit kommt den Monarchen und Senaten der Einzelstaaten auch ein 
Antheil an der deutschen Reichssouveränetät zu, indem sie zusammen 
mit den Senaten den deutschen Souveränetätskörper bilden. 

Und die Bevollmächtigten aller dieser untrennbaren Theile des deutschen 
Souveränetätskörpers, d. i. die Mitglieder des Bundesrathes, sind in dieser ihrer 
Eigenschaft und Function ebenfalls nur deutscheReichsangehörige, wie 
sie eine aus deutschen Reichsangehörigen bestehende Gesammtpersönlichkeit — den 
deutschen Souverän — vertreten. Es werden daher von diesen Bevollmächtigten 
im Bundesrathe nicht etwa S t a a t s stimmen, preussische, baierische, sächsische. 
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physischen Person, welche allerdings auch die Krone Baierns 
trägt, aber in einer zweiten ihr zukommenden Staatsangehörig- 
keit — er ist Vertreter dieser Person in ihrer Eigenschaft 
als Angehöriger des deutschen Reiches, in welcher 
Eigenschaft sie einen Theil des deutschen Souveränetätskörpers 

Wärtern bergische etc. ab^ijegebon. Vielmehr sind alle Mitglieder gleichartige 
Factoren des Trägers des souveränen deutschen Reichswillens. 

Es ist daher unrichtig, dass die Gesammtheit der Monarchen als solche, 
d. h. in ihrer Eigenschaft als Könige von Preussen, Baiem, Sachsen etc., den 
Träger der deutschen ßeichsgewalt bilde. 

So sagt Georg Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes (Leipzig 
1878) §. 120: „Die Einzel Staaten, aus welchen das deutsche Reich besteht, 
sind mit wenigen Ausnahmen Monarchien, in denen der Monarch als Träger der 
Staatsgewalt betrachtet wird. Im Reiche ist die Gesammtheit dieser Monar- 
chen zu einer Einheit zusammengefasst , um als Träger der Reichsgewalt zu 
fungiren." Aber der Träger der preussischen Staatsgewalt, der König 
von Preussen als solcher, kann nicht z. B. mit dem Träger der baierischen 
Staatsgewalt, mit dem Könige von Baiem, Träger der deutschen Staats- 
gewalt sein. 

„Die deutschen Fürsten haben allerdings die ihnen im Reiche zustehen- 
den Befugnisse nicht als persönliches Recht, sondern in ihrer Eigenschaft 
als Oberhäupter und Vertreter ihrer Staaten, also nur so lange in 
Anspruch zu nehmen, als sie sich im Besitze der Staatsgewalt befinden. '^ 

Die Thatsache, dass diese deutschen Reichsangehörigen, welche zusammen 
den Träger der deutschen Staatsgewalt ausmachen, in den Einzelstaaten Preussen, 
Baiem, Sachsen etc. Monarchen sind, ist allerdings nach der Reichsverfassnng 
die Ursache ihres Antheilhabens an der deutschen Reichssouveränetät. Aber 
als Monarchen der Einzelstaaten und in dieser Einzelstaatsangehörigkeit sind 
sie ebenso wenig Mitglieder des deutschen Souveränetätskörpers, als die Einzel- 
staaten Preussen, Baiem, Sachsen etc. als solche Theiledes deutschen 
Reiches sind. 

Das deutsche Reich besteht vielmehr aus den der deutschen Staats- 
gewalt (ftir ihren Competenzkreis) allein unterstehenden Staatsbezirken, 
Provinzen Preussen, Baiern, Sachsen, Würtemberg etc. 

Unmöglich ist die Behauptung L a b a n d's , das Staatsrecht des deutschen 
Reiches (Tübingen 1876), Bd. I, §. 9 (das Subject der Reichsgewalt;, „dass 
das Subject der Reichsgewalt (d. h. der Souverän) nur das Reich selbst sein 
kann als selbstständige ideale Persönlichkeit, deren Grundlage die Gesammtheit 
der deutschen Einzelstaaten ist. . . . Die deutschen Staaten sind als Gesammt- 
heit souverän''. Denn erstens können 25 Einzels ta aten als solche nicht ein 
Reich — ein Staat — sein. Ausserdem kann „der Staat'' nicht der Souverän 
in concreto sein, der Inhaber und Träger der Staatsgewalt. Souverän kann 
nur ein Einzelner (Monarch) oder eine aus einer Vielheit von Einzelnen bestehende 
Gesanuntpersönlichkeit sein. 
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ausmacht. Durch die obige Anschauung wären diese bestimmten 
Angelegenheiten auch zu staatlich deutschen Reichsangelegen- 
heiten gemacht, da sie der deutschen Reichsgesetzgebung 
unterstünden; in Betreff ihrer Abänderung würde dann der 
Vertreter dieses Factors des deutschen Souveränetätskörpers 
— des Königs von Baiern als Theil des deutschen Souveränetäts- 
körpers — eventuell ein ihm zustehendes absolutes Veto aus- 
üben können. Denn ohne seine Zustimmung könnte der ganze 
Bundesrath diese „Vorschriften der Reichs verf assung , durch 
welche dem einzelnen Bundesstaate Baiem bestimmte Rechte 
in eeinem Verhältnisse zur Gesammtheit festgestellt sind" — 
nicht gesetzlich abändern. 

Allein diese Auffassung ist wohl durch den Wortlaut 
des Alinea 2 des Artikels 78 und nach der Natur des Staates 
unzulässig. Denn durch Zustimmung des Vertreters Baierns 
im Bundesrathe zur Abänderung der „Vorschriften" über das 
bestimmte Recht Baierns hat nicht „der berechtigte Bundes- 
staat" Baiem zugestimmt. Es hat vielmehr durch diese Zu- 
stimmung ein als selbstständig willensfähiges Organ 
gar nicht existirender (untrennbarer) Theil des deut- 
schen Souveränetätskörpers gestimmt. Es hätte dadurch nicht 
einmal die deutsche Reichsprovinz „Baiern"- zugestimmt, selbst 
wenn man — gegen die organische Natur des Staates — der 
deutschen Provinz Baiern — also einem individuell gar 
nicht existirenden Reichstheile — ein solches Votum gegen- 
über dem Reiche einräumen wollte. Zugestimmt hätte nur 
durch seinen Vertreter — und zwar in absoluter Weise — 
der Factor des deutschen Souveränetätskörpers, welcher in der 
physischen Person erscheint, die auch die Krone Baierns trägt. 
Unzweifelhaft hingegen ist es, dass nach Alinea 1 des Ar- 
tikels 78 Verfassungsveränderungen, welche eine Competenz- 
er Weiterung des deutschen Reiches gegenüber den (scheinbaren) 
Einzelstaaten in sich schliessen, im Wege der deutschen Reiehs- 



Dadurcli ist auch die gestellte Frage, wer in Deutschland der „Souverän** 
sei, gar nicht beantwortet. Denn auf die Frage z. B., wer in Oesterreich- 
Ungam oder in Eussland der Souverän sei, d. h. wer diese physische Person 
sei, dem die originäre Innehabung der Staatsgewalt zukomme, kann nicht ge- 
antwortet werden: der Staat Oesterreich-Ungarn, der Staat Bussland. 
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gesetzgebnng erfolgen; daher iat, insoweit sie erfolgen können, 
Deutechland auch kein Bundesstaat. 

Sonach besteht der Bundesstaat „Deutschland" wohl aus 
25 Reicbsprovinzen; dem Bundesstaate (im engeren Sinne) , 
gegenüber stehen aber nur 7 Einzelataaten , und auch diese 
mit einem so geringen Competenzkreise , dass sie als Staaten 
kaum mehr wahrzunehmen sind, fast verschwinden. Namentlicli J 
bei Sachsen beschränkt sich daa Recht des Sonderstaates — I 
des Königreichs Sachsen — darauf, im Änsscbnsse für J 
die auswärtigen Angelegenheiten einen königlich sächsischen I 
Bevollmächtigten zu haben."") Das Königreich Sachsen hat-J 
diesen Bevollmächtigten, er ist Vertreter der königliehen Krone ■ 1 
Sachsens, nicht der deutschen Reichsprovinz Sachsen. I 

Anders Oesterreich-Ungarn. In ihm ist die G-rundidee dea 1 
Bundesstaates — die Souveränetät der Einzelstaaten gegenüber ! 
dem Bundesstaate — rein verwirklicht. Die Staaten Cis- j 
leithanien und Ungarn sind für den ganzen Com-' j 
petenzkreia der ihnen verf assungsmässig zuste- 1 
henden öffentlichen Angelegenheiten auch dem I 
Bundesstaate gegenüber vollkommen unab- 1 
hängige, wahre Staaten. Es ist rechtlich unmöglich, dem 1 
Staate Cisleithanien oder dem Staate Ungarn oder beiden im 
Wege der Österreichisch - ungarischen Gesetz- 
gebung Agenden zu entziehen. 

Es ist aber auch ebenso rechtlich unmöglich, daas der 
Staat Cisleithanien oder der Staat Ungarn oder beide vereint 
dem Staate Oesterreich - Ungarn gemeinsame , Österreichisch- 
ungarische Reichsangelegenheiten im Wege der Gesetzgebnng 
entziehen und zn Einzel -Staatsangelegenheiten machen, ge- 
schweige daSB die Sonderstaaten solche Reichsangelegenheiten, 
welche als gemeinsame factisch vorhanden und rechtlich aner- 
kannt sind, d. h. also, daas sie öeterreichisch-nngarische Staats- 

'"') Artikel 8 dar IteichaverfhBSiing : „Äosserdem wird I» Bnnde»- 

rathe uns den BevollmachUgtea der Königreiche Bdarn, SochBen und 
WUrttemWrg iib'I zwei, vnm llnndeHrathe alljälirlich sa «HHIenden Bevollmäch- 
tigten Anderer BimdeüataBivn ein Aiutschaw für die biuwärtigen .Vngelegunheilon 
geliildet, in wcli:lieiD Baiern den VorsitE führt. Den AnsguhlisHen werden die 
BD ihren Arbeiten nöthigen Beamten znr Verfftgong gestellt " 
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angelegenheiten — durch ihre Gesetzgebung und Verwaltung 
besorgen könnten. 

DieGompetenzgebieteder souveränen Staaten 
Oesterreich - Ungarn, Cisleithanien u>nd Ungarn 
können gegenseitig nur durch den Vertrag dieser 
Staaten abgeändert werden. 

Und auch die zweite, aus dem Begriffe des Bundesstaates 
folgende Thatsache tritt ein in Oesterreich-Ungam , d. i, die 
indirecte Rückwirkung der Bewegungen und der Entwicklung 
des Gesanuntstaates auf das Wohl und Wehe der Einzelstaaten 
sowie dieser auf den Gesammtstaat. Die allseitige Entwicklung 
des cisleithanischen und das Aufblühen des ungarischen Staates 
bedingen und erhöhen die Entwicklung , das Wohl und die 
Kraft des Gesammtstaates , des Reiches. Und die Macht und 
der Glanz der österreichisch- ungarischen Kaiserkrone erstrahlt 
wieder und spiegelt sich in den Kronen der Sonderstaaten, die 
neben, nicht unter der Reichskrone stehen. 

3. Das Wesen des Ausgleiches des Jahres 1867. 

Ist Oesterreich-Ungarn nach seiner heutigen Verfassung 
ohne Zweifel ein constitutionell-monarchischer Bundesstaat mit 
zwei Constitutionen - monarchischen Einzelstaaten, „den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern" und Ungarn, 
so ist diese gegenwärtige Staatsform nur der Abschluss einer 
langen, historischen Entwicklung. 

Die Verfassungs - Geschichte es ter r e ichs, 
namentlich seit der pragmatischen Sanction, ist die Ge- 
schichte der Herausbildung des Begriffes des 
Bundesstaates für die Gesammtheit derunterdem 
hab sburgis chen Scep ter vereinigten Königreiche 
und Länder. Immer wurden die beiden grossen Ländercom- 
plexe unterschieden, die Länder der St. Stephanskrone (Ungarn, 
Siebenbürgen, Croatien und Slavonien nebst der Militärgrenze), 
welche für sich einen Staat bildeten unter der Krone des 
heiligen Stephan, und die übrigen deutsch-slavischen Länder, 
die sogenannten Erbländer, welche sich ebenfalls zu einer 
staatlichen Einheit entwickelt hatten. Diese nicht ungarischen 
oder Erbländer wurden seit deni 17. Jahrhunderte (seit dem 
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dreisttigjShrigen Kriege) absolut regiert , während die Länder 
der Stephanskrone eine eonstitutionell-monarehische Verfassung 
hatten. Daneben drängten nun die natürlichen und objectiv- 
identischen Interessen dieser unter Einer Dynastie vereinigten 
Königreiche und Länder zur Bildung einer politischen Ein- 
heit wenigstens gegenüber dem Auslande, gegenüber anderen 
Staaten, und zur Schaffung einer einheitlichen Wehrkraft zum 
Schutze und zur gemeinsamen Vertheidignng aller unter der 
selben Dynastie vereinigten Königreiche und Länder. 

Durch die pragmatische S an ction — diesen „Fun- 
damentalvertrag", diesen „feierlichen Grundvertrag" — wurde 
einerseits aus „den Ländern der ungarischen 
Krone", anderseits aus den „übrigen Ländern und 
Provinzen Seiner Majestät" Ein Staat unter der 
Dynastie Habsburg für dasGrebiet der in der prag- 
matischen Sa nction ausdrücklich als gemeinsam 
bezeichneten Angelegenheiten — „auswärtige Ange- 
legenheiten, Kriegswesen und Finanzwesen" (für die auswärtigen 
Angelegenheiten und das Kriegswesen) — errichtet. Ausser- 
dem „setzte die pragmatische Sanction auch ausdrücklich die 
Bedingung fest, dass die verfassungsmässige staatsrechtliche 
und innere administrative Selbstständigkeit Ungarns unversehrt 
aufrecht erhalten werde". 

Die pragmatische Sanction war die Errichtung des Bundes- 
staates für die unter der Dynastie Habsburg vereinigten König- 
reiche und Länder. Sie schuf den sowohl Ungarn als die „übrigen 
Königreiche und Länder" für das Gebiet der gemeinsamen 
Angelegenheiten umfassenden Gesammtstaat als absolute 
Monarchie; ausserdem bestand der eonstitutionell- 
monarehische Staat Ungarn für den Competenzkreis der 
Angelegenheiten der Stephanskrone, und der absolut-monar- 
chische Einzelstaat, gebildet aus den Erbländem. 

Diese beiden Grundideen: Einheit aller Königreiche und 
Länder, Ungarns und der Erbländer, für das Gebiet der ihnen 
gemeinsamen, der für alle objectiv-identischen Interessen und 
Angelegenheiten — „sta/filienda iiaque in omnern casum etiam 
contra mm extemam , cum viclnLn liegnltt Nostrts haereditariis 

unio^ (Sanctionsdecret Kaiser KarFs VI.) — und staatliche Selbst- 
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ständigkeit namentKcli Ungarns und daher auch der Erbländer 
für ihre Sonderans^elegenheiten, die Idee eines Gesammtstaates 
und zweier Einzelstaaten sind es, welche die Verfassungs- 
geschichte Oesterreichs beherrschen und in den Verfassungen 
dieses Reiches nach Ausdruck ringen. Und diese beiden Grund- 
ideen, — und somit die Idee des Bundesstaates, als welcher das 
absolut-monarchische Oesterreich seit der pragmatischen Sanction 
bestand — waren es, welche, beim Eintritte Oesterreichs in die 
politisch freie, in die constitutionelle Staatsform noch stärker 
hervortraten und ihre Geltung und Verwirklichung in dem 
jetzt politisch - frei zu constituirenden Staatswesen Oesterreich 
forderten. 

Allein diese Idee des constitutionell-monarchischen Bundes- 
staates für alle unter der habsburgischen Dynastie vereinigten 
Königreiche und Länder war in den neuen Verfassungsurkunden 
Oesterreichs seit dem Jahre 1848 bis zum Ausgleichsgesetze 
des Jahres 1867 nicht zur Anerkennung und zum Durchbruche 
gelangt. 

Die erste moderne Verfassungsurkunde Oesterreichs, die 
Verfassung vom 26, April 1848, sollte ihre Wirksamkeit nach 
§. 2 nur auf die heute im Eeichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder erstrecken. Die Verfassung vom 4. März 1849, 
welche nach §. 1 als Reichsverfassung, als Verfassung für 
sämmtliche Königreiche und Länder (also mit Inbegriff der 
Länder der Stephanskrone) erklärt und bestimmt war, wurde 
durch das kaiserliche Patent vom 31. December 1851 (R.-G.- 
Bl. Nr. 3, J. 1852) „ausser Kraft und gesetzliche Wirksamkeit" 
gesetzt. 

Das Octoberdiplom aber und das Februarpatent konnten, 
soweit sie eine Reichsverfassung für alle Königreiche und 
Länder enthielten, factisch nicht zur allseitigen Anerkennung 
gebracht werden. 

So bestand bis zum Ende des Jahres 1867 keine 
gemeinsame constitutionelle, keine politisch- 
freie österreichische Reichsverfassung. Namentlich 
die in dem kaiserlichen Patente vom 26. Februar 1861 ange- 
strebte Gesammtverfassung für alle Königreiche und Länder 
war an dem Widerstände Ungarns gescheitert. Nach der An- 
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Behauung Ungarns verletzte diese Geaainratverfassung dur<;h 
den dem „weiteren Keicbsrathe" gegebenen Competenzkreis, 
welcher über den Umfang der in der pragmatischen 
Sanction festgesetzten gemeinsamen Angelegen- 
heiten hinauagieng, den Staat Ungarn und seine 
historisch entwickelte alte Verfassung. 

Die Staate rechtliche Situation am Ende des Jahres 1867, 
unmittelbar vor dem Ausgleiche, war somit folgende: 

Für das durch die pragmatische Sanction bezeichnete und 
begrenzte Gebiet der gemeinsamen Angelegenheiten, derjenigen 
Staatsangelegenheiten, welche allen unter der habsburgischen 
Monarchie vereinigten Königreichen und Ländern — Ungarn 
nnd deuErbländem — gemeinsam sind, bestand rechtlich 
und factisch der absolute Staat, das absolute Kaiaer- 
thum Oeaterreich , wie die politische souveräne Einheit aller 
dieser Länder nach dem kaiserlichen Patente vom II. August 
1804 völkerrechtlich und staatsrechtlich bezeichnet wurde. 
Die gemeinsamen Reichaangelegenheiten wurden von der ge- 
meinsamen, österreichischen Krone in absoluter Weise verwaltet 
und geregelt. 

Dagegen war für die rein ungarischen öffentlichen Ange- 
legenheiten , fiir den Competenzkreis der Stephanakrone die 
ungarische constitutiouelle Verfassung wieder anerkannt und 
hergestellt worden. (Allerh. Handschreiben vom 17. Februar 
1867 über die Bildung des königlich ungarischen Ministeriiims, 
L Gesetzartikel vom Jahre 1S67 über die Krönung des König?, 
Gesetzartikel II. VII, VIII.) 

Ungarn hatte somit seine lang ersehnte staatliche Selbst- 
ständigkeit wieder erhalten. 

Andererseits bildeten auch die deutsch -sla viachen Länder, 
il. i. die Gesammtheit der heute „im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder" einen politisch freien Staat. In den 
Erbländern war das Februarpateat, soweit es eine constitutio- 
nelle Verfassung fiir die habsburgischen Länder mit AusschluBS 
der Länder der Stephanakrone enthielt, rechtlich und factisch 
in Kraft. Neben dem Constitutionen -monarchischen Staate 
Ungarn mit seiner alten Verfassung stand die constitutiouelle 
Monarchie, welche aus dea „im Reichsrathe vertretenen Konig- 
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reichen und Ländern" gebildet war, mit ihrem jungen Ver- 
fassungsleben. Das Staatswesen, welches mit dem 
Namen Oesterreich bezeichnet wurde, war daher 
unmittelbar vor dem Ausgleiche des Jahres 1867 
ein Bundesstaat. Dieser Bundesstaat bestand 
aus dem absolut-monarchischen Gesammtstaate 
„Oesterreich** und aus den beiden constitutionell- 
monarchischen Einzelstaaten Cisleithanien und 
Ungarn. 

Es war nun unmöglich, ein und dasselbe Volk einen 
Theil seiner öffentlichen Angelegenheiten und Interessen — 
die Einzelstaatsangelegenheiten — in eigener freier Selbst- 
bestimmung — in politischer Freiheit — bestimmen und 
besorgen zu lassen, andererseits dieses selbe Volk für ein 
anderes Gebiet seiner öffentlichen Angelegenheiten — für den 
Competenzkreis des Gesammtstaates — in staatlicher Unfrei- 
heit za belassen und absolut zu regieren. Und so musste 
nothwendig den Cisleithaniern und den Ungarn auch für die 
ihnen gemeinsamen — damals noch österreichischen — Gesammt- 
staatsangelegenheiten die politische Freiheit gewährt werden, 
Cisleithanien und Ungarn mussten ihren einheitlichen Willen 
in Betreff der Besorgung dieser einheitlichen gemeinsamen 
Angelegenheiten — „auswärtige Angelegenheiten", „Kriegs- 
wesen" und „Finanzwesen" — frei aussprechen und zur Geltung 
bringen können. Es war somit nothwendig geworden eine 
Form zu schaffen für die Mitwirkung des aus Cisleithanien 
und Ungarn bestehenden politischen Staatsvolkes an der 
Besorgung der gemeinsamen österreichischen Reichsangelegen- 
heiten. Es lag die Nothwendigkeit der Schaffung einer (mit 
Rücksicht auf die Cisleithanier und Ungarn) gemeinsamen 
politisch -freien Reichsverlassung für den Gesammtstaat mit 
dem ihm durch die pragmatische Sanction gesetzten Competenz- 
kreise vor ; es war unerlässlich, auch den absoluten Gesanunt- 
staat „Oesterreich" im monarchischen Bundesstaate Oesterreich 
in die Constitutionen - monarchische Staatsform eintreten zu 
lassen — natürlich unter vollkommener Aufrechterhaltung 
der Souveränetät und des Competenzkreises der Einzelstaaten 
Ungarn und Cisleithanien. 
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Und diese „zwei Crrundideen (Gesetzartiltel XII t}. 4) I 
hat der ungarische Reichstag bei Bestimmung jener Verhält- I 
uisse vor Äugen gehalten, welche Ungarn mit den übrigen 1 
unter der Regierung des gemeinsanien Fürsten stehenden j 
Ländern gemeinsam betreffen" : 

1. „Den Verband, welcher etnerseita zwischen den Ländern I 
der ungariechen Krone, anderseits zwischen den übrigen 
Ländern und Provinzen Sr. Majestät rechtHeh besteht, beruhend 
auf der dnrcii lüe Gesetzartikel 1 , ü und '6 vom Jahre 1723 
angenommenen pragmatischen Hanction" i^XLl §■ Ij — d, h, 
den gemeinsanien Staat Oesterreich-Üngarn ; 

2. „Die Bedingung, dass die verfassungsmässige staats- 
rechtliche und innere administrative Selbstständigkeit Ungarns I 
onverBehrt aufrecht erhalten werde, welche die pragmatische I 
Sanction auch ausdrücklich festsetzte" {X.11 §. 3) — d. h, den | 
Einzelstaat Ungarn. 

Konnte Ungarn seinen Willen — und damit die Idee 
des Bundesstaates für Oesterreich - Ungai-n — klarer aus- 
sprechen ? 

Der Vorgang nun , welcher bei dem ZustandekommeD \ 
dieser gemeinsamen österreichisch-ungarischen Keichsverfassong j 
stattfand, war folgender: 

Der Entwurf der zu schaffenden Keichaverfaasung wurde 
nicht von der österreichischen Regierung vorgelegt, sondern 
man wollte die neue Reichsverfassung durch die Reichsver- 
tretnng selbst ausarbeiten und festsetzen lassen, sie sollte aus 
dem Willen des Reichsvolkes selbst — der Cisleithanier nnd ' 
Ungarn — über die Art und Weise der Beliandiung der Reichs- 
angelegenheiten hervorgehen. Und da der Versuch der Schaffung 
Tind Durchführnng einer gemeinsanien Reichsverfasaung, welche 
gegen den Willen und ohne die Mitwirkung namentlich Ungarn» 
erlassen worden, an dem Willen und Widerstände Ungarns 
gescheitert war, so Hess man niinmelir, um des Gelingena i 
des abermaligen Versuches der Scliaffung einer gemeinsamen 
Reichs Verfassung sicher zu sein, den Reichstheil — nicht den 
'souveränen Staat — Ungarn selbst diesen Entwurf der neuen 
Österreichischen Reichs Verfassung für die Behandlung der 
allen Königreichen und Ländern gemeinsamen Angelegenheiten 
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ausarbeiten und festsetzen. Und zwar berief man nicht etwa 
auf Grund eines provisorischen ßeichswahlgesetzes eine solche 
erste österreichisch-ungarische constituirende Volksvertretung 
behufs Ausarbeitung der gemeinsamen ßeichsverfassung ein, son- 
dern man wählte zur Ausarbeitung der österreichisch - ungari- 
schen Verfassung dieselben Personen, welche — in ihrer Eigen- 
schaft als ungarische Staatsangehörige — für die rein unga- 
rischen Staatsangelegenheiten das Parlament des souveränen 
Staates Ungarn bildeten. Selbstverständlich bedurfte dieser nur 
von einem — der beiden politisch gleichen — ßeichstheile 
ausgearbeitete Reichsverfassungsentwurf, dieser Vorschlag über 
„die Beliandlungsweise der gemeinschaftlichen Angelegenheiten" 
(XII §. 26) der Zustimmung auch des anderen Theiles, der 
anderen Reichshälfte , als deren Theilvertretung ebenfalls der 
Reichsrath ernannt und berufen wurde. Daher konnten — 
da der von Ungarn festgesetzte Original-Text der österreichisch- 
ungarischen Reichsverfassung — formell — als ein ungarischer 
Gesetzartikel inarticulirt wnrde, als ob er eine königlich 
ungarische Staatsverfassung enthielte — »jene Verfügungen 
dieses" — formell ungarischen , materiell gemeinsamen öster- 
reichisch-ungarischen — „Gesetzartikels jedoch, welche sich 
auf die Behandlungsweise der gemeinsamen Angelegenheiten 
beziehen, thatsächlich erst dann in Wirksamkeit treten, wenn 
die übrigen, nicht zur ungarischen Krone gehörigen Länder 
Sr. Majestät dem Inhalte derselben auch ihrerseits auf 
constitutionellem Wege beigetreten sein werden^ (Schluss- 
bestimmung des Gesetzartikels XII). 

Da man den cisleithanischen Reichsrath als dasjenige 
(Theil-) Organ erklärte, welches die Zustimmung des in der 
Reichsprovinz Cisleithanien ansässigen Theiles des österreichisch- 
ungarischen Staatsvolkes in Betreff der vom Reichstheile Ungarn 
— vom Reichstage — entworfenen gemeinsamen Staatsverfassung 
auszusprechen habe, so hatte man dadurch schon den Reichstag 
und Reichsrath zusammen als Theile der ersten gemeinsamen 
Volksvertretung erklärt und zusammenberufen, aus deren 
Schoosse nun die gemeinsame Verfassung hervorgehen sollte. 
Reichstag und Reichsrath waren also schon als 
österr eichisch-ungarische Theil Organe, sie waren 
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zusa m men schon als der weit er e Reichstag zur A US- I 
arbeitung derconstitiitionellenReichsverfaaauiig | 
von der Krone berufen worden. Und diese beiden Theile 1 
leisteten ancli der AUerhöehsten Aufforderung der Thronrede | 
F"lge, „von den Principien der als gegenseitige ßecbtsbasis an- 1 
erkannten pragmatischen Sanetion ausgehend, für Modalitäten 1 
tu sorgen, mittelst welcher sowohl die, auch durch die präg- I 
matische Sanotion gewährleistete staatsrechtliche und innere 1 
administrative Selbstständigkeit Ungarns und seiner Neben- 1 
länder ^resp. Cisieithaniens) als auch die Lebensbedin- I 
gungen der Sicherheit und des Fortbestandes der! 
Monarchie unversehrt gewahrt werden, zugleich I 
aber einerseits den Ländern der ungarischen j 
Krone und andererseits den übrigen Ländern und I 
Provinzen Sr, Majestät die co nstitutionelle Einflusa- ] 
nähme auf die verfassungsmässige Behandlung J 
der oben erwähnten gemein sa inen Angelegenheiten I 
gesichert werde". Denn „mit aufrichtiger Freude begrüsste 1 
der Reichstag diese A. h. Entachlieasung Sr. Majestät, durcli j 
welche Allerhöchstdieselben das constitutionelle Regie- ' 
rungssystem in der ganzen Monarchie zu begründen 
und hiednrch den Glanz Ihres Thrones und die Kraft and 
Macht der Monarchie auf die Betheiligung aller Hirer Völker 
an den öffentlichen Angelegenheiten, als auf die naturgemäss 
somit festeste Grundlage zu basiren wünschten," nÄus diesem | 
Grunde konnten es die Stände und Repräsentanten Ungarns | 
nicht unterlassen, für Modalitäten zu sorgen, welche es möglich 
machen, dass jener Fundamentalvertrag, welcher .... einerseits .... 
den einheitlichen und untheilbaren Besitz der z um Verbände ' 
der Monarchie gehörigen Län<ler und Provinzen, 
andererseits aber die aelbstständige legislative und administrative 
Unabhängigkeit Ungarns sicherte, im Wesentlichen auch für 
die Zukunft aufrecht erhalten werde." (Einleitung zum GesetJs- 
artikel XIL) 

Das grosse Ziel war somit erreicht, die Cisleithanier und J 
die Ungarn heriethen thatsächlich — wenn auch nicht in dem- I 
selben Saale — Eine gemeinsame constitutionelle ^ 
Verfassung, eine Form fiir die gemeinsame parlamentarische 
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Behandlung „der Gegenstände, deren obenerwähnte Gemein- 
samkeit, als aus der pragmatischen Sanetion fliessend, ange- 
sehen wird". Sowohl der Reichstag als der Reichsrath setzte 
zum Inhalte seines Willens die Form, in welcher die Ungarn 
und die Cisleithanier , also beide Reichstheile diese gemein- 
samen Angelegenheiten parlamentarisch — in gleicher Art und 
Weise — behandeln sollten. Der Gresetzeatext, den jeder Theil 
verfasste, enthält die Normen — und zwar natürlich die im 
Wesentlichen identischen Bestimmungen — über die Mitwirkung 
beider untrennbaren Reichstheile zu der constitutio- 
nellen Behandlung der gemeinsamen, österreichisch-ungarischen 
Reichsangelegenheiten, d. h. sowohl der ungarische als der 
deutsche Ausgleichstext enthält die Eine österreichisch- 
ungarische Reichsverfassung. 

Dieser von beiden halben Reichsvertretungskörpern an- 
genommene, in allen wesentlichen Bestimmungen identische 
deutsche und ungarische Text der gemeinsamen Reichsverfassung 
war durch die Sanetion der österreichisch-ungarischen gemein- 
samen Krone Gesetz geworden, er wurde die erste in beiden 
Reichsprovinzen rechtlich anerkannte und that- 
sächlich durchgeführte gemeinsame Staatsver- 
fassung. 

Zugleich mit diesem Reichsge setzgebungsacte, 
welcher die Reichs Verfassung für den Gesammtstaat' — nun 
Oesterreich-Ungarn genannt — schuf, erfolgte der Abschluss 
eines cisleithanisch-ungarischen Staatsvertrages 
zwischen den beiden souveränen Einzelstaaten, in welchem sich 
die beiden Staaten gegenseitig verpflichteten, gewisse in den 
Competenzkreis der Einzelstaaten gehörige und ihrer souve- 
ränen Gesetzgebung unterliegende Staatsangelegenheiten, „nach 
gleichen von Zeit zu Zeit zu vereinbarenden Grundsätzen" legis- 
latorisch zu behandeln. Die beiden Staaten kamen überein, in 
Betreff* bestimmter taxativ aufgezählter Sonderstaatsangelegen- 
heiten immer für einen bestimmten Zeitraum — 10 Jahre — cis- 
leithanische und ungarische Gesetze mit identischem Inhalte zu 
schaffen. Diese Gegenstände, welche „nach gleichen von Zeit 
zu Zeit zu vereinbarenden Grundsätzen behandelt werden 
sollen**, sind im Ausgleichsgesetze §. 2 aufgezählt; dabei ist 
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jedoch „die Peststellung des Wehrsystems**, soweit dies die 
stellende Armee betrifft, davon auszunehmen ; denn die Art und 
Weise der Erfüllung der Wehrpflicht seitens der öster- 
reichisch-ungarischen Reichsangehörigen in ihrem 
eigenen Staate und für ihren eigenen Staat — d.h. 
in der gemeinsamen österreichisch-ungarischen Armee — kann 
weder durch ein cisleithanisches oder ungarisches 
Wehrgesetz, noch durch ein cisleithanisches und ungarisches 
Wehrgesetz mit identischem Inhalte gesetzlich geregelt werden. 
Diese Gegenstände des §. 2, Gesetzartikel XII §§. 52 — 65, welche 
„nach gleichen von Zeit zu Zeit zu vereinbarenden Grundsätzen 
behandelt werden sollen", sind sonach: 

1. die commerciellen Angelegenheiten, speciell die Zoll- 
gesetzgebung Xn §§. 58—62, §. 64; 

2. die Gesetzgebung über die mit der industriellen Produc- 
tion in enger Verbindung stehenden indirecten Abgaben XTT §. 63 ; 

3. die Feststellung des Münzwesens und des Geldfusses 
XII §. 66 ; 

4. Verfügungen bezüglich jener Eisenbahnlinien, welche 
das Interesse beider Reichshälften berühren XII §. 65. 

Diese Gegenstände sind also immer durch einen die De- 
tailbestimmungen enthaltenden cisleithanisch-ungarischen Staats- 
vertrag zu regeln, zu dessen Abschluss — vorbehaltlich seiner 
Genehmigung durch die beiden Sonderstaatsparlamente — die 
Einzelstaatsministerien berechtigt und verpflichtet sind. Dieser 
Staatsvertrag — das Zoll- und Handelsbündniss — ist, nach- 
dem es vom cisleithanischen Staatsoberhaupte und vom Träger 
der Stephanskrone ratificirt worden, in den beiden Staaten 
Cisleithanien und Ungarn zu publiciren. 

Allein auch der Abschluss dieses „Zoll- und Handels- 
bündnisses** liegt wohl — mit Rücksicht auf die Gemein- 
samkeit der auswärtigen Angelegenheiten, also 
mit Rücksicht auf die Gemeinsamkeit der wirthschaft- 
lichen Beziehungen zum Auslande — nicht vollständig 
im freien Belieben der Einzelstaaten. 

Der Ausgleich des Jahres 1867 enthielt somit: 

1. einen staatsrechtlichen Act, und 

2. einen völkerrechtlichen Act. 

R. Dänischer. D. Bundesstaa': Oesterreich-Üngarn. ^3 
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Was 1. den staatsrechtlichen Act anlangt, so bestand 
dieser in einem österreichisch-ungarischen Reichs- 
gesetzgebungsacte, nämlich in der Erlassung der 
österrei chisch - ungarischen Eeichsverfassung — 
d. i. des Ausgleichsgesetzes, soweit dieses Gresetz Bestimmungen 
über den Umfang und die Behandlungsweise der gemeinsamen 
Angelegenheit enthält. 

Denn die Reichsverfassung entstand natürlich nicht etwa 
im Wege des Vertrages. Das Reich mit dem Com- 
petenzkreise,wieerinderpragmatischenSanction 
festgesetzt worden, stand ausserhalb des Ver- 
trages oder der Anerkennung von Seite der Einzel- 
staaten. Der monarchische Gresammtsta at war das 
Vertragslose und seine constitutionelle Verfassung 
konnte nur im Wege der Reichsgesetzgebung geschaffen werden. 
In Folge derjenigen Bestimmungen des Ausgleiches, welche 
Reichsgesetze sind, vollzog sich die Umgestaltung des 
Gesammt Staat es, d.i. der absoluten österreichischen 
Monarchie, in die constitutionelle „österreichisch- 
ungarische Monarchie". In Betreff der Reichsangelegen- 
heiten war natürlich jede Ingerenz der Sonderstaaten und jeder 
Vertrag derselben über sie ausgeschlossen. Daher war auch die An- 
erkennung oder Nichtanerkennung der durch die absolute Verwal- 
tung der Reichsangelegenheiten — d. i. der auswärtigen Ange- 
legenheiten, des Kriegs- und Finanzwesens — entstandenen 
Staatsschuld etwa von Seite eines Einzelstaates ^o^) als 
öiner eigenen Schuld eine Unmöglichkeit. Diese durch die absolute 
Verwaltung des Reiches Oesterreich — es bestand ja factisch 
bis zur gemeinsamen Reichsverfassung des Jahres 1867 keine 
constitutionelle Verfassung — entstandene Staatsschuld war 

^^^) XII §. 53. „Die Staatsschulden betreifend, können Ungarn, kraft 
seiner verfassungsmässigen Stellung, strenge genommen, solche Schulden, welche 
ohne die gesetzliche Einwilligung des Landes contrahirt wurden, rechtlich nicht 
belasten. 

§. .54. Allein dieser Reichstag hat bereits erklärt, dass, „wenn in unserem 
Vaterlande, sowie in den anderen Ländern Sr. Majestät ein wahrhafter Consti- 
tutionalismus je früher factisch in's Leben tritt, derselbe bereit ist, das, was 
ihm zu thun erlaubt ist und was er ohne Verletzung der Selbstständigkeit und 
constitutionellem Bechte des Landes thun kann, auch über das Mass seiner 
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el^'n die Schuld der beiden Provinzen Cisleitlianien 
und Ungarn als untrennbare Einheit. Ungarn und Cislei- 
tlianien hatten diese Staatsschuld — soweit sie aus der Ver- 
waltung der gemeinsamen Keichsangelegenheiten entstanden 
war — als Einheit, als absoluter Gesamnitstaat gesetzlich durch 
die absolute (gemeinsame) österreichische Krone contrahirt. 
St»lbstverstäiidlich musste nun auch die neue constitutio- 
ne 1 1 e (i es a m m t m o n a r c h i e (das österreichisch -ungarische 
Jieich) — also deren jetzt po 1 i ti seh - f r eie untrennbare 
Theih» Ungarn und (asleithanien — diese von ihr selbst, wenn 
auch unter anderem Namen aufgenommene Staatsschuld als 
ihre eigene anerkennen. 

Eine ganz andere Frage war die, wie der souveräne 
E i 11 z e 1 s t a a t U n g a r n sich zu den durch die Stephanskrone 
„ohne gesetzliche Einwilligung des Landes contrahirten" 
ungarischen Staatsschulden, d. i. zu denjenigen Staatsschulden, 
welche zur Bestreitung des ungarischen Staatshaushaltes auf- 
genommen und verwendet worden waren, verhalten wollte. 

Aber auch bezüglich der vom Staate Ungarn durch „das 
Verfahren des absoluten Systemes angehäuften Lasten" konnte 
der nun wieder constitutionelle Staat Ungarn wohl nicht ihre 
Anerkennung und seine Haftung hiefür verweigern; und 
gewiss war es unzulässig, einen anderen Staat, etwa das 
Reich oder gar „die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder * als Schuldner und Zahlungspflichtige der königlich 
ungarischen Staatsschulden — soweit diese bestimmt werden 
konnten — zu erklären. 

Da der Ausgleich somit vorwiegend ein Act der Reichs- 
gesetzgebung war und das Ausgleichgesetz zum grössten 
Theile die gemeinsame Reichsverfassung enthält — welche 

{resf^tzlirh vorgüscliriolieuen Pflicht hinaus auf Grundlage der Billigkeit und 
])0litis('hen Hück^ichteu zu thun, damit unter junen schweren LaHten, welche da» 
Verfuhren des absoluten Systems angeliäuft , nicht der Wohbtand der übrigen 
I^änder Sr. Majestät und mii diesem auch jener Ungarns zusammenbreche und 
die srhüdlichen Folp'U der Hl)g:elaufeuen schweren Zeiten abgewendet werden. 

§. 55. Diesen Itiicksirbten p'niuss und allein auf Grund derselben ist das 
Land bereit, einen Theil der Staatssehuldenlast zu übernehmen und zu die.sem 
Zwecke im Wege vuiiituti^rer Verhandlungen mit den andern Ländern Sr. Majestät 
alit freie Nation mit einer freien Nution eine Vereinbarung zu tretten.** 

Ji3» 
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allerdings durch die übereinstimmenden CoUectivstimmen der 
beiden Reichstheile (Reichsprovinzen) angenommen worden 
war — ergibt sich auch leicht die Beantwortung der Frage, 
welches die rechtliche Folge des Nichtzustandekommens 
des Ausgleiches gewesen wäre? 

Diese Folge wäre gewesen: Fortbestand des monar- 
chischen Bundesstaates Oesterreich in derjenigen 
Form, in welcher er eben vor dem Ausgleiche existirte, d. h. 
Fortbestand des absoluten Gresammtfltaates Oester- 
reich für den durch die pragmatische Sanction 
festgesetzten Kreis der gemeinsamen Angelegen- 
heiten und der beiden constitutionell-monarchi- 
schen Einzelstaaten Ungarn und Cisleithanien 
für ihre Sonderstaatsangelegenheiten. Die Reichs- 
angelegenheiten waren dann der Natur der Sache nach und 
gemäss der bisherigen absoluten Oesammtstaatsverfassung in 
absoluter Weise durch die österreichische Krone mittelst des 
Organismus der österreichischen Reichsgewalt zu besorgen und 
zu erledigen. 

Dann enthielt der Ausgleich : 

2. einen völkerrechtlichen Act, zunächst die gegenseitige 
Anerkennung der Einzelstaaten und dieser durch das Reich; 
femers einen internationalen Vertrag zwischen den Einzel- 
staaten Cisleithanien und Ungarn über die Art und Weise 
ihrer Gesetzgebung und Verwaltung in Betreff einer Gruppe 
correspondirender eigener Staatsangelegenheiten. 

So hatte der Ausgleich zu seiner Voraussetzung die Exi- 
stenz und die Idee des Bundesstaates, d. h. einerseits die staat- 
liche Einheit Ungarns und der deutsch-slavischen Länder, ander- 
seits die staatliche Selbstständigkeit Ungarns und Clsleitha- 
niens. Das Reich und die gemeinsamen Angelegenheiten wurden 
natürlich nicht etwa durch den Vertrag der Einzelstaaten im 
Jahre 1867 gegründet und geschaffen. Und darum mochte die 
(Reichs-)Regierung wohl auch dem „Vertretungskörper der 
einen Reichshälfte" Cisleithanien, dem Theile „Reichsrath" des 
weiteren Reichstages eine mit dem ungarischen Reichsverfas- 
sungsentwurfe identische Regierungsvorlage nur in Betreff 
des gemeinsamen Behandlungsmodus der öster- 
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reic Ins eh- ungarischen Reichsangelegenheiten vor- 
gelegt haben; deshalb dürfte sie es unterlassen haben, in ihrer 
Vorlage auch den Bestand und die Competenz des 
Reiches — den Umfang der gemeinsamen Angelegenheiten 
— noch einmal der Reichsgesetzgebung zu unterwerfen. 

Und weil der Ausgleich den Begriff des Bundesstaates 
zu seiner Voraussetzung und Unterlage hatte, bestand er selbst 
nothwendig aus einem staatsrechtlichen und einem völkerrecht- 
lichen Acte. 

In diesem staatsrechtlichen Acte aber des Ausgleiches 
vom Jahre 1867 — in der österreichisch -ungarischen Reichs- 
verfassung — sind es zwei grosse Ideen, welche ihre Vereini- 
gung gefunden : Einheit und Freiheit! Die Idee der staat- 
lichen Einheit — der Reichseinheit — aller Königreiche 
und Länder des alten Oesterreich — der deutsch-slavischen Länder 
und der Länder der Sfcephanskrone — fiir das G-ebiet der ihnen 
gemeinsamen Angelegenheiten; eine Idee, lang verwirklicht in 
der Vergangenheit, gefestigt und geheiligt durch das Recht 
(pragmatische Sanction) und die Geschichte, jetzt in der neuen 
Reichsform : Oesterreich-Ungarn erscheinend ; dann die Idee der 
politischen Freiheit aller Völker dieses Reiches Oester- 
reich-Ungarn, gefordert durch die Gegenwart und die Entwick- 
lung der Reichövölker selbst, verwirklicht und gesichert durch 
das junge constitutionelle Reichsrecht, durch die erste recht- 
lich und factisch bestehende gemeinsame Verfassung aller 
unter dem Habsburgischen Scepter vereinigten (natürlichen) 
Nationen. 

Vergangenheit und Gegenwart sind versöhnt, die alte 
Idee der Einheit verbunden mit der neuen Forderung der Gegen- 
wart, d. i. mit der politischen Freiheit! Und in das Vertrauen 
auf das Genügen und die Festigkeit des Bestehenden und dessen 
organisches klares Ausreifen schimmert die Hoffnung der Zu- 
kunft ! Denn wenn es gestattet ist, aus der kurzen Spanne Zeit 
von IH Jahren für das Leben eines Staates einen Schluss zu 
ziehen, so ergibt sich der, dass mehr und mehr die feste und 
beruhigende Ueberzeiigung Platz gegriffen, es sei der Bundes- 
staat, der G es am mt Staat mit zwei Einzel Staaten 
— Ungarn und den deutsch-slavischen Ländern — die grosse 
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Form, in welcher Oester reich seine hohen von der 
Weltgeschichte vorgezeichneten Aufgaben er- 
füllen werde. 

Wohl zeigt der Gesammtstaat, die Einheit Cisleithaniens 
und Ungarns, noch die Spuren der Elemente, aus denen das 
ßeich entstand. Noch heute wird der einheitliche Reichswille 
in erster Linie — sowohl unmittelbar als mittelbar — durch 
die zusammenstimmenden Theilwillen der beiden Reichstheile 
(Provinzen) Ungarn und Cisleithanien erzeugt, als ob diese 
österreichisch - ungarischen Provinzen selbstständig wollende 
Gesammtpersönlichkeiten in Betreif der Reichsangelegenheiten 
wären, wie diess andererseits Ungarn und Cisleithanien als 
souveräne Staaten für ihre Sonderstaatsangelegenheiten sind. 
Es will das Ausgleichsrecht noch so viel als möglich auch den 
Inhalt des einheitlichen Reichswillens durch die Sonderinter- 
essen der beiden Reichstheile beeinflussen lassen. 

Aber gewiss ist dieses Ausgleichsrecht der rechtliche 
Ausdruck der organischen Einheit Cisleithaniens und Ungarns, 
und andererseits ihrer staatlichen Selbstständigkeit und Sou- 
veränetät. Dieses Ausgleichsgesetz, welches schon auf dem 
Boden des Bundesstaates erwuchs, hat diesen Begriff des 
Bundesstaates „Oesterreich- Ungarn" in das constitutionelle 
Reichsstaatsrecht gefasst; es ist in seiner praktischen und 
rechtlichen Geltung der Beweis, dass dieser Bundesstaat in der 
Wirklichkeit des Lebens und auch in der Form des Rechtes 
besteht, dass er ein der Anlage nach in Oesterreich lang Vor- 
handenes, nunmehr zur Wirklichkeit Ausgestaltetes 
wahrhaft Seiendes, ein hz^^zix 3v ist. 

Und in diesem Geiste muss das Ausgleichsrecht ver- 
standen und fortentwickelt werden — dann allein wird es erfasst 
und gehandhabt im Geiste seines Schöpfers. Denn es leuchtet 
aus dem Gesetze diese Idee seines Schöpfers: Zwei souve- 
räne von dem Reiche und von einander rechtlich 
unabhängige Staaten Cisleithanien undUngarn für 
das Gebiet ihrer Sonderinteressen, Ein souveränes und 
den Einzelstaaten gegenüber rechtlich unabhängiges Reich 
Oesterreich-Ungarn für die, beiden gemeinsamen, öster- 
reichisch-ungarischen öffentlichen Staatsangelegenheiten ! 
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Auf dem Gebiete der gemeinsamen Angelegenheiten 

ririhus unitinl 

Das historische absohite Kaiserthum Oesterreich ist 
durch den Ausgleich neu gestaltet in Name und Form: 
f]s ward das constitutionell-monarchische Reich Oesterreich- 
Ungarn und die politisch-freien monarchischen Staaten Ungarn 
und (-isleithanien ; es ward der neue constitutionell-monar- 
chische Bundesstaat in dem alten Europa. 
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Berichtigungen. 

Sf ite 23», Zeil« 22 vdu o)»eu , lies statt de« Artikels O des Staatsfi^nuidgesetzeH : ^des 
Artikels 6 des Staatsgrundgesetzes". 

Seite :iiH, Zeile lö von oben, lies statt eine cisleithanische, argnmentiren : „eine cis- 
leitlianische — arp^nientiren'*. 

Seit** :{i7, Zeile 1, lies statt wieder verzichtet, so soll: „wieder verzichtet, so soll". 

Seite 32() , Zeile 21 von olien, lies statt den zweiküptlgen Adler, Reichssigel: „deszwei- 
ki'iptigen Adlers. ReichSHiegels''. 

Seite 335 ^ilo ^ v^^ olieu, lies statt pe/to /ac(i .- ^ptiitio fatii* . 
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